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Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 68. Sitzung vom 9. Juni 1994 

(A) Präsidentin Dr. Laurien eröffnet die Sitzung um t3.0t Uhr. Werkstatt der deutschen Einheit" abgeben wird. Diese Erklärung (C) 
und die Aussprache hierzu werde ich gleich nach der Frage· 
stunde unter der lfd. Nr. 1 A aufrufen. 

:s> 

Präsidentin Dr. Laurlen: Meine Damen und Herren! Ich 
eröffne die 68. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin und 
begrüße Sie alle sehr herzlich. 

[0.1] 

Ehe wir mit der Sitzung beginnen, möchte ich mit großer 
Freude eine Delegation von Abgeordneten und 
Bezirksbürgermeistern aus der Stadt St. 
Petarsburg begrüßen. 

[Beifall] 

Ich hoffe, daß ihre Bitte, daß es zu direkten Kontakten von Abge· 
ordnetenhaus zu Abgeordnetenhaus kommt, erfüllbar wird. 

[0.2] 

Ich habe folgende Mandatsniederlegungen mitzutei· 
Jen: Mit Wirkung zum 31. Mai 1994 haben der Abgeordnete Man· 
fred Preuss, CDU, und mit Wirkung vom 3. Juni 1994 der Abge­
ordnete Dr. Joachim Niklas, SPD, ihre Abgeordnetenhausman­
date niedergelegt. Die Nachrückenden sind noch nicht offiziell 
bekannt. 

[0.3] 

Mit Schreiben vom 7.Juni 1994 hat der Regierende 
8 ü r germeister unter Bezugnahme auf § 34 Absatz 3 der 
Verfassung von Berlin mitgeteilt, daß er eine E rk I ä r u n g zum 
Thema: .,Gleicher Lohn für gleiche Arbeit- Verantwortung in der 

[0.4] 

Ich teile jetzt schon mit - das wissen die Geschäftsführer der 
Fraktionen auch -, daß ich heute keine S po n ta n e 
Fragestunde aufrufen werde. 

[0.5] 

Für die Akt u e II e Stunde sind vier Anträge eingegan· 
gen: 

1. Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU zum 
Thema .,Der Berliner Arbeitsmarkt und die Auswirkungen 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes", 

2. Antrag der Fraktion der POS zum Thema .,Berlin und Bran· 
denburg - eine unendliche Geschichte?!", 

3. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne zum Thema .,Nach 
der Metropolenkonferenz und vor der Weltklimakonfe· 
renz1995 - notwendige Konsequenzen für die Berliner 
Politiku, 

4. Antrag der Fraktion der FDP zum Thema .,Tarifangleichung 
für den öffentlichen Dienst - ein nicht zu verantwortendes 
Wahlgeschenk der großen Koalition zu Lasten aller Bürgeru. 

Inzwischen haben alle Fraktionen mitgeteilt, daß sie auf die 
Durchführung einer Aktuellen Stunde verzichten. 

[0.6] 

Ich weise auf die Konsensliste 

Der Ältestenrat empfiehlt, nachstehende Tagesordnungspunkte ohne Aussprache wie folgt zu behandeln: 

TOP 4 12/4384 Gesetz zum Ersten Rundfunkänderungsstaatsvertrag an Medien (0 
u. JugFam 

TOP 5 12/4410 Erschließungsbeitragsgesetz an BauWohn 
u. Haupt 

TOP 6 12/4441 Fünftes Gesetz zur Änderung des Berliner Naturschutzgesetzes an Umwelt (0 
u. Bauwohn 

TOP 7 12/4453 Gesetz zur Änderung des Berliner Hochschulgesetzes an WissForsch 

TOP 10 12/4381 S·Bahnanbindung des Umlands vertagt 

TOP 12 12/4371 Erleichterung von Wohnungstausch abgelehnt 

TOP 13 12/4378 Verfahren zur Abstimmung des Flächennutzungsplans zwischen 
Brandenburg und den Regionen abgelehnt 

TOP 14 12/4398 Parkraumbewirtschaftung im Straßenzug Niederkirchnerstraße und auf 
dem Parkplatz Niederkirchnerstraße/Stresemannstraße abgelehnt 

TOP 15 12/4399 Führung der durchgehenden Bundesstraßen über den Berliner 
Autobahnring abgelehnt 

TOP18 12/4403 Erprobung des 5-Schichten-Dienstes bei der Polizei angenommen 

TOP 19 12/4404 Berlins großes Gasgeschäft 1 : Prüfung von Alternativen abgelehnt 

TOP 20 12/4405 Erdgasbezug durch die GASAG abgelehnt 

TOP 21 12/4408 Verlängerung bereits erteilter Outdungen für Flüchtlinge aus dem 
ehemaligen Jugoslawien abgelehnt 

TOP 22 12/4458 Beteiligung des Berliner Landesparlaments bei Städtepartnerschaften angenommen 

TOP 24 12/4460 Unantastbarkeit demokratisch gewählter Volksvertreterinnen und Volks· 
vertreter angenommen 

TOP 25 A 12/4469 Änderung des Genehmigungsverfahrens in Immunitätsangelegenheiten angenommen 
und bzw. 
12/4470 erledigt 

- siehe Dringlichkeitenliste -

TOP 27 12/4382 Sicherung des Post~ und Fe.rnmeldegeheimnisses bei der Postreform an BundEuro (f) 
u. lnn 
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TOP 28 12/4383 Wiederaufstellung der Denkmäler im Bereich der neuen Wache Unter 
den Linden II 

TOP 29 12/4411 Verschiebung des Baubeginns für das Mahnmal zu den Bücher· 
verbrennungen auf dem Bebetplatz 

TOP 31 12/4413 Ökologischer und sozialverträglicher FNP (1 03 - 126) 
a bis bis 
X 12/4436 

y bis 12/4462 Rächennutzungsplan Berfin ~ 994 
bis Verfahren 

cc 12/4466 Änderung zum FNP 

TOP 32 12/4445 Einrichtung eines Arbeitsbereiches .Zweisprachige Erziehung" 

TOP 33 12/4446 Sicherung des finanziellen Sonderprogramms für in ihrer Existenz 
durch Baumaßnahmen bedrohte Händler und Gewerbetreibende 

TOP 34 12/4447 Untersetzung des Landesabfallgesetzes (LAG) durch den Erlaß von 
Verwaltungsrichtlinien und Dienstanweisungen zur umweltfreundlichen 
Beschaffung und Auftragsvergabe 

TOP 35 a) 12/4448 Übertragung von freien Trägem und Projekten des Sozialsenates in die 
Verwaltungs· und Finanzverantwortung der Bezirke 

b) 12/4449 Übertragung von freien Trägern und Projekten der Senatsgesundheits-
verwaltung in der Verwaltungs· und Finanzverantwortung der Bezirke 

c) 12/4450 Übertragung von Frauenprojekten aus der Senatsverwaltung für Arbeit 
und Frauen in die Verwaltungs· und Finanzverantwortung der Bezirke 

d) 12/4451 Übertragung von freien Trägem und Projekten der Senatsjugendver-
wa!tung in die Verwaltungs· und Rnanzverantwortung der Bezirke 

e) 12/4452 Übertragung von freien Trägem und Projekten in der Senatsverwaltung 
für Schute, Berufsbildung und Sport in die Verwaltungs- und Rnanz· 
verantwortung der Bezirke - Sportprojekte 

TOP 36 12/4454 Errichtung einer Stiftung Freundschaftsinitiative Berlin·GUS 

TOP 37 12/4455 Pilotversuch für die Verbesserung des Verkehrsfunks 

TOP 38 12/4456 Stadtsimulation am Brandenburger Tor 

TOP 39 12/4457 Auflöung der bezirkliehen Gärtnereien und Baumschuten 

TOP41 12/4437 Entlastung wegen der Einnahmen und Ausgaben des Rechnungshofs 
von Berlin im Haushaltsjahr 1 993 

[0.7] 

und auf das Verzeichnis der eingegangenen Dringlichkeilen 
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1. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 2. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion 
der FDP über Gesetz zur Änderung der Verfassung von Berlin 

- Drs 12/4491 -

2. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 2. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über 27. Gesetz zur Änderung der Verfassung von Berlin 

- Drs 12/4490 -

3. Beschlußempfehlung des Recht~ausschusses vom 2. Juni ~ 994 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Gesetz zur Anderung des Gesetzes über den Verfassungsgerichts· 
hof 

- Drs 12/4492 -

} 
} 

an Stadt 

bereits vorab 
an Stadt 

bereits vorab 
an Sonderaus· 
schuß FNP 

an Sonderaus· 
schuß FNP 

en Schul 

an WiTech 
u. Haupt 

an Umwelt 

an Soz 
u. Haupt 

an Ges 
u. Haupt 

an Frau 
u. Haupt 

an JugFam 
u. Haupt 

an Sport 
u. Haupt 

an Haupt 

an VuB 

en Stadt 
u. Haupt 

an Stadt 
u. Haupt 

an Haupt 

nach Anerkennung 
der Dringlichkeit" 
zu behandeln 

als TOP 3 A 

als TOP 3 B 
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4. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Gesundheit vom 2. Juni 1994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zur Vortage - zur Beschlußfassung - über Gesetz 
zu dem Abkommen über die Errichtung und Finanzierung des Instituts für medizinische 
und pharmazeutische Prüfungsfragen 

- Drs 12/4508 -

5. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Jugend und Familie vom 8. Juni 1994 und 
des Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zur Vorlage - zur Beschlußfassung - über 
Gesetz zum Staatsvertrag über die Errichtung der Zentralen Adoptionsstelle Berlin~ 
Brandenburg (ZABB) 

- Drs 12/4509 -

6. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie vom 16. Mai 
1994 und des Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zu Vorlage - zur Beschluß· 
fassung - über Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Übernahme von 
Landesbürgschaften für Betriebsmittel~ und Investitionskredite an Berliner Betriebe 

- Drs 12/4516-

7. Beschlußempfehlungen des Rechtsausschusses vom 2. Juni 1994 und des Haupt· 
ausschusse~ vom 8. Juni 1994 zur Vorlage - zur Beschlußfassung - über Drittes 
Gesetz zur Anderung des Gesetzes über eine Vergnügungsteuer für Spielautomaten 

- Drs 12/4517-

8. Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion del" SPD über Gesetz zur Ang!eichung 
der Einkommensverhältnisse im öffentlichen Dienst Berlins (Einkommensangleichungs· 
gesetz) - EinkommangG -

- Drs 12/4519-

9. Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU über Erstes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverlassungsgesetzes 

- Drs 12/4520 -

10. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusse_~ vom 2. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der SPD über Anderung des Genehmigungsverlahrens in 
Immunitätsangelegenheiten 

- Drs 12/4469 -

11. Beschlußempfehlun~ des Rechtsausschusses vom 2. Juni 1 994 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über nderung der Anlage 2 zur Geschäftsordnung des Abgeordneten-
hauses von Berlin - Richtlinien in Immunitätsangelegenheiten -

- Drs 12/44 70 -

12. Beschlußempfehlungen des Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zur Vorlagen - zur 
Beschlußfassung - gemäß § 38 der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 
Berlin {Nrn. 19 und 20/1994 des Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

- Drs 12/4510 und 12/4511 -

13. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Gesundheit vom 2. Juni 1994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der CDU über Krankenhausplan 1993 

- Drs 12/4512-

14. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Gesundheit vom 2. Juni 1994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion der POS über Kranken­
hausplan 1 993 (2) 

- Drs 12/4513 -

15. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Gesundheit vom 2. Juni 1994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Heraus­
nahme des universitären Bettenangebotes bei der Berechnung der Vorhaltung von Betten 
in den Einzugsberei(ihen bei der Erstellung des Krankenhausplanes 

- Drs 12/4514-

16. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung vom 9. Mai 
1994 und des Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion der FDP 
über Verbesserungen der BAföG-Leistungen für Studierende 

- Drs 12/4515-

68. Sitzung vom 9. Juni 1994 
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17. Beschlußempfehlungen des Ausschussesfür Bau~ und Wohnungswesen vom 4. Mai 1994 
und des Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag der Fraktion der FDP über 
Schaffung von Wohneigentum aus komnmunalem Wohnungsbestand 

- Drs 12/4518-

18. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über 13-Punkte-Pian zur Umsetzung des Landesschafts­
programms Berlin 

- Drs 12/4503-

19. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über bezirkliehe Kulturaufgaben 

- Drs 12/4502 -

als TOP 25 E 

als TOP 40 A 

als TOP 40 8 

• Über die Anerkennung der Dringlichkeilen wird am Schluß der entsprechenden Untergliederung auf der Tagesordnung entschieden werden. 

hin. Es gibt da ein Problem. Manche Dringlichkeiten sind so spät 
abgegeben worden, daß die Liste erst jetzt gedruckt werden 
kann. Sie bekommen sie im Verlauf der Sitzung und nicht schon 
jetzt. 

Liebe Freundinnen und Freunde, ich warne Sie schon im Vor­
aus: Es wird unter der lfd. Nr. 16 eine namentliche Abstimmung 
geben. Das wird gegen 21 Uhr sein. - Unsere Kasse füllt sich 
natürlich, wenn viele fehlen, doch ich bitte Sie dazu beizutragen, 
daß die namentliche Abstimmung von möglichst vielen wahrge­
nommen wird! 

Ich rufe nun auf 

lfd. Nr.1: 
Fragestunde gemAß §51 der Geschäftsordnung 

Für Tiefbauinvestitionen waren am 31. Dezember 1993 
insgesamt 474,9 Millionen DM verfügbar, davon 313,2 Millio­
nen DM für bezirkliehe Baumaßnahmen und 161,6 Millionen DM 
für Investitionen der Hauptverwaltungen. Kassenwirksam ausge· 
schöpft wurden insgesamt 325,5 Millionen DM -oder 68,5 Pro· 
zent -. davon 184,4 Millionen DM - oder 58,9 Prozent - in den 
Bezirken und 141,1 Millionen DM- oder 87,3 Prozent- von den 
Hauptverwaltungen. 

Die Angaben können in den Übersichten 2 a und 3 a der Ver­
öffentlichung meiner Verwaltung über die Ausschöpfung der Mit· 
tel für Baumaßnahmen nachgelesen werden. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Der Hinweis "ohne Berücksichtigung 
der Abgänge nach Kassenschluß" ist erforderlich, weil sich die 
Bezugsgröße "verfügbare Mittel für Aufträge und Zahlungen" 
zum Abschluß des jeweiligen Rechnungsjahres dadurch verän· 
dert, daß die Senatsverwaltung für Finanzen Restebildungen für 

(C; 

(8) [1.1] 
das nächste Haushaltsjahr nur in begrenztem Umfang zuläßt. Die 
nicht übertragenen Mittel werden nach Kassenschluß in Abgang (DI 
gestellt. ln den vorherigen Ausführungen sind die Abgänge nach 
Kassenschluß nicht berücksichtigt. Die geleisteten Zahlungen 
bleiben davon unberührt. Differenzen zwischen erteilten Aufträ-

Als erster hat der AbgeordneteHelias von der CDU das Wort zu 
seiner Mündlichen Frage über 

Ausschöpfung von Baumitteln 

Hellas (CDU}: Frau Präsidentin I Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich frage den Senat: 

1. Welche Summen und wieviel Prozent der 1993 für Hoch­
bauinvestitlonen und für Tiefbauinvestitionen zur Verfügung 
gestellten Mittel bei Bezirken und bei Hauptverwaltungen wur­
den bis zum 31. Dezember 1993 kassenwirksam ausgeschöpft? 

2. Bedeutet der Hinweis "ohne Berücksichtigung der Ab· 
gänge nach Kassenschluß" in den vom Bausenator herausgege· 
benen Statistiken, daß die Beträge als ausgeschöpft bezeichnet, 
aber noch nicht kassenwirksam geworden sind, oder wie erklärt 
sich sonst die Differenz zwischen erteilten Aufträgen und gelei­
steten Zahlungen? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator Nagel! - Bitte 
schön! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Frau Präsi­
dentin J Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr He Iias! Zu 
Ihrer ersten Frage: 

Für Hochbauinvestitionen standen am 31. Dezember 1993 
insgesamt 1,4 Milliarden DM zur Verfügung. Davon wurden 
996,9 Millionen DM - oder 71,2 Prozent - kassenwirksam aus­
geschöpft. Von den verfügbaren Mitteln entfallen 744,3 Millio­
nen DM auf die Maßnahmen der Bezirke und 656,9 Milrio­
nen DM auf die der Hauptverwaltungen. Von den Bezirken wur­
den 4 78,6 Millionen DM - oder 64,3 Prozent - und von den 
Hauptverwaltungen 518,2 Millionen DM - oder 78,9 Prozent -
kassenwirksam ausgeschöpft. 
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gen und geleisteten Zahlungen ergeben sich zwangsläufig, da 
bis zum Jahresabschluß nicht alle erteilten Aufträge ausgeführt 
sind und somit auch noch nicht bezahlt werden können. 

Präsidentin Dr. Laurien: Die Rückfrage von Herrn He Iias 
bitte! 

Hellas (CDU) : Herr Senator! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Vielfach hört man auch von einem Investitionsstau 
und das vor allem bei den Bezirksämtern und erklärt das auch 
daraus, daß die Mitarbeiter hoffnungslos überlastet sind. Nun 
haben wir gehört, daß das Landesbaugesetz noch in diesem 
Jahr geändert werden soll. - Wie führt das zu einer Entlastung 
der Mitarbeiter? Können Sie die wesentlichen Erleichterungen 
nennen? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Ich vermag 
diese Frage nicht zu beantworten, weil es im Land Berlin ein 
Landesbaugesetz nicht gibt. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Haben Sie eine zweite Rückfrage, 
Herr Helias? - Bitte schön! 

Hellas (CDU): Herr Senator, wenn es ein Landesbaugesetz 
nicht gibt, wird es gesetzliche Bestimmungen geben. Hier soll es 
Erleichterungen geben. Können sie diese nennen? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 
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A) Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Für den Bau-
bereich gelten über 140 rechtliche Bestimmungen in Form von 
Gesetzen - Bundes- und Landesgesetzen -, Rechtsverordnun· 
gen des Bundes und des Landes. Es ist ständige Aufgabe der 
Politik, die Gesetze zu vereinfachen. Ein ganz wesentlicher 
Bestandteil unserer Politik - der Politik dieses Senats - ist die 
Vereinfachung im Bauordnungsrecht,. obwohl - wie Experten 
wissen -das Bauordnungsrecht nicht der größte Hemmschuh 
im Bauverfahren ist, sondern die zahlreichen gesetzlichen 
Nebenbestimmungen sind es. 

Die Vereinfachung des Bauordnungsrechts - sprich: des 
Landesgesetzes "Bauordnung für Ber!in" - hat allerdings mit 
dem von Ihnen angesprochenen Fragenkomplex nicht das 
Geringste zu tun, denn die Bauordnung für Berlin regelt nicht 
das, was in Ihrer Fragestellung angesprochen ist, nämlich die 
Konsequenzen letzten Endes aus der teilweise schleppenden 
Abwicklung bzw. Verbauung von Mitteln, die das land Berlin, 
das Abgeordnetenhaus, für öffentliche Maßnahmen des Hoch· 
und Tiefbaus zur Verfügung stellt. Hier liegen die Gründe Ihrer 
kritischen Fragestellung in anderen Dingen, natürlich unter· 
schiedlich nach Hoch· und Tiefbau. 

Präsidentin Dr. Laurien: Es liegt keine andere Wortmel· 
dung vor. Herr Helias, ich kann Ihnen, da Sie sich erneut zu Wort 
gemeldet haben, das Wort für eine weitere Frage geben! Wollen 
Sie eine weitere Frage stellen? 

[Helias (CDU): Nem!] 

[0.8] 

Aufgrund des entsprechenden Hinweises hat inzwischen eine 
Verwaltungsbeschleunigung eingesetzt. Ich teile mit, daß für 
Herrn Manfred Preuss Herr Alexander Kaczmarek 

:) nachgerückt ist. - Würden Sie sich bitte zeigen? 

[Beifall] 

Herzlich willkommen! Für Herrn Dr. Joachim Niklas ist Frau 
Sabine Brünig nachgerückt. -Herzlich willkommen! 

[Beifall] 

[1.2] 

Ich rufe dann die 2. Mündliche Anfrage über 

Ausbildungsplatzsituation Im Land Berlin 

auf und erteile Frau Pickert das Wort. 

Frau Pickert {SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich frage den Senat: 

1. Welche Maßnahmen hat der Senat ergriffen oder gedenkt 
er zu ergreifen, um angesichts der sich abzeichnenden großen 
Diskrepanz zwischen gestiegener Zahl von Schulabgängern, die 
einen Ausbildungsplatz suchen, und zurückgehendem Ausbil· 
dungsplatzangebot zu gewährleisten, daß alle Schulabgänger, 
die dies wünschen, einen Ausbildungsplatz erhalten können? 

2. Ist gesichert, daß diese Maßnahmen so rechtzeitig greifen, 
daß die Schulabgänger pünktlich zu Beginn des Ausbildungsjah­
res 1994/95 ihre Ausbildung beginnen können? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator Klemann I 

Klemann, Senator für Schule, Berufsbildung und Sport: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete Pik· 
kert! Die Versorgung auch der diesjährigen Schulabgänger mit 
Ausbildungsplätzen gehört für den Senat zu den besonders 
wichtigen Zielen. Kein junger Mensch soll gleich an der Schwelle 
zum Berufsleben, quasi in den Startlöchern sitzenbleiben. 
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Dieses Ziel nun in der Tat wie in den Vorjahren zu erreichen, (C) 
wird dieses Jahr besonders schwer. Sie wissen, daß im Westteil 
der Stadt die Ausweitung des Angebots von Ausbildungsplät~ 
zen durch Struktureinbrüche ganzer industrieller Branchen und 
durch die konjunkturelle Rezession erheblich beeinträchtigt 
ist. Im Ostteil Berlins bewirkt der Aufbau neuer mittelständischer 
Betriebe erst mit einer gewissen Zeitverschiebung eine ausrei· 
chende Erhöhung des Angebots an Ausbildungsplätzen. Die 
Situation ist gegenwärtig absolut dramatisch. 

Die Zahlen der Ausbildungsplatzstatistik des Landesarbeits· 
amts spiegeln das wider. Wir haben etwa zwölf Prozent mehr 
Bewerber, aber zehn Prozent weniger gemeldete Stellen, oder 
um es konkreter zu sagen: Fast 11 000 junge Menschen suchen 
gegenwärtig noch einen Ausbildungsplatz. Demgegenüber 
haben wir zur Zeit nur gut 3 000 offene Stellen. Also, schon rein 
rechnerisch fehlen 7 750 Ausbildungsplätze, d. h. auf jeden Aus· 
bildungsplatz kommen im Moment vier Bewerber. 

Die Sonderkommission "Ausbildungsplatzsituation" des 
Regierenden Bürgermeisters hat schon vor Monaten alle an der 
beruflichen Bildung Beteiligten aufgerufen, zusätzliche Ausbil­
dungsplätze zu schaffen. Das ist zunächst einmal originäre Auf­
gabe der Wirtschaft in unserem dualen System. Gegenwärtig 
sind die Berufsberater der Arbeitsämter und die Kammern dabei, 
in einer breiten Werbeaktion zusätzliche Ausbildungsplätze zu 
akquirieren. 

Der Senat unterstützt all diese Bemühungen der Wirtschaft 
dadurch, daß er eine Verlängerung seines Programms zur För­
derung zusätzlicher Ausbildungsplätze in der Wirtschaft für 
die Einstellungsrunden 1994 und auch gleich 1995 beschlossen 
hat. Damit wird weiterhin jeder zusätzlich bereitgestellte Ausbil­
dungsplatz in bestimmten Bauberufen, sogar jeder neue Ausbil­
dungsvertrag, mit 5 000 DM gefördert. Wir erwarten, daß dieses 
Förderinstrumentarium auch in diesem Jahr greifen wird. 

Darüber hinaus sehe ich aber auch eine zusätzliche und 
besondere Verantwortung des öffentlichen Dienstes, Ausbil· (D) 
dungsplätze bereitzustellen. Auch hier hat der Senat beschlos-
sen, trotz aller Einsparzwänge Personalmittel für Auszubildende 
von den Verfügungsbeschränkungen auszunehmen. 

Lassen Sie mich dazu folgendes sagen: Erfreulicherweise ist 
die Gesamtzahl der Ausbildungsverhältnisse im Bundes· und 
Landesdienst seit 1990 um über 60 Prozent gestiegen - von 
10 500 auf rund 17 000. Allein im letzten Jahr ist die Zahl der 
Ausbildungsplätze bei Landesbehörden um 2 000 gewachsen. 
Insofern bin ich zuversichtlich, daß der öffentliche Dienst auch in 
diesem Jahr seinen Beitrag leisten wird. 

Trotz allem wird es auch in diesem Jahr zwingend sein, daß im 
Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative des Bundes und der 
ostdeutschen Länder außerbetriebliche Ausbildungsplätze 
für die nicht mit einem Ausbildungsplatz versorgten Bewerber 
zur Verfügung gestellt werden. Die Verhandlungen mit dem Bund 
werden seitens der Länder gegenwärtig geführt. Es ist auch 
nach allem, was wir wissen, damit zu rechnen, daß es eine 
solche Gemeinschaftsinitiative geben wird, die auch der 
Bundeskanzler bereits angekündigt hat. Im Moment geht es aller­
dings um die Frage: Wer bezahlt was?- Es kann nicht sein, daß 
der Bund ein Bundesprogramm auflegt und die Länder extra zah­
len. Darüber wird noch verhandelt. Es ist aber damit zu rechnen, 
daß die außerbetrieblichen Ausbildungsplätze - anders als im 
vergangeneo Jahr - in diesem Jahr bereits ab 1. September 
besetzt werden können. 

Darüber hinaus ist uns auch folgendes wichtig, und das stellt 
eine Verbesserung gegenüber dem Vorjahr dar: Die unversorgt 
gebliebenen Jugendlichen aus dem Westteil Berlins werden im 
Rahmen dieser Gemeinschaftsinitiative dieses Jahr mitversorgt 
werden können. 

Präsidentin Dr. Laurien: Haben Sie eine Rückfrage, Frau 
Pickert?- Das ist nicht der Fall. DarQber freuen sich v'1ele, denn 
es liegen zahlreiche Wortmeldungen vor. - Frau Pech erhält das 
Wort, bitte schön ! 
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Frau Pech (POS): Herr Senator Klemannf Sind Sie auch der 
Meinung, daß Schulversuche mit mehr Praxislernen wie der von 
"Die Stadt als Schule" verstärkt unterstützt und ausgebaut wer~ 
den sollten, damit Schüler und Schülerinnen auch wissen kön­
nen, welche Ausbildung überhaupt möglich und nötig ist, bzw. 
eine wählen, die sie nicht gleich abbrechen müssen, weil sie 
nicht ausreichend auf die Praxis vorbereitet sind? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Klemann, Senator für Schule, Berufsbildung und Sport: FraU 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin gem bereit, mit 
Ihnen über jedes unterstützanswerte Projekt, das der Berufs­
schulvorbereitung dient, in eine Diskussion einzutreten. Die Her· 
ausforderung, vor der wir jetzt allerdings stehen, ist rein quantita· 
tiv so groß, daß derartige Projekte, wie Sie sie jetzt angespro· 
chen haben, allein uns nicht helfen werden, die Jugendlichen 
ausreichend mit Ausbildungsplätzen zu versorgen. Daß wir dar· 
über hinaus an einer Vielzahl auch von sonstigen Maßnahmen 
arbeiten, auch im Rahmen von VZL, von BBZ zusätzliche Plätze 
zur Verfügung stellen, will ich hier nur noch anmerken. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Für die nächste Frage erhält Frau 
Herer das Wort! 

Frau Herer {PDS): Herr Senator! Von den 11 000 Bewerbern 
und Bewerberinnen - wie viele sind davon Frauen, und wie viele 
sind Ausländerinnen, und wie ist das offene Stellenplatzange· 
bot gegliedert? Gibt es vorrangig für männliche Bewerber 
Plätze? 

Präsidentin Or. Laurlen: Herr Senator! 

Klemann, Senator für Schule, Berufsbildung und Sport: Wir 
haben in dieser Situation bisher keine geschlechtsspezifisch 
signifikanten Unterschiede. Auch die Ausbildungsstatistik der 
letzten Jahre beweist, daß der Anteil von jungen Frauen, die ver· 
sorgt werden konnten, sogar gestiegen ist. Auch daß junge Aus· 
Iänder bei uns günstig abgeschnitten haben, daß ihr Anteil an der 
Zahl der Auszubildenden gestiegen ist in den letzten Jahren. Sie 
sind - das war uns wichtig - eben nicht auf der Strecke geblie· 
ben in einer Situation, wo es schwieriger wird, zu Ausbildungs· 
plätzen zu kommen. Das ist ganz wichtig. 

Was ich Ihnen nennen kann, ist die Situation, aufgeteilt nach 
dem Ostteil und dem Westteil der Stadt Ich merke aber an, daß 
die Zahl an unversorgten Bewerbem auch hier gegenwärtig in 
etwa gleich ist. Daß der große Teil der Ausbildungsplätze im 
Westteil der Stadt angeboten wird, wissen Sie. Und daß darüber 
hinaus eine Konkurrenz aus dem Land Brandenburg da ist, 
weil auf Brandenburg mit 6 000 zusätzlichen Schulabgängem in 
diesem Jahr rechnet und manch unversorgt gebliebener Bran· 
denburgar auf einen Ausbildungsplatz in Berlin erhält. Gegen· 
wärtig haben wir rund 6 000 junge Brandenburger auf Ausbil· 
dungsplätzen in Berlin. Ich denke aber, daß auch das etwas ist, 
was im Rahmen einer zusammenwachsenden Region, eines 
zusammenwachsenden Landes Berlin·Brandenburg durchaus 
kein unerwünschter Effekt ist. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Als nächstes erhält Frau Volkholz 
das Wort. Dann kommt noch Herr Nolte dran. Alle anderen, die 
sich noch gemeldet haben, sind nicht mehr dabei. - Bitte, Frau 
Volkholz I 

Frau Volkholz (Bü 90/GrOne}: Herr Klemann! Welchen Sinn 
soll es angesichts der dramatischen Situation und der knappen 
Finanzen machen, jeden Ausbildungsplatz in der Baubranche, 
die ohnehin boomt, also auch die Plätze, die ohnehin angeboten 
werden, zusätzlich mit 5 000 DM zu unterstützen? 

Präsidentin Or. Laurlen: Herr Senator! 

5820 

68. Sitzung vom 9. Junl1994 

Klemann, Senator für Schule, Berufsbildung und Sport: 
Diese Sonderinitiative des Landes haben wir uns bereits im letz· 
ten Jahr einfallen lassen. Wie wir anhand der Zahlen sehen, ist 
sie ausgesprochen erfolgreich. Gerade junge Menschen haben 
ein sehr feines Gespür dafür, wo künftig Wachstumsbranchen 
und Aufgaben mit den Händen zu greifen sind. Daß in Berlin ein 
Bauboom bevorsteht bzw. schon in Gang ist, weiß jeder. Wir 
haben Situationen gehabt, daß mehr junge Menschen einen Aus· 
bildungsplatz in der Baubranche gesucht haben, als Baube· 
triebe Ausbildungsplätze angeboten haben. Da wollten wir den 
Baubetrieben auf die SprOnge helfen. Es macht wenig Sinn, 
künftig alle Fachkräfte aus dem Ausland "herbeizukarren"' und 
nicht auch den hiesigen jungen Menschen Ausbildungschancen 
und künftig sichere Arbeitsplätze zu geben. Deshalb diese lnitia· 
tive, die ausgesprochen positiv aufgegriffen worden ist. Wir wer­
den im Rahmen der Ausbildungsplatzförderung künftig noch ver­
stärkt versuchen, auch strukturell zu wirken. Im Rahmen der über· 
betrieblichen Ausbildungsplätze, die wir noch in diesem Jahr im 
Rahmen der Gemeinschaftsinitiative haben werden, möchten wir 
zusätzliche Akzente im Bereich der Hotel· und Gaststättenberufe 
setzen, denn auch hier fehlt es seit Jahren und weltweit an Fach· 
kräften. So macht es Sinn, derartige Plätze in besonderer Weise 
zu fördem. Im Baubereich hat sich das im letzten Jahr schon 
bewährt, und deshalb setzen wir das fort. 

Präsidentin Or. Laurlen: Die nächste Wortmeldung geht an 
Herrn Nolte. 

Nolte {SPD): Herr Senator! Wird der Senat für die Jugend· 
Iichen, die bei der Lehrstellensuche besonders benachteiligt 

· sind, die also einen Hauptschul~ oder gar keinen Abschluß 
haben, verstärkt Angebote der Jugendhilfe zur Verfügung stellen, 
wo Jugendlichen entweder eine berufliche Qualifikation vermit· 
telt wird oder wo sie in der Zeit, bis sie eine Lehrstelle bekom­
men, weiterqualifiziert werden? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator Klemann! - Zum 
Arbeitsförderungsgesetz können Sie oder Senator Krüger ant· 
warten! Einigen Sie sich I 

Klemann, Senator für Schule, Berufsbildung und Sport: Der 
Kollege Krüger hat gerade die Freundlichkeit besessen, mir zuzu­
rufen, ich könne das ohne weiteres zusagen, es ist seine Zustän· 
digkeit. - Das ist beabsichtigt, und das werden wir tun. 

[1.3] 

Prlsldentln Dr. Laurlen: Ich kann dann die dritte Frage auf· 
rufen zum Thema 

gep[ante Verdopplung des Prelsss der 
BVG-Sozlalkarte 

Sie geht an Frau Pohle von der POS. 

Frau Pohle (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her· 
ren! Ich frage den Senat: 

1. Welche Auffassung hat der Senat zur geplanten Verdopp· 
lung des Preises der Sozialkarte von 20 DM auf 40 DM, und 
gibt es auch die Absicht, den Preis der Seniorenkarte zu verän­
dern? 

2. Sieht der Senat Handlungsbedarf, um diesen unsozialen 
Schritt der BVG zu verhindem? Wenn ja, was gedenkt der Senat 
zu tun? 

Prlsldentln Dr. Laurlen: Obwohl der Senat eigentlich nicht 
mehr Träger ist, springt der Verkehrssenator ein. 

(C 
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(A) Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden-
tin I Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Abgeordnete 
Pohle! Ihre Mündliche Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu 1: ln dem vom Abgeordnetenhaus beschlossenen Nach· 
tragshaushalt 1994 des Landes Berlin ist der Erstattungstitel der 
Sozial· und Arbeitslosentarife der BVG vermindert worden. Den· 
noch besteht aus Sicht des Senats zur Zeit keine Notwendigkeit, 
den Preis der BVG-Soziafkarte anzuheben. Der Senat hält daran 
fest, daß auch in Zukunft die Sozialtarife eine Aufgabe des Lan­
des bleiben und das bisherige Abrechnungsverfahren, das Ver­
fahren der "spitzen Abrechnungw, nicht verändert wird. Zugleich 
ist dem Senat bewußt, daß die BVG nicht in der Lage ist, sozial­
politische Aufgaben des Landes Berlin zu finanzieren und gleich­
zeitig unternehmerisch orientiert und kostensenkend zu arbeiten. 

Die Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe wird einen 
Bericht in den Hauptausschuß einbringen, in dem die BVG die 
tatsächliche Inanspruchnahme nachweist. Diese Vorlage bildet 
die Grundlage, damit notwendige Erstattungen der Bnnahme­
ausfälle aus den Sozialkarten im Wege der Haushaltswirtschaft 
zur Verfügung gestellt werden. Demgegenüber stellt die Senio­
renkarte eine unternehmenspolitische Maßnahme dar, die von 
der BVG getragen wird. 

Zu Frage 2: Da gegenwärtig keine Veränderung der Sozialta­
rife vorgenommen wird, sieht der Senat keinen Handlungsbe­
darf. Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß es gemäß§ 10 des 
vor einem Jahr vom Abgeordnetenhaus beschlossenen Berliner 
Betriebegesetzes alleinverantwortliche Aufgabe des Aufsichts­
rates der BVG ist, allgemein geltende Tarife festzusetzen. Der 
Tarifvorschlag 1995 wird derzeit vom Vorstand der BVG erarbei­
tet. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Frau Pohle, Ihre Rückfrage- bitte 
schön! 

(B) Frau Pohle (POS): HerrSenatorlieh frage Sie: Welche Hai· 
tung werden Sie als Mitglied des Aufsichtsrats einnehmen, wenn 
die BVG vorhat, gerade im Bereich der Sozialkarte und der 
Seniorenkarte Veränderungen vorzunehmen? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Or. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden· 
tinl Frau Abgeordnete! Ich werde im Bereich der BVG im Rah­
men des Aufsichtsrats das tun, was im Interesse einerseits des 
Betriebes ist- das heißt, auch über allgemeinen Einnahmen den 
Kostendeckungsgrad zu erhöhen -, andererseits aber auch 
das, was im Interesse des Landes Berlin ist: daß diejenigen Ta­
rife, die seitens des Landes bestellt werden, entsprechend aus· 
geglichen werden. Das trifft auf die Sozialtarife zu. Sie wissen, 
daß die Seniorenkarte ein unternehmenspolitisches Instrument 
des Unternehmens BVG ist, das Sie in anderen Verkehrsbetrie· 
ben nicht vorfinden, und auch die Seniorenkarte wird beibehal· 
ten bleiben. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Frau Ziemer hat als nächste das 
Wort. 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Ich frage den Senat, ob es 
nicht an der Zeit wäre, Busspuren einzuführen, um durch die 
Einsparungen auf diesem Wege den Berliner Haushalt über Mit­
finanzierung von Sozialtarifen nicht weiter zu belasten. 

[Beifall des Abg. Cramer (80 90/GrOne)] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! Der Kausalzusam· 
menhang wird Sie erfreuen I 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden· 
tin! Dieser Zusammenhang, den ich nicht als einen Kausalzusam· 
menhang sehe, wird immer wieder herzustellen versucht. Ich darf 
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darauf hinweisen, daß die BVG im Rahmen ihrer Kostensenkun- (C) 
gen ein ganzes Spektrum von Maßnahmen hat, wo sie Kosten 
reduziert. 

ICramer (Bü 90/Grüne): Das glaube ich immer 
noch nicht!] 

Dazu gehört auch die Einführung von Busspuren zur Kostenmin­
derung. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Wo sind sie 
denn?] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Kriebel hat die letzte Frage zu 
diesem Komplex. 

Kriebel (SPD): Herr Senator! Sind Sie mit mir der Meinung, 
daß bei der Seniorenkarte schon allein wegen der unterschied­
lichen finanziellen Ausstattung der Senioren zu überlegen wäre, 
ob eine Differenzierung stattfinden sollte zwischen denen, die 
eine geringe Rente, und denen, die eine Mehrfachrente bekom­
men? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden· 
tin! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Kriebel! Weil ich Ihre 
Auffassung teile, habe ich dem Vorstand den Auftrag erteilt, hier 
zu schauen, ob es möglich ist, nach der jeweiligen Einkommens· 
höhe oder -Iage der Senioren ein differenziertes und damit für die 
unteren Einkommensgruppen verbessertes Angebot zu unter· 
breiten. Der Vorstand hat diese Vorlage noch nicht vorgelegt. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Darf ich ergänzend berichten, Herr 
Kriebel, daß.das Seniorenparlament einstimmig vor zwei Tagen in 
diesem Raum genau diese Forderung erhoben hat. 

[1.4] 

Ich rufe auf die Mündliche Anfrage Nr. 4. Frau Abgeordnete 
Dr. Schreyer vom Bündnis 90 hat das Wort zum Thema 

Auswahl der Maklerfirma nach dem 
Parteibuch? 

Frau Or. Schreyer (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich frage den Senat: 

1. Wurde für den Verkauf der Villa Lemm das Angebot von 
verschiedenen Maklerfirmen eingeholt? Wenn ja, von wie vielen, 
wenn ne'1n, warum nicht? 

2. Mit welchen Argumenten will der Senat die Befürchtung 
ausräumen, daß für die Auswahl der Firma A. die Tatsache aus· 
schlaggebend gewesen sein könnte, daß der Berliner Bundes· 
tagsabgeordnete der CDU, Herr 0. Buwitt, als kaufmännischer 
Angestellter bei der Firma A. speziell für Vermittlungsgeschäfte 
in Berlin tätig ist? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator Pieroth, antworten 
Sie? - Bitte! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Frau Dr. Schreyer, Sie wissen als Mitglied 
des Hauptausschusses, daß die Villa Lemm seit dem Auszug 
des letzten britischen Stadtkommandanten leersteht Darf ich 
noch einmal in Erinnerung bringen, daß die monatlichen Kosten 
dieses Leerstands 25 000 DM betragen, die der Berliner Steuer­
zahler zu zahlen hat, das sind 300 000 DM im Jahr, nur für den 
Unterhalt. Deshalb hat der Hauptausschuß zu Recht eine 
schnelle Veräußerung des Gebäudes verlangt, nachdem andere 
Initiativen nichts gebracht haben. Das Geld wollen wir einsparen, 
das haben Sie im Hauptausschuß mitverlangt 
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Sen Pleroth 

(A) Die vor vier Wochen beauftragte Maklerfirma wurde gewählt, 

(B) 

um mit internationaler Erfahrung die Villa lemm auf dem interna~ 
tionalen Immobilienmarkt anbieten zu können. 

[Zuruf der Frau Abg. Volkholz (Bü 90/Grüne)] 

Hinzu kommt, daß mit der Maklerfirma eine in Hinsicht auf die 
Kostenübernahme günstige Regelung getroffen werden konnte. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Welche denn?] 

- Ach, so genau nicht. 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Hat denn Buwitt 
seine Heizung bezahlt?} 

Präsidentin Dr. Laurlen: Meine Damen und Herren! Auf 
Zwischenrufe zu antworten fällt dem Senator schwer. Es hat 
jeder die Möglichkeit zu fragen. Darf ich erst einmal fragen, ob 
der Herr Senator seine Antwort beendet hat oder noch fortset­
zen möchte? 

Pleroth, Senator für Finanzen: Ich kann es noch länger 
machen, aber gesagt habe ich alles. 

[Heiterkeit bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Dann hat Frau Dr. Schreyer die 
erste Rückfrage! 

Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne}: Es ist sehr wohl bekannt, 
daß die Villa Lemm jahrelang unter der Ägide der Senatskanzlei 
leerstand und viel Geld gekostet hat, dann wurde sie dem Bezirk 
wieder zugeordnet. Deshalb frage ich den Senat, weshalb trotz 
dieser Zuordnung an den Bezirk der Senat die Maklerfirma aus­
gewählt hat und warum Sie einen Alleinvertretungsvertrag abge­
schlossen und nicht Konkurrenz zugelassen haben, die ja 
bekanntlich das Geschäft beleben kann? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Pl.eroth, Senator für Finanzen: Nach allem, was bislang so 
schwierig gewesen ist, muß man schon froh sein, wenn sich ein 
Makler überhaupt darum kümmert. 

[Oh! bei Bü 90/Grilne und der PDS- Zurufe] 

- Dann bieten Sie doch jemand an, der kauft. Dieser Alleinvertre­
tungsanspruch gilt jetzt für ein halbes Jahr. Wenn Ihre liebens­
würdige Frage einen positivB{l Sinn haben könnte, dann den, daß 
durch die Behandlung des Themas hier auch andere erfahren1 

daß die Villa Lemm verkauft werden kann. Wir wären froh, wenn 
sich bald ein Käufer melden würde. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Dann legen Sie doch 
ein Makler-Förderprogramm auf!] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Schreyer, Ihre zweite Rück· 
frage! 

Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grilne): Welche Maklergebühr 
wurde vereinbart, und wie hat der Senat sichergestellt, daß nicht 
der CDU-Bundestagsabgeordnete, der bei dieser Firma tätig ist, 
ein besonders gutes Geschäft dadurch macht, das gute Verbin­
dungen zu dem CDU-Finanzsenator vorhanden sind? 

[Landowsky (CDU): Schwachsinn! So ein Quatsch !I 

Prlsldentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Pieroth, Senator für Finanzen: Letzteres habe ich nicht 
sicherstellen brauchen. Die Maklergebühr ist extrem niedrig. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Wie hoch denn?] 

- Sie ist extrem niedrig. 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Wieviel Prozent?] 
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Auch wenn Sie hie und da vertrauliche Details aus dem Vermö· (C) 
gensausschuß preisgeben, dann wissen Sie doch, daß ich mich 
an die Vertraulichkeit zu halten habe. Damit hoffe ich, daß das1 

was Sie bringen wollten, in etwa von Ihnen gebracht ist. 

Daß wir Mittel und Wege finden, endlich zu verkaufen, darauf 
kommt es an. Es sind 300 000 DM Kosten im Jahr. Sie haben 
doch vor vier Wochen im Hauptausschuß zu denjenigen gehört, 
die erklärt haben, daß man mit dem nächsten Haushalt keine 
durch die Villa Lemm verursachten Kosten mehr haben wolle. 
Danach handele ich jetzt. 

[Wieland (Bü 90/Grüne) : Danach fragen wir 
nicht! -Warum denn ausgerechnet Buwitt?] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Frau Ziemer stellt die nächste 
Rückfrage. 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne}: Ich frage den Senator: 
Welche Kostenübernahmeregelung haben Sie denn nun mit der 
Maklerfirma getroffen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Wir übernehmen keine 
Kosten. Der Käufer hat eine Provision zu zahlen. 

Prlsldentln Dr. Laurlen: Dann geht die letzte Rückfrage an 
Herm Dr. Borghorst I 

[Edel (SPD): Herr Dr. Borghorst hat an mich abgegeben, 
Frau Präsidentin! Entschuldigen Sie bitteil 

- Ein fröhlicher Gestaltentausch, einverstanden! 

Edel (SPO): Herr Senator! Können Sie uns mitteilen, daß 
irgendeine Maklerfirma in Ber!in einen Alleinauftrag für dieses 
Objekt abgelehnt hätte und Sie erst danach die Firma A. quasi 
zwangsweise annehmen mußten? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Ich verstehe Ihre Frage wirk­
lich nicht! 

[Gelächter bei der SPD, PDS und bei Bü 90/ 
Grüne] 

Lassen Sie sich doch von Ihren Kollegen aus dem Hauptaus· 
schuß berichten, wie dort wirklich mit parlamentarischem Nach· 
druck verlangt worden ist, daß jetzt unverzOglich gehandelt wird. 

[Zuruf des Abg. Pewestorff (POS)] 

Dann verplempere ich doch nicht Wochen und Monate an Zeit, 
um in einem komplizierten, nicht notwendigem Auswahlverfahren 
herauszufinden, welcher Makler hier tätig werden soll. Wir haben 
mit einem gesprochen, der sich interessiert gezeigt hat, sich ein­
setzen will. Ich hoffe, daß der jetzt zum Abschluß kommt. 

[1.5] 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Amigo·System I -
Weitere Zurufe - Landowsky (CDU): Wir 
können ja mal einen alternativen Makler 

nehmen!] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren! Wir 
kommen jetzt zur Mündlichen Anfrage Ober 

"Uni-Radio" auf AFN-Frequenz 

Herr Dr. Talksdorf hat das Wort! 

(D) 
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(A) Dr. Tolksdorf (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 

B) 

Herren! Ich frage den Senat: 

1. Welche Haltung nimmt der Senat gegenüber den Plänen 
ein, im Abschiedsjahr der Alliierten auf der AFN-Frequenz ein 
nUni·Radio" durch die Berliner Universität einzurichten, die mit 
großzügiger Hilfe der amerikanischen Nation gegründet und ent­
wickelt wurde? 

2. Wie beurteilt der Senat die Möglichkeit, beim .,Uni·Radiow 
die Hochschulen der Region Berlin·Brandenburg einzubeziehen, 
um die Ergebnisse von Lehre und Forschung an die Bevölkerung 
heranzutragen und damit eine Bereicherung der Medienland­
schaft zu erreichen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Regierender Bürgermeister! 

Dlepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin! Herr 
Abgeordneter! Meine Damen und Herren! Dem Senat ist 
bekannt, daß .,Uni·Radiou einen Antrag auf Erteilung einer Sen­
delizenz beim Medienrat der Medienanstalt Berlin·Branden· 
burg gestellt hat. Sie wissen, Herr Abgeordneter, daß die Zulas· 
sung allein in der Verantwortung des Medienrats liegt. Es kommt 
auf die Haltung des Senats nicht an. 

Der Senat ist generell der Auffassung, daß Vielfalt, finanzier· 
bare Vielfalt, im Medienbereich sinnvoll ist. Wenn es ein "Uni­
Radio" geben sollte, müßte es auch eine Beteiligung von ande· 
ren Hochschulen daran geben. Ob die Finanzierbarkeil dabei 
gesichert ist, ob das unter dem Gesichtspunkt der Vielfalt und 
der besonderen Berücksichtigung der Tradition eines amerikani· 
sehen Senders - oder al!iierter Sender - der richtige Weg ist, 
dazu werde ich vorab öffentliche Einschätzungen nicht abgeben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Sie haben sicher eine Rückfrage! 

Dr. Talksdorf (FDP): Herr Regierender Bürgermeister! Dann 
möchte ich Sie fragen, da wir der Ansicht sind, daß Medienfra­
gen auch Machtfragen sind, 

[Pewestorff (PDS): Ohl] 

wie Sie es einschätzen, daß ein solches ,.Uni·Radiow als eine so 
unerwUnschte Konkurrenz zu den vorherrschenden privaten Sen· 
dern angesehen wird, daß allein von dort mit erheblichem Wider· 
stand zu rechnen ist? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Regierender Bürgermeister! 

Dlepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin! Herr 
Abgeordneter! Meine Damen und Herren I Ich lese überall, daß 
Medienfragen Machtfragen sind. Ich kann mich einem solchen 
Argument nicht völlig verschließen. 

[Vereinzelter Beifall bei der POS] 

Daß ein Uni-Radio unter dem Gesichtspunkt der Machtverteilung 
angesichts der Zielgruppenorientierung eines solchen Radios 
überhaupt theoretischeine Konkurrenz zu ganz anders finanzier· 
ten und strukturierten Privatsendern sein könnte, daran habe ich 
Zweifel. Ich bleibe aber ganz bewußt im Bereich der Theorie, 
weil ich mich nicht auf das Feld verlocken lasse- auch nicht von 
Ihnen, verehrter Herr Kollege-, daß ich jetzt Stellung nehme zu 
den verschiedenen Plänen und Anträgen zur Erteilung von Sen· 
delizenzen und der Konkurrenz, die es dabei im einzelnen gibt. 
Der Medienrat und sicherlich auch das Abgeordnetenhaus, das 
den Medienrat gewählt hat, würde dies als eine unbotmäßige 
Einmischung ansehen. 

Staatsferne ist hier richtig bzw. vom Gesetz gewünscht. Ob 
diese Staatsferne angesichts der Bedeutung für die wirtschaft­
liche Entwicklung in der Stadt, ob alle Entscheidungsformen 
eines Medienrates die notwendigen wirtschaftliche Hinter· 
gründe für einen Medienstandort hinreichend beachten, will ich 
im Augenblick nicht untersuchen. Ich stelle nur fest, daß die Poli· 
tik zu leicht in Mitverantwortung für Bereiche genommen wird, für 
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die sie nach dem Gesetz keine Mitverantwortung hat. Politik und (C) 
einzelne Politiker stehen dafür immer nur gerade, wenn es schief· 
gegangen ist, wenn andere die Entscheidungen getroffen haben, 
dann werden die Politiker beschimpft. Ich warte auf die 
Beschimpfungen der Zukunft. 

[Vereinzelter Beifall bei der CDUI 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Talksdorf eine weitere Rück· 
frage? 

Dr. Talksdorf {FDP): Herr Regierender Bürgermeister! Wie 
wird das für Hochschulen zuständige Mitglied Ihres Senats ver· 
mutlieh reagieren, wenn eine Zuteilung der Frequenz an die Uni· 
versität erfolgt und Mittel des Globalhaushaltes dieser Univer~ 
sität u. a. im Rahmen der Informationstätigkeit dieser Einrichtung 
für ein solches Radio verwendet werden? 

[landowsky (CDU): Keine Mark! Mittel kürzen! 
Dann haben sie zuviel! 1 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Regierender Bürgermeister! 

Dlepgen, Regierender Bürgermeister: Herr Abgeordneter! 
Eigentlich sollten Sie den zuständigen Fachkollegen selbst -
und am besten in den Wandelgängen -fragen, wenn Sie eine 
Auskunft dazu haben möchten. Ich bleibe bei der abstrakten 
Beschreibung der Situation: Die Universitäten sind gehalten, 
ihren Lehrauftrag zu erfüllen. Dabei gibt es Prioritäten. ln der Zeit 
enger Kassen müssen dabei die Prioritäten eng gewählt werden. 
Mir ist der Finanzierungsplan von "Uni·Radiou nicht bekannt. 

[Frau Dr. Lötzsch (PDS): Aber Herr Erhardt ist 
doch dafür!] 

Präsidentin Or. Laurlen: Frau Detering - bitte' 

Frau Datering (Bü 90/Grüne): Frau Vorsitzende! Gestatten 
Sie mir eine Vorbemerkung zu der besonderen Neutralität, die 
der Regierende Bürgermeister nochmals bekundet hat. Ich hoffe, 
daß diese ab jetzt immer gilt, sie hat bei anderen Sendern - ich 
erinnere nur an "Sportfernsehenu - schon einmal nicht gegolten. 
Da hat sich der Regierende Bürgermeister sehr deutlich in die 
Bütt geworfen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Abgeordnete, beschränken 
Sie sich bitte nach der Geschäftsordnung auf die Frage! 

Frau Detering {Bü 90/Grüne): Ich frage trotzdem - welcher 
Senator auch immer dabei von Fachkenntnis beeinf[ußt sein 
sollte -, wie der Senat die rechtlichen Schwierigkeiten beurteilt, 
die sich abgesehen von den Konkurrenzen durch die Stellung 
der Universität und die Finanzierung ergeben können. Können 
Universitäten nach dem Medienrecht, das immerhin von uns 
hier beschlossen worden ist, überhaupt Träger eines Radios 
sein? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Ich bin sicher, der Herr Regierende 
Bürgermeister gibt die Antwort. 

Dlepgen, Regierender Bürgermeister: Soweit der Medienrat 
Entscheidungen trifft, Anträge vorliegen, Anfragen gestellt wer· 
den, wird der Senat - und zwar durch die zuständige Senats· 
kanzlei - auch zu den rechtlichen Fragen Stellung nehmen. Bis· 
her habe ich keine Veranlassung, in einer vorbeugenden Rechts· 
aufsichtsmaßnahme öffentliche Stellungnahmen dazu abzuge· 
ben. 

Frau Präsidentin! Es war eine Frage in zwei Teilen gestellt wor· 
den, auch wenn sie etwas seltsam dargestellt worden ist. Des­
halb möchte ich auch zur ersten Teilfrage eine Anmerkung 
machen. Der Senat und der Regierende Bürgermeister werden 
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RBm Dlepgen 

(A) auch zu Fragen der Medienpolitik immer dann Stellung nehmen, 
wenn sie befürchten mllssen, daß Entwicklungen in dieser Stadt 
zum Nachteil der Arbeitsplätze oder der kulturellen Vielfalt ein­
treten. Das ist leider bei bestimmten Begrenzungen und leider 
auch bei bestimmten wirtschaftlichen Zusammenhängen, die 
nicht in der Entscheidungsbefugnis des Senats im einzelnen lie­
gen, der Fall. 

(8) 

Es ist auch richtig, wenn der Senat darauf hinweist, daß es ein 
großes Interesse vieler Berlinerinnen und Berliner gibt, daß 
Rechtsfragen geklärt werden und nicht der Streit über Rechts­
fragen schließlich zu Lasten des Informationsbedürfnisses und 
auch des VergnUgens an einzelnen Sportveranstaltungen - näm­
lich diese im Fernsehen zu sehen - geht. Eine notwendige 
Bemerkung der Politik zu einzelnen Sachtragen ist keine Einmi· 
schung und keine Verletzung des Prinzips der Staatsfeme1 son· 
dem Interessenwahrnehmung in bezug auf die WUnsche nach 
Vielfalt seitens der Berlinerinnen und Berliner. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Dr. Siewald - bitte! 

Dr. Blewald (CDU): Herr Regierender Bürgermeister! Kön· 
nen Sie sich Oberhaupt irgendeine Senderform vorstellen -
neben den durch Staatsvertrag festgelegten -, mit der staatlich 
auch indirekt finanziertes Radio gemacht wird? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Regierender Bürgermeister! 

Dlepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin I Herr 
Abgeordneter! Meine Damen und Herren I Herr Dr. Siewald! Sie 
haben Ihre Frage - Gott sei Dank - so formuliert, daß ich sie mit 
einem Nein beantworten müßte, denn Sie haben von staatlicher 
Finanzierung gesprochen. Genau auf die Art der Finanzierung 
und der Beteiligung käme es auch im Zusammenhang mit einem 
"Uni-Radio" an, wenn die Rechtsfragen umfassend zu prüfen 
sind. Aber ich sage noch einmal: Im Augenblick liegen mir jeden· 
falls einzelne Anträge, die prUfungsfähig sind, nicht vor - viel­
leicht liegt das daran, daß die Staatskanzlei wegen der Staats­
feme die einzelnen Anträge bisher noch nicht kennt. Vorher 
äußere ich mich juristisch nicht. 

[1.6] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Das Wort hat Herr Dr. Lehmann· 
Brauns zu seiner MUndlichen Anfrage über 

Stasi-Treffen Im Berliner Ensemble 

Dr. LehmannMBrauns (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren I Ich frage den Senat: 

1. Wie bewertet die Kulturverwaltung die Abhaltung einer Art 
Belegschaftsversammlung von ehemaligen Angehörigen des 
Ministeriums fUr Staatssicherheit der DDR im Berliner Ensemble 
- ausgestrahlt vom ORB am 1. Juni 1994 -? 

2. Stehen künftig auch das Deutsche Theater und die Staats· 
oper für vergleichbare Versammlungen zur Verfügung? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator Roloff·Momin hat 
das Wort! 

RoloffRMomln, Senator für Kulturelle Angelegenheiten: Frau 
Präsidentin 1 Herr Abgeordneter Dr. Lehmann-Brauns I Meine 
sehr verehrten Damen und Herren J Veranstalter dieser Podiums­
diskussion war die Alternative Enquete-Kommisston Deut­
sche Zeitgeschichte. Sie hat am 29. Mai 1994 im Berliner 
Ensemble die Podiumsdiskussion ,.Duell im Dunkeln- Spionage 
und Gegenspionage im geteilten Deutschland" veranstaltet. 
Unter der Leitung der amerikanischen Strafrechtlerin Frau Prof. 
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Dr. Nancy Wolf von der Universität South Carolina und Herrn (C) 
Prof. Dr. Prokap diskutierten folgende Persönlichkeiten miteinan-
der, die ich in alphabetischer Reihenfolge nenne: 

Wemer Großmann, Leiter der Hauptverwaltung Aufklärung 
des MfS von 1986 bis 1990, 

Heribert Hellenbroich, Präsident des Bundesverfassungs· 
schutzesvon 1982 bis 1985 und 1985 kurzfristig Präsident 
des Bundesnachrichtendienstes, 

[Beifall bei der SPD - Heiterkeit - Zurufe} 

Brii.ar Schmähling, 1982 bis 1983 Chef des Militärischen 
Abschirmdienstes der Bundeswehr, 

Markus Wolf, Leiter der Hauptverwaltung Aufklärung des 
MfS von 1953 bis 1986. 

[Pewestorff (PDS): Und Schriftsteller!] 

Diese Diskussion wurde durch Wolfgang Herich und Heiner Mül· 
ler eröffnet. Die Veranstaltung wurde durch den ORB aufge­
zeichnet und am 1. Juni 1994 in einem Zusammenschnitt gesen­
det. Da es sich um eine öffentliche Veranstaltung im Berliner 
Ensemble handelte, war der Zutritt für jedermann möglich, der 
eine Eintrittskarte zu 6 DM oder ermäßigt zu 3 DM erworben 
hatte. 

[Heiterkeit] 

Den AuffUhrungen und Ausführungen auf dem Podium schloß 
sich eine lebhafte Diskussion mit dem Publikum an. 

Von einer Art Belegschaftsversammlung von ehemaligen 
Angehörigen des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR 
kann also keine Rede sein, vielmehr von einer Ost·West·Diskus· 
sion Ober die Funktion und Rolle von Nachrichtendiensten 
genereiT in beiden deutschen Staaten bis 1989/90, womit Ober 
den Austausch von Informationen und Meinungen ein Beitrag zur 
Versachlichung öffentlicher Auseinandersetzungen geleistet 
werden sollte. (D)1 

Zu 2: Da bei dieser Frage die Hausherreneigenschaft der 
jeweiligen Intendanten angesprochen ist, kann sie nicht im vor· 
hinein beantwortet werden. 

[Beifall bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Prlsldentln Dr. Laurlen: Herr Lehmann-Brauns - bitte! 

[Zurufe] 

Wir haben die richtige Zahl gedrUckt, und es ist nichts zu hören. 
Haben Sie eine falsche Karte drin? - Er hat keine Karte drin, 
dann kann nichts passieren. 

{Beifall - Heiterkeit] 

Ich bitte doch die technischen Dinge ein wenig zu beachten. Uns 
schaut man dann immer böse an. 

Dr. Lehmann-Brauns (CDU): Abgesehen von der falschen 
Karte fällt mir dieses Mikrofon immer entgegen. Das bedeutet 
aber nicht, daß ich dem Senator jetzt mit meiner Frage entgegen­
kommen will. - Ich wollte fragen, ob er wirklich glaubt - offenbar 
war er bei der Versammlung gar riicht anwesend -, daß eine 
solche Versammlung von alten Kadern dem Ansehen der Kultur· 
institution ,.Berliner Ensemble" bzw. der Kultur Berlins nützt. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

RoloffRMomln, Senator für Kulturelle Angelegenheiten: Frau 
Präsidentin! Herr Abgeordneter Dr. Lehmann·Brauns! Ich gehe 
doch davon aus, daß Sie Herrn Heribert Hellenbroich und Herrn 
Elmar Schmähling nicht als alte Kader bezeichnen. 

[Beifall bei der SPD - Heiterkeit bei der PDS] 

Deshalb darf ich Ihre Frage im übertragenen Sinne beantworten. 
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Sen Roloff·Momln 

A) Wenn solche Diskussionen mit dieser Beteiligung öffentlich 

'l 

stattfinden, im übrigen einem Landessender, von dem ich auch 
nicht den Eindruck habe, daß er zu einer Nachfolgeorganisation 
der DDR gehört, eine Ausstrahlung wert sind, um die öffentliche 
Diskussion darüber voranzutreiben, dann dienen sie der Kultur, 
der Berliner Kultur insbesondere, und auch der Kultur der Aus­
einandersetzung zwischen den ehemaligen Gegnern. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Zuruf des Abg. Liepelt (CDU)] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Lehmann-Brauns, Sie haben 
eine weitere Frage! 

Dr. Lehmann-Brauns (CDU): Herr Senator! Von Ihrer 
bekanntermaßen selektiven Großzügigkeit in solchen Fragen ein­
mal abgesehen, würden Sie denn auch nichts dagegen haben, 
wenn eine Rand- oder Restgruppe bräunlicher Färbung eine 
solche Veranstaltung initiierte? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Roloff-Momin, Senator für Kulturelle Angelegenheiten: Frau 
Präsidentin! Herr Abgeordneter Dr. Lehmann-Brauns! Da ich­
wie ich in der Antwort auf Ihre Frage Nr. 2 ausgeführt habe- hier 
die Hausherreneigenschaft der jeweiligen Intendanten ange­
sprochen sehe und ich zu den vom Berliner Senat gewählten 
Intendanten volles Vertrauen habe, erübrigt sich eine Antwort auf 
Ihre Frage. 

[Beifall bei der SPD, der POS und bei Bü 90/Grünei 

Präsidentin Dr. Laurien: Die nächste Rückfrage hat Herr 
Pewestorff! 

Pewestorff (PDS): Herr Senatort Würden Sie es nach den 
beeindruckenden Veranstaltungen, die in Wendezeiten insbe-
sondere im Deutschen Theater stattgefunden haben - ich erin­
nere an die Lesung von Walter Jankas Aufzeichnungen -, grund­
sätzlich begrüßen, wenn politisch relevante Veranstaltungen, die 
einen ähnlichen oder vergleichbaren Charakter haben wie die 
Veranstaltung im Berliner Ensemble, auch künftig die Berliner 
l<ulturszene belebten? 

[Landowsky (CDU): Da könnt ihr eure halbe 
Fraktion hinschicken!] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Roloff-Momin, Senator für Kulturelle Angelegenheiten: Frau 
Präsidentin! Herr Abgeordneter Pewestorff! ln der Kunst ist die 
Auseinandersetzung mit der Zeitgeschichte immer zuerst 
auch unter der Autonomie der jeweils Veranstaltenden zu sehen. 
Wie die veranstaltenden Intendanten, Künstlerinnen oder Künst­
ler ihre auch gesellschaftliche Aufgabe zur Wahrnehmung der 
Aufarbeitung der jüngsten Vergangenheit ausüben, unterliegt 
nicht der Kontrollpflicht des Senats. Ich gehe davon aus, daß es 
in der Berliner Kultur vielfältige Instrumente gibt, dieses zu tun. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Dr. Staffelt hat die letzte 
Frage zu diesem Thema! 

Dr. Staffelt (SPD}: Herr Senator! Würden Sie mir zustimmen, 
wenn ich sage, daß es in einem zusammenwachsenden Land 
geradezu erforderlich ist, über Dialog alte Gräben zu beseitigen, 
und dieses Land und seine Bürgerinnen und Bürger, wo immer 
sie in der Vergangenheit gestanden haben mögen, nur über 
Gespräch und Aufarbeitung der Geschichte eine Chance erhal­
ten, wirklich zu einem gemeinsamen Nenner zu kommen, der die 
Voraussetzung für die weitere Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland ist? 

[Zurufe der Abgn. Frau Volkholz (Bü 90/Grüne) 
und Cramer (Bü 90/Grüne)] 
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Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! (C) 

Rolotf·Momln, Senator für Kulturelle Angelegenheiten: Frau 
Präsidentin! Herr Abgeordneter Dr. Staffelt! Uneingeschränkt ja, 
aber das scheint sich noch nicht überall herumgesprochen zu 
haben! 

(Beifall bei der SPD und der PDS -
Landowsky (CDU): Beifall bei SPD und PDSI] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Ich darf feststellen, daß sich in 
einer solchen Frage in der Tat unterschiedliche Meinungen arfl­
kulieren. 

[1.7] 

lch rufe als letztes die Mündliche Anfrage Nr. 7 zum Thema 

verbilligte Abgabe landeseigener 
Grundstücke zur Errichtung von 
Eigenheimen 

auf. Herr Abgeordneter Klotz von der SPD hat das Wort! 

Klotz (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin 1 Sehr geehrte 
Abgeordnete! Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Grundstücke wurden nach der im Amtsblatt 
Nr. 21 vom 6. Mai 1994 veröffentlichten Richtlinie zur Vergabe 
landeseigener Grundstücke für den Bau selbstgenutzter Eigen­
heime per 31. Mai 1994 an Bewerber vergeben, und wurden die 
im "Landespressedienst" vom 29. März 1994 als vergabefähig 
bezeichneten Grundstücke bereits ausgeschrieben bzw. verge­
ben? 

2. Ist der Senat ernsthaft der Auffassung, daß ein Bewerber 
für ein Baugrundstück, dessen Quadratmeterpreis 800 DM und 
mehr beträgt, in seiner Entschlußfassung, ein Eigenheim zu (D) 
errichten, dadurch befördert wird, daß der Grundstückspreis 
nicht mehr 400 000 DM, sondern nach Verbilligung nunmehr 
360 000 DM beträgt? Stimmt der Senat mir zu, daß in diesem 
Zusammenhang bestenfalls von einem Mitnahmeeffekt gespro-
chen werden kann, e'1n echter Anre'1z aber dadurch nicht gege-
ben ist? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Pieroth für den 
Senat! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Frau Präsidentin! Herr Kollege 
Klotz! Meine Damen und Herren! Handlungsgrundlage für das 
Eigenheimprogramm ist die Veröffentlichung der Richtlinien, die 
die Finanzverwaltung in Zusammenarbeit mit der Bauverwaltung 
erarbeitet hat. Die Veröffentlichung war am 6. Mai 1994. Bitte 
bedenken Sie, daß Grundstücke erst seither angeboten werden 
können! Diejenigen, die sich zuvor bereits mit grundsätzlichem 
Interesse beworben hatten, erhielten in diesen vier Wochen von 
der Berliner Landesentwicklungsgesellschaft Briefe, in denen sie 
auf erste in Spandau zur Verfügung stehende Flächen hingewie­
sen wurden und in denen um Spezifizierung der Wünsche gebe· 
ten wurde. ln Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umweltschutz und unter Einschaltung 
Externer erfolgt derzeit die Verfügbarmachung weiterer Flächen. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Der Senat wird Flächen im Rahmen 
des Eigenheimprogramms zu den im Vergleich zum freien Grund­
stücksmarkt günstigeren Bodenrichtwert veräußern. Jetzt fragen 
Sie nach dem Vorteil, wenn für ein Grundstück mit 500 Quadrat­
metern zu einem Quadratmeterpreis von 800 DM, also bei 
400 000 DM Gesamtkosten, eine Verbilligung von 40 000 DM 
gegeben würde. Ein solcher Quadratmeterpreis, Kollege Klotz, 
wird nur in bevorzugten Lagen erzielt. ln bevorzugten Lagen 
geben wir aber keine Vergünstigung, so daß auch hier von einem 
Mitnahmeeffekt nicht gesprochen werden kann, weil es die Ver· 
günstigung von 40 000 DM nicht gibt. Die gibt es bei den weni­
ger bevorzugten Lagen. Da sind die Preise nicht so hoch. Und 
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ich würde auch nicht 500 Quadratmeter als Grundstücksgröße 
anschauen. Ich habe etliche Grundstücke mit 300 Ouadratme· 
tem sehen können. Rechnen Sie mit 300 Quadratmetern und 
einem GrundstOckspreis von 600 DM pro qm, dann haben Sie 
einen Gesamtkaufpreis von 180 000 DM statt 400 000 DM. Dar­
auf machen die 40 000 DM Nachlaß aber rund 22 %der Kosten 
aus. Das ist wohl schon ein echter Anreiz und kein Mitnahme­
effekt. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Ein höherer 
Mitnahmeeffekt !] 

Der Senat ist sich natürlich darüber im klaren, daß auch nach und 
mit dieser Förderung im Rahmen des Eigenheimprogramms 
nicht jeder bauwillige Berliner auch bauen können wird, aber 
eine ganze Zahl mehr als bisher, wenn nur mehr Rächen zur Ver­
fügung gestellt werden. Das ist der Hauptpunkt! 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Klotz, eine Rückfrage, bitte! 

Klotz {SPD): Herr Senator! Auf meine Anfrage am 13. Januar 
1994 nannten Sie ein Potential von 80 000 Grundstücken. Hal­
ten Sie die Vergabe dieser GrundstOcke bis zum 31. Dezember 
1996 für realistisch, oder gibt es einen anderen Grund für die 
Gültigkeitsdauer dieser Richtlinie? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Diese Begrenzung hat mehr 
finanzielle Gründe. Außerdem will man Erfahrungen sammeln, 
denn in der Mieterstadt Berlin hat man mit Eigenheimprogram­
men noch nicht viel Erfahrung. Die 80 000 GrundstUcke sind 
das maximal VerfOgbare auf Grund der Berechnungen der Stadt­
entwicklungs- und Umwe!tverwaltung. Dazu gehört insbeson­
dere die Parzeliierung von Grundstücken im Ostteil der Stadt. 
Davon sollte bis Ende 1996 ein Teil erledigt sein, aber sicher 
nicht in hohem Maße oder vollständig. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Klotz! 

Klotz {SPD): Ich beziehe mich noch einmal auf diese erste 
Ausschreibung. Im Juni 1993 erfuhren die Berliner erstmals 
durch entsprechende Presseberichte, daß der Senat verbilligtes 
Bauland für den Bau von Eigenheimen bereitstellt bzw. abgibt. 
Dieser Vorgang wiederholte sich dann in schöner Regelmäßig­
keit etwa alle zwei Monate. Nunmehr werden im Amtsblatt Nr. 27 
vom 3. Juni 1994 erstmals einige Parzellen ausgeschrieben. Hal­
ten Sie das für einen akzeptablen Arbeitsstil bzw. für ein befriedi­
gendes Ergebnis? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Der Arbeitsstil mag befriedi­
gend sein - das Ergebnis hat viel zu lange gebraucht. Die 
Abstimmung der Richtlinien brauchte viele Monate; ich brauche 
Ihnen aber wohl nicht zu erklären, daß wir hier- ich wiederhole 
mich - in Berlin Neuland betreten. Nicht alle Verwaltungen und 
anfangs auch nicht alle Politiker wollen Eigenheimprogramme; 
Bau· und Finanzsenator ziehen aber schon an einem Strang, und 
trotzdem hat es eine Weile gedauert, bis die Richtlinie zustande 
gekommen ist, weil ja auch andere mitarbeiten müssen. 

Was die Bereitstellung von GrundstOcken angeht, war das 
die ganz große Stunde der Bezirke - sie hätte es zumindest sein 
können! Kein Bezirk hat etwas zur VerfOgung stellen können. Es 
ist ähnlich schwierig wie bei der Suche nach einer Fläche für die 
Rollheimer - keiner machte da mit, so daß wir als Hauptverwal­
tungen hier heranmußten. Das hat Zeit gekostet, aber nun sind 
wir ein Stück weiter. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Frau Dr. Schreyer! 
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Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Herr Senator, nun wird 
die Verbilligung bei den landeseigenen Grundstücken ja berück· 
sichtigt bei der Höhe der Förderungssumme durch die IBB, 
und zwar dergestalt, daß der Nettovorteil um so stärker abge· 
schmolzen wird, je niedriger das Einkommen ist. Das heißt also, 
es verbleibt der Vorteil aus der Verbilligung des GrundstOcks nur 
voll bei denen, die ein so hohes Einkommen haben, daß sie För· 
derung aus den Eigenheimprogrammen nicht in Anspruch neh­
men können. Auch dieses Programm folgt also dem Pieroth­
schen Motto von dem Teufel und dem größeren Haufen. Herr 
Pieroth, sind Sie bereit, das so zu ändern, daß auch diejenigen, 
die geringere Einkommen haben, voll in den Genuß der Verbilli­
gung der Grundstücke kommen? 

Prlsldentln Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Pleroth, Senator für Finanzen: Das ist ein Beispiel für eine 
Wahrheit a Ia Dr. Schreyer. Sie haben formuliert, die Förderung 
werde um so stärker abgeschmolzen, je niedriger das Einkorn· 
men ist. So habe ich mir das eben mitgeschrieben.- Nein! Oie 
Förderung der WBK ist um so höher, je niedriger das Einkom­
men ist. Das ist die Ausgangsbasis. Und wir sind gezwungen, 
von dieser Förderung, die fOr wenig Verdienende höher ist, einen 
Teil anzurechnen. Ich habe einmal erlebt, daß einer meiner 
Staatssekretäre ein staatsanwaltliches Ermittlungsverfahren 
hatte, weil wir Betrug begangen hätten, da wir eine Doppelför· 
derung vorgeschlagen hätten. Es ist unglaublich, mit welcher 
Spitzfindigkeit damals ermittelt worden ist, und genau diesen 
Anlaß wollen wir diesmal nicht geben. Es darf nicht doppelt 
gefördert werden. Wer vorher höher gefördert war, bekommt 
natürlich auch mehr genommen. Schreyersche Halbwahrheit, 
Schreyersche Halblüge - das haben Sie eben dargestellt! 

[Widerspruch bei Bü 90/Grüne und bei der 
POS - Vereinzelter Widerspruch bei der SPO -

Wieland (8\i 90/Grüne): Unverschämtheit!] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Meinen Damen und Herren! Ich 
bitte sehr, Worte moralischer Qualifikation sparsam zu verwen­
den! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Frau Dr. Ziemer hat das Wort 1 

Frau Dr. Ziemer {Bü 90/Grüne): Die Schreyersche Wahrheit 
war, daß die Besserverdienenden noch einmal eine Förderung 
vom Land Berlin abziehen können, und dagegen haben Sie, Herr 
Senator, keine Argumente ins Feld geführt! 

[Niedergesäß (CDU): Frage bitte, Fragell 

Ich frage Sie: Warum werden die 150 Millionen DM, die zum 
Ankauf privater Grundstücke benutzt werden, weil das Land 
nämlich gar keine eigenen Flächen für Eigenheimer zur Verfü­
gung hat, die schon erschlossen sind, nicht lieber in die Erschlie­
ßung gesteckt? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senatort 

Pleroth, Senator für Finanzen: Wir stecken Geld in die 
Erschließung, und wir müssen Rächen kaufen, damit eine näch­
ste Frage des Kollegen Klotz positiver beantwortet werden kann 
als heute. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Meine Damen und Herren, die 
Fragestunde ist damit beendet. Alle nicht beantworteten MUnd· 
Iichen Anfragen werden wie immer schriftlich beantwortet. - Ich 
wiederhole, was ich schon im Ältestenrat gesagt habe: Heute 
findet keine spontane Fragestunde statt! 

cc: 
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,A) [1A] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr.1 A: 
Erklärung des Reglerenden BUrgermeisters zum 
Thema .Gleicher Lohn fUr gleiche Arbeit - Verant· 
wortung in der Werkstatt der deutschen Einheit" 

verbunden mit 

Drucksache 12/4519: 
I. Lesung des Antrags der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der SPD über Gesetz zur Angleichuno 
der Einkommensverhältnisse Im öffentlichen 
Dienst Berllns (Einkommensanglelchungsgesetz) 
- ElnkommangG -

Hierzu ist eingegangen - nach 13 Uhr, also verspätet -

Drucksache 12/4521: 
Antrag der Fraktion der FDP überTarllanglelchung 
!Ur die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall. 
Und der Mißstand des verspäteten Eingangs gilt auch als beho· 
ben? 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Ausnahmsweise! Die 
FDP-Führung übt ja noch!J 

- Gut, gut! - Ich weise noch darauf hin, daß es sich bei dem 
Gesetzesantrag der Koalitionsfraktionen um die l. Lesung han· 
delt. Insofern kann dem Begehren der POS-Fraktion nach 20 
Minuten Redezeit nicht stattgegeben werden. Das _gibt die 
Geschäftsordnung nicht her; es bleibt also bei den im Altesten-

B) rat vereinbarten 15 Minuten Redezeit- Das Wort hat nunmehr 
der Regierende Bürgermeister I 

Dlepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Gleicher Lohn für gleiche Arbeit -
das war 1990 nicht nur ein Slogan, sondern ein Programm. 
Dieser Senat ist angetreten, um die vor gut 40 Jahren von den 
Kommunisten willkürlich herbeigeführte Spaltung der Stadtver­
waltung und die Trennung des öffentlichen Dienstes zu überwin· 
den und die innere Einheit zu vollenden. Ohne gleiche Lebens­
und Arbeitsbedingungen in Berlin wird es keinen Frieden und 
kein Gemeinschaftsgefühl geben - auf beides aber ist Berlin 
immer stärker angewiesen, und zwar im immer härter werdenden 
Wettbewerb der Regionen. 

Für mich ist die Angleichung der Löhne und Gehälter in 
unserer speziellen Verantwortung im öffentlichen Dienst nicht 
nur eine Frage der politischen Vernunft und der innerdeutschen 
Gerechtigkeit, sandem es ist auch eine Frage der Glaubwürdig­
keit Wir haben es versprochen, wir haben es geplant, und wir 
werden es durchsetzen. 

[Beilall bei der CDU] 

Dabei geht es keineswegs nur um das Materielle. Die Kasse 
muß stimmen - das ist das eine. Aber genauso wichtig ist das 
berechtigte Gefühl der Gleichheit, der Gerechtigkeit und der 
Anerkennung der geleisteten und der zu leistenden Arbeit. Ehre 
und Stolz sind konstitutionelle Bestandteile der menschlichen 
Seele. Heute aber drohen die ungleichen Löhne und Gehälter, 
die in Berlin für die gleiche Arbeit gezahlt werden, diese Stadt 
weiter zu spalten und zu zerreißen, denn hier in Ber!in treten die 
Spannungen der Vereinigung, die Spannungen zwischen den 
ehemals unterschiedlichen Teilen der Stadt besonders deutlich 
zutage. Das können wir nicht zulassen. 

Polizisten oder Busfahrer, die heute in ganz Berlin den glei· 
chen Dienst tun, erhalten unterschiedliches Gehalt; Sekretärin­
nen in einem Büro bekommen für die gleiche Arbeit unterschied­
liches Geld- hier ist aus Sicht des Senats unabweisbarer Hand· 
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lungsbedarf. Unterschiedliche Gehälter zwischen Görlitz und (C) 
Aachen - das ist etwas anderes als zwischen Pranzlauer Berg 
und Wedding. Das macht die besondere Herausforderung der 
Werkstatt der deutschen Einheit aus. 

Die letzten Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst 
haben auf die besondere Situation in dieser Stadt nicht hinrei­
chend Rücksicht genommen. Dabei können und wollen wir diese 
Tarifverträge nicht ändern, aber wir können mit einer außertarif­
lichen Zulage einen Ausgleich schaffen. 

Natürlich geht die Angleichung der Löhne und Gehälter dabei 
nicht von heute auf morgen -auch wenn es durchaus Wünsche 
auf eine ganz schnelle Anpassung gibt. Angesichts der über 
40jährigen planmäßigen Mißwirtschaft des Sozialismus in der 
ehemaligen DDR kann man aber redlicherweise nicht erwarten, 
daß innerhalb von der sehr kurzen Zeit von vier Jahren auch nur 
die gröbsten Wunden vernarbt sein werden. 

[Frau Freund! (PDS) : Aber versprechen 
können Sie's!J 

Zu Recht können die Menschen jedoch einen verläßlichen und 
berechenbaren Zeitplan für gleiche Bedingungen in dieser Stadt 
erwarten. 

Wir haben ein Modell entwickelt, daß für den Herbst 1996-
also sechs Jahre nach dem Tag der Deutschen Einheit - den 
gleichen Lohn für die gleiche Arbeit im öffentlichen Dienst in 
ganz Berlin vorsieht. Zum 1. April 1995 sollen Löhne und Gehäl· 
ter der Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes in den östlichen 
Bezirken durch eine Zulage angepaßt werden auf 90 %, zum 
1. November 1995 auf 94% der im Westteil gezahlten Einkam· 
men. Mit diesem Stufenplan nehmen wir auf die Belange der 
Wirtschaft, aber auch auf die Interessen der anderen neuen 
Bundesländer, auf die Interessen der Nachbargemeinden Berlins 
und- auch das sei nicht verschwiegen- auf unsere eigene Kas· 
senlage hinreichend Rücksicht. 

Wir streben diesen stufenweisen Ausgleich außerhalb des 
Tarifabschlusses, aber innerhalb der Tarifgemeinschaft deut- (D) 
scher Länder und der kommunalen Arbeitgeberverbände an. 
Wir haben keineswegs die Absicht, den schützenden Geleitzug 
der Tarifgemeinschaft zu verlassen, weil das der gesamten Tarif­
gemeinschaft deutscher Länder und der Kommunen schweren 
Schaden zufügen würde - übrigens der Gemeinschaft der Tarif­
gemeinschaften einen größeren Schaden zufügen würde als uns 
in Berlin allein. Wir teilen auch nicht die Ansicht der Tarifgemein· 
schaff deutscher Länder, daß die besondere, hier vorgesehene 
außertarifliche Zulage die Bestimmungen und Vorschriften der 
Tarifgemeinschaft verletzt - auch wenn es manche in diesen 
beiden Tarifgemeinschaften anders sehen. Die Professoren Säk· 
ker/Oetker bestätigen in einem wissenschaftlichen Gutachten 
unsere Rechtsposition: daß eine außertarifliche 100prozentige 
Angleichung der Löhne und Gehälter im Tarifgebiet Ost an das 
westliche Lohn- und Vergütungsniveau kein Kündigungsgrund 
für die Tarifgemeinschaft deutscher Länder ist. Ich zitiere aus 
dem Gutachten: 

Das Land Berlin kann deshalb eine 100prozentige Anglei­
chung an das westliche Lohn- und Vergütungsniveau durch 
die Gewährung einer einseitigen übertariflichen Zulage her­
beiführen, ohne hierdurch gegen geltendes Tarifrecht oder 
mitgliedschaftliehe Pflichten in den jeweiligen Arbeitgeber· 
verbänden zu verstoßen. 

Das ist der Schlüsselsatz der juristischen Position, die uns von 
den Gutachtern bestätigt wird! 

Der Senat hat im Vorfeld seiner Entscheidungen alle theore· 
tisch denkbaren Lösungen, die zu einer Berücksichflgung der 
Sondersituation in Ber!in und zu einer Angleichung der Löhne 
und Gehälter in überschaubarer Zeit führen können, erörtert, 
geprüft; und auch hier im Abgeordnetenhaus wurden diese 
Fragen breit diskutiert. Wir haben auf allen Ebenen um eine mit 
dem Bund, den Ländern und den Kommunen abgestimmte ein­
vernehmliche Lösung gerungen. Die zahllosen Gespräche waren 
freilich nicht unbedingt erfolgreich; bestenfalls stießen wir auf 
Verständnis, häufig aber eher auf kühle Ablehnung. Die Bereit· 
schaft, die besonderen Spannungen, die die deutsche Haupt· 
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(A) stadt als Werkstatt der Einheit im Rahmen der inneren Vereini· 
gung unseres Landes auszuhalten hat, verständnisvoll zu akzep­
tieren und Schlußfolgerungen daraus zu ziehen, ist bundesweit 
nicht sehr ausgeprägt. Dabei sind die Sonderheiten im Grunde 
genommen kein Berliner SonderproblerTI, sondern der stärkste 
Ausdruck gesamtdeutscher Spannungen. Das ist auch der Kern 
unseres Anliegens. 

Der Senat ist sich angesichts dieser Situation des hohen Risi· 
kos bewußt, das er mit seiner Absicht, außertarifliche Zulagen 
zur Angleichung der Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst 
zu zahlen, eingehen will. in der notwendigen Güterahwägung 
waren uns allerdings der innere Friede, die soziale Gerechtigkeit 
und die politische Glaubwürdigkeit in unserer Stadt wichtiger als 
eine absolute Vermeidung jedes möglichen Risikos. 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Der Senat bittet das Abgeordnetenhaus um Zustimmung zu den 
von mir skizzierten Regelungen. Er ist den Fraktionen der CDU 
und der SPD dankbar, daß sie nach den Erörterungen einen 
Gesetzentwurf im Parlament vorgelegt haben. Die erforderlichen 
Mittel werden bei der Aufstellung des Haushalts für die Jahre 
1995/96 berücksichtigt. 

Der Senat hat sich seine Entscheidung nicht leicht gemacht. 
Wir nehmen die gewichtigen Argumente, die gegen diesen Weg 
sprechen, daß sich Berlin an die Spitze einer notwendigen 
Bewegung setzt, sehr ernst; wir nehmen diese Argumente gewiß 
schwerer als den oberflächlichen Vorwurf, Berlin hätte wohl Pro­
bleme, sich von seiner liebgewordenen Sonderrolle zu trennen. 
Ich will dazu feststellen: 

Ja, Berlin weiß, daß es auch diesmal wieder Verständnis an· 
derer Länder und der Bürgerinnen und Bürger m einer Viel· 
zahl von Städten und Gemeinden erwartet. 

Ja, Berlin ist sich auch dessen bewußt, daß alte Vorurteile 
wieder aufleben könnten bei unseren Entscheidungen. 

(8) Ja, dieser Senat ist sich auch im klaren, daß es bei so leeren 
Kassen schwer verständlich zu machen ist, daß der Anteil 
an den Personalkosten im Landeshaushalt etwas früher als 
von den Tarifgemeinschaften vorgesehen ansteigen wird. 

Aber ich möchte und muß dem entgegenstellen: 

Erstens: Wir setzen Signale - und wir wollen das auch, und 
rNar ebenfalls in der Einkommensentwicklung und in der Ent· 
wicklung zu gleichen Lebensverhältnissen in dieser Stadt. 

[Beifall bei der CDU, der SPD und des 
Abg. Helms (Bü 90/Grüne)] 

Der öffentliche Dienst wird nicht der alleinige Vorreiter bei der 
Angleichung von Löhnen und Gehältern sein. Wir wollen mit voll­
ziehen, was in wesentlichen Teilen der gewerblichen Wirtschaft 
entweder bereits erfolgt ist oder - wie die jüngst veröffentliche 
Statistik auch zeigt - bis zum Jahr 1996 erfolgt sein wird. 

Zweitens: Diese Angleichung dient keineswegs nur den Mitar· 
beitem von Köpenick und Pankow - also den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern in dem früheren östlichen Tell der Stadt -; die 
Angleichung dient allen Berlinern. Viele Berufspendler- um nur 
ein Argument zu nennen -haben in der Vergangenheit einen Ver­
drängungswettbewarb verursacht, der neue Spannungen 
erzeugt und ein Gegeneinander in der Stadt provoziert hat. Ziel 
in einer geeinten Stadt muß es doch aber sein, ohne nur regional 
begrUndete Vor· und Nachteile selbstverständlich von Pankow 
nach Wedding und von Charlottenburg nach Hellersdorf zum 
Arbeitsplatz zu fahren. 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Das muß hier ein Stück Selbstverständlichkeit werden! 

Drittens: Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß gleiche Löhne 
auch gleiche Lebenshaltungskosten, gleiche Mieten und glei­
che Preise in ganz Berlin bedeuten. Gleiche Einkommen - glei· 
ehe Kosten I Parallel zur Angleichung der Löhne und Gehälter 
wird es einen Abbau von östlichen Sonderregelungen geben. 
Das hat durchaus auch positive fiskalische Auswirkungen. 
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Berlin muß, wenn es den vom Senat vorgeschlagenen und für (C 
richtig befundenen Weg weitergehen will, seine Ziele mit größt­
möglicher Solidarität und Geschlossenheit verfolgen. Da2u 
wende ich mich zunächst an die unmittelbar Betroffenen. Der 
Senat will Leistung anerkennen, er will auch die Leistungen aner· 
kennen, die von den unmittelbar Betroffenen, von den Mitarbeite· 
rinnen und Mitarbeitern in den östlichen Bezirken dieser Stadt 
zum Aufbau einer einheitlichen, demokratisch kontrollierten und 
effektiven Verwaltung beigetragen werden. Es soll Ansporn und 
Dank sein. 

Ich wende mich an alle Berliner Mitbürger, die in den Zeiten 
der Spaltung fest zueinander gestanden haben. Wir werden 
auch jetzt, da wir die so lange erhoffte Zeit der sich vollendenden 
Einheit erleben, nicht weniger, sondern erst recht zusammenhal­
ten. Das wiedervereinigte Deutschland braucht eine ungeteilte 
Hauptstadt, das ist unser Berliner Auftrag. 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Ich wende mich an die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes, die am Zustandekommen dieser Regelung mitgewirkt 
haben, jedenfalls am Zustandekommen dieser Vorschläge. Dabei 
war das klassische Rollenspiel zwischen Fordern und Nachge­
ben vorObergehend aufgehoben. Die Gegensätze zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften schienen oft geringer als die 
zwischen den Berliner Gewerkschaften einerseits und den ande· 
ren Landesverbänden der Gewerkschaften andererseits. Wir 
sind uns im Ziel einig. Der Senat hat einen von den Gewerk· 
schatten akzeptierten Weg vorgeschlagen, über die Geschwin­
digkeit dorthin haben wir uns ebenfalls verständigt, obwohl es 
gerade in dieser Frage natürlich besondere Probleme gab und 
die Gewerkschaften gelegentlich zu Geschwindigkeitsüber· 
schreitungen neigten. 

Ich wende mich aber auch an die Gewerkschaften mit der kla-
ren Feststellung, daß diese Form der Verständigung von nieman­
dem dahin gehend mißverstanden werden sollte, als habe sich 
nun ein Ansatzpunkt für einen Hebel gefunden, mit dem die Tre­
sore der Landeskasse für unermeßlichen Geldsegen geöffnet ([ 
werden könnten. Der Geldsegen ist auch nicht vorhanden. Das 
Land Berlin wird auch künftig zu keiner Zeit isolierte TarifverM 
handlungen führen, die nicht von der Tarifgemeinschaft deut· 
scher Länder oder der Vereinigung der kommmunalen Arbeitge· 
bergedeckt werden, egal wie sich das mitgliedschaftlieh im ein­
zelnen darstellt. Sich darüber Illusionen zu machen, wäre ein 
groBer Fehler und würde das Verhältnis zwischen dem Land Ber-
lin als Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitnehmerorganisatio-
nen auf fatale Weise belasten. 

Ich wende mich an die Berliner Wirtschaft mit der Versiehe· 
rung, daß wir mit gleichen und gerechten Wirtschaftsbedingun­
gen in ganz Berlin- das trifft auch auf Fragen zu, die wir in Brüs­
sel oder in Bann in ganz anderem Zusammenhang zu erörtern 
haben- die besten Voraussetzungen für sachgerechte Standort· 
entscheidungen schaffen wollen, zum Vorteil einer marktgerech· 
ten Ansiedlungspolitik. 

Schließlich wende ich mich an Sie als Abgeordnete aller Frak· 
tionen, an das gesamte Abgeordnetenhaus von Berlin mit der 
Bitte um Unterstützung. 

Ich fasse die Position des Senats zu der hier zu beratenden 
Themenstellung noch einmal wie folgt zusammen: 

Erstens: Der Senat von Berlin bekräftigt sein Ziel einer 
schnellstmöglichen Angleichung der Lebens- und Arbeitsverhält­
nisse im ehemals östlichen und ehemals westlichen Berlin. 

Zweitens: Der Senat wird in seinem unmittelbaren Einwir· 
kungsbereich alles Erforderliche zur Angleichuns der Einkom­
menssituation im öffentlichen Dienst des Landes Berlin und 
seiner Bezirke tun. Sofern dies im Rahmen von Tarifabschlüssen 
nicht möglich ist, soweit dies auch im Rahmen von Beschlüssen 
des Abgeordnetenhauses nicht möglich ist, werden wir dieses 
auf anderen gesetzlichen Wegen oder für Beamte durch zielge· 
richtete organisatorische Maßnahmen unternehmen. 

Drittens: Der Senat erbittet von allen Berlinerinnen und Berli· 
nern gegenseitige Solidarität, wenn bei leeren Kassen viele ver· 
ständliche WUnsche unerfüllt bleiben müssen. Soweit dies 



(A) 

;B) 

Abgeordnetenhaus von Berlln - 12. Wahlperiode 

RBm Diepgen 

durch von Menschen vorzubereitende und zu treffende politi­
schen Entscheidungen überhaupt möglich ist, wird sich der 
Senat um Gerechtigkeit bemühen. 

Viertens: Der Senat wird nichts unversucht lassen, seine Part­
ner in den Tarifgemeinschaften auf die besondere Situation im 
zusammenwachsenden Deutschland hinzuweisen und dabei die 
Situation Berlins zu verdeutlichen. - Wir hören nun von Aus­
schlußanträgen. Möglichen Ergebnissen der bevorstehenden 
Zusammenkünfte und ihren Konsequenzen für Berlin können wir 
dabei, wenn wir nur die Situation in Ber!in sehen, mit großer 
Gelassenheit entgegensehen. Wir werden alle juristischen Mög­
lichkeiten ausschöpfen. Das eigentliche Problem besteht aus 
meiner Sicht darin, daß eine Politik der Ang!eichung der Lebens­
verhältnisse in einer so besonderen Situation wie in der Werk­
statt der deutschen Einheit immer noch streitig diskutiert werden 
muß, und das auch bei dem Ziel, diese Einheitlichkeit erst am 
6. Jahrestag der Wiedervereinigung durchzusetzen. Hier ist 
eigentlich eine veränderte Bewußtseinslage in ganz Deutschland 
notwendig. 

[Beifall bei der CDU - Vereinzelter Beifall bei 
der SPD] 

Der Senat appelliert fünftens an das Abgeordnetenhaus von 
Berlin, ihn durch Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen 
für die zur schrittweisen Einkommensangleichung bis zum 
1. Oktober 1996 erforderlichen Ausgleichszahlungen zu unter· 
stützen und den Gesetzentwürfen von CDU und SPD, die hier 
eingebracht worden sind, zuzustimmen. - Ich bin der festen 
Überzeugung, wir gehen hier für die gesamte Bundesrepublik 
einen notwendigen Weg. Es wäre schön, wenn wir diesen Weg 
in Solidarität und Geschlossenheit des gesamten Hauses gehen 
könnten. - Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der SPD -
Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grünel 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren lieh rufe 
zur Besprechung auf; als erste von der POS Frau Freund!! 

Frau Freund I (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren 1. Der Senat hat sein Versprechen, gleichen Lohn für glei­
che Arbeit in dieser Stadt zu veJWirklichen, eingehalten. Dies war 
eine der Grundaussagen des Regierenden Bürgermeisters in 
seiner heutigen Regierungserkärung. Sie war ausgesprochen 
sachlich und ein wenig verhalten, aber das ist wohl eher dem 
Umstand geschuldet, daß man die Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder nicht zusätzlich reizen möchte. Daher findet auch dies 
unser Verständnis. 

Was meine Fraktion betrifft, kann der Regierende Bürgermei· 
ster sich der Unterstützung sicher sein, wenn es gilt, den im 
Ergebnis einer schweren Geburt ausgehandelten Kompromiß 
gegenüber der Tarifgemeinschaft deutscher Länder und der Ver· 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder zu verteidigen. Die 
getroffenen Vereinbarungen dürfen nun nicht mehr angetastet 
werden. Notfalls muß Ber!in seine Position auch mit rechtlichen 
Schritten verteidigen. 

[Beifall bei der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Unsere ausgesprochene Zustimmung zu dieser Angleichung 
der Osttarife an die Westtarife findet auch der Umstand, daß wir 
aus arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischer Sicht vermuten, daß 
diese 1,3 Milliarden DM, die als Anfangssumme benannt worden 
sind, in jedem Fall dazu führen werden, daß ein erhebliches 
Nachfragepotential, also Kaufkraft, umgesetzt werden kann und 
daß damit latent gefährdete Arbeitsplätze in Berlin gerettet wer­
den können. Aber an dem Punkt wird es dann schon etwas dün­
ner, vorsichtiger mit dem Lob an die Regierungsfraktionen und 
den Regierenden Bürgermeister. Denn die Tiefe des Erfolgs ist 
schon dadurch gemindert, daß der Senat von Anfang an in die 
Debatte mit dem Spruch getreten ist: Das Geld ist da. - Ich habe 
genau diesen Spruch - Der Senat sagt: Das Geld ist da- auf· 
unheimlich vielen Plakaten und Flugblättern, die auf die Warn­
streiks hingewiesen haben, gefunden. Und nun kann man zu dem 

68. Sitzung vom 9. Juni 1994 

Schluß kommen, daß die Koalition aus dem kampfbereiten (C) 
Regierenden Bürgermeister einerseits und den stre'1kwilligen 
und streikbereiten Betroffenen im öffentlichen Dienst eine aus· 
gesprochen günstige und erfolgversprechendere war als z. B. 
die Koalition aus dem sehr zögerlichen Herrn Dietmar Staffelt 
und auch der Fraktion der CDU, die solche Anträge, die die Tarif· 
angleichung zum Inhalt hatten und von der Opposition kamen, 
abgelehnt haben. Ich will Sie mit einem kleinen Zitat an die Situa· 
tion Ende März erinnern, als der Abgeordnete Staffelt formu· 
lierte: 

Da sollten wir mit den Menschen nicht spielen. Wir müssen 
uns selbst einen Punkt setzen, von dem aus wir sagen: Es 
ist oder es ist nicht zu erreichen. Und dann muß man auch 
den Mut haben zu sagen, es ist nicht zu erreichen. Dafür 
jedenfalls trete ich ein. 

Der Abgeordnete Ebel von der CDU beschwor die Gefahr des 
Ausschlusses aus der TdL, stellte den Automatismus zum Aus­
schluß aus der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
her und sah damit Kosten auf das Land in Höhe von 60 Milliar­
den DM zukommen. Er endete mit dem Spruch, daß eine verant­
wortungsvolle Politik Wr Berlin genau das den Beschäftigten und 
Bürgerinnen und Bürgern von Berlin nicht zumuten könne und 
daß diese das auch verstünden. Offensichtlich hat also keiner -
abgesehen von den Streikenden, was bemerkenswert ist - so 
richtig daran geglaubt, daß Herr Diepgen wirklich bereit ist, sein 
Wahlversprechen einzulösen. Es ist ja auch nicht zeitgemäß, daß 
ein Wahlversprechen eingehalten wird, nachdem die Wahlen aus 
der Sicht der Versprechenden erfolgreich verlaufen sind. 

Wir finden es auch sehr angenehm und der Wiederholung 
wert, daß ein Besprechungspunkt vom letzten Platz der Tages· 
ordnung als Punkt 1 A nach vorne rückt. W'1r f1nden es aber 
schon fast zuviel des Guten, wenn der Senat die Argumentation 
der Oppositionsparteien POS und Bündnis 90/Grüne- Sie kön· 
nen sie nachlesen - übernimmt. Diese haben schon am 24. März 
formuliert, daß es keinen Automatismus des Ausschlusses aus 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder und erst recht keinen (D) 
Automatismus des Ausschlusses aus der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder gibt. Wenn Sie an diesem Punkt 
diese Rechtsposition als die des Senats ausgeben, finden wir 
das aber in Ordnung. 

[Beifall bei der POS und bei Bü 90/Grüne] 

Aber da es sich nun offensichtlich auch im Senat herumge­
sprochen hat, daß das Geld nicht da ist - und zu keiner Zeit da 
war -, kommen wir nun zu den eher problematischen Punkten 
der Debatte. Es ist wenig prophetisch, wenn man vorhersagt, 
daß Oie Debatte um die Modernisierung des öffentlichen Dien· 
stes und um die Verschlankung des Staats noch zugespitzter als 
Debatte um die Rettung Berlins vor dem finanzpolitischen Aus 
geführt werden wird. Es war ein bemerkenswerter Vorgriff eines 
Beamten der SenatsfinanzveJWaltung '1m Arbeitsausschuß, der 
Ende März der Opposition etwas griesgrämig entgegenhielt, als 
diese über das Wahlversprechen debattieren wollte: Wenn Sie 
diese Tarifangleichung wirklich wollen, dann sparen wir nicht 
25 000, sondern 35 000 Stellen im öffentlichen Dienst bis 1997 
ein.- Es gibt mittlerweile eine Reihe von Anzeichen dafür, daß er 
mit dieser Prophezeiung nicht ganz allein als radikaler Finanzbe· 
amter dasteht. So hat zum Beispiel Herr Staffelt am Wochen· 
ende seinen Parteitagsdelegierten unterbreitet, daß "mindestens 
25 000 Stellen" bis 1997 gestrichen werden müßten. 

Auch wenn man bedenkt, daß die Streichung von 35 000 
Stellen nicht realisierbar ist - denn dann müßte man das Ver· 
sprechen brechen, keine betriebsbedingten Kündigungen zuzu· 
lassen, das man der ÖTV gegeben hat -, ist die Tendenz der 
Debatte relativ klar: Jeder Reformgedanke im Zusammenhang 
mit der VeJWaltungsreform unterliegt jetzt noch klarer und deut· 
licher dem Spargedanken, was natürlich die Akzeptanz der 
Betroffenen nicht unbedingt erhöht. Der Druck von Privatisierung 
staatlicher Leistung - das ist hier auch gesagt worden -, zum 
Beispiel die Kostenerhöhung, indem - wie Sie, Herr Diepgen, 
gesagt haben, ohne es näher auszuführen - Sonderwege für 
Ost-Berliner wegfallen werden, aber auch die Frage der Zentrali­
sierung von Humandienstleistungen, wie es zum Teil schon rea!i-
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siert wird unter Reduzierung des Sozialmedizinischen Dienstes 
oder des öffentlichen Gesundheitsdiensts überhaupt, indem 
geplant ist, nicht mehr 23 Ansprechstellen in der Stadt zu schal· 
fen, sondern nur noch sieben, ist also schon voll im Gang. 

Nun gibt es das Zauberwort ,.Privatisierung•, mit der angeb­
lich Kostensenkung und Effizienzsteigerung gleichzeitig realisiert 
werden können. Dieses Zauberwort drängt sich an dieser Stelle 
förmlich auf, wo Berlin sich fragen muß, wie Einsparungen und 
Kostensenkungen zu realisieren sind. Da ist dann auch nicht 
mehr weit hergeholt, daß Dienstleistungen, die von der öffent­
lichen Hand angeboten werden, in ihrer Kostenstruktur mit 
denen privater Anbieter verglichen werden. Dabei wird aber völ­
lig ausgeblendet - auch bei der Debatte hier im Haus -, daß die 
öffentliche Hand mehr Zielsetzungen mit ihren Dienstleistungen 
und Produktionen verbindet als ein privates Unternehmen. Ich 
will einige davon nennen, die gerade in Zeiten der Rezession 
besondere Bedeutung haben, etwa den sozialen Aspekt der 
Beschäftigung, die Arbeitsplatzsicherung auch für ältere Arbeit­
nehmer, die flächendeckende Versorgung ohne Preisunter­
schiede, die Gewährung von Dienstleistungen und Versorgun­
gen unabhängig vom Einkommen, den Umweltschutzaspekt, den 
Aspekt der Technologiefolgenabschätzung schon im Prozeß der 
Leistungserbringung und nicht erst im nachhinein, wo die Abfe­
derung oft nicht gelingt. Denken wir etwa an die rührenden Ver­
suche von Senator Meisner, Frauenförderung in die Wirtschafts­
po[itik zu integrieren. Hier muß er regelmäßig zugeben, daß seine 
Möglichkeiten so begrenzt sind, daß er dem nur begrenzt oder 
gar nicht nachkommen kann. Die öffentliche Hand gibt also pri­
märe Möglichkeiten der Steuerung und der Einflußnahme auf 
soziale und gesellschaftliche Prozesse auf, muß sie aber im 
nachhinein- was wenig effektiv ist- wieder erbringen, wenn sie 
sie überhaupt erbringen kann. 

Ein bemerkenswerter sozialer Aspekt ist auch der, daß bei Pri­
vatisierung öffentlicher Leistungen der private Anbieter selbst­
verständlich einen Gewinnaufschlag berechnet und damit -vor­
sichtig formuliert - zumindest die Gefahr besteht, daß die 
Abnehmer dieser Dienstleistung in zahlungsfähige und nicht zah­
lungsfähige geteilt werden. Da ist es dann ausgesprochen pro­
blematisch - und da sollten auch Sie die politische Relevanz des 
Themas erkennen -, daß die tendenziell von attraktiven Freizeit-, 
Bildungs- und Betreuungsangeboten Ausgegrenzten ein sehr 
brisantes Politikpotential darstellen. Wir feiern heute also einen 
Teilerfolg mit äußerst problematischem Ausblick. 

[Beifall bei der PDS und bei BU 90/GrUne! 

Präsidentin Dr. Laurlen: Das waren 11 Minuten. Das sage 
ich, damit Sie Ihr Budget überschauen. - Für die CDU-Fraktion 
hat Herr Landowsky das Wort! 

Landowsky (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren 1 Ich erinnere mich noch gut an die Debatte 
vor genau 14 Tagen über die Tarifangleichung, als große Unruhe 
im Saal war und der eine oder andere glaubte, dem Senat und 
der Koalition vorwerfen zu mllssen: Sie wollen das gar nicht! Wir 
haben uns, Kollege Helms, damals vernünftig ausgetauscht, und 
wir wußten, worüber wir reden. Ich habe vor 14 Tagen für meine 
Fraktion klargestellt, was wir wollen und was wir machen. Heute, 
14 Tage später, ist die Sache in der Reihe! Und Sie können mir 
glauben: Ich bin darüber sehr froh. Ich freue mich insbesondere 
für die Mitarbeiter des öffentlichen Diensts in den östlichen 
Bezirken, daß sie nunmehr eine ganz gesicherte Perspektive 
haben, sechs Jahre nach der Einheit über gleichen Lohn für glei­
che Arbeit zu verfügen. 

[Beifall bei der CDU] 

Aus dem Beitrag der POS haben wir gemerkt, daß es nur 
wenig Unzufriedene bei diesem Thema gibt - die eine ist die 
PDS. Es ist nun einmalihr Problem: Ihr Unzufriedenheitspoten­
tial verringert sich. Deshalb haben Sie eben auch :zu ganz ande­
ren Themen Stellung genommen. Na gut, das soll Ihr Recht sein, 
denn Sie haben sich nie Gedanken über das Erwirtschaften von 
Erträgen gemacht. Sie haben früher auch nur verteilt, und wenn 
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das Geld nicht gereicht hat, dann haben Sie etwas nachge· 
druckt. Das geht aber nun einmal in einer halbwegs funktionie­
renden Wirtschaft nicht mehr. 

Aber wollen w:ir uns doch über die Dinge auseinandersetzen, 
die konkret anliegen, nämlich die Erhöhung der Bezllge - -

Prlsldentln Dr. Laurlen: Frau Kollegin Freund!! Melden 
genügt nicht, wenn Sie eine Zwischenfrage stellen wollen I Sie 
müssen schon den Knopf vor Ihnen drücken! 

Landowsky (CDU): Ich möchte das gar nicht! Es kann mir 
eigentlich nicht weiterhelfen und den öffentlich Bediensteten 
schon gar nicht! 

[Beffall bei der CDU] 

Daß wir bei der Vorbereitung der Angleichung nun wirklich alle 
Interessen im Auge haben mußten, das sind wir allen öffentlichen 
Bediensteten, insbesondere auch denen im Westteil schuldig. 
Daß der Senat vorher prüfen mußte, ob mit der einseitigen 
Angleichung für die Ostler eine Gefahr für die Altersversorgung 
unserer Mitarbeiter im öffentlichen Dienst im Westteil verbunden 
ist, das halte ich für eine selbstverständliche Pflicht. Sie wären 
pflichtvergessen gewesen, wenn Sie das nicht getan hätten! 

[Beffall bei der CDU] 

Deshalb wollen wir heute nicht rumnörgeln und rumjaulen, 
sondern - das sage ich für meine Fraktion unumwunden - ich 
finde, der Senat hat in dieser Stunde den Dank des gesamten 
Abgeordnetenhauses und der Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes verdient! 

[Beifall bei der CDU] 

Allen voran der Regierende Bürgermeister, der lnnensenator, 

[Dr. Staffelt (SPD): Gerade der!] 

der die Verhandlungen geführt hat. Und - Frau Bergmann 1 Sie 
werden auch sehr froh sein, wenn Sie jetzt wieder in den öst­
lichen Bezirken auftreten, können Sie den Mitarbeitern mit offe­
nem Visier ins Gesicht schauen, nach dem Motto: Wir haben 
versprochen, und wir haben gehalten! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Der Regierende Bürgermeister hat darum gebeten, daß wir 
dem Gesetzentwurf zustimmen. Jawohl, das tun wir! Wir wollen 
diesen möglichst am 23. Juni 1994 vor der Sommerpause verab~ 
schieden, damit diese ganze Unsicherheit endlich vom Markt ist. 

[Beifall bei der CDU] 

Aber wir haben natürlich auch gesehen, daß der eingeschla­
gene Weg nicht konfliktfrei ist. Der Geschäftsführer der Tdl hat 
uns ja eine schallende Ohrfeige angeboten und gedroht, daß wir 
aus der T dl fliegen. Meine Damen und Herren! Ob das die Rolle 
eines Geschäftsführers wirklich sein: kann, eine demokratisch 
gewählte Landesregierung in solch einer Weise öffentlich anzu­
machen, das wage ich einmal füglieh zu bezweifeln. Gegen 
jeden öffentlich Bediensteten würde ein Disziplinarverfahren in 
einem solchen Fall eingeleitet werden. 

[Beifall bei der CDU] 

Zu einem vernllnftigen Umgang gehört auch ein vernünftiger 
Ton! Das sollte sich der Herr Geschäftsführer einmal hinter die 
Ohren schreiben! 

[Beffall bei der CDU] 

Man muß auch hierbei wieder einmal ein bißchen auf Anstand 
und Ordnung achten, auch wenn es sich um solche Tarifver· 
bände handelt 

Wir wissen, daß wir in dieser Frage allein stehen, wie es der 
Regierende Bürgermeister ausgeführt hat. Er hat auch überzeu· 
gend dargetan, daß sie nun alle mit Ausschluß drohen. Durch 
diese Problematik müssen wir nun einmal durch, Einfach gesagt: 
Alle reden vom Zusammenwachsen, wir in Berlin führen es 
durch I Ich glaube, das ist die moralisch überzeugendere Posi· 
tion. 

(Cl 
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Ich habe sehr angenehm und sehr zustimmend die Äußerung 
der ÖTV zur Kenntnis genommen, daß - unabhängig von einer 
Mitgliedschaft in der Tdl- die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes bereit sind, sich an den Ergebnissen auch künftiger 
Tarifverhandlungen der Tdl zu orientieren und das zu akzeptiew 
ren. Das ist eine wesentliche Voraussetzung für uns, ein so risiko­
behaftetes Verfahren überhaupt zu praktizieren. Wir werden die 
Gewerkschaften beim Wort nehmen! Ich halte das für eine sehr 
verantwortungsbewußte Position und erkenne das hier aus· 
drücklieh an. 

Nun tun viele so, als sei es das Absonderlichste, was es gibt, 
in die 100% zu gehen. Ich bin übrigens der "Berliner Zeitung" 
dankbar, daß sie vor wenigen Tagen, am 7. Juni, eine Aufstellung 
veröffentlicht hat, wieviel Betriebe und Branchen in dieser Stadt 
schon 100% zahlen. Gestern in einem Gespräch mit dem Präsi· 
dium der Handwerkskammer habe ich das Thema auch noch ein· 
mal angeschnitten. Ich würde anregen, daß man dies auch ein­
mal in einer sinnvollen Werbeanzeige des Senats vom Berlin in 
allen Zeitungen veröffentlicht, damit ein hoher Anteil der Men· 
schen sieht, daß nahezu alle im Handwerk tätigen Mitarbeiter bis 
1996 in Berlin an die 100% herangeführt werden. 

ln diesem Sinne habe ich mich auch seinerzeit im Parlament 
geäußert. Am 5. Dezember 1991 habe ich in der Haushaltsde­
batte gesagt: "Wir, die CDU, haben uns als Ziel für diese Legisla· 
turperiode gesetzt: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!" - Wenn 
ich vor 7 oder 8 Jahren einem Mitarbeiter aus den östlichen 
Bezirken gesagt hätte: "1996 hast du vollen Westlohn!", der 
hätte mich für verrückt erklärt. - Nein, wir haben das ganz 
bewußt gemacht, weil wir das - auch wegen der Glaubwürdig· 
keit - für das wichtigste Ziel und Versprechen dieser Partei, 
dieser Koalition und dieses Senats gehalten haben. 

[Beifall bei der CDU] 

Deswegen war ich schon sehr Ober Sie verblüfft, Herr Kamm· 
holz - Sie haben ja noch die Chance, etwas dazu zu sagen! Sie 
hab~~ ja etwas Kluges getan, indem Sie Ihre Aktuelle Stunde mit 
der Uberschrift "Tarifangleichung für den öffentlichen Dienst -
ein nicht zu verantwortendes Wahlgeschenk der großen Koali· 
tion zu Lasten aller Bürger" zurückgezogen haben. Das ist klug 
von Ihnen - -

[Kammholz (FDP): Abwarten I] 

- Ich gebe Ihnen diese Liste, und dann reden Sie mal mit den 
gewerblichen Betrieben in dieser Stadt I -

[Kammholz (FDP): Ich kenne die Liste - sie ist 
falsch!] 

Ein unterschiedliches Lohnniveau in Berlin geht ausschließlich 
zu Lasten des Westens, denn die Aufträge werden heute schon 
nach Ost·Berlin und nach Brandenburg gegeben. Diese gleiche 
und gerechte Behandlung der arbeitenden Menschen in dieser 
Stadt dient beiden, den Westlern und den Ostlern. Das sollten 
Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Aber wenn Sie das nicht widerrufen, Herr Kammholz, dann ist 
das noch schlimmer als das, was Sie aus Ihrem Parteiprogramm 
gestrichen haben, nämlich die Passage über die .Besserverdie· 
nenden". Ich hatte gedacht, da sei jetzt wieder ein sozialer 
Grundzug hereingekommen. Aber offensichtlich tun Sie sich mit 
dieser Frage ausgesprochen schwer. Ich habe jedenfalls für den 
Text Ihrer Aktuellen Stunde überhaupt kein Verständnis. 

Denn: Für das Zusammenwachsen der Verhältnisse, für das 
Zusammenwachsen der Menschen in Berlin ist es unerläßlich, 
daß der Busfahrer und der Müllfahrer, der Polizist und die Kran· 
kenschwester an ihren Arbeitsplätzen bei gleicher Arbeit auch 
die gleiche Bezahlung bekommen. Es ist ein Akt der Gerechtig· 
keit und der Anerkennung von Lebensleistung, wenn ich dieses 
Prinzip auch im öffentlichen Dienst verwirkliche. 

Es ist auch ein Akt der Glaubwürdigkeit: Eine Regierung, die 
antritt- darauf haben wir uns verständigt-, dieses zu versuchen, 
wo immer wir das können, Gleichheit und Gerechtigkeit in der 
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Stadt herzustellen, wird an dieser Vorgabe gemessen. Das ist ein 
Vertrauensmoment I Wir sind keine lausigen Ulgner - Verspre· 
chen werden nicht gebrochen, das muß das Prinzip dieser Koali­
tion sein! 

[Beifall bei der CDU] 

Ein Wort noch an die Gewerkschaften und die Personalräte, 
die ja teilweise heute hier sind: Ich hoffe, sie tragen das auch in 
die Betriebe, 

[Zurufe von der POS] 

daß wir uns gemeinsam in diesen Dingen verständigt haben. -
Auch wenn die POS natUrlieh aufschreit, denn ihr Unzufrieden· 
heitspotential schmilzt, aber das ist nicht mein Thema. - Ich 
glaube, in zwei Dingen haben die Gewerkschaften und das Land 
Berlin, enger gefaßt die Koalition, gut miteinander zusammenge­
arbeitet. Das ist die Angleichung der löhne für den Ostteil und 
das ist die seinerzeit sehr schwierige Frage der Umstellung der 
Eigenbetriebe in kaufmännische Unternehmen des Landes 
Berlin. Jn beiden Fragen haben wir uns in der großen Mehrheit 
verständigt. Meine Bitte an Sie ist auch: Reden Sie auch mit den 
anderen Verbänden innerhalb der Gewerkschaften, damit dieses 
Vertrauensverhältnis nicht durch Einzelaktionen von einzelnen 
Gewerkschaftern desavouiert wird! Zum Beispiel für Streiks der 
GEW habe ich überhaupt kein Verständnis! 

[Beifall bei der CDU] 

Das desavouiert die Forderung nach sozialer Gerechtigkeit! 

Natürlich werden wir die Kosten, die diese Angleichung der 
Löhne verursacht, auch einsparen müssen. Mehr Gelddrucken 
gibt es nur in Teilen der Dritten Welt und gab es in der früheren 
DDR- das geht nun leider nicht mehr. Wir können uns das Geld 
auch nicht malen, sondern wir müssen Geld irgendwo erwirt· 
schaften. Natürlich müssen wir dabei auch an Stellenpläne her­
angehen. Auf lange Sicht kann es doch überhaupt nicht anders 
sein, wenn wir gleiche Einkommensverhältnisse in West und Ost 
wollen. Ich darf übrigens daran erinnern, zumal die Lebenshal· 
tungskosten im Ostteil - wie wir auch letztens gelesen haben; 
ich glaube, auch in der "Berliner Zeitung" - um 6 % niedriger 
sind als im Westen, daß wir zu gleichen Personalausstattungen 
kommen müssen. Wir haben heute in den Ostbezirken zum Teil 
die doppelte Personalausstattung wie im Westen. Am Ende 
dieses Jahrzehnts muß auch in diesen Dingen eine Gleichheit 
aller 23 Bezirke bestehen. 

Es ist vörlig klar: Wir können kein Geld drucken, sondern wir 
mUssen versuchen, das auch zu erwirtschaften, was uns diese 
Maßnahme der Gerechtigkeit kosten wird. 

ln den letzten drei Jahren haben wir bis an die Grenze des Ver­
tretbaren und des Konflikts versucht, alles dafür zu tun, daß die 
Lebensverhältnisse der Menschen in den östlichen Bezirken 
möglichst schnell an das Westniveau herangeführt werden. ln 
vielen Bereichen ist es schon gelungen; bis 1996 wird es in der 
großen Mehrheit der Bereiche gelingen. 

Wir haben heute leider auch an negativen ZifferQ gleiche Ver· 
hältnisse: Wir haben die gleiche Arbeitslosenquote in West·Ber· 
lin wie in Ost·Berlin. Wir müssen, nachdem wir diesen großen 
Bereich der über 100 000 Mitarbeiter im öffentlichen Dienst Ost 
Letzt geregelt haben, uns auch mit gleicher Sorgfalt uns um die 
Ängste und Sorgen unserer Arbeitnehmer im Westteil der Stadt 
kümmern, die an ihrem Arbeitsplatz mindestens genauso 
bedroht sind wie ein Großteil der Arbeitnehmer im Ostteil der 
Stadt. 

[Beifall bei der CDU - Vereinzelter Beifall bei 
der SPD] 

Gleichheit bedeutet auch: gleiche Sorge um die Menschen im 
Ostteil und im WestteiL Ich sage kein Geheimnis, daß die 
Sorgen der Arbeitnehmer im Westteil der Stadt mitunter sogar 
größer sind als derjenigen, die Arbeit im Ostteil haben. Dieses 
Augenmaß - die gleiche Sorge um alle arbeitenden Menschen 
und die gleiche Sorge um alle, die keinen Arbeitsplatz haben -, 
das muß die Maxime für die letzten anderthalb Jahre dieser 
Legislaturperiode sein. 
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Ich bin froh, daß diese Koalition mit der Angleichung der 
Gehälter und der Einlösung ihres Versprechens ein wirkliches, 
Oberzeugendes Beispiel der Glaubwürdigkeit geben konnte, und 
dafUr bin ich der Koalition und insbesondere dem Regierenden 
Bürgermeister Eberhard Diepgen von Herzen dankbar. 

[Anhaltender Be~all bei der CDU -
Be~all bei der SPO! 

Präsidentin Dr. Laurlen: Das waren 13 Minuten. - Für 
Bündnis 90 hat Herr Helms das Wort. 

[Wieland (Bü 90/GrOne): Soviel Anfangsapplaus I] 

Helms (Bü 90/GrOne): Vielen Dank, meine Damen und Her­
ren, für Ihren Applaus, schon bevor ich etwas gesagt habe. 

[Heiterkeit] 

Ich will jetzt nicht auf die Provokation des Herrn Landowsky 
eingehen, der gesagt hat, bei der Opposition sei wohl das Unzu­
friedenheitspotential abgeschmolzen. 

[Landowsky (CDU): Das habe ich zu der POS 
gesagt!] 

Es gibt genügend Themen, wo das noch nicht abgeschmolzen 
ist. Ich muß aber zugeben, daß ich zu diesem Thema nach den 
vier Vorrednerinnen und Vorrednern ich zunächst nur das wieder­
holen kann und ich mich auch darOber freuen kann, daß das so 
ist. Die Sache ist mir so wichtig, daß ich bei aller Freude über 
parlamentarischen Schlagabtausch es auch einmal schön finde, 
wenn wir Einvernehmen feststellen. 

[Be~all bei Bü 90/GrOne, bei der CDU, der 
SPO und der PDS] 

Ich bin sehr froh, daß die Koalition und der Senat eine Vorlage 
unterbreitet haben, die dem Wahlversprechen entspricht, die 
wir seit Jahren und speziell seit Wochen nachgefordert haben. 
Ich möchte begründen, warum das richtig ist. 

Ich finde- weil ja heute das Fernsehen da ist; dem muß man ja 
auch etwas sagen -, 

[Heiterkeit] 

es ist unmöglich, daß wir vier bis fünf Jahre nach der Einheit 
immer noch die Situation haben, daß Leute für die gleiche Arbeit 
unterschiedlich bezahlt werden. Es ist sogar noch schlimmer, als 
es Herr Diepgen gesagt hat: Es ist ja nicht so, daß die Ostbe­
schäftigten bei gleicher Arbeit 80 % verdienten; man muß auch 
darauf hinweisen, daß sie pro Woche anderthalb Stunden länger 
arbeiten und trotzdem nur 80 % verdienen. Das heißt, die Unge­
rechtigkeit ist sogar noch größer, als es sich in der Bezahlung 
niederschlägt. 

Es ist ja nicht so, daß es ansonsten eine Spaltung bei den 
Preisen gäbe. Wenn sich jemand ein Auto kauft oder ein BUnd­
nis 90-Mensch ein Fahrrad kauft, 

[Heiterkeit] 

dann bezahlen die Menschen im Osten nicht etwa nur 80 % 
dafür. Das heißt, bei den Lebenshaltungskosten gibt es schon 
eine Ang leichung, die man berücksichtigen muß. Es geht auch 
nicht an, daß wir in eine Situation hineingeraten, daß ein Fami­
lienvater oder eine Familienmutter, die eine Familie in Gänze zu 
ernähren haben und die in den unteren Lohngruppen des öffent· 
Iichen Dienstes bezahlt werden, sich als vollbezahlte Arbeitskraft 
noch Wohngeld beim Bezirksamt holen muß, weil die tarifliche 
Bezahlung Ost dafür nicht ausreicht. 

Es wird ja in der Diskussion manchmal gesagt, der öffentliche 
Dienst bediene sich jetzt wieder. Deshalb war ich schon dankbar, 
daß die "Berliner Zeitung" gestem eine Auflistung des DGB vor­
gestellt hat, wie die Angleichung der Ost-West-Gehälter in den 
verschiedenen bareichen bisher gelaufen ist; Herr Landowsky 
hat das schon erwähnt. Ich möchte ein paar Bereiche aus dieser 
Statistik vorlesen: bei Heizung-Klima-Sanitär es seit~- April1994 
eine 100-Prozent-Angleichung; Schmuckwarenindustrie 1. Juli 
1994; Orthopädiemechaniker 1. Januar 1995; Metallhandwerk 

5832 

88. Sitzung vom 9. Junl1994 

1. April1995; Eisen- und Stahlindustrie 1. April1996.- Ich könn· 
te noch 20 Beispiele vorlesen. Unter dem Strich kann man fest­
stellen: Wenn wir unsere Berliner Sonderregelung zum 1. Okto­
ber 1996 durchgesetzt haben, werden ungefähr 90% aller Tarif­
bereiche das schon vorher erreicht haben. Das heißt, der öffent­
liche Dienst ist nicht Trendsetter, 

[Beifall des Abg. Niedergesäß (CDU)] 

er geht nicht der Tarifbewegung voraus, sondern er gehört selbst 
mit der Berline Regelung zu dem letzten Viertel der Tarifbewe­
gung, die die 100-Prozent~Angleichung erreichen.- Das war mit 
den Vorrednern auch nicht unstrittig. 

Natürlich kann man ein paar Unzulänglichkeiten nennen. Wenn 
gesagt wird: Wir waren immer schon für die 100 %, und das 
kann nie in Zweifel gewesen sein I - Also, bei den Auseinander­
setzungen der letzten Wochen war das teilweise nicht so. Die 
örv hat Warnstreiks durchgeführt; man fragt sich dann, warum 
sie Oberhaupt Warnstreiks machen mußte, wenn das seit Jahren 
schon klar war. Wir hatten Aussagen des Innensenators Heckel­
mann, die eher mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder im 
juristischen Sinne übereinstimmten als mit den Zielvorgaben des 
Abgeordnetenhauses oder des Regierenden Bürgermeisters. 
Die Argumente, die die T dl jetzt öffentlich vorträgt, sind ungefähr 
diejenigen, die der Innensenator nach dem letzten Tarifabschluß 
uns vorgetragen hat. Deshalb bin ich sehr froh, daß nicht nur 
beim Senat, sondem auch bei Herrn Hecketmann ein Umdenken 
stattgefunden hat. 

Man muß auch sagen, daß mit der Tarifangleichung die Frage 
der Wochenarbeitszeit noch nicht geregelt ist. Diese Ungerech­
tigkeit bleibt. Die Bundesbehörden, die im Ostteil der Stadt ihren 
Sitz haben, werden durch diesen Beschluß auch nicht berührt; 
da bleibt alles beim alten Tarifvertrag. Und Herrn Landowsky, der 
mit Vorliebe die beiden Polizisten erwähnt, die zusammen in 
einem Auto sitzen und durch die Stadt fahren und doch unter­
schiedlich bezahlt werden, 

[Landowsky (CDU): Viele kriegen ja schon 
Westlar~!] 

muß ich sagen: Die beamteten Menschen in Ost-Berlin - das 
betrifft insbesondere Polizei und Feuerwehr - sind zunächst von 
der Neuregelung nicht berührt. 

[Landowsky (CDU): Aber durch die Rede von 
Diepgen!J 

- Die Rede von Diepgen ist ja keine Beschlußfassung1 -

[Heiterkeit - Beifall bei 80 90/Grüne und bei 
der POS] 

Das, was wir in 14 Tagen beschließen wollen, sind zunächst ein­
mal nur Beschlüsse für die Arbeitnehmer, ohne Beamte bei der 
Polizei und bei der Feuerwehr; bei den Lehrern ist es gewisser­
maßen nicht so schlimm, weil es bisher in Ost-Berlin kaum beam­
tete Lehrer gibt. 

Ich sage dies alles. nicht, um den Vorschlag der großen Koali­
tion zu zerreden; ich bin ja nicht von der FDP, die noch vor sechs 
Wochen sagte: Der böse Senat hat eine Tariflüge getan und ein 
Wahlversprechen gebrochen! - Und kaum versuchen Senat 
oder große Koalition, dieses Wahlversprechen einzuhalten, da 
sagt dieselbe FDP wieder, das sei ein Wahlgeschenk vor der 
Europawahl. 

[Böger (SPO): Erstaunt Sie das bei der FDP?] 

- Na. gut! Ich habe ja durchaus Verständnis: Die Opposition 
muß immer den Zeigefinger in die Wunde legen, wie Herr 
Dr. lange immer sagt. Aber man muß auch einmal versuchen, 
Prinzipien durchzuhalten und nicht nur wie ein Mackerpott und 
Querulant zu argumentieren. 

[Be~all bei Bü 90/Grüne, bei der CDU, 
der SPD und der PDS - Kammholz (FDP): Herr 

Helms, reden Sie von Ihrer Partei?] 

Eines von beiden muß man machen: Entweder sagt man: Wir 
sind gegen die schnelle Angleichung der Tariflöhne! -dann muß 
man das vor sechs Wochen und jetzt sagen und nicht dann, 

(C) 

(D) 
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.(A) wenn der Senat sich darum bemüht, im Gegenzug wieder sagen, 
hier würden Wahlgeschenke verteilt - wobei ich gar nicht weiß, 
was man eigentlich gegen Wahlgeschenke haben kann. 

[Heiterkeit - Beifall bei der SPD und der POS] 

Ich finde, manchmal sind Wahlen durchaus hilfreich in dem 
Sinne, daß bestimmte Ansprüche der Wählerschaft unter an· 
derem dadurch durchgesetzt werden, daß ab und zu einmal 
Wahlen stattfinden. Sonst wüßte ich nicht, wie die Wählerschaft 
ihre Interessen überhaupt über das Parlament durchsetzen 
wollte. 

[Heiterkeit - Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der SPD -
Wieland (Bü 90/GrOne): Die FDP hat Angst 

vor Wahlen, Reimund !1 
- Na gut, vielleicht hat die FDP Angst vor Wahlen! - Aber ich 
kann zumindest für Berlin sagen, daß der FDP diese Position 
nicht sehr viel nützt. Es gibt in Ost·Berfin noch nicht so viele 
Selbständige und Besserverdienende, daß man allein damit die 
Fünfprozenthürde schon Oberschreiten könnte. Von da her kann 
ich nur warnen vor dieser Politik! 

[Heiterkeit bei BO 90/Grüne und bei der PDS] 

Im Zusammenhang des Gesetzentwurfs der Koalition ist auch 
über den Haushalt diskutiert worden. Natürlich kommen durch 
diese frühere Tarifangleichung Mehrkosten auf uns zu, aber ich 
kann nur wiederholen, was wir bei den letzten Haushaltsdebat· 
ten gesagt haben. Wir haben eine ganze Reihe Sparvorschläge 
gemacht. Wir haben, obwohl das auch schon fast Historie ist, 
uns dagegen gewandt, daß für Olympia Geld ausgegeben wird, 
wir haben uns gegen den Tiergartentunnel ausgesprochen, wir 
haben uns gegen den Ausbau der Messehallen - jedenfalls in 
dieser finanziellen Größenordnung - gewandt. 

[Landowsky (CDU): Das ist aber ein Fehler!] 

Aber weil Herr Böger schon so grimmig schaut, sage ich, daß ich 
nicht die Haushaltsberatungen hier wieder aufnehmen möchte, 

fB) sondern auf zwei Tendenzen eingehen, die sich in den letzten 
Tagen herauskristallisiert haben. 

Der Regierende Bürgermeister, den ich in diesem Moment ein· 
mal nicht loben will, 

[Heiterkeit bei Bü 90/Grüne und bei der PDSI 

sondern kritisieren will, hat gesagt, die zusätzlichen Kosten, die 
durch die Tarifangleichung auf das Land Berlin zukommen, sollen 
wesentlich dadurch finanziert werden, daß Berfin Landesbeteili~ 
gungen verkauft. Diesen Weg - muß ich sagen - halte ich für 
absolut verkehrt. Man kann im Einzelfall - unabhängig von der 
Tarifengleichung - darüber reden, ob eine Landesbeteiligung im 
Einzelfall notwendig und sinnvoll ist. Beispielsweise haben wir 
vor kurzem darüber diskutiert, ob die Tourismus GmbH noch 
landeseigene Aufgabe in dieser Form sein soll. Jetzt zu sagen, 
wir verkaufen Haus und Hof, um das Personal zu bezahlen, ist 
eine Ansicht, die wir nicht teilen können, zumal man Haus und 
Hof auch nur einmal verkaufen kann und die Tariflöhne, die wir 
bezahlen müssen, jedes Jahr neu anfallen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Den anderen Gedanken, der in der öffentlichen Diskussion 
aufgetaucht ist, die Gebührenerhöhung, halte ich im wesent· 
Iichen für richtig. Wenn wir im öffentlichen Dienst die Tarifanglei· 
chung bis Ende 1996 schaffen werden, muß man natürlich auch 
die Unterschiede zwischen Ost und West, was Tarife und 
Gebühren betrifft- z. B. bei der BVG -,auch abschaffen wol!en. 
Denn man kann nicht einerseits sagen, das Einkommen Ost und 
West soll ausgeglichen werden, aber die unterschiedlichen 
Belastungen sollen bleiben. Da muß man deutlich sagen, daß mit 
der Angleichung der Tarife des öffentlichen Dienstes auch eine 
Angleichung der Tarife und Gebühren erlolgen muß. Geringere 
BVG-Tarife für Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Schüler und 
Studenten sind aus sozialpolitischer Sicht in Ordnung, haben 
aber mit Ost und West nichts mehr zu tun. 

[Dr. Staffelt (SPD): Es gibt auch noch ein paar Menschen, 
die nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt sind I -

Sehr richtig! von der FOP] 
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- Ja, Herr Staffelt, aber zumindest diesem Punkt können wir (C) 
zustimmen. 

Es gibt jedoch noch eine weitere Debatte über den Stellen~ 
haushalt Da wird gesagt, dieser Tarifabschluß würde Druck 
machen auf den Stellenhaushalt Das ist auch so. Doch die 
Ideen, die vorgetragen werden, sind keinesfalls neu. Hecke!· 
mann sagt immer noch, wir müßten 25 000 Stellen bis Ende 
1997 abbauen, Pieroth sagt, wir müßten jetzt 35 000 Stellen 
abbauen - das hat er allerdings auch schon vor zwei Jahren 
gesagt, unabhängig von diesem TarifabschluB. Im Prinzip ist 
auch diese Frage relativ akademisch, weil wir - egal ob wir 
25 000, 35 000 oder wie die FDP 50 000 einzusparende 
Stellen sagen würden- bis 1997 höchstens 25 000 Stellenper 
Fluktuation abbauen können, gleichgültig, was das Parlament 
hier beschließt. 

Doch ich möchte mich vor dieser Auseinandersetzung über 
die Auswirkungen auf den Personalhaushalt nicht drücken. Wir 
haben im Januar schon einen Vorschlag gemacht. Damals sag· 
ten wir, daß wir es nicht akzeptieren können, daß 25 000 Stellen 
abgebaut werden - nicht nur wegen der Leistungsverschlechte· 
rung beim Dienst am Bürger, sondern auch aus arbeitsmarkt· 
politschen Gründen. Selbst 25 000 Stellen sind da zuviel! Da 
kommen wir wieder mit unserem alten Vorschlag, den ich Ihnen 
noch einmal vortragen möchte: Wenn Personalmittel begrenzt 
sind, wäre es - bevor wir 25 000 Stellen abbauen - besser, 
Tarifverhandlungen über Arbeitszeitverkürzung mit nur teilweiM 
sem Lohnausgleich zu führen. Damit könnte man die Menge an 
tatsächlich vorhandenen Personalmitteln besser - auf mehr 
Menschen- verteilen. Aus meiner Sicht ist das aus arbeitsmarkt· 
politischen Gründen absolut notwendig. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Daran sollte man von vornherein arbeiten. Das kann man auch 
jetzt besser. Wenn 1996 die 100 Prozent Lohn im Ostteil erreicht 
sind, hat man nicht mehr das Problem der unterschiedlichen 
Tarifgebiete und kann Tarifverträge abschließen, die beide (D) 
Beschäftigtengruppen - Ost und West- gleichermaßen betref· 
fen. Das ist eine Chance, die durch die Umsetzung der Tarif an· 
gleichung gegeben ist. 

Zum Schluß möchte ich noch etwas zur Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder sagen. Ob sie Berlin tatsächlich ausschließt, 
weiß ich nicht. Vielleicht müssen sie das aus ihrer Sicht sogar. 
Doch das sollte uns nicht weiter bange machen. Denn selbst, 
wenn sie das am Montag machen sollten, - möglicherweise 
machen sie zuerst einen juristischen Prüfauftrag, und es 
schleppt sich - machen wir eine einstweilige Verfügung dage­
gen, und in der Sache wird dann ungefähr in drei Jahren ent· 
schieden. ln drei Jahren ist die Ost·West·Lohnangleichung mit 
dem anderen Tarifvertrag sowieso schon längst gegeben, von da 
her eine materielle Prüfung völlig überflüssig. Deshalb brauchen 
wir keine sonderliche Angst zu haben. 

[Beifall und Heiterkeit bei Bü 90/Grüne 
und bei der PDSJ 

Das zweite ist, selbst wenn es zu einem kurzfristigen Richter· 
spruch käme, wäre ich an Stelle der TdL durchaus vorsichtig, 
einen solchen Rechtsstreit zu führen. Wenn sich das Land Berlin 
durchsetzen würde in diesem Rechtsstreit, würde das bedeuten, 
daß die TdL auch andere Bundesländer und Kommunen nicht 
mehr an der Kandare halten könnte. Ob es aus Sicht derTdL sin· 
nig ist, einen solchen Gerichtsbeschluß herbeizuführen, vermag 
i<?h zu bezweifeln. Deshalb soll man das Getöse, das jetzt in der 
Öffentlichkeit geführt wird, nicht allzu ernst nehmen. 

Zusammenfassend sage ich, wir sind insgesamt voll zufrieden, 
daß wir es gemeinsam - alle, die hier sitzen, bis auf die FDP 
natürlich -

[Heiterkeit bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

geschafft haben, bis Ende 1996 die Tarifeinheit herzustellen. Das 
muß man auch nicht so pathetisch begründen wie der Bürger· 
meister, der vom "Laboratorium der Einheit" spricht 

[Heiterkeit bei Bü 90/GrUne und bei der PDS] 
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(A) und von Ehre und Stolz, das alles wichtig sei. Ich bin sehr viel 
pragmatischer und sage: Wenn Leute die g[eiche Arbeit 
machen, sollen sie dafür gleich bezahlt werden. Und nach fllnf 
bis sechs Jahren muß das auch erreicht sein. - Danke schön! 

(B) 

[Beifall bei Bü 90/Gri.ine und bei der PDS -
Vereinzelter Beifall bei der SPD I 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Für die Fraktion der FDP 
hat jetzt der Kollege Kammholz das Wort! 

Kammholz (FDP): Frau Präsidentin I Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich habe selten eine so getragene Regie· 
rungserklärung gehört wie heute. Während Herr Landowsky hier 
den Wahlkampfmaxen gemacht hat, hat der Regierende Bürger· 
meister offenbar erkannt- er hat es selbst gesagt-, daß er sich 
in einem arg verminten Gelände bewegt. 

[Wie mutig! von Bü 90/Grünel 

Wenn ein Gelände arg vermint ist, ist es auch so, daß die eine 
oder andere Mine hochgeht. Wir befürchten das. 

[Landowsky (CDU): Nehmen Sie doch mal 
Ihre Tretmine weg!] 

Ich will hier gleich falschen Eindrücken und denkbaren Unterstelw 
Iungen entgegentreten, indem ich ganz klar sage: Auch die FDP 
tritt für eine möglich schnelle Angleichung der Lebensverhält­
nisse in Ost und West ein, 

[Beifall bei der FDP- Helms (Bü 90/Grüne): Bravo!­
Frau Künast (Bü 90/Gri.ine): Aber? -

Kein aber I von der FDPl 

aber die Angleichung der Lebensverhältnisse ist etwas anderes 
als eine möglichst schnelle Angleichung der Tarife für die Ange· 
hörigen des öffentlichen Dienstes. 

[Beifall bei der FDP- Frau Künast (Bü 90/Grüne): 
Das eine geht nicht ohne das andere !I 

Es ist doch nicht so, daß der öffentliche Dienst bei den Ein­
kommensunterschieden zwischen Ost und West das Schluß­
licht ist. Das ist keinesfalls so I Die verfügbaren Einkommen zwiw 
sehen Ost und West sind dagegen am höchsten - wie das sogar 
Herr Helms eingeräumt hat- im Bereich der Selbständigen, sind 
relativ hoch im Bereich der Landwirtschaft, die in Berlin keine 
Rolle spielt und bei den Renten, weil es im Ostteil der Stadt die 
Pensionsregelungen nicht gibt, die im Westen eine erhebliche 
Rolle spielen. Bei dieser nicht zu bestreitenden Ausgangssitua· 
tion muß es jeden verwundern, wenn er nicht das Innenleben der 
Berliner Politik genauer kennt, daß sich der Senat angesichts 
seiner Haushaltsmisere der öffentlichen Bediensteten annimmt 
und hier noch schnell eine Milliarde DM ausschüttet. Der Senat 
dieser Stadt hat vieles versprochen. Er hat nicht nur die Tarifan­
gleichung versprochen, sondern auch eine Gebiets- und Ver· 
waltungsreform. 

[Frau Riedrich (SPD): Bleiben Sie beim Thema!] 

Er hat Maßnahmen versprochen, die langfristig- Milliarden DM 
einsparen wOrden in dieser Stadt, Milliarden, die nötig sind, um 
aus einer Stadt des öffentlichen Dienstes eine leistungsfähige 
Metropole zu machen, die sich als Hauptstadt sehen lassen 
kann. 

[Be~all bei der FDP] 

Aber das ist eine Aufgabe, zu der dem Senat offenbar Mut und 
Gestaltungswille fehlen. Hier muß sich Berlin von den Branden· 
burgem sagen lassen, wie viele Bedienstete im öffentlichen 
Bereich sie abgebaut haben. Brandenburg ist von 125 000 vor 
der Wende auf 65 000 heruntergegangen. Der Berliner Senat 
verkauft es als Erfolg, daß es in dem Entwurf des Staatsvertrags 
gelungen ist, die Zahl der öffentlich Bediensteten nach unten 
nicht festzuschreiben. Das heißt, dieser Senat benötigt den 
öffentlichen Dienst dieser Stadt nicht als Leistungsbereitschaft 
für den Bürger, sondern er benötigt ihn als Wählerreservoir. Das 
ist hier heute auch deutlich geworden. 

[Beifall bei der FDP] 
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Im Unterschied zu vielen anderen Wahlversprechen soll des· (C) 
halb dieses eine, über das wir heute reden - das Wahlverspre· 
chen der Lohnangleichung -, auf Verdeih und Verderb letztlich 
durchgepeitscht werden, weil der Senat durch ein Versprechen, 
das er selbst gar nicht gestalten konnte und in der Hand hatte, 
erpreßbar geworden ist. 

[Beifall bei der FDP] 

Ich will dafür ein Beispiel geben: Der Vorsitzende der Gewerk· 
schaft der Polizei, Herr von Walsleben, erklärte, daß der Senat im 
Versprechen stehe, bis Ende 1995 100% der Westgehälter zu 
zahlen. Und dann, so Herr von Walsleben: 

Wenn der Senat unseren Vorstellungen nicht entspricht, 
werden wir über weitere Schritte beraten. Die GdP 

- Gewerkschaft der Polizei -

hat ganz empfindliche Instrumentarien. Ein Streik im Bereich 
der Polizei könnte durchaus unangenehm werden. Unsere 
Wachpolizisten - ein sehr sensibler Bereich - decken den 
gesamten Objektschutz in der Stadt ab. Ich muß nicht 
erzählen, was passiert, wenn vor dem Jüdischen Gemeinde· 
haus die Wachposten fehlen. 

[Zuruf von der FDP: Unglaublich!] 

Das zeigt die ganze Verkommenheit des Denkens unserer west· 
liehen Gewerkschaftsvertreter. 

[Beifall bei der FDP] 

Da wird nicht nur übersehen, daß Polizisten als Beamte kein 
Streikrecht haben, da wird hemmungslos die Gewalt der Straße 
herausgefordert, damit man seine eigenen kleinkarierten Ziele 
durchsetzen kann. 

[Beifall bei der FDP- Zuruf von der FDP: Sauerei!} 

ln diese Situation hat sich der Berliner Senat selbst hineinma­
növriert. Er hat leichtfertig etwas versprochen, was er nicht in der 
Hand hatte. (D~ 

[Landowsky (CDU): Sie können sich ja richtig freuen!] 

Das in der T dL vorhandene Maß an Verantwortung gegenOber 
allen Bürgern konnte der Senat nicht mehr aufbringen. Wir 
bedauern das. 

Ich komme auf die Tabelle des DGB zurück. Ich habe es 
geahnt, Herr Landowsky, daß diese Tabelle hier heute eine Rolle 
spielen wird. Denn wann zitieren Sie schon mal den DGB, wann 
ist schon mal der DGB ein Glaubensbekenntnis für Sie?- Nach 
dieser Tabelle werden von insgesamt 52 Branchen in der 
Region Berlin ab 1996 immer noch 14 Branchen den Anschluß 
an das Westniveau nicht erreicht haben. Nun sind 14 Branchen 
nicht ohne weiteres zu vernachlässigen. Man kann die Frage auf­
werfen: Ist es denn richtig, daß der öffentliche Dienst selbst vor 
diese 14 Branchen gesetzt wird? 

Die DGB-Tabelle ist in ganz anderer Hinsicht falsch. Es gibt 
Untersuchungen seriöser wirtschaftswissenschaftlicher lnsti· 
tute. Die gehen von der Realität aus, daß im Westen in der lndu· 
strie nicht Tarif gezahlt wird, sondern daß in aller Regel über Tarif 
gezahlt wird. Wenn Sie das berücksichtigen - so die Feststel· 
Jung der Institute -, gelangt durch die jetzt geplante Maßnahme 
der öffentliche Dienst im Ostteil der Stadt an die Spitze der 
Bewegung im Osten. 

[Be~all bei der FDP] 

Und da sagen wir als FDP- das haben wir immer gesagt: Der 
öffentliche Dienst darf nicht der Tarifvorreiter sein! 

[Be~all bei der FDP] 

Wir haben im Osten in den verschiedenen Industriezweigen die 
verantwortliche Haltung gehabt, daß - im übrigen im Einverneh­
men mß: den Gewerkschaften - die Beschäftigten gesagt haben: 
Wir verzichten auf einen höheren Lohn, um unseren Arbeitsplatz 
nicht zu gefährden. Wir sind in vielen Bereichen der östlichen 
Länder in der Produktivitätsentwicklung nicht soweit, daß höhere 
Löhne verkraftbar sind. - Löhne sind nämlich nicht nur Einkorn· 
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Kammholz 

,(A) men, Löhne sind auch Kosten. Nur im öffentlichen Dienst gilt das 
nicht. Da gibt es keinen Rationalisierungsdruck; da sitzen die 
Leute auf einem sicheren Arbeitsplatz und bekommen dann als 
erste auch noch 100 %. 

[Wieland {Bü 90/Grüne}: So wie Sie!] 

Ich sage offen und ehrlich, daß das nicht unsere Politik ist. 

[Beifall bei der FDP] 

Die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen einer solchen Vor· 
gehansweise des Berliner Senats sehen wir in fotgendem: Der 
Personaldirektor der Berlin Chemie AG - Chemie liegt wegen 
der mangelnden Produktivität relativ weit hinten - erklärt folgen· 
des: Auch seine Mitarbeiter würden nunmehr erwarten, daß sie 
möglichst bald gleichbehandelt werden. Er vermutet, daß andere 
Branchen nach diesem Tarifabschluß jetzt nachziehen müssen. 

Jn Brandenburg fordert die ÖTV vom Landeschef, dem Mini~ 
sterpräsidenten, eine politische Aussage, die den berechtigten 
Interessen des öffentlichen Dienstes in Brandenburg nach dem 
Abschluß in Berlin Rechnung trägt. Was erklärt die brandenbur· 
gisehe Regierung noch?- Sie erklärt, daß man dem Steuerzah· 
!er nicht klarmachen könne, daß im öffentlichen Dienst vorzeitig 
100% gezahlt werden, während woanders die Gehälter noch bei 
80% liegen. 

Die Berliner FDP hätte mindestens vom Berliner Wirtschafts· 
senator erwartet, daß er auf die gesamtwirtschaftlichen 
Zusammenhänge dieser Politik aufmerksam macht und auf die 
damit entstehenden Probleme hinweist. 

[Beifall bei der FDP] 

Der Wirtschaftssenator hat davon gesprochen, daß diese Tarifer· 
höhung einen Kaufkraftschub bringt. Was hat er damit gemeint? 
- Wahrscheinlich, daß wir aller konjunkturellen Sorgen ledig 
sind, wenn nun durch die Angleichung der Gehälter mehr Kauf· 
kraft da ist. Bei dieser Vulgärökonomie schlagen wir vor, alle 

iB) Gehälter zu verdoppeln - dann haben wir noch mehr Kaufkraft! 

[Beifall bei der FDP] 

Es blieb dem Bundeswirtschaftsminister, Herrn Rexrodt, FDP, 
vorbehalten, die Berliner daran zu erinnern, daß es noch etwas 
anderes gibt als Wählerreservoir öffentlicher Dienst im Ostteil 
der Stadt. 

Das immer wieder beschworene Beispiel - es kam auch heute 
wieder - mit den zwei Polizisten im Streifenwagen, von denen 
der eine 100% und der andere 80% verdient, und daß das nicht 
hinnahmbar ist, beschreibt die Realität nur auszugsweise. Was 
ist eigentlich gerechter geworden? - Wenn in Zukunft beide 
100% verdienen, aber der eine noch niedrigere Lebenshal~ 
tungskosten, noch niedrigere Mieten, administrierte Preise bei 
Bewag, GASAG, Wasser, AOK und ähnlichem hat, die unter 
denen des Westkollegen liegen - ist da wirklich etwas gerechter 
geworden? Der Berliner Senat hat auf diese bestimmenden Ein~ 
kommensfaktoren nur einen indirekten und teilweisen Einfluß. Er 
kann - und das hat Herr Diepgen gesagt - bei der BVG darauf 
hinwirken, daß da angeglichen wird. Bei anderen kann er das 
nicht. Aber was passiert, wenn er erreicht, daß die Lebensbedin­
gungen fClr die Bewohner im Ostteil der Stadt angeglichen wer· 
den? Dann sind all die betroffen, die noch nicht 100 % verdie· 
nen. Sie finanzieren dann den öffentlichen Dienst im Ostteil der 
Stadt mit. Das können wir nicht als ein Ziel der Gerechtigkeit 
ansehen. 

[Beifall bei der FDP - Zurufe] 

Er benachteiligt dann alle sozial Schwachen, Rentner und 
Arbeitslose im Ostteil der Stadt; sie finanzieren die Einkommen 
der öffentlich Bediensteten. Und tut er das nicht, bleiben die 
administrierten Preise niedrig und bleiben die Lebenshaltungs­
kosten im Ostteil der Stadt niedriger. Dann ist die Ungerechtig­
keit im Streifenwagen nach wie vor da, nur dann anders herum. 

[Beifall bei der FDP] 

118 000 Beschäftigte im öffentlichen Dienst der östlichen 
Bezirke erhalten eine Wohltat. Nach Aussagen des Finanzsena· 
tors müssen dafUr 5 000 - heute sagt er schon: 5 000 bis 
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10 000- zusätzlich eingespart werden. Die werden sich beson· (C) 
ders freuen. Mit 100% entlassen zu werden oder einen kw·Ver· 
merk zu bekommen, ist sicherlich ein lobenswerter Erfolg von 
Pol~ik.10 000 bis 12 000 Beschäftigte des Bundes im Ostteil 
sind von der Regelung ausgesperrt. Der Senat spricht von einer 
schier unlösbaren Aufgabe der Einsparung, vor der er jetzt stehe. 
Die Knie werden ihm langsam weich. Das Ausscheiden aus der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder will ich nicht weiter 
beschwören. Es ist oft genug gesagt worden, was es kosten 
wird. Ebenso groß ist die Gefahr, daß die Bonner Regierung 
unter Hinweis auf den leichtfertigen Schritt der Berliner nunmehr 
eine gute Argumentation in der Hand hat, finanzielle Wünsche 
Berlins abzublocken. Wir lesen das schon heute in der Zeitung. 
Da wird vom Stadtstaatenprivileg gesprochen; da werden wir 
nicht so behandelt, wie es uns zukommt. Man sieht in Bann, daß 
die Berliner sehr leichtfertig mit dem Geld umgehen. Das war 
in hohem Maße bisher Bonner Geld. Man kann sich da etwas 
zurückhalten. Auch die Kulturförderung durch den Bund, nach 
der Berlin so schreit, erscheintangesichtsder Berliner Tarifallein· 
gänge vielleicht weniger dringlich. 

Völlig offen ist auch die Frage nach der verfassungsrecht­
lichen Zulässigkelt des Berliner Alleingangs. 

[Böger (SPD}: Das ist ja ganz schlimm, Herr Kammholz! 
Schämen Sie sich !I 

Dem Senat scheint nicht bewußt zu sein, daß allgemein verbind· 
liehe Tarifverträge nach ständiger Rechtsprechung Normcharak­
ter haben und daß Arbeitsrecht zum Bereich der konkurrieren· 
den Gesetzgebung gehört. Der Alleingang kann teuer werden1 

wenn er vorm Bundesverfassungsgericht unter Umständen 
angefochten wird. Das Gutachten von Professor Säcker - ich 
schätze Herrn Säcker sehr, ich kenne ihn -

[Wieland (Bü 90/Grüne}: Verstehen ihn aber nicht!] 

auf die Formel zu bringen, daß jeder im Bereich der Tdl tun und 
lassen kann, was er will - den Satz haben Sie hier zitiert, Herr 
Regierender Bürgermeister-, das kann wohl nicht Sache sein. (D) 
Dann hat die Tdl keinen Wert mehr; dann kann jedes Land 
machen, was es will. Daß das eine erstrebenswerte Situation ist, 
wage ich zu bezweifeln. 

Wir legen Ihnen einen Entschließungsantrag vor, zum dem 
mein Kollege Dr. Klein noch Stellung nehmen wird. - Ich danke 
Ihnen! 

[Beilall bei der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brinckmefer: Bevor ich Herrn Dr. Staf· 
feit das Wort gebe, möchte ich eine Bemerkung in Richtung von 
Herrn Kammholz machen. -Sie haben in der Rede den Gewerk· 
Schaftsvertretern Verkommenheit vorgeworfen. 

[ Kammholz {FDP): Des Denkens I] 

Ich meine, wir sollten uns hüten, eine so wichtige gesellschaft· 
liehe Gruppe wie die Gewerkschaften so pauschal zu diffamie· 
ren, 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

unabhängig von der Bemerkung des Herrn von Walsleben, eine 
Drohung im Zusammenhang mit der Jüdischen Gemeinde auszu· 
sprechen. Diese Erklärung spricht auch für sich. Aber Sie haben 
generell von der Verkommenheit der Gewerkschaftsvertreter 
gesprochen, Herr Kammholz, und das können wir in dieser Form 
in diesem Hause nicht dulden. 

[Beifall bei der CDU, der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Nächster Redner ist für die Fraktion der SPD der Kollege Staf· 
feit. 

Dr. Staffelt (SPD}: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich fand die Rede des Kotfegen Kammholz 
insoweit bemerkenswert, als er sich mit dieser Rede aus der poli· 
tischen Solidarität dieser Stadt ausgeklinkt hat. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Gelächter bei der FDP] 
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Dr. Staffelt 

Ihre Rede ist eine Spalterrede und nichts anders. 

[Beifall bei der SPD] 

Wenn Sie Probleme mit dem öffentlichen Dienst haben: Man hat 
bei Ihnen schon seit längerem den Eindruck. daß Ihre Kollegen 
ganz furchtbar sein müssen, denn Sie selbst arbeiten ja im 
öffentlichen Dienst 

[Kem (SPD): Zu 100 'lb!] 

und müssen unter Mobbing-Syndromen leiden; 

[Heiterkeit bei der SPD 1 
anders kann ich mir Ihre Einschätzung des öffentlichen Dienstes 
kaum vorstellen. 

Ich bin für einen sorgsamen Umgang mit dieser Frage; aber 
die Angleichung der löhne und Gehälter ist von zentraler Bedeu· 
tung für das Zusammenwachsen dieser Stadt Dabei bleibt es. 
Dazu hat der öffentliche Dienst genauso seinen Beitrag zu lei­
sten wie die Privatwirtschaft und die Tarifabschlüsse im privaten 
Sektor. 

Lassen Sie mich ein Zweites hinzufügen. Wtr können auch 
nicht davon sprechen, daß die 100prozentige Angleichung, von 
der wir sprechen, eine tatsächliche 100prozentige Angleichung 
ist. Denn wir haben noch Unterschiede. Wtr haben Unterschiede 
bei der Anerkennung von Bildungsabschlüssen, wir haben nach 
wie vor Unterschiede bei der Anerkennung von Vordienstzeiten, 

[Dr. Klein (FDP}: Warum regeln Sie nicht das zuerst?] 

es gibt eine Vielzahl von Punkten, die im Zuge der darauffolgen­
den Jahre Schritt für Schritt aufgearbeitet werden müssen. 

[Be~all bei der SPD 
und des Abg. Helms (Bü 90/Grüne)] 

Diese Probleme existieren so in der Privatwirtschaft nicht, wie 
Sie wissen. 

Als wir die deutsche Einheit bekommen haben, waren wir wohl 
allesamt bestrebt, alles nur Menschenmögliche zu tun, damit die 
Lebensverhältnisse gerade in unserer Stadt sehnet! aufeinander 
zugeschnitten werden, damit diese Stadt auch symbolisch für 
die gesamte Bundesrepublik Deutschland diesen Einlgungs­
prozeß bewältigt. Daher halte ich es für einen wichtigen Schritt 
der politischen Glaubwürdigkeit des Senats, der Koalition, aber 
darüber hinaus auch des ganzen Hauses hier, daß wir uns zu 
einem solchen Schritt der Angleichung der Tarife offensiv beken­
nen. 

[Be~all der Frau Abg. Stötzer (SPD)] 

Herr Kammholz, ich habe hier immer wieder gesagt, auch in 
Richtung auf die Gewerkschaften: Man darf es sich in dieser 
Frage nicht zu einfach machen und die falsche Kampfposition 
einnehmen. Hier steht nicht Berliner Önt gegen Berliner Senat 
oder Berliner Abgeordnetenhaus, sondem unter dem Strich 
haben wir einen Schritt gemacht, der al!e beteiligten Tarifpartner 
gleichermaßen in ein Verhältnis der Kontroverse zu den übrigen 
bundesdeutschen Ländern und Kommunen und zum Bund 
gebracht hat. Ich stehe zu diesem wichtigen politischen Schritt. 
Er ist nicht vergleichbar mit Sachsen, Sachsen-Anhalt oder mit 
Mecklenburg-Vorpommem, wo es ein einheitliches Tarifgebiet in 
jedem einzelnen Bundesland gibt. ln Berlin gab es bisher zwei 
Tarifgebiete, bei gleichen Aufgabenstellungen und Anforderun­
gen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ich brauche Ihnen 
das berühmte Beispiel des Busfahrers oder des Polizeibeamten 
nicht zu nennen. Deshalb ist diese Frage nicht nur eine der wirt· 
schaftspolitischen oder der finanzpolitischen Abwägung. Es ist 
ganz zentral eine politische, auch eine symbolische Frage, im 
Sinne der Gleichbewertung von Arbeit innerhalb eines Landes 
mit einem Haushalt und einem Bruttosozialprodukt, das 
gerecht innerhalb der Stadt verteilt werden soll. 

Ich finde es gut, daß es gelungen ist, nach anfänglichen Signa­
len, die in eine andere Richtung gegangen sind, einen Streik in 
dieser Frage abzuwenden. Wir alle haben gut daran getan, mit· 
einander zu reden lfnd keine Verbandspolitik zu betreiben, son­
dem für die Menschen in der Stadt tatsächlich etwas zu tun. Es 
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ist auch ein Sieg der Vemunft, daß wir in einem hohen Maß von 
Solidarität und Gemeinsamkeit so weit gekommen sind. Dafür 
danke ich im übrigen auch ganz ausdrücklich der ÖTV, der DAG 
und anderen Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. 

[Beifall bei der SPD -
Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grünel 

Sehen Sie einmal, Sie haben noch nicht einmal die Distanz, 
um sich vor Augen zu führen, daß ich bei einer normalen Tarifaus· 
einandersetzung überhaupt kein Problem damit habe, mich auch 
sehr kritisch mit den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
auseinanderzusetzen. Das ist gar nicht mein Problem. Ich habe 
das Gefühl, daß Sie gar nicht differenzieren wollen. 

[Ksmmholz (FDP): Nach der T dl·Einigung 
gab es keinen Streik! I 

Ihre Spekulationen Ober die TdL. was heißt das eigentlich?- ln 
München hat der Stadtrat aus guten Gründen beschlossen, daß 
es dort eine Zulage für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des 
öffentlichen Dienstes gibt, Ballungsraumzulage genannt. 

[Helms (Bü 90/Grüne): Über West·Tarifl] 

- Über West-Tarif. Man hat das beschlossen, ·die Verantwort· 
Iichen haben es umgesetzt, und es hat eine ähnliche Diskussion 
gegeben wie bei uns auch - mit allen Drohungen. 

[Zuruf von der FDP: Wer zahlt es?] 

Dazu sage ich: Ich spekuliere überhaupt nicht, ich warte ab, was 
geschieht, und dann werden wir die weiteren Schritte zu überle· 
gen haben. Alles andere ist blanke Spekulation und schadet uns 
mehr, als es uns irgendwo nützen könnte, Herr Kammholz. 

[Beifall bei der SPD -
Zuruf des Abg. Dr. Köppl (Bü 90/Grüne)] 

Ich möchte von dieser Stelle aus einen Appell an die Regierun· 
gen und Parlamente der ostdeutschen Länder richten. Wir 
haben erlebt, daß immer wieder bei den Verteilungskämpfen 
unter den Ländern, aber auch denen mit dem Bund, Ostdeutsch· 
land in vielen Fragen das Nachsehen hatte. Ich könnte nicht 
begreifen, wenn es gerade die ostdeutschen Länder wären - in 
deren Interesse im Sinne des Ansehiebans von Entwicklungen 
wir tätig sind -, dagegen zu Felde ziehen. Ich glaubt!, hier ist ein 
Stock ostdeutsche Solidarität dringend erforderlich - und das 
beginnt mit Brandenburg und endet mit Sachsen. 

[Beifall bei der SPD -
Zuruf von der FDP: Unglaublich!] 

Wir werden uns zu überlegen haben, wie wir mit Beamten 
umgehen. 

[Zuruf von der FDP: Abschaffen !I 

Wir werden bei der Polizei wohl nach der bislang gültigen Praxis 
noch ein Stück mehr und schneller durchmischen müssen, damit 
die Polizeibeamten, die noch nicht in den Genuß der 100% 
gekommen sind, innerhalb des zur Verfügung stehenden Zeit· 
raumsdie 100% erreichen. Wir werden bei den Lehrern überle· 
gen müssen, wobei ich an dieser Stelle sage: Auch die Lehrerin· 
nen und Lehrer sollten überlegen, ob es zwingende Verpflich· 
tung ist, Beamter zu werden. Ich persönlich sehe das anders. 

[Beifall bei der SPD 
und der Abgn. Frau Volkholz (Bü 90/Grüne) 

und Cramer {Bü 90/Grüne) -
Vereinzelter Beifall bei der CDU I 

Ich füge hinzu, daß ich davon ausgehe, daß auch die Anstalten, 
Körperschaften und andere Institutionen, die mittelbar zum 
öffentlichen Dienst gehören, diesen Weg mit uns gemeinsam 
beschreiten werden. 

Ich glaube, daß hier auch noch einmal ein Wort erforderlich ist, 
im Hinblick auf die Frage, wie wir mit den Kosten umgehen, die 
dies verursacht 

[Schie!a (FDP): Da bin ich einmal gespannt!] 

(C) 

(D~ 
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Dr. Staffelt 

Ich will an dieser Stelle noch einmal sagen, daß es mir wenig 
gefallen hat, daß der Finanzsenator mit dieser Frage- zurückhal­
tend ausgedrückt - nicht sehr seriös umgegangen ist, 

[Tiedt (FDP) : Hat der eine eigene Meinung gehabt, 
oder wie? -Weiter Zurufe von der FDP] 

was die öffentliche Darstellung dieses Problems betrifft. [eh sage 
aber auch, daß wir alle Anstrengungen unternehmen werden, mit 
dem Doppelhaushalt die Voraussetzungen zu schaffen. Wenn 
hier über Personaleinsparungen geredet wird, dann bitte ich 
Sie zur Kenntnis zu nehmen, daß das Land Berlin in einem Pro­
zeß der Verschlankung des öffentlichen Dienstes ist. 

[Hoffmann (FDP): Wann ist denn der abgeschlossen?] 

-Passen Sie einmal auf: Wir haben beschlossen, bis 1997- die 
erste Stufe - 25 000 Stellen abzubauen. Sie wissen genau, 
welche Schritte gegangen werden mUssen, um die Strukturen 
des öffentlichen Dienstes tatsächlich neu zurechtzuschneiden. 

[Landowsky (CDU): Streitet euch doch nicht!] 

Nun erwarten Sie doch bitte keine Wunderdinge. Sie selbst wis­
sen, daß das eine schwierige Aufgabe ist, aber die Vorausset­
zungen dafür sind vorhanden. Es geht jetzt um die schlichte, 
schrittweise, systematische Umsetzung. Ich bin sehr optimi­
stisch, daß es erstmals gelingen wird, eine solche Reform der 
öffentlichen Verwaltung auch aufgrunddes gegebenen finanziel­
len Drucks herbeizuführen. Deshalb sage ich - bevor Sie immer 
nur fragen, wann denn-: Machen Sie ein paar Vorschläge, wo 
und wie man praktisch umsetzen kann, denn darauf kommt es 
jetzt an. Ich habe übrigens das Gefühl, Herr Kammholz - Sie 
kommen aus dem öffentlichen Dienst, Sie müßten das beurteilen 
können -, daß es viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
öffentlichen Dienstes gibt, die sehr daran interessiert sind, ein 
Stück mehr Leistungskontrolle, ein StOck mehr Kostenkontrolle 
und ein Stück mehr Eigenverantwortung innerhalb des öffent· 
Iichen Dienstes übernehmen zu können. 

[ Kammholz (FDP): Das kann ich 
ausnahmsweise bestätigen I] 

- Na, sehen Sie einmal, selbst in Ihrer Verwaltung ist das so. Das 
will etwas heißen, dort wo Sie tätig sind - leitend. 

[Heiterkeit bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Landowsky (CDU): Nicht so gemein sein li 

- Nein, bin ich nicht I 

[Zuruf des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne)] 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einmal zusammenfassend 
sagen: Ich glaube, daß trotz der kritischen Einwände, trotz der 
bekannten Haushaltslage dieser Schritt ein wichtiger, ver­
trauensbildender dafür ist, daß die Menschen in unserer Stadt 
einander näherkommen.lch sage aber auch sehr klar: Die materi­
elle Seite ist das eine, die Frage, wie die Menschen in vielen 
anderen Lebensbereichen zueinander kommen, eine andere. 
Meine Hoffnung ist, daß mit einem Stück weniger an existential· 
len Sorgen auch die Bereitschaft zur Öffnung der Köpfe, zum 
Dialog, zum Gemeinsamen in unserer Stadt Berlin wachsen wird 
und deshalb unterstützen wir vehement den Gesetzesentwurf, 
den wir heute gemeinsam eingebracht haben. - Danke! 

[Beifall bei der SPD und der CDU -
Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brlnck.meler: Für die Gruppe Neues 
Forum hat jetzt der Kollege Schult das Wort! 

Schult (Neues Forum): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren I Wir unterstützen die Einigung zwischen Gewerkschaf· 
ten und Senat über die Bezahlung im öffentlichen Dienst im Ost· 
teil der Stadt. Diese Einigung trägt nicht nur den Hoffnungen der 
Beschäftigten Rechnung, sondern vor allem auch den Realitäten 
eines einheitlichen Wirtschaftsraums, in dem Preise und Tarife 
- also die Ausgaben der Menschen für ihren Lebensunterhalt­
weigehend identisch sind. 

[Beifall des Abg. Helms (Bü 90/Grüne)] 
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Ein solcher Abschluß, der gleichen lohn für gleiche Arbeit in 
Ost und West sichert, war und ist deshalb für alle abhängig 
Beschäftigten im Osten dringend notwendig. Daß der Regie· 
rende Bürgermeister und die Senatsparteien diesen Abschluß 
als Frucht ihrer Politik darstellen würden, war zu erwarten. Klap· 
pem gehört bekanntlich zum Handwerk, und natürlich ist der 
Senat als Tarifpartei daran beteiligt. 

Obwohl wir diese Einigung mittragen, muß daran erinnert wer· 
den, daß sie mit dem 1. Oktober 1996 zwar ein überschaubares 
Datum für die vollständige Lohnangleichung bei den Ost· 
Beschäftigten an den Westen festlegt, aber auch dieses Datum 
liegt bekanntlich nicht innerhalb dieser Legislaturperiode - wie 
vom Senat versprochen -, sondern in der nächsten. Vor allem 
aber muß noch einmal an die tarifpolitische Debatte im März 
nach dem Abschluß des Tarifvertrags zwischen der ÖTV und den 
öffentlichen Arbeitgebern erinnert werden, als der Senat noch 
mit sehr verschiedenen Zungen sprach. 

Es kann doch nicht vergessen werden, daß die einen zwar 
Schaufensterreden darüber hielten, wie ungerecht dieser 
Abschluß auf Bundesebene sei, gegen den man aber leider 
nichts machen könne, während derjenige, der die reale Politik 
des Senats umzusetzen hatte - Senator Heckelmann -, bei 
diesem Abschluß vom Sieg der Vernunft sprach und Grundsatz­
fragen wie z. B. Sonderregelungen fOr eine schnellere Tarifan­
gleichung Ost-West in Berlin seinen Beamten überlassen hatte 
und nicht ernsthaft angegangen war. 

Deshalb muß hier und heute unterstrichen werden, daß dieser 
Abschluß vor allem jenen Menschen zu verdanken ist, die durch 
ihre aktive Beteiligung an den Warnstreiks der Gewerkschaften 
und andere Formen des Druckes den Senatsparteien klarge­
macht haben, daß sie nicht länger gewillt sind, die Ungerechtig­
keit hinzunehmen und ungleichen Lohn für gleiche Arbeit zu 
erhalten. Versprechungen haben die Senatspolitiker auch auf 
anderen Gebieten genug gemacht, ohne daß sie eingehalten 
wurden. Deshalb zeigt die Tarifauseinandersetzung im öffent­
lichen Dienst geradezu exemplarisch, daß nur der Druck der 
Betroffenen in der Lage ist, die Politiker in die Pflicht zu nehmen, 
damit ihre Versprechungen eingehalten werden. 

Durch ihre Entschlossenheit haben die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in Ost-Berlin auch ein Zeichen für die Über­
windung der sozialen Mauer zwischen Ost und West in anderen 
Branchen und in anderen ostdeutschen Bundesländern gesetzt. 
Die Veröffentlichung des DGB vor einigen Tagen über die Lohn­
angleichung von Ost und West in anderen Branchen hat aller­
dings auch deutlich gemacht, daß das Ergebnis im öffentlichen 
Dienst der Stadt nicht aus dem Rahmen fällt. Von 52 Branchen 
bleiben nach 1996 noch 14 übrig, in denen die Tarifmauer noch 
nicht überwunden ist. Der Wille der Beschäftigten zur Überwin­
dung dieser sozialen Mauer zeigt sich bekanntlich auch in den 
Tarifauseinandersetzungen anderer Branchen wie z. B. dem 
Handel oder der Druckindustrie. 

Wie wir erneut gesehen haben, findet sich dort, wo der Druck 
der Betroffenen groß genug ist, auch bei den Politikern ein Wille, 
ihn umzusetzen. Was mußten wir uns noch vor Wochen über die 
Gefahren eine Ausschlusses aus der Tarifgemeinschaft deut­
scher Länder anhören. Inzwischen hat sich auch: der Senat der 
Auffassung der ÖTV angeschlossen, daß die Wahrscheinlichkeit 
eher gering ist, und ein Sprecher der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder bestätigte die Auffassung, daß die Mit­
gliedschaft in der VBL laut Satzung gar nicht zwingend mit der 
TdL zu tun hat. Wo ein Wille ist, ist bekanntlich auch ein Weg. 
Die von der ÖTV gebaute goldene Brücke einer juristischen Kon· 
struktion über die gesetzliche Regelung außertariflicher Leistun­
gen beweist das. 

Doch nun gilt es auch, zu verhindern, daß diese Tarifeinigung 
dafür herhalten muß, um längst gehegte Lieblingsprojekte zu ver· 
wirklichen, wie es Senator Pieroth mit seinem Vorschlag ver­
suchte, die Streichung weiterer 10 000 Stellen im öffentlichen 
Dienst zu begründen. Die Tarifauseinandersetzung im öffent· 
Iichen Dienst und anderen Branchen haben zudem insofern 
Bedeutung, als sie deutlich gemacht haben, daß die den abhän­
gig Beschäftigten von Politikern und Unternehmern gepredigte 
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Schult 

(A) Verzichtsideologie erfolgreich durchbrachen werden kann - eine 
Ideologie, die stets auf leere Kassen verweist, ohne zu problema· 
tisieren, daß die einen Kassen leer sind, weil die anderen über· 
quellen. - Danke! 

(B) 

[Beifall bei Neues Forum, 
bei der PDS und bei Bü 90/Grüne -

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Die Redezeiten sind aus· 
geschöpft. 

[Zurufe von der PDS: Nein!] 

- Sie haben noch vier Minuten Redezeit, aber es war nicht ange· 
meldet worden, daß noch jemand aus Ihrer Fraktion das Wort 
nimmt. Frau Dr. Lötzsch, Sie haben das Wort! 

Frau Dr. Lötzsch (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Hochverehrter Kol!ege Landowsky! Sie haben uns 
und der Öffentlichkeit sogar mehrmals in Ihrer Rede mitgeteilt, 
daß die Legislaturperiode bis 1996 verlängert ist. Ich hoffe, die 
anderen Aussagen in Ihrer Rede haben einen höheren Wahr· 
heitsgehalt. 

[Beifall bei der POS] 

Wie zu erwarten war, haben soeben die Repräsentanten der 
Parteien, die in Berfin und Sonn in der Regierung sind bzw. im 
Bundesrat die Mehrheit stellen, über die mangelnde Fähigkeit 
der Alt-Bundesländer und der Banner Regierung geklagt, die 
Situation der Ostdeutschen und insbesondere die Situation in 
Berlin zu begreifen. Wir sollten uns aber nichts vormachen, denn 
die politisch Verantwortlichen in Sonn und in den alten Ländern 
haben die Situation sehr wohl begriffen und versuchen, sie für 
ein politisches und vor allem sozialpolitisches Rollback in Ost 
wie West zu mißbrauchen. 

Im Zusammenhang mit der Debatte um die Fusion von Ber!in 
und Brandenburg werden verantwortliche Berliner Politiker nicht 
müde, zu betonen, daß Berlin nicht das Sparschwein der Nation 
werden dilrfe. An sich ist dieser Ausdruck falsch, denn in ein 
Sparschwein steckt man normalerweise etwas hinein und preßt 
nicht etwas aus ihm heraus. 

[Vereinzelter Beifall bei der PDS] 

Bleibt man aber bei dieser Ausdrucksweise, so muß man sich 
auch folgendes klarmachen: Es geht nicht nur um das Spar· 
schwein Berlin-Brandenburg oder das Sparschwein Ost­
deutschland, sondern auch um das Sparschwein Gesundheits· 
versorgung, das Sparschwein Bildungs· und Hochschulpolitik 
und vieles andere in der gesamten Bundesrepublik. Im Zuge der 
sogenannten deutschen Vereinigung - mein Vorredner, Herr 
Schult, wies darauf schon hin -

[Sen Dr. Meisner: Die sogenannte Vereinigung?] 

hat eine gewaltige Umverteilung der Finanzmittel zugunsten 
weniger Einheitsgewinn!er stattgefunden. Das weiß jeder, und 
jeder weiß auch, daß deren früherer Wohnsitz nicht Chemnitz, 
Rosteck oder Lichtenberg, sondern Hamburg, München oder 
Steglitz war. 

Ich hätte statt dieser allgemeinen Feiertagsstimmung unter 
dem Motto "Werkstatt der deutschen Einheit" eine ehrliche Ana­
lyse zu der Frage erwartet, wie der Berliner Senat und der Regie· 
rende Bürgermeister ihren zu Beginn der Legislaturperiode 
erklärten Anspruch verwirklicht haben, an der Spitze der neuen 
Länder nach Sonn zu ziehen und dort eine gleichberechtigte 
Politik für Ostdeutschland durchzusetzen. Wo ist die Bilanz der 
gescheiterten und - viel wichtiger noch - der unterlassenen 
Initiativen zur wirklichen Herstellung der Gleichberechtigung der 
ehemaligen DDR-Bürgerinnen und DDR-Bürger? Wo ist z. 8. die 
Berliner Bundesratsinitiative zur Abschaffung des politisch moti· 
vierten Rentenstrafrechts? Wo ist die Berliner Bundesratsinitia· 
tive zur Amnestie der sogenannten deutsch-deutschen Spione? 
Wo sind erkennbare Schritte der Berliner Landesregierung zur 
Durchsatzung des Grundsatzes "Entschädigung vor Rück· 
gabe"? Wo sind die überzeugenden Maßnahmen zur Sicherung 
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der Rechte der Bewohner von Einfamilienhäusern und der Nut· (C) 
zervon Wochenendgrundstücken und Kleingärten? Wo ist der 
glaubhafte Widerstand von COU und SPD gegen die Vertrei· 
bung Zehntausender Ost-Berliner Familien von Grund und 
Boden, den sie oft in harter Arbeit erst wieder urbar und dann 
Jahrzehnte in Ordnung gehalten haben? 

[Liepelt (CDU): Hört, hört!] 

Und nicht zuletzt: Wie wird sich der Senat von Berlin bei der 
Abstimmung im Bundesrat zur Neuregelung des § 2~ 8 verhal· 
ten? Er wird doch nicht durch Abwesenheit glänzen, wie große 
Teile der SPD·Fraktion im Bundestag bei dieser Abstimmung. 

Obwohl sich viele verantwortliche Politiker über die angeh· 
liehe Mauer in den Köpfen der unbelehrbaren Ossis beklagen, ist 
es angesichts dieser Aufzählung - und das gehört sehr wohl zum 
Thema "Werkstatt der Einheit" - nicht verwunderlich, daß viele 
nicht mehr wie vor vier Jahren die "Allianz für Deutschland". son­
dern die PDS wählen. Ich hoffe, daß am kommenden Sonntag 
die Antwort der Wählerinnen und Wähler auf die Politik in Berlin 
und Sonn noch deutlicher ausfällt als vor zwei Jahren bei den 
Kommunalwahlen und vor einem Jahr in Brandenburg. 

[Beifall bei der POS -
Fechner (SPD): Das war eine Wahlkampfrede 1] 

Stellv. Prlsldentln Brfnckmeier: Nun liegen keine weite· 
ren Wortmeldungen vor. Damit ist die Regierungserklärung 
abgegeben und besprochen. Wir kommen zu den Anträgen. Es 
wurde vorgeschlagen, den Gesetzesantrag und den FDP·Antrag 
an den Ausschuß für Inneres, Sicherheit und Ordnung und an 
den Hauptausschuß zu überweisen. Wer diesem Verfahren die 
Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzei· 
chen 1 - Das ist einmütig so beschlossen. 

[2] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 2, Drucksache 1214376: 
2. Bericht (Schlußberlcht) der Enquete·Kommls· 
slon "Verfassungs· und Parlamentsreform" 

Der Ältestenrat empfiehlt eine Aussprache von bis zu 15 Minuten 
pro Fraktion und 5 Minuten für die Gruppe "Neues Forum". -
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Bevor wir zur Ausspra· 
ehe kommen, gebe ich das Wort der Vorsitzenden der Enquete· 
Kommission, Frau Abgeordneter Künast. Zu einem mündlichen 
Bericht über die Arbeit der Kommission steht ihr eine Redezeit 
von 25 Minuten zur Verfügung. Bitte, Frau Künast! 

Frau KUnast (Bü 90/Grüne}, Berichterstatterin: Frau Präsi· 
dentin! Meine Damen und Herren! Das Thema "Einheit" ist nicht 
nur bei dem vorhergehenden Tagesordnungspunkt Gegenstand 
unserer Debatte gewesen, sondern wird mit diesem Tagesord· 
nungspunkt fortgesetzt. Die Enquete-Kommission legt mit ihrem 
Abschlußbericht Empfehlungen vor. Es ist unklar, ob diese 
Empfehlungen tatsächlich jemals eine Zweidrittelmehrheit in 
diesem Hause finden werden. Ich darf aber persönlich sicherlich 
meiner Hoffnung Ausdruck geben, daß es diesen Empfehlungen 
geht wie dem Lohnversprechen, bezüglich dessen Herr Lan­
dowsky sagte: Wir haben versprochen, wir haben gehalten. -

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Der Arbeitsauftrag der Enquete-Kommission ging auf einen 
Vorgang vor - bis auf einen Monat - fast genau vier Jahren 
zurück. Am 11. Juli 1990 hat die erste frei gewählte Stadtverord· 
netenversammlung in Ost·Berlin eine Verfassung verabschiedet. 
Obwohl sie keinen Landesstatus hatten, haben sie sich die 
Erlaubnis dazu von der damaligen DDR-Regierung abgetrotzt. 
Man kann wohl sagen, daß damals alle Fraktionen mit Würde, 
erhobenen Hauptes in die Vereinigung mit dem Westteil der 
Stadt gehen wollten. Man kann wohl sagen, daß alle Fraktionen 
damals nicht ohne eine Verfassung in diese Vereinigung gehen 
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Frau Künast 

wollten. Dem folgte dann das gemeinsame Tagen der Einheits­
ausschüsse des Abgeordnetenhauses und der Stadtverordne­
tenversammlung. 

Ich will hier zumindest für diejenigen, die damals nicht dabei 
waren, in Erinnerung rufen, daß wir im Jahr 1990 - nach Bera­
tung in den Einheitsausschüssen - zwei materielle Änderungen 
vorgenommen haben. Das war sicherlich so etwas wie eine Ver­
beugung vor der Ost-Berliner Verfassung. Wir wollten zeigen, 
wenn jetzt erst einmal die West· Berliner Verfassung für Gesamt­
berlin gilt, daß wir Gedanken aus der Ost-Berliner Verfassung 
übernehmen. Das hieß dann, daß eine Staatszielbestimmung 
zum Thema Umwelt übernommen wurde: ,.Die Umwelt und die 
natürlichen Lebensgrundlagen stehen unter dem besonderen 
Schutz des Landes." Und das hieß auch, daß ein Grundrecht auf 
informationalle Selbstbestimmung, also Datenschutz, aufge­
nommen wurde. Es erklärt sich sicherlich von selbst aus der 
Geschichte der DDR, daß gerade diese beiden aufgenommen 
wurden, weil Umwelt in der DDR bei aller anhaltender Ver­
schmutzung ganzer Landstriche immer als Geheimsache behan­
delt wurde, weil das Wort ,.Datenschutz" für die Stasi und andere 
Institutionen in der DDR offensichtlich ein Fremdwort war, wenn 
man sich ansieht, wie mit Daten und persönlichen Informationen 
über DDR-Bürger umgegangen wurde. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne 
und der Frau Abg. Riedrich (SPD)] 

Das war aber noch nicht der ganze KompromiB, der im Som­
mer 1990 geschlossen werden mußte. Wir mußten damals in 
den beiden Einheitsausschüssen auch einen Kamprarniß finden, 
damit die Ost·Berliner Stadtverordnetenversammlung sagen 
konnte: Ja, wir geben unsere Verfassung auf!- Dieser Kompro­
miß findet sich in Artikel 88 Absatz 2 der jetzt geltenden Verfas­
sung wieder, der sagt, in der ersten Wahlperiode des Gesamt· 
berliner Parlaments werde diese Verfassung einer Überarbei· 
tung unterzogen. Wohlgemerkt: Überarbeitung! - Auswe'1slich 
der Beratungsdokumente sieht man, daß damals in den Einheits· 
ausschüssengesagt wurde: Nur eine Überprüfung ist uns nicht 
genug. - Es ist sogar so, daß die Verfassung der Enquete· Kom­
missionvorgegeben hat, daß die Verfassungen von 1948, 1950 
und die der Stadtverordnetenversammlung gleichberechtigt zu 
berücksichtigen sind. Das also war unser Arbeitsauftrag, an den 
ich gerade deshalb erinnern will, weil es an den Arbeitsergebnis· 
sen der Enquete-Kommission schon Kritik gegeben hat. 

Ich möchte daran erinnern, daß uns Artikel 88 Absatz 3 ver-­
pflichtet, bei der Überarbeitung eine umfassende Beschrän· 
kung der Wählbarkeit mittelbarer und unmittelbarer Landesbe· 
amter vorzusehen. Ich möchte auch daran erinnern, daß uns der 
Auftrag für die Enquete-Kommission, wie er hier auf Antrag der 
CDU· und der SPO-Fraktion verabschiedet wurde, weitere Kon­
kretisierungen an die Hand gegeben hat. So steht im Auftrag: 
Erweiterung der Staatszielbestimmungen, Neuformulierung der 
sozialen Grundrechte, Stärkung des Parlaments und die Frage, 
ob es sinnvoll ist, die politischen Teilhaberechte der Bürgerinnen 
und Bürger zu stärken, d. h. Volksentscheid. Wenn wir Ihnen jetzt 
den Abschlußbericht der Enquete-Kommission vorlegen, haben 
wir nichts anderes getan, als zu den von Ihnen, vom Parlament, 
erbetenen Komplexen Vorschläge zu machen. Diese sind recht­
lich geprüft, z. T. auch unter M'1thilfe des Wissenschaftlichen Par· 
lamentsdienstes. Was die Enquete-Kommission Ihnen heute vor­
schlägt, ist das, was das Grundgesetz für eine landesverfas· 
sung rechtlich zuläßt. 

Ich möchte gleich zu Beginn zwei Gruppen meinen Dank aus· 
sprechen. Das sind einmal die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Ausschußbüros, ohne die die Arbeit gerade in den letzten 
Wochen nicht möglich gewesen wäre. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, bei der CDU, 
der SPD und der POS] 

Ich danke auch den Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten, 
aber den Schwerpunkt möchte ich auf die Sachverständigen 
legen. Wir hatten sowohl Juristen als auch Nicht-Juristen als 
Sachverständige in der Enquete-Kommission. Das zeichnet 
diese aus. Es ist sicherlich schwierig, neben anderen starken 
beruflichen Pflichten an vielen Sitzungen und Arbeitsgruppen 
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teilzunehmen und das Material immer aufzuarbeiten. Ich möchte 
in dem Zusammenhang - wenn ich den Sachverständigen danke 
- allerdings auch mein Bedauern ausdrücken, daß der Vorsit­
zende der gemeinsamen Verfassungskommission des Bundes, 
Herr Scholz, beruflich nur die Möglichkeit hatte, an drei von 
43 Sitzungen teilzunehmen, womit ich aber nicht die Kompetenz 
aller anderen Sachverständigen schmälern möchte. 

Zu den Inhalten in der Reihenfolge, wie wir sie in der Enquete­
Kommission bearbeitet haben: Der erste Bereich war das Paria· 
mentsrecht, wo wir uns mit der Stärkung des Parlaments zu 
beschäftigen hatten. Wir sind von der Frage ausgegangen, was 
in Ost und West die Erwartung an demokratische Institutionen 
ist, gerade in Zeiten, in denen Parlamente und Politiker- das ist 
fast schon ein Schimpfwort - immer mehr ins Gerede und ins 
Gespräch kommen. Was sind die spezifischen Erwartungen im 
Ostteil dieser Stadt nach den Erfahrungen insbesondere des 
Machtmißbrauchs und der monolithischen Blöcke in der DDR?­
Wir haben uns in unserer Diskussion zum Ziel gesetzt, direkte 
Demokratie zu stärken, d. h. Teilnahme an Entscheidungspro· 
zessen nicht nur am Wahftag, und Entscheidungsprozesse in 
Parlament und Regieruf.!g transparenter zu machen. Wir haben 
ein Informations- und Offentlichkeitsgebot aufgestellt und uns 
nicht zuletzt auch an die neuere Rechtsprechung des Bundes· 

· Verfassungsgerichts anpassen müssen, das z. B. im Wüppesahl· 
Urteil gesagt hat: Das Parlament besteht nicht aus Fraktionen, 
sondern jedes Parlament konstituiert sich aus den mit gleichen 
Rechten ausgestatteten Abgeordneten. - Das heißt, dort ist das 
Recht des einzelnen Abgeordneten noch einmal geregelt wor­
den, später wurde auch etwas über die Rechtsstellung der Frak­
tionen gesagt. 

Wir haben auch die Stärkung des Parlaments gegenüber 
der Exekutive zu regeln versucht und damit ein wenig mehr 
Rechte für die Opposition. Das hat- um einige Beispiele zu nen· 
nen- seinen Niederschlag in Regefungen über die lnkompatibi~ 
lität, also die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat, gefunden. 
Die Enquete-Kommission hält mehrheitlich das Abgeordneten­
mandat und das Senatorenamt für unvereinbar, 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der SPD] 

davon ausgehend - das wird durch die Praxis sicherlich bestä· 
tigt -, daß sich kaum ein Senator selbst kontrolliert. Das gelingt 
ja schon uns Abgeordneten schwerlich! 
[Wieland (Bü 90/Grüne}: Herr Nagel kontrolliert sich selber!] 

Wenn sie denn da sind, sitzen sie auf der Senatorinnen·und­
Senatorenbank und nicht an anderer Stelle. Natürlich schließen 
wir niemanden von der Möglichkeit aus, zu kandidieren. Das 
wäre verfassungswidrig. Es soll aber so sein, daß in Zukunft im 
Augenblick des Beginns der Amtszeit des Senatsmitglieds die 
Zeit als Abgeordneter beendet ist. Es hat einige gegeben, die 
das ruhende Mandat wollten, so daß die Senatorin oder der 
Senator nach einer Amtsniederlegung wieder ins Abgeordneten­
mandat zurückkehren können. Das wird nun aber leider von fast 
allen, einschließlich des hiesigen Parlamentsdienstes, für verlas· 
sungswidrig gehalten, weil dann der zurücktretende Senator 
bestimmen könnte, ob der für ihn nachgerückte Abgeordnete 
noch Abgeordneter wäre. Da sind Mißbrauchsmöglichkeiten vor­
handen. Außer Harnburg hat das keiner. Und auch in Harnburg 
wird es bald mit ziemlicher Sicherheit eine Entscheidung über 
die Verfassungswidrigkeit geben. Es muß sich immer nur ein 
nachrückender Abgeordneter als Kläger finden. 

Wir haben - das wird in der Beratung sicher noch kompliziert 
- auftragsgemäß eine umfassende Unvereinbarkeitsregelung 
für den öffentlichen Dienst, Körperschaften des öffentl'1chen 
Rechts und Unternehmen - Aufsichtsmitgliedern und Mitglie· 
dern der geschäftsführenden Organe - des Landes Berlin, und 
zwar Unternehmen, in denen das Land Berlin mehr als 50% 
innehat, normiert. Das hat in der Enquete-Kommission zwei kom­
plizierte Debattenrunden gegeben. Das wird auch hier Debatten 
geben. Nur wer das Parlament verändern wHI, wer die Anwesen· 
heit, die Vertretung aller Bevölkerungsschichten erhalten will und 
wer die Dominanz von Beamten verhindern will, die auf der 
einen Seite hier entscheiden, auf der anderen Seite in ihrer beruf· 
Iichen Karriere von Parlamentsentscheidungen abhängig sind, 
wer das will, müßte sich einer solchen Regelung anschließen. 
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Wir haben bei den Diäten den Vorschlag gemacht, deren 
Regelung mit einer festen Kommission ins Abgeordnetengesetz 
zu nehmen und - was draußen die meisten freuen wird - die freie 
Fahrt für Abgeordnete endlich zu streichen. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Die fahren doch eh 
mit dem Auto!} 

- Für die, die noch nicht oder nicht mehr Auto fahren. 

Wir haben auch zur Stellung der Fraktionen in diesem Hause 
Veränderungen vorgeschlagen. in den AusschOssen sollen in 
Zukunft die Fraktionen ein Recht auf ein Grundmandat haben; 
zur Stärkung der Oppositionsrechte gehört der Aspekt, daß 
Untersuchungsausschüsse in Zukunft durch ein Quorum von 
einem Fünftel der Mitglieder des Hauses eingerichtet werdan 
müssen, 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

und wir haben auch hinsichtlich des Verhältnisses von Parlament 
und Regierung umfangreiche Unterrichtungspflichten des 
Senats normiert. Wir dachten, es kann nicht angehen, daß 
Abgeordnete, die so oft von Verbänden Gesetzesvorschläge zur 
Stellungnahme zugesandt bekommen, von denen hören, was 
Senatorinnen oder Senatoren gerade in der GiftkOche brodeln 
haben; wir haben gedacht, es kann nicht sein, daß Staatsver~ 
träge dem Parlament zu einem Zeitpunkt vorgelegt werden, wo 
es nur noch heißt, friß Vogel oder stirb!, wo nichts mehr geändert 
werden kann, weil sonst das ganze Werk zusammenbricht. Wir 
sehen also in beiden Bereichen eine Verpflichtung vor, früher zu 
informieren. 

Wir haben nach einer sehr strittigen Debatte - das ist der 
letzte Aspekt, den ich in diesem Bereich darstellen will - die 
rechtliche Stellung des Regierenden Bürgermeisters ge­
stärkt, den Senat auf 9 Mitglieder plus Regierendem Bürgermei· 
ster verkleinert, und die Mehrheit der Kommission wollte dem 
Regierenden Bürgermeister in Zukunft die Ernennung und Ent­
lassung der Senatoren zugestehen - nicht allerdings eine Stär­
kung seiner Richtlinienkompetenz. 

Nun zu den Dingen, die die Bürger draußen noch viel stärker 
interessieren, nämlich was sie für Rechte zwischen den Wahlen 
bekommen. Wir wissen alle, daß das Bedürfnis nach direkter 
Teilhabe immer größer wird; immer weniger Bürger haben das 
Interesse, durch die Parteienmühle zu gehen und sich von der 
Kassiererin im Ortsverband zur Landesvorsitzenden hochzuar­
beiten. Die Bürger wollen auch zwischen den Wahltagen mit ent· 
scheiden können. - Das Grundgesetz hat 1949 den Parteien 
eine herausragende Stellung auch in Abgrenzung gegen die Zeit 
des Nationalsozialismus gegeben, wo nur eine Partei die Macht 
innehatte; deshalb spricht das Grundgesetz nun von mehreren. 
40 Jahre später ist es wohl an der Zeit, dort einige Korrekturen 
vorzunehmen. Deshalb unser Vorschlag: Befassungsinitiative 
und Volksentscheid .. 

Die Befassungsinitlative hieße, daß Bürger - 40 000 an der 
Zahl - das Parlament zwingen können, sich mit einem bestimm_­
ten Thema oder Gesetz zu beschäftigen. Wir haben an dieser 
Stelle übrigens- auch das hat schon Kritik gefunden -eine Öff­
nungsklausel aufgenommen, wonach hierbei das Landesparla­
ment auch Personen unter 18 Jahren zulassen kann wie auch an­
dere als die Wahlberechtigten, also deutsche Staatsangehörige. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Wenn an dieser Stelle Kritik geübt wird, das wäre grundgesetz· 
widrig, dann möchte ich darauf hinweisen, daß es hier nicht um 
Wahlen und Entscheidungen, sandem nur den Zwang geht, daß 
sich das Parlament mit einem Inhalt beschäftigt. Eine tatsäch· 
liche Grundgesetzwidrigkeit erkennen wir an dieser Stelle nicht. 

Es geht dann weiter mit Volksbegehren und Volksentp 
scheid, die die Berliner Verfassung derzeit nur kennt zur vorzeiti­
gen Auflösung des Abg~ordnetenhauses, wie wir es gerade 
erfolglos erlebt haben. Uber das Quorum dafür werden wir 
sicherlich trefflich streiten; einige halten es für viel zu niedrig und 
für die Installierung einer Minderheitendemokratie, und andere 
halten es für viel zu hoch und daß es sich damit selber ad absur· 
dum führe. Wer Angst hat, daß damit die parlamentarische 

5840 

68. Sitzung vom 9. Junl1994 

Demokratie aufgelöst wird und die Bürger die unsinnigsten (C) 
Sachen entscheiden - etwa, daß nächste Woche der Nulltarif 
bei der BVG eingeführt wird -, den kann ich beruhigen. 

[Zuruf des Abg. Dr. Köppl (Bü 90/Grüne)] 

- Ja, Herr Köppl, ich weiß, daß das unsere Forderung ist, aber 
das wird nicht per Volksentscheid eingeführt werden, sondern 
anders - wenn überhaupt. Ausgegrenzt haben wir Personalfra­
gen, Fragen des Landeshaushalts und auch Tarifentscheidun­
gen, weil die Kommission davon ausgeht, daß man das nicht 
punktuell entscheiden kann, sondern in Relation zu anderen 
Finanzfragen. Ich möchte auch darauf hinweisen: Mit einem 
Volksentscheid wären wir nicht die Speerspitze der direkten 
Demokratie; Bayem und Sachsen, denen man mit ihren Landes­
verfassungen sicher nicht nachsagen kann, die parlamentarische 
Demokratie in Frage zu stellen, leben als Bundesländer beide -
mehr oder weniger lange- trefflich mit dem Institut des Volksent· 
scheids, ohne daß sie sich aufgelöst hätten. 

[Helms (Bü 90/Grüne): Sie sind aber auch Freistaaten 1] 

Ein weiterer Bereich in diesem Komplex "direkte Demokratie" 
ist die VerbandskJage. Das heißt, im Umweltrecht soll es in 
Zukunft möglich sein - nach einem entsprechend zu erlassen· 
den Gesetz-, daß Bürger, wenn sie sich in anerkannten Umwelt· 
verbänden aufhalten, klagen können. Wir wissen alte, daß es 
gerade im Umweltbereich mit den großen Schadenssummen 
einzelnen Bürgern gar nicht zurnutbar ist, dort zu intervenieren. -
Und für Herrn Liepelt haben wir jetzt schon der Hinweis: Es exi­
stiert eine sehr eng begrenzte Verbandsklage im Naturschutzge­
setz; der Vorschlag der Kommission ist eine umfassende Ver· 
bandsklage im Bereich des Umweltrechts. 

[Be~all bei Bü 90/Grüne] 

Die Verwaltungsreform will ich Ihnen jetzt hier ersparen, weil 
dies an anderer Stelle diskutiert wird. Ich will nur auf zwei Dinge 
hinweisen: Die Direktwahl der Bezirksbürgermeister und die 
Möglichkeit, in den Bezirken Koalitionen zu bilden und entspre· (D: 
chend Stadträte zu benennen, hat auch eine Mehrheit in der 
Kommission gefunden. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -
Vereinzelter Beifall bei der SPD und der POS] 

Zur Frage der Grundrechte und Staatszlelbestimmungen, 
die wir in der Kommission vorgeschlagen haben, will ich kurz vor­
ausschicken -weil viele den Grundrechtskatalog des Grundge· 
setzes für hinreichend halten -: Das Grundgesetz geht aus­
drücklich davon aus, daß im Föderalismus und weil wir als 
Bundesstaat strukturiert sind - also als Bund von Staaten, die 
sich auch regional regieren -, Ländergrundrechte existieren. 
Berlin hat in seiner Verfassung einen umfangreichen Grundrech­
tekatalog; sämtliche Landesverfassungen, die vor dem Grundge­
setz entstanden sind, haben das auch, und die neuen Länder 
sehen das nun - wohl aufgrund ihrer geschichtlichen Erfahrun­
gen - genauso und haben umfassende Kataloge, mit denen sie 
sich in der Region und in ihren Lebensbereichen wiederfinden 
wollen. Landesgrundrechte sind bindend fOr Gesetzgebung, Ver· 
waltung und Rechtsprechung des Landes; wenn das Grundge­
setz die gleichen vorsieht, würden man sagen, sie seien doppelt 
verbOrgt oder - wie der Volksmund sagt - "doppelt genäht hält 
besser". Wenn das Grundgesetz bestimmte Rechte n~cht kennt, 
entfaltet das Grundrecht des Landes eine eigenständige Wir­
kung- natUrlieh nur fOr das Landesrecht, weil Bundesrecht imm· 
mer vorgeht. 

Systematisch gehören dort auch die Staatszielbestimmungen 
hinein, die in der Nähe des· Grundrechtes stehen; sie sind sozu­
sagen Wertentscheidungen des Verfassungsgebers, der sagt, 
diesen Wert will ich ausdrücklich benennen, aber umgekehrt den 
Bürgern nicht die Möglichkeit geben, das individuell einzuklagen. 

Praktische Bedeutung haben Grundrechte dann am Ende bei 
der Zuständigkeit des Berliner Verfassungsgerichts - späte­
stens seit dem Honecker·Verfahren wissen wir, daß im Grund­
rechtskatalog ein Recht muß, um eine Zuständigkeit zu begrün­
den. 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

Frau Künast 

(A) Wir haben in dem Bereich nGrundrechte/Staatszielbestim-
mungenu quasi zwei Leitlinien verfolgt, nachdem wir den Antrag 
einiger Mitglieder, den Grundrechtskatalog des Grundgeset­
zes zu ilbernehmen, mehrheitlich abgelehnt hatten. eine davon 
war: Schaffen wir einen vollständigen Grundrechtskatalog, Ober­
nehmen also die klassischen Rechte des Persönlichkeitsrechts, 
der Freiheit der Person, der körperlichen Unversehrtheil aus dem 
Grundgesetz! - Ansonsten haben wir Ihrem Auftrag gemäß 
einige neue Regelungen erarbeitet: bei dem Diskriminierungs­
verbot das Verbot der Diskriminierung sexueller ldentitäten, das 
Verbot der Benachteiligung Behinderter eingefUgt und an an­
derer Stelle die Aufgabe, für Menschen mit und ohne Behinde­
rungen gleichwertige Lebensbedingungen zu schaffen. 

Wir haben auch - eine der schärfsten öffentlichen Diskussio­
nen - einen Vorschlag zu den Rechten von Frauen und Män­
nern unterbreitet - ein in diesem Jahrhundert sehr wichtiges 
Thema Seit 1918 gibt es das allgemeine Wahlrecht filr Frauen, 
nachdem vorher - wie zum Beispiel im Land Sachsen - Frauen 
nur das Recht zu wählen hatten, wenn sie ein Grundstück besa­
ßen. Ironie der Geschichte: daß die, die nie heirateten, immer 
wählen durften, aber die, die heirateten, mit dem Grundstück das 
Wahlrecht an den Ehemann abgaben_ Erst ab 1918 gibt es 
dieses Wahlrecht für alle. 

Es ist der Sozialdemokratin Elisabeth Seibert im Parlamentari­
schen Rat zu verdanken, daß sie nach zähen und verbissenen 
Verhandlungen dafür gesorgt hat, daß Frauen und Männer nach 
dem Grundgesetz gleichberechtigt sind. Aber wir wissen alle, 
daß diese Gleichberechtigung nur formal besteht. Nach vierzig 
Jahren haben die Frauen noch immer nur eine formale Gleichbe­
rechtigung - tatsächlich und faktisch gibt es diese Gleichbe­
rechtigung nicht. Vielleicht gibt es eher- muß ich einfUgen - so 
etwas wie eine stillschweigende Männerquote in dieser RepuM 
blik. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, der SPD und der PDS] 

S) Die Enquete-Kommission schlägt dazu zwei Sätze vor: einmal 
ndie staatliche Verpflichtung der Gleichstellung und der gleich­
berechtigten Teilhabe von Frauen und Männern in allen gesell­
schaftlichen Bereichen" - übrigens wortgleich mit einem Vor­
schlag der Bundesministerin für Frauen, Angela Merke! - und 
zum anderen, daß "zum Ausgleich von Ungleichheiten Maßnah­
men zur Förderung zulässig sindw - wohlgemerkt: keine starre 
Quote, sondern eine Kompensationsregel filr bestehende 
Ungleichheiten. 

Wir haben- das möchte ich zu diesem Komplex noch anfilgen 
- im Bereich der Lebensgemeinschaften das Prinzip des 
Grundgesetzes Obernammen - wir können da auch gar nichts 
anderes tun-, haben es aber erweitert um ein Diskriminierungs­
verbot für andere Lebensgemeinschaften als die Ehe und es 
ergänzt - da treffen sich sozusagen ganz links und ganz rechts in 
diesem Haus wieder - um einen Satz aus der thüringischen Ver­
fassung, daß nwer in häuslicher Gemeinschaft Kinder erzieht 
oder filr andere -zum Beispiel Alte- sorgt, Förderung und Ent­
lastung verdient". 

ln allen diesen Vorschlägen, die die Enquete-Kommission 
unterbreitet, finden sich an der einen oder anderen Stelle eine 
Idee, ein Denkansatz der Ost-Berliner Verfassung wieder - die 
Bewertung, ob das ausreicht oder nicht, müssen wir diesem 
Haus überlassen. Ich will nur darauf hinweisen, daß alles schon 
deshalb nicht übernommen werden konnte, weil die Ost-Berliner 
Verfassung zu einem Zeitpunkt erarbeitet worden ist, in dem es 
dort noch keine einfachen ausgestaltenden Gesetze gab, des­
halb viele Detailregelungen aufgenommen worden sind. 

Zum Abschluß möchte ich sagen: Das, was Ihnen die 
Enquete-Kommission heute vorlegt, ist rechtlich zulässig; es ist 
das, was ein Land regeln darf. An Sie alle- wohlgemerkt: nicht 
nur an einige Fraktionen und schon gar nicht nur an die Fraktio­
nen, die die Regierung bilden, sondern an alle 241 Abgeordnete 
dieses Hauses - richtet sich nun die Frage, ob das, was wir vor­
schlagen, politisch so gewollt ist. Ich möchte nur darauf hinwei­
sen, daß Verfassungen so etwas wie ein Versprechen der Bürge­
rinnen und Bürger darstellt, zu diesen Bedingungen miteinander 
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zu leben. Sie können innenpolitisch eine friedensstiftende Wir- (C) 
kung erreichen; das wUrde aber auch voraussetzen, daß wir in 
diesem Haus alle miteinander einen Kompromiß finden und 
gemeinsam über die notwendige Zweidrittelhürde springen. 

Wenn der Regierende Bürgermeister heute in der Vorlage zur 
Fusion von Berlin und Brandenburg vorgeschlagen hat, die 
Ergebnisse dieser Enquete-Kommission zum Arbeitsmaterial 
einer Berlin-Brandenburg-Kommission zu machen, dann möchte 
ich nur sagen: Wer heute die Arbeitsergebnisse dieser Enquete 
zur Arbeitsgrundlage macht, der signalisiert den Brandenbur­
gern, die noch nicht wissen, ob sie ein gemeinsames Bundes~ 
land wollen, nicht gerade, daß wir sorgsam mit unseren Verspre~ 
chungen gegenOber denen umgehen, die aus dem Ostteil der 
Stadt oder dann später aus Brandenburg kommen. Ich meine, 
wir sollten - insbesondere dann, wenn wir Berlin-Brandenburg 
wollen, wenn wir eine gemeinsame Verfassung wollen - in den 
nächsten Wochen unseren guten Worten und Versprechungen 
Taten folgen lassen! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, der CDU und der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Wir kommen jetzt zur 
Besprechung des Berichts. Für die Fraktion der CDU hat der 
Kollege Rösler das Wort. 

Rösler (CDU): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Die Enquete-Kommission hatte die Aufgabe, die nach der Wie­
derherstellung der Einheit Berlins vorgesehene Überarbeitung 
der Verfassung durch das Abgeordnetenhaus- also durch uns 
-vorzubereiten. Sie hatte Ideen und Gedanken -auch provozie­
rende - vorzulegen, aus denen wir das Richtige und Machbare 
herauszufiltern haben. Die Enquete~Kommission hat diese Auf­
gabe meines Erachtens fleißig und engagiert bewältigt, und ich 
möchte deshalb namens meiner Fraktion den Mitgliedern, allen 
Mitarbeitern und nicht zuletzt auch der Vorsitzenden filr diese 
Arbeit danken. (D) 

[Allgemeiner Beifall] 

Es wäre aber völlig falsch zu folgern, daß nun alles, was die 
Enquete-Kommission vorschlägt, auch in die Verfassung einflie­
ßen muß. 

[Wieland (Bü 90/Grilne}: Dafür kennen wir Sie 
auch zu gut!] 

Unsere Aufgabe ist es, die Überarbeitung der Verfassung vorzu­
nehmen und dafür einen Zweidrittelkonsens herzustellen. Die 
Enquete-Kommission war dafür so etwas wie eine Gedanken­
schmiede. Uns, der CDU-Fraktion, kommt es darauf an festzu­
stellen, daß die Berliner mit der bisherigen Verfassung gut leben 
konnten, und zwar auch die Berliner in den früheren Ostbezirken, 
die wir immer als Teil aller Berliner angesehen haben. 

[Beifall bei der CDU -
Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

Die Berliner Verfassung hat sich in all den Jahren - das ist 
wohl nicht zu bezweifeln - gut bewährt. Bei der Überarbeitung 
ist sicherzustellen, daß Berlin eine Einheitsgemeinde bleibt. 
Wir wollen eine Stärkung der Bezirke, die durch den Global­
haushalt und die Direktwahl der Bezirksbilrgermeister noch ver· 
stärkt werden kann. Aber die Bezirke sind und bleiben Ver­
waltungsorgane; deshalb lehnen wir das "politische Bezirks­
amr' ab, das zu einer unsinnigen Politisierung auf Kosten der 
Sacharbeit in den Bezirken führen würde. 

[Beifall bei der CDU] 

Wir haben das in Berlin auch schon einmal gehabt - es ist noch 
gar nicht so lange her. ln den 60er und den frOhen 70er Jahren 
gab es das politische Bezirksamt; und es waren gerade zum Teil 
diejenigen, die es heute wieder fordern, die es damals aus der 
Verfassung gestrichen haben. Es muß auch sichergestellt wer­
den, daß alle Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung bei 
der Hauptverwaltung - also beim Senat und beim Abgeord­
netenhaus - verbleiben. 
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Abgeordnetenhaus von Berlln - 12. Wahlperlode 

R!Ssler 

Wir sind für eine Stärkung des Parlaments und treten des~ 
halb für sein Informationsrecht gegenüber der Ve!Waltung ein. 
Das betrifft geplante Gesetze und Staatsverträge. Hier ist der 
Informationsvorsprung der Ve!Waltung dem Parlament gegen­
über abzubauen. Die von der Enquete-Kommission darüber hin­
aus vorgeschlagenen, von Frau Künast eben dargelegten Aktan­
einsichtsrechte lehnen wir in dieser Form ab. Das Abgeord­
netenhaus ist keine Deputation; die Gewaltenteilung muß auch 
hier strikt eingehalten werden. Die hierzu vorgeschlagene Rege­
lung verstößt gegen den Grundsatz der Eigenverantwortlichkeit 
der Regierung, die wir zu kontrollieren, nicht aber wie eine Depu­
tation im Vorfeld ihrer Entscheidungen zu beaufsichtigen und zu 
beeinflussen haben. Die Versagungsgründe für die Aktenvorlage 
sind zudem v51lig unzureichend geregelt. Die Beeinträchtigung 
der Sicherheit des Bundes oder eines Landes - einziger Ableh­
nungsgrund für die Aktenvorlage - kann nur einer, nicht aber ein 
ausschließlicher Ablehnungsgrund dafür sein. 

Wir treten mit der Enquete-Kommission für eine effizientere 
verfassungsrechtliche Stellung der Regierung, insbesondere 
des Regierenden Bürgermeisters, ein. Er hat die Richtlinienkom­
petenz auszuOben- die die Enquete-Kommission ihm noch nicht 
zugestanden hat-, die Senatsmitglieder zu ernennen und zu ent· 
lassen. Hier enthält die bisherige Regelung in der Verfassung 
noch Rudimente der alten Magistratsverfassung. Zur EffiZienz 
gehört auch eine Konzentration der Ressorts auf neun oder zehn 
Senatsmitglieder. Ob allerdings die vorgeschlagene namentliche 
Abstimmung bei der Wahl des Regierenden Bürgermeisters der 
Weisheit letzter Schluß ist, wage ich zu bezweifeln. Wir sollten 
es bei der geheimen Wahl belassen. 

Was die Grundrechte angeht, hat die CDU leider vergeblich 
vorgeschlagen, den Grundrechstskatalog und die Staatszielbe· 
stimmungen des Grundgesetzes in der jeweils geltenden Fas· 
sung in die Berliner Verfassung zu transponieren. Andere 
Bundesländer haben dies gemacht. Dies wäre die sauberste und 
klarste Regelung für die Bürger, und ich füge hinzu: auch für die 
Gerichte. Auch wenn wir Grundrechte auf Wohnung, Arbeit und 
Bildung neu in die Verfassung schreiben, ist es ein Trugschluß 
anzunehmen, nun bekämen die Bürger vom Staat eine Wohnung 
oder Arbeit oder - 8 Ia Nürnberger Trichter - eine qualifizierte 
Ausbildung sozusagen ohne ihr eigenes Zutun. Alle diese Postu~ 
late sind durch das Sozialstaaatsprinzip und die besonders 
geschützte Würde des Menschen sowie die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit unter Wahrung der bestehenden Gesetze bereits 
jetzt generell geregelt. Hierzu bedarf es keiner neuen Grund­
rechte, die beim Recht auf Bildung nicht einmal unter Gesetzes~ 
vorbehalt stehen sollen. 

[Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Im übrigen hat gerade in der letzten Woche der Verfassungs­
gerichtshof von Brandenburg das in der dortigen Verfassung 
geregelte Grundrecht auf Wohnung - ich sage es einmal vor­
sichtig - stark relativiert. Wir müssen uns hüten, den Bürgern 
Steine statt Brot zu geben, das heißt falsche Erwartungen in der 
Verfassung zu wecken. 

[Beifall bei der CDU] 

Die Enquete~Kommission hat einzelne Artikel des Grundge­
setzes übernommen, diese aber angereichert, damit jedoch nicht 
verbessert. So sollen z. 8. auch außereheliche LebensgemelnM 
schatten derverschiedensten Art geschützt werden. Lassen Sie 
mich feststellen, daß niemand vernUnftigerweise außereheliche 
Lebensgemeinschaften diskriminieren wird. Der im Grundgesetz 
vorgesehene besondere Schutz von Ehe und Familie darf jedoch 
nicht relativiert werden, 

[Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

indem solche Lebensgemeinschaften mit der Ehe und Familie 
gleichgestellt werden. 

Ich bedaure ausdrücklich, daß die Enquete-Kommission den 
zunächst auf unserEm Vorschlag beschlossenen Schutz des 
Bürgers vor Kriminalität als Staatsziel nachträglich wieder 
gestrichen hat. Angesichts der Kriminalitätsentwicklung und bei 
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dem subjektiven Empfinden der Bürger ist ein solches Staatsziel (C) 
zur Verdeutlichung staatlicher Pflichten gegenüber dem Bürger 
wünschenswert. 

Bei den Grundrechten gilt im besonderen, was für die Überar· 
beitung der Verfassung generell gilt: daß wir die Entwicklung in 
Brandenburg und die Rechtsprechung dort genau beobachten 
mOssen, um im Hinblick auf das geplante gemeinsame Bundes­
land, das wohl doch die meisten von uns immer noch wollen und 
herbeiwünschen, vernünftige Regelungen zu schaffen und nicht 
irgendwelchen Ideologien nachzulaufen. Dies scheint mir bei der 
sogenannten Gleichstellung von Männern und Frauen in allen 
Kollegialorganen bei den Vorschlägen der Enquete~Kommission 
der Fall zu sein. Hier sind die Vorschläge der Enquete-Kommis­
sion besonders weit über das Ziel hinausgeschossen, wenn sie 
die Quotenregelung für alle öffentlich-rechtlichen Beschluß· und 
Beratungsorgane postuliert. Dies dürfte - entgegen Ihrer 
Ansicht, Frau Künast - gegen Artikel 33 des Grundgesetzes ver· 
stoßen, wonach jeder Deutsche nach seiner Eignung, Befähi· 
gung und fachlichen Leistung Zugang zu jedem öffentlichen Amt 
haben muß. 

Mit dem Grundgesetz kollidiert auch der Vorschlag, daß allen 
-also auch Ausländern, nicht nur den deutschen Bürgern -der 
Zugang zu allen öffentlichen Ämtern offenstehen soll und jeder 
Mensch ein Zugangsrecht zu allen über ihn gespeicherten Daten 
haben soll. 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne): Gegen die jetzige Verfassung!] 

Auch die Regelung zum Schutz der Umwelt ist in der vorge· 
schlageneo Form nicht akzeptabel, weil sie keinen Gesetzesvor· 
behalt enthält. Es fehlt die notwendige Ausbalancierung zwi· 
sehen den Umweltbelangen auf der einen Seite und ebenfalls 
verfassungsmäßigen Schutzgütern wie Energieversorgung, 
Wirtschaftswachstum, Schaffung von Arbeitsplätzen, Verkehrs· 
interessen und so weiter auf der anderen Seite. Es fehlt also an 
dem gerade hier unerläßlichen Gesetzesvorbehalt 

Wir werden die Vorschläge zu prillen und zu filtern haben, wie (D~ 
ich schon betonte. Auch bei der Regelung der Inkompatibilität 
ist die Enquete-Kommission sehr weit gegangen, indem siez. B. 
auch allen Angestellten der Bezirksverwaltungen den Zugang ins 
Abgeordnetenhaus versagen will. - Auch die Frage des ruhenM 
den Mandats, eine Forderung der CDU - die Enquete· Kommis· 
sion hat sich für eine generellen Mandatsverlust bei Senatsmlt· 
gliedern ausgesprochen -, muß von uns allen noch einmal sorg· 
fältig geprüft werden. 

Vieles von dem, was die Enquete-Kommission in die Verfas~ 
sung zu schreiben empfiehlt, gehört allenfalls in die Geschäfts~ 
ordnung. Dazu rechne ich die Rederechte der Abgeordneten, 
des Senats, der Fraktionen ebenso wie die Rechte des Präsidi­
ums und das Akteneinsichtsrecht und Behördenbesuchsrecht 
der Abgeordneten. Dazu gehören auch die Beantragung und 
Zusammensetzung von Untersuchungsausschüssen und Ergän· 
zungen des Untersuchungsauftrags. 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne): Sagen Sie doch mal, 
was bleibt!] 

Im übrigen hat sich die Regelung, wonach jeweils ein Viertel -
Frau Künast, das wird Sie freuen - der Mitglieder des Abgeord· 
netenhauses einen Untersuchungsausschuß oder eine Enquete­
Kommission beantragen kann, bewährt. Es wir deshalb von uns 
zu prüfen sein, ob dieses Quorum tatsächlich - wie von der 
Mehrheit der Enquete-Kommission vorgeschlagen - auf ein 
Fünftel herabzusetzen ist. 

Die Frage der Quaren steHt sich auch bei den Institutionen der 
sogenannten direkten Demokratie. Wir wollen keine Minderhei· 
tendemokratie und keinen Populismus um seiner selbst willen. 

[Beifall bei der CDU] 

Es geht z. B. nicht an, daß per Volksentscheid eine Minderheit 
von 25,01 % der Bevölkerung ein Gesetz schaffen kann. Gerade 
in einem Stadtstaat ist es vertretbar, die Quaren hierfür höher als 
in einem Rächenland -wie Sie es angeführt haben, Frau Künast 
- anzusetzen. Ob sich Gesetzesvorhaben oder gar Verfassungs· 
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~A) fragen für ein Volksbegehren und einen Volksentscheid eignen, 
muß ebenfalls untersucht werden. Volksinitiative, Volksbegehren 
und Volksentscheid dürfen sich im übrigen ausschließlich auf 
Sachverhalte beziehen, die in die Kompetenz des Landes fallen. 
Schon deswegen sind die Vorschläge hier zu weitgehend und 
damit verfassungsrechtlich bedenklich. 

B) 

Auf jeden Fall - ich hoffe, wenigstens darin sind wir uns einig -
muß verhindert werden, daß Leute vom Kaliber eines Schönhu· 
ber und Co.- ob von da oder vonda-diese Instrumente nutzen 
können, um der Demokratie zu schaden. 

[Be~all bei der CDU] 

Vor uns, dem Abgeordnetenhaus, liegt jetzt die schwierige 
Aufgabe, aus dem Konvolut der Gedanken und Ideen der 
Enquete-Kommission unter Verwendung unseres eigenen 
Gehirnschmalzes das herauszufiltern, was wir neu in die Verfas­
sung Berlins schreiben wollen. Wir wollen sie überarbeiten. 
Dabei hat als Maßstab zu gelten, daß die Verfassung nur etwas 
versprechen darf, was sie auch halten kann. 

[Wieland (Bü 90/Grüne}: Den Schutz vor Kriminalität 
zum Beispiel!] 

Ich bin sicher, daß die Mitglieder der Enquete-Kommission ohne 
Larrnoyance und ohne Rechthaberei unsere schwierige Arbeit 
beobachten und begleiten werden, weil sie wissen, daß im 
Gegensatz zur Enquete-Kommission hier im Abgeordnetenhaus 
eine Zweidrittelmehrheit, d. h. ein großer Konsens der Parteien, 
erforderlich ist. Darauf muß sich unsere Arbeit konzentrieren. Wir 
müssen diesen Konsens finden. ln diesem Sinne wollen wir mit 
der Überarbeitung der Verfassung beginnen. - Schönen Dank! 

[Beifall bei der CDU -
Wieland (Bü 90/Grüne): Frechhort I] 

Stellv. Präsidentin Brinck.meler: Für die Fraktion der POS 
jetzt der Abgeordnete Professor Kellner! 

Dr. Kellner (POS): Frau Präsidentin I Meine Damen und Her­
ren! 

[Gram (COU): Verehrte Genossen!] 

Am vorigen Freitag wurde der heute zur Debatte stehende 
Schlußbericht der Enquete-Kommission der Öffentlichkeit vor­
gestellt. 

[Dr. Talksdorf (FDP): Sozialismus als Staatsziel!] 

ln einer etwas längeren Pressekonferenz wurde unter anderem 
geäußert, daß mit dem Bericht eine mehr als zwei Jahre wäh· 
rende letztlich für das Archiv geleistete Arbeit ihren Abschluß 
findet. ln der Wochenendpresse fand dies dann auch seinen ent· 
sprechenden Niederschlag: Von heißer Luft war die Rede. Und 
die ,.Berliner Zeitung~ z_ B. versteckte ihren Bericht auf Seite 19 
links unten, eingerahmt von Annoncen. 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne}: Das ist Pressefreiheit!] 

Von Verfassungszwist wurde dort berichtet und davon, daß die 
SPD Änderungsvorstellungen der CDU ablehne. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): 
Hat denn das "Neue Deutschland" 

die Titelseite bereitgestellt?] 

Heiße Luft, das stimmt. Was allerdings den Streit zwischen SPD 
und CDU anbelangt, so hält er sich in Grenzen, so wie er sich 
schon seit 1990 immer in Grenzen gehalten hat. 

[Landowsky (CDU): Das können Sie ja 
in das Protokoll schreiben!] 

Die Protokolle über die Verhandlungen der Einheitsausschüsse 
der Berliner Parlamente z. B., in diesem Fall Band II, Seiten 
1197 ff, berichten von einer am 23. August 1990 geführten 
Debatte, in der das, was wir jetzt vorliegen haben, der Anlage 
nach bereits vorprogrammiert wurde. Damals wurde nämlich dar­
q_ber debattiert, ob es in der jetzigen Legislaturperiode um die 
Uberarbeitung oder um die Erarbeltung einer Verfassung 
gehen sollte, und das war kein Streit um Worte. Das war die Aus· 
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einandersetzung darüber, ob es die durch Volksabstimmung in (C) 
Kraft zu setzende Verfassung nötig haben sollte, von einer einfa-
chen oder von einer Zweidrittelmehrheit des Abgeordneten hau· 
ses getragen zu werden. Zweidrittelmehrheit - das bedeutete, 
daß jede der großen Parteien, also CDU und SPD, e'1ne Sperrmi­
norität gegen ihr unliebsame Verfassungsänderungen einge­
räumt bekam. Herr Finkeinburg erklärte damals, eine Erarbeitung 
sei nicht konsensfähig. Hier sei kein Raum für eine verfassungs­
gebende Versammlung, sagte er. Und Herr Staffelt sagte hierzu: 
So versteht das auch die SPD. - Herr Herbst meinte, daß es für 
ihn kein Problem sei, ob von Erarbeitung oder von Überarbeitung 
geredet werde. Und Herr Landowsky brachte völlig eindeutig 
zum Ausdruck: Ich will keine neue Verfassung! - Deswegen 
überarbeiten wir sie nur und erarbeiten sie nicht. 

Es kam schließlich zu dem faulen Kompromiß- wie man heute 
9,hne Abstriche sagen kann -, demzufolge man sich mit einer 
Uberarbeitung .!Jegnügte, weil versichert wurde, daß die Grund· 
lagen für die Uberarbeitung der Verfassung die Verfassungen 
von 1948, 1950 und auch von 1990 sein sollten. Die ernsthaften 
Einwände von den Grünen/AL, der POS und des Neuen Forums 
wurden damit unter den Tisch gekehrt, und das Resultat sehen 
wir heute: Das Ergebnis ist mehr als dürftig, es ist bescheiden. 

Der Schlußbericht spiegelt die Arbeit und die Auseinanderset­
zungen in der Enquete· Kommission nur teilweise wider. Das hat 
seinen Grund nicht zuletzt darin, daß die Anträge, Meinungen 
und Standpunkte der Opposition - speziell aber die der POS -
bei den Regierungsparteien SPD und CDU nahezu durchgängig 
auf sture Ablehnung gestoßen sind. Oft wurden sie schon allein 
deswegen kurz und bündig zurückgewiesen, weil sie von der 
POS vorgetragen worden waren. 

Das Abstimmungsverhältnis im Hinblick auf die verschiedenen 
Problemkomplexe zeigt, daß von den von der Enquete·Kommis· 
sion verabschiedeten Meinungsäußerungen ein wesentlicher Teil 
nur von einer einfachen Mehrheit getragen wird. Diese soge· 
nannten Meinungsbilder haben voraussichtlich überhaupt keine 
Chance, als Verfassungsänderungen verabschiedet zu werden. (D) 
Sie haben wohl auch eher die Aufgabe, der SPD zu gestatten, ihr 
Gesicht zu wahren, und die SPD·Fraktion kann im Ergebnis so 
tun, als hätten es die demokratischen Mehrheitsverhältnisse und 
der Artikel 88 der Verfassung von Berlin ihr nicht erlaubt, pro· 
gressivere Ideen durchzusetzen. 

[Lorenz (SPD): Welche denn?!] 

Die Weichen - ich sagte es schon - wurden bereits 1990 
gestellt. 

Was nun die Grundrechte und Staatszielbestimmungen 
anbelangt, so ist das Ergebnis absolut ungenügend, obwohl der 
Auftrag für die Enquete-Kommission unter anderem ausdrücklich 
besagte: 

Die Enquete-Kommission soll insbesondere folgende Ver­
fassungsänderungen prüfen: 

a) Erweiterung der Staatszielbestimmungen 

b) Neuformulierung der sozialen Grundrechte. 

Wenn es nicht den Vorschlag gäbe, den Tierschutz grundrecht· 
lieh zu erfassen, müßte man sagen: Das Ergebnis kann einen 
Hund jammern. Um nur ein Beispiel aufzugreifen: Die reiche 
BRD 

[Hapel (CDU): Welche BRD?! Welche BRD?!-
Es gibt keine BRD, nehmen Sie das mal zur Kenntnis!] 

hat nahezu 1 Million Obdachlose, und dennoch führt kein Weg 
dazu, dieses Problem ernsthaft in Angriff zu nehmen 1. Dabei wäre 
es doch eine Sache christlicher Nächstenliebe oder- wenn Sie 
so wollen - sozialer Solidarität, dafür einzutreten, das Dach über 
dem Kopf als ein soziales Grundrecht verfassungsrechtlich zu 
garantieren. Weder die CDU noch die SPD konnten sich dazu 
aber verstehen. Seide stellen sich fast auf den Kopf, um juristi­
sche Argumente zu finden, die angeblich einer verfassungs~ 
rechtliche Garantie sozialer Grundrechte entgegenstehen. 
Die Verfassung von Ost-Berlin vom Juli 1990 enthielt übrigens 
ein verfassungsrechtlich zugesichertes Recht auf Wohnraum, 
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Dr. Kellner 

(A) das über die jetzt vorgeschlagene Formulierung weit hinausging. 
Sie bestimmte unter anderem, daß Wohnungsräumungen, daß 
Exmittierungen auf die Straße nicht stattfinden durften. Diese wie 
andere Regelungen der Ost-Berliner Verfassung, die nicht in das 
Weltbild der politischen Klasse der Alt-Bundesländer passen, 
blieben für eine eventuelle Änderung der Verfassung von Berlin 
unberücksichtigt. 

Niemand sollte sich darüber wundern, daß sich die Ost-Berli­
ner auch in diesem Fall über den Tisch gezogen fühlen. Von 
ihnen als den Aborigines im ostdeutschen Busch wird erwartet, 
daß sie sich damit zufriedengeben, der westlichen Zivilisation 
teilhaftig zu werden, und daß sie nicht auch noch eigene Forde­
rungen erheben. Sie sollen Halleluja rufen - das heißt: Lobet den 
Herrn! -, und im übrigen das Maul halten. 

[Zurufe] 

Wir haben eine Synopse angefertigt, in der die bei der Überar­
beitung der Verfassung zu berilcksichtigenden frtlheren Verfas­
sungen, unsere Änderungsvorschläge und die letzten Endes 
erzielten Resultate der Enquete-Kommission gegenübergestellt 
werden. Diese Zusammenstellung ist entlarvend. Sie macht 
deutlich, was aus dem Auftrag fü.~ die Verfassungs-Enquete­
Kommission geworden ist, bei der Uberarbeitung auch die Ver­
fassung von Ost-Berlin zu berücksichtigen: Das Ergebnis ist 
gleich Null. Die Neuerungen, die in der Veriassung von Berlin 
noch nicht und in der Verfassung von Ost-Berlin schon enthalten 
waren und jetzt als Änderungsvorschläge auftauchen - wie zum 
Beispiel die Verpflichtung des Landes, für die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse von Menschen mit und ohne Behinde­
rung zu sorgen, die Regelungen zur Freiheit von Kunst und Wis­
senschaft oder das Recht der Umweltverbände auf eine umwelt­
rechtliche Verbandsklage -, sind im wesentlichen solche, die 
schon seit langem in West-Berlin als nötige Reformen diskutiert 
worden waren. Es sind keine originär aus dem Umbruch der 
DDR hervorgegangenen Vorschläge. 

Auch die Verfassung Brandenburgs, die als eine der 
(B) modernsten Länderverfassungen der Bundesrepublik gilt, hat 

kaum Beachtung gefunden, obwohl die EnqueteMKommission 
laut Auftrag des Abgeordnetenhauses bei der Erarbeitung ihrer 
Empfehlungen auch diese Valfassung barOcksichtigen sollte. 

Der Mangel an Neigung, die Verfassung von Berfin ernsthaft zu 
modernisieren, wurde immer wieder mit dem Argument bemän­
telt, daß sich die Veriassung von Berlin im Rahmen des Bundes­
rechts halten müsse. Bundesrecht breche schließlich Landes­
recht. Landesregelungen seien demgemäß überflüssig und -
soweit sie Ober Bundesrecht hinausgingen- unwirksam. Dieses 
Argument klingt beim ersten Hinhören überzeugend, ist aber 
schlichtweg falsch. Es ist mir hier nicht möglich, die FehlerhaftigM 
keit dieses Arguments im einzelnen nachzuweisen. 

[Sen Dr. Meisner; Das können Sie auch nicht!} 

Deshalb verweise ich auf die Veröffentlichungen von Sacksofsky 
in der "Neuen Zeitschrift für Verwaltungsrechtw, 1993, Heft 3, 
Seite 235 ff. Aber soviel sei gesagt: Es gibt nicht nur den Arti­
kel 31 des Grundgesetzes, sondern auch einen Artikel 28. Und 
dieser besagt unter anderem. daß die verfassungsmäßige OrdM 
nung in den Ländern den Grundsätzen des republikanischen, 
demokratischen und sozialen Rechtsstaats im Sinne des Grund­
gesetzes entsprechen müsse. 

Das Grundgesetz regelt den Mindeststandard, schließt 
somit darüber hinausgehende Regelungen, die zusätzliche 
Rechte gewähren, nicht aus. Ein Mehr an Rechten führt in aller 
Regel gar nicht erst zur Kollision von Bundesrecht und Landes­
recht. Das ist nur der Fall, wenn das Bundesrecht Höchstgren­
zen gesetzt hat, die zu überschreiten verboten ist. Die Anwend­
barkeit des Artikels 31 Grundgesetz steht demzufolge in derarti­
gen Fällen überhaupt nicht zur Debatte. Dennoch wird gebetsM 
mühlenartig wiederholt; Bundesrecht bricht Landesrecht!- Es 
wird so versucht, dem Laien, der den Inhalt dieses Satzes hin­
sichtlich seiner verschiedenen Seiten nur schwer zu beurteilen in 
der Lage ist, glaubhaft zu machen, daß den Landespolitikern leiM 
der die Hände gebunden seien, wenn es darum gehe, die Inter­
essen ihrer Wählerschaft wahrzunehmen. 
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Ich empfinde es als peinlich, daß die Herren Professoren Ran· (C)· 
delzhofer, Scholz und Wilke in ihrem Sondervotum die politi· 
sehen Intentionen der CDU-Fraktion derartig fadenscheinig zu 
rechtfertigen versuchen. Nehmen Sie nur die Ausführungen 
dieser Sachverständigen zum Artikel .Lebensgemeinschaften, 
Eltern, Kinder". Einerseits betrachten sie den besonderen staat· 
Iichen Schutz anderer Lebensgemeinschaften als ,.unzulässige 
Aushöhlung und Relativierung der spezifischen grundrechtliehen 
Garantie für Ehe und Familie", andererseits erklären sie, daß eine 
besondere Regelung überflüssig sei, weil der Schutz anderer 
Lebensgemeinschaften vor Diskriminierung bereits durch Arti-
kel 3 Grundgesetz gewährleistet ist. Man fragt sich: überflüssig 
oder unzulässig - unzulässig oder überflüssig? Das stärkste 
Argument der Herren Sachverständige ist allerdings, daß der 
besondere Schutz anderer Lebensgemeinschaften bereits durch 
die gemeinsame Verfassungskommission auf Bundesebene ver­
wolfen worden sei. - Da kann man nur sagen: Der Vatikan läßt 
grüßen! 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Herr Professor Kellner! 
Ich muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen! Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

[Palm (CDU): Na, Gott sei Dank!] 

Dr. Kellner (PDS): Zur Verwaltungsreform werden wir wohl in 
14 Tagen Gelegenheit haben, noch ausführlicher Stellung zu 
nehmen, damit auch zu den Problemen, die die Valfassung tan­
gieren. 

Ich komme damit zum Schluß: Zusammenfassend sei gesagt, 
daß der Verfassungsauftrag des Artikels 88 Absatz 2 Sätze 1 
und 2 der Verfassung von Berlin unseres Erachtens auf der 
Grundlage der Empfehlungen der Enquete-Kommission nicht zu 
elfOllen ist. Unsere Fraktion wird daher dem Schlußbericht nicht 
zustimmen. 

[Beifall bei der POS] (D 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Für die Fraktion der SPD 
hat nun der Kollege Longolius das Wort! 

Longollus (SPD): Eine Fraktion in diesem Haus will gar 
nichts ändern- eine andere findet altes viel zu dürftig. Sie sehen, 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, was wir in der 
EnqueteMKommission durchgemacht haben. Das macht auch 
deutlich, welche Leistung sich hinter dem Bericht versteckt, der 
Ihnen nun vorliegt. 

[Beifall bei der SPD -
Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grünel 

Lassen Sie mich daher zunächst mit einem herzlichen Dank 
beginnen, einem ehrlichen Dank an die Vorsitzende, nicht nur für 
ihren Bericht heute, ein solider Bericht, sondern auch für die Lei· 
tung der sehr schwierigen Kommission! Das hat sie gemacht mit 
einer Mischung aus langer Leine, Frustration, häufig auch 
Strenge. Ich denke, mit dem Ergebnis können wir uns sehen las­
sen! 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Vielleicht haben Ihnen die bisherigen Redebeiträge nicht den 
Eindruck gegeben, aber immerhin war die Mehrheit für den 
Schlußbericht in der Enquete-Kommission sehr groß. 

Ich möchte auch dem Ausschußdienst sehr herzlich danken! 
Er hat es geschafft, unsere Beratungen so zu begleiten und zu 
protokollieren, daß meistens etwas Vernünftiges dabei herausge­
kommen ist. 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Diesen Dank müssen wir auch auf die Sachverständigen aus­
dehnen, die uns politisierenden Abgeordneten einen Hauch von 
gedanklicher Unabhängigkeit nahegebracht haben. Wir wollen 
die Bürger nicht vergessen, die uns mit vielen Anregungen und 
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(A) Ideen geholfen haben. Und natOrlich danke ich allen Abgeord· 
neten, die mitgemacht haben I Das Klima in der Kommission ist 
doch ein sehr gutes geworden, was am Anfang mit all den lrrita· 
tionen, Verzögerungen und so weiter nicht so zu e!Warten war. 

Wenn Sie den Schlußbericht aufmerksam gelesen haben, 
dann werden Sie feststellen, daß es kein Sondervotum von sozi­
aldemokratischer Seite gibt. Ich will ausdrücklich erwähnen, daß 
wir mit dem Ergebnis unserer Arbeit zufrieden sein können. Wir 
identifizieren uns mit ihm, und wir sind auch der Meinung, daß wir 
den Arbeitsauftrag erfüllt haben. 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Natürlich heißt das nicht, daß wir uns mit allen unseren Vorstel· 
Iungen durchgesetzt haben. Das wäre in einem solchen Gre· 
mium auch gar nicht natürlich. Wir haben aber nicht vor, schon 
zu Beginn der parlamentarischen Beratungen unsere Hürden zu 
benennen, im Gegensatz zu einigen anderen der heutigen Disku· 
tanten. 

Ein Streitpunkt, den wir sicherlich - im Rechtsausschuß zum 
Beispiel - diskutieren müssen, wird wohl die Grundfrage nach 
der Funktion von Verfassungen sein. Nach unserer Auffassung 
sollen sie nicht nur beschreiben, was ist oder was der Staat jetzt 
schon kann, sondern sie sollen auch 4iele und Aufgaben benen· 
nen. Eine stärkere Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an 
der Vorbereitung von politischen Entscheidungen und an den 
Entscheidungen selbst ist uns daher besonders wichtig. 

[Beifall bei der SPD[ 

Wir denken, daß wir mit den drei Schritten - Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid - und mit den damit verbun· 
denen Ouoren einen vernOnftigen, machbaren und vor allen Din· 
gen demokratisierenden Weg gegangen sind. Wir sehen hier 
übrigens auch keine Konkurrenz zum repräsentativen System, 
sondern eher eine Ergänzung und eine Stärkung. 

B) [Beifall bei der SPDl 

Theodor Heuss hat einmal Plebiszite eine .,Prämie für Demago· 
gen" genannt. Wir setzen unser Vertrauen in den mOndigen Bür· 
ger dagegen und wollen ihn möglichst nah an Politik heranfüh· 
ren. 

Auch die Erweiterung des Teils unserer Verfassung, der sich 
mit den Grundrechten und mit Staatszielen beschäftigt, ist für 
uns ein wichtiger Schritt nach vorn. ln der entsprechenden Korn· 
mission auf Bundesebene - darauf ist hingewiesen worden -
sind viele parallele Vorschläge mit Hinweis auf die Landesverfas· 
sungen abgelehnt worden. Jetzt ist also die Zeit gekommen, 
diese Lücke zu schließen ! 

Wir haben auch versucht, Verwischungen im Verhältnis der 
Gewalten zueinander zu beseitigen, und finden das wichtig. Das 
bedeutet die Stärkung des Parlaments und seiner Fraktionen 
ebenso wie die von einzelnen Abgeordneten. Es bedeutet aber 
auch die klarere Definition der Rolle des Regierenden Bürger· 
meisters. Daraus ergibt sich -ich hoffe, er weiß das- auch mehr 
Verantwortung. Es bedeutet die scharfe Trennung von Exeku­
tive und Verwaltung auf der einen Seite sowie von Abgeord­
neten auf .der anderen. 

[Beifall des Abg. Cramer (Bü 90/Grüne)l 

- Ich hoffe, daß sich dieser Beifall jetzt tumultuarisch steigert, 
Herr Cramer! - Nach unserer Auffassung sollte ein Senator 
ebensowenig im Parlament sitzen wie ein Beamter im Dienst. 

[Dr. Staffelt (SPD): Das habe ich nicht verstanden! -
Weitere Zurufe] 

Alle Mischformen haben wir sorgfältig beraten -das können Sie 
uns glauben-, Ausnahmen für einzelne Berufsgruppen ebenso 
wie .,ruhende" und andere Mandate haben wir entweder nicht für 
praktikabel gehalten oder Gutachter haben sie uns aus der Hand 
geschlagen. Das ist eigentlich auch gut so, denn die klare Linie 
ist hier überzeugender als jede noch so hehre Suche nach 
opportunistischen Regelungen. 
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Auch die Anhindung der Landesbeauftragten an die wichtig- (C) 
ste Kontrollinstanz der Regierung, nämlich das Parlament, die 
Pflicht der Regierung, das Parlament über wichtige Vorhaben auf 
Bundes· und europäischer Ebene zu informieren und so eine Mit­
wirkung überhaupt erst zu ermöglichen, und die Streichung des 
jederzeitigen Rederechts des Senats im Plenum und in den 
Ausschüssen werden die erste Gewalt stärken. Sie werden übri­
gens auch die Verantwortung der Abgeordneten erhöhen, ihre 
Aufgaben ernst zu nehmen. 

Mit den Bemühungen, das Abgeordnetenhaus in die Berliner 
Politik im Bund und in Europa effektiver einzuschalten, gehen wir 
einen wichtigen Weg. Ich sehe dies nicht nur als einen Schritt, 
mit dem die Gleichwertigkeit der beiden Gewalten betont wird, 
sondern vor allem als Umkehr einer gefährlichen Entwicklung, mit 
der Oberall die Exekutiven mehr und die Legislativen weniger 
Gewicht bekommen. Auch dieser Trend ist ein Beitrag zur Bür· 
gerferne von Politik und zur Verdrossenheit der Bürger an ihr. 

Ich möchte jetzt kurz auf die Sondervoten zurückkommen, 
obwohl sie es vielleicht nicht in allen Fällen wert sind, daß wir uns 
in dieser Debatte lange mit ihnen beschäftigen. Aber es gibt 
eines, das allein schon durch die berufliche Stellung ihrer Auto· 
ren herausragt; es ist mehrfach angesprochen worden. Wenn 
bedeutende Juristen die Arbeit unserer Kommission so vernich· 
tend negativ beurteilen, dann muß man schon etwas dazu sagen. 

Sie arbeiten unter anderem mit dem Vorwurf der Verfassungs­
widrigkeit, und das ist schon ziemlich starker Toback. Ich will 
dazu sagen, daß ich- erstens- die Verfasser mit ihren Argumen· 
ten gern in der Enquete-Kommission gehört hätte. 

[Beifall bei der SPD, der PDS 
und bei Bü 90/Grüne] 

Sie haben zumindest in einem Fall - wie hier schon gesagt 
wurde - ihr Beteiligungsquorum ziemlich niedrig angesetzt. 
Zweitens wundert mich, daß viele der im Berliner Text kritisierten 
Formulierungen in anderen Verfassungen zu finden sind, und ich 
frage mich, ob so viele deutsche Verfassungen wirklich verlas· (D) 
songswidrig sind. Ein Abgrund tut sich hier auf, und wir hätten 
ihn vielleicht bei unserer Arbeit stärker berücksichtigen müssen. 

Zur Gleichstellung von Mann und Frau ist schon manches 
gesagt worden. Daß diese Gleichstellung für utopisch gehalten 
wird, zeigt, 

[Dr. Staffelt (SPD): Wessen Geistes Kind 
die Herren sind 1.] 

daß hier mit politischen und rechtlichen Begriffen relativ ver· 
mischt umgegangen wird. Quotenregelungen werden gegen 
das Grundgesetz gestellt- ich will hier nicht länger darauf einge· 
hen, sandem Sie nur bitten, die entsprechende Passage auf 
Seite 27 des Berichts zu lesen; Sie werden das Worte "Quote" 
dort nicht finden. 

Die ,.anderen Lebensgemeinschaften'" sind angesprochen 
worden. Ich kann dem, was Herr Professor Dr. Kellner zu den 
Widersprüchen hierbei gesagt hat, nur zustimmen. Offensicht· 
lieh ist zu diesem Punkt auch das Grundgesetz verfassungswid­
rig; das wundert mich etwas! 

Bei der Abwehr plebiszitärer Elemente - das ist ein ganz ent· 
scheidender Teil - habe ich den Eindruck, daß die Autoren 
gemeinsame Besitzer einer Fabrik für Pappkameraden sind, 
denn nur so kann ich ihre .~rgumentation verstehen, die eher die 
Formulierung politischer Angste vor Bürgern darstellt als recht· 
lieh haltbare Bedenken. 

Wie gesagt, es war uns nicht möglich, mit allen dieser Autoren 
in der Kommission zu diskutieren. Ich bitte sie wenigstens von 
dieser Stelle aus, in Zukunft daran zu denken, daß Anwesenheit 
für Dialog manchmal ganz wichtig ist. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Wir Sozialdemokraten haben die Arbeit in dieser Enquete· 
Kommission wichtig gefunden. Wir haben den Artikel SB der Ver· 
fassungvon Berlin und den Einsetzungsbeschluß immer im Auge 
gehabt. Wir denken, daß es keine Absage an die alte Verfassung 
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Longollus 

(A) von Bertin ist, wenn wir die Reformfähigkeit unseres politischen 
Systems für eine seineE größten Stärken halten. Und wir denken, 
daß wir nur mit dieser Uberzeugung dem Anspruch gerecht wer­
den, den die geschichtlichen Entwicklungen der Wende an uns 
stellen. 

Jetzt geht es um Zweidrittelmehrheiten, wie wir wissen. Ich 
hoffe sehr, daß unsere Beratungsergebnisse auch im Abgeord­
netenhaus die notwendige Zustimmung finden, mit der wir dann 
vor die Bürgerinnen und Bürger treten können, um ihnen eine 
wirkliche Reform zu präsentieren. Denn das war schließlich der 
Auftrag. Wir hatten nicht den Auftrag, Arbeitmaterial für eine 
irgendwann zukünftig einmal tagende Arbeitsgruppe zu formulie­
ren. Wir sollten eine Verfassung überarbeiten, damit sie hier ver­
abschiedet werden kann. Ich bitte Sie alle, das nicht zu verges­
sen und die Beratungen heute nicht abzuschließen, sondern im 
Rechtsausschuß fortzusetzen. - Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Nächster Redner ist für 
Bündnis 90/Grüne der Kollege Pulz. 

Pulz (Bü 90/Grüne}: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Bewe· 
gung der Bürgerinnen und Bürger des Herbstes 1989 in der 
DDR und damit die Zwischenwendezeit, die Zeit einer demokra· 
tischen DDR, einer frei gewählten Ost-Berliner Stadtverordne· 
tenversammlung gleitet offenbar unmerklich, aber konsequent 
aus dem Gedächtnis der Deutschen und der Berliner- ein Pro· 
zeß, der von vielen auch und leider in diesem Haus, und zwar in 
der Breite des politischen Spektrums aus Opportunitätsgründen 
vorangetrieben wird. 

Ein Indiz für dieses Vergessen ist leider auch der jetzt vorge· 
stellte Bericht zur Arbeit der Verfassungs-Enquete-Kommission. 
Es handelt sich um einen Kompromiß. Wir erinnern uns an den 

(B) Einsetzungsbeschluß, der auf der Grundlage des Artikels 88 
Abs. 2 der West-Berliner Verfassung unser Haus nicht nur mit 
einer Überprüfung, sondern mit einer Überarbeitung der West· 
Berliner Verfassung und einer Zusammenarbeit mit der Ost~Ber· 
Iiner Verfassung beauftragte. Nur unter dieser Bedingung 
beschloß die Ost·Berliner Stadtverordnetenversammlung, für 
den Zeitraum der Überarbeitung nach der Vereinigung auch für 
die Ost-Berliner die Verfassung West·Berlins in Geltung zu set· 
zen. 

Jetzt nun liegt das Ergebnis der Arbeit vor. Es ist ein klassi­
scher Kompromiß, der wesentliche Anliegen der Ost-Berliner 
Verfassung durchaus nicht aufnimmt. Die Ost-Berliner Verfas­
sung war sicherlich in vielem fragmentarisch, aber sie war inspi­
riert von den Erfahrungen der friedlichen Selbstbefreiung der 
Bürger aus totalitärer Herrschaft. Die Plenarprotokolle der Stadt· 
Verordnetenversammlung jener Tage bezeugen, und Frau Berg· 
mann, wäre sie hier, könnte das bestätigen, die große politische 
Reife und die hervorragende Streitkultur der Ost-Berliner Stadt· 
verordneten 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

bei der Erarbeitung dieser Verfassung - und zwar im gesamten 
politischen Spektrum. Auf der letzten Sitzung dieses Parlaments 
hat Frau Bergmann als Präsidentin noch einmal eindrucksvoll 
darauf hingewiesen. Manchmal, so scheint mir, könnten wir in 
diesem Haus von soviel demokratischer Streitkultur nur noch 
träumen. 

Die Verabschiedung der Ost-Berliner Verfassung am 11. Juni 
1990 war sicherlich eine Sternstunde der parlamentarischen 
Arbeit in Berlin. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Diese Ost-Berliner Verfassung enthielt trotz ihres teilweise frag· 
mentarischen Charakters Regelungen, die gegenüber dem jetzi· 
gen Entwurf utopisch anmuten. Die Ost-Berliner Abgeordneten 
hatten streitbar eine Verfassung entwickelt, in der die direkte Teil­
habe der Bürger an der Macht gesichert war. Für die Politikver­
drossenheit war angesichts so deutlich ausformulierter und weit· 
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gehender Bürgerrechte kein Platz. Der Bürgerbewegung war 
der Zugang zur parlamentarischen Arbeit über die Aus­
schüsse direkt möglich, indem sie nach Artikel 19 Abs. 2 dem 
besonderen Schutz der Verfassung unterstellt und und ihr das 
Recht gewährt wurde, ihre Anliegen den Parlamentsausschüs­
sen direkt vorzutragen, dies bei gleichzeitigem Zugang zu den 
bei öffentlichen Stellen gespeicherten Informationen und einem 
weitgehenden Akteneinsichtsrecht Das war der Erfahrung 
geschuldet, daß nur eine breite Bewegung der Bürger imstande 
war, die SED·Diktatur zu stürzen und einen mächtigen Geheim· 
dienst wie die Staatssicherheit sprichwörtlich auszuräuchern, 
und daß nur Öffentlichkeit und Transparenz die wirkliche Beteili· 
gung von Bürgerinnen und Bürgern am politischen Prozeß 
ermöglicht. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

ln der Frage des Umweltschutzes enthielt die Ost-Berliner 
Verfassung nicht nur Staatszielbestimmungen, sondern sie kon· 
kretisierte dieses Staatsziel in Artikel22, indem sie das land ein~ 
deutig verpflichtete, die Umwelt vor Schäden zu bewahren und 
eingetretene Schäden zu beseitigen sowie mit den natürlichen 
Ressourcen sparsam umzugehen. 

Auch die Gielchberechtigungsverpfllchtung für Frauen und 
gesellschaftliche Minderheiten war in der Ost-Berliner Verlas· 
sung deutlicher gestaltet als im vorliegenden Kompromißent· 
wurf. Es gab eine Förderpflicht für Jugendliche, ältere Menschen 
und behinderte Menschen. 

Trotzdem bin ich der Meinung, haben die Kommissionsmitglie· 
der unserer Fraktion Bündnis 90/Grüne eine hervorragende 
Arbeit geleistet, und ich möchte ihnen ausdrücklich Dank sagen 
- und ich glaube, im Namen vieler Bürgerinnen und Bürger des 
Ostteils und des Westteils dieser Stadt. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Sie haben nämlich in ihrer Arbeit, indem sie die Tradition der 
DDR-Bilrgerrechtsbewegungen und der frei gewählten Ost· 
Berliner Stadtverordnetenversammlung bewußt aufnahmen, mit 
anderen Kollegen zusammen einen Kompromiß erfochten, der 
durchaus brauchbar ist und die alte West-Berliner Verfassung 
eben doch in wesentlichen Punkten erweitert. Der vorliegende 
Kompromiß ist sehr achtbar und enthält vieles, was in der Ost· 
Berliner Verfassung neu, bürgernah, also modern war. Ich denke 
auch, die Ost-Berlinerionen und Ost-Berliner können mit dem 
vorliegenden Kompromiß bis auf weiteres leben. Eine Verlas· 
sungsentwicklung ist mit dem Entwurf nicht am Ende, sie geht 
weiter und hängt auch vom demokratischen Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger ab. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Einige Worte zum vorliegenden Kompromiß: ln der Frage der 
Gleichberechtigung der Frau wurde eine deutlichere Formulie­
rung gegenüber der alten West·Berliner Verfassung gefunden, 
die die Quotierung und besondere Förderung von Frauen 
ermöglicht. Sie stellt damit prinzipiell fest, daß in den vorhande· 
nen gesellschaftlichen Strukturen Frauen noch immer benachtei· 
ligt sind. 

[Beifall der Frau Abg. Holzhüter (SPD)] 

Auch gleichwertige Teilnahme von Menschen mit Behinde­
rungen, sowie die Gleichberechtigung und das Diskriminie­
rungsverbot von Lesben und Schwulen wird verfassungsmäßig 
verankert. Der Grundrechtekatalog wurde also deutlich erwei· 
tert. Ich sage: Ein Erfolg unserer Bemühungen! Folgenreich für 
viele Menschen wird auch der verfassungsrechtliche Schutz vor 
Diskriminierung unterschiedlicher Lebensformen sein, die nicht 
nur Ehe und Familie heißen können. 

Ein Erfolg sind auch die Erweiterung der politischen Möglich· 
keiten der Bezirke- die Direktwahl des Bezirksbürgermeisters­
und die Erweiterung plebiszitärer Möglichkeiten wie Volksin· 
itiative, Volksbegehren und Volksentscheid und die Festlegung 
realistischer Ouoren. Dies alles war auch Anliegen der Bürgerin· 
nen und Bürger des Herbstes 1989; und damit entspricht dies 
dem gemeinsamen Willen der Ost-Berliner Stadtverordneten, 
der am 11. Juli 1990 zu Ausdruck kam. 

(C) 

(D) 
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Pulz 

(A) Wichtig ist weiter die Akteneinsichtsrecht für Abgeordnete. 
Selbst ein Vorschlag wie die Begrenzung der Redezeit des 
Regierenden Bürgermeisters ist in diesem Zusammenhang 
wichtig, weil nicht einzusehen ist, weshalb die Exekutive gegen­
über der Legislative im der Redeordnung des Parlaments bevor­
zugt werden so!!. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne 
und des Abg. Dr. Meyer (SPD)] 

Dies bedeutet tatsächlich eine Stärkung der Rolle des Parla­
ments. Und von diesem Willen ist diese Verfassung deutlich 
getragen. 

Nun finden wir aber im Bericht der Enquete-Kommission 
einige Sondervoten, deren Ziel wohl sein soll, alles auszumer­
zen, was an vorliegendem Kompromiß auf die Ost-Berliner Ver· 
fassung hinweist. Dies wird mit an den Haaren herbeigezogenen 
formaljuristischen Argumenten begründet. Dahinter· kann sich 
nach meiner Überzeugung nur eine tiefsitzende Verachtung der 
demokratischen Bewegung des Herbstes 1989 in der DDR und 
der Arbeit der frei gewählten ehemaligen Berliner Stadtverordne­
ten verbergen. Eine große Angst also vor der Spontaneität der 
Menschen wird in solchen Zeilen erkennbar. 

Meine Damen und Herren von der CDU: Wie im Westen, also 
auch auf Erden I Das ist im Grunde fast unverhohlen Ihr Glau­
bensbekenntnis und Ihr Anliegen! Der Zweck dieses Manövers 
ist eindeutig. Dem vorliegenden Kompromiß soll die notwendige 
Zweidrittelmehrheit durch Ihre Fraktion verweigert werden. Wie 
steht eigentlich dazu der Kollege Niedergesäß, den ich im 
Moment nicht sehen kann? Er hat- ich habe in den Protokollen 
nachgesehen - offensichtlich fUr die Ost-Berliner Verfassung 
gestimmt, für diese Verfassung mit ihren plebiszitären Elemen­
ten, mit ihrem Grundrechtekatalog, mit aH dem, was diese Verfas­
sung ausgemacht hat. Nun hat er sich im Herbst 1989 nicht 
besonders hervorgetan, aber die Stimmabgabe am 11. Juli 1990 
bleibt eine Tatsache! Wie steht er denn jetzt dazu? Haben Sie 

:a) mit ihm einmal darüber gesprochen? 

Ich erspare mir, auf die Einzelheiten der Einwände der Gruppe 
um Rupert Scholz einzugehen. 

[Gram (CDU): Ein anerkannter Wissenschaftler!] 

Sie sind bereits vor der Veröffentlichung des Berichts der 
Enquete-Kommission gegen jede Absprache in die Presse lan­
ciert worden. Dazu folgendes: Ich beschäftige mich in letzter Zeit 
mit dem Begriff "totalitäre HerrschaftU. Hannah Arendt, die große 
jüdische Ph'1losophin, schrieb dazu: ,.Autoritäre Herrschaft 
schränkt die Freiheit ein, totalitäre Herrschaft schafft die Freiheit 
ab." ln diesem Sinn beweisen Rupert Scholz und seine Freunde 
autoritäres Denken. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS -
Hapel (CDU): Was sollen Sie auch darüber denken?] 

Sie sind erfüllt von einem tiefen Mißtrauen gegen die Men­
schen dieser Republik, anders ist dieses Votum nicht erklärbar. 
Sie fürchten Transparenz und Bürgernähe- also direkte Formen 
der Demokratie -; ich kenne solche Furcht gut, mehr sage ich 
dazu nicht. 

[Gram (CDU): Besser!] 

Mit ihrem Votum wollen Sie d'1e Arbeit der frei gewählten Stadt­
verordnetenversammlung Ost-Berlins aus dem vorliegenden 
Entwurf tilgen. Das ist Ihr Anliegen. Die antidemokratischen Kräf­
te in diesem Land werden sich bei Ihnen bedanken; die Men­
schen im Ostteil der Stadt zeigen bei allen Wahlen sowieso, was 
sie von der CDU in diesem Zusammenhang halten. 

Auf den heutigen Vorschlag des Regierenden Bürgermeisters, 
eine Volksabstimmung über einen Verfassungsentwurf auszuset· 
zen und zuerst mit Brandenburg über eine gemeinsame Ver~ 
fassung zu verhandeln, muß noch eingegangen werden. Ich 
meine, das ist nichts als ein durchsichtiges Täuschungsmanö­
ver! Die Einsetzung einer neuen Berliner Verfassung würde so 
weit hinaus- im Grunde auf den Sankt-Nimmerleins-Tag- ver­
schoben. Die Geltung der West-Berliner Verfassung würde für 
die Ost·Berliner auf unbestimmte Zeit fortgeschrieben. Damit 
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würde der Herbst 1989, die Stadtverordnetenversammlung 1990 (C) 
aus der deutschen Geschichte weiter verdrängt. Aber seien Sie 
gewiß, wir lassen uns das nicht gefallen! Ich denke, daß alle ehe· 
maligen frei gewählten Berliner Stadtverordneten aus Ost-Berlin 
hier mit uns diesen gefundenen Kamprarniß verteidigen werden. 
Hier ist noch lange nicht das letzte Wort gesprochen. Seien Sie 
da einer harten Auseinandersetzung gewiß, meine Damen und 
Herren von rechts! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Stellv. Präsident Führer: Nächster Redner ist der Abgeord· 
nete Cornelius für die Fraktion der FDP! 

Cornelius (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die bisherigen Ausführungen der Redner der verschiedenen 
Fraktionen -

[Frau Künast (Bü 90/Grüne): Und Rednerinnen!] 

- und Rednerinnen, danke für den Hinweis, Frau Künast! - sind 
auch ein Spiegelbild des Ablaufs der Arbeit in der Enquete-Korn· 
mission. Die unterschiedlichen Erwartungen, Hoffnungen und 
Wünsche, mit denen die einzelnen Fraktionen in die Arbeit der 
Enquete-Kommission hineingegangen sind, finden auch hier ihre 
Widerspiegelung. Es muß noch einmal gesagt werden, daß Ver­
fassungsfragen vor allem Fragen des historischen und gegen­
wärtigen Selbstverständnisses sind. Sie können nicht im 
Schnelldurchlauf geregelt werden. Damit möchte ich auch zum 
Ausdruck bringen, daß die Verfassungsenquete sich sehr sorg­
fältig und mit Akribie ihrer Aufgabe gewidmet hat. 

ln diesem Zusammenhang möchte ich - auch im Namen 
meiner Fraktion - der Vorsitzenden der Kommission, Frau 
Künast, meinen ausdrücklichen Dank aussprechen, weil sie es 
trotz der zu Beginn gezeigten Irritationen und Verwerfungen ver­
standen hat, die Arbeit der Verfassungsenquete zu einem ver-
nünftigen, zu einem tragbaren Ergebnis zu führen. (D) 

[Beilall bei der FDP, der SPD 
und bei Bü 90/Grünei 

Ich denke auch - und insoweit schließe ich mich einigen meiner 
Vorredner an -, daß in diesen Dank die Mitarbeiter des Aus­
schußbüroseinzubeziehen sind, die tatsächlich enorme nicht nur 
technische, auch wissenschaftliche Arbeit geleistet haben, um 
die Enquete zu einem Ergebnis zu bringen. Ich denke, dieser Vor­
spann ist notwendig und erforderl'1ch. 

Gestatten Sie, daß ich von meinem ursprünglich erarbeiteten 
Text etwas abweiche und zu Herrn Kellner Stellung nehme. Ich 
denke, Herr Kellner hat die Arbeit der Enquete-Kommission '1m 
Ergebnis vernichtend dargestellt; und das können wir uns ein­
fach nicht gefallen lassen! 

[Beifall bei der FDP] 

Wenn er hier erklärt, die Enquete-Kommission habe nur heiße 
Luft produziert, ihre Arbeit sei dürftig und wunderlich ungenü­
gend, so ist das schlichtweg falsch. Herr Kellner, man kann dem 
nicht folgen I Wenn Sie weiterhin die Einwohner Ost-Berlins als 
Aborigines bezeichnen, halte ich das für außerordentlich vermes· 
sen. Wenn Sie damit in Zusammenhang bringen wollen, daß die 
Aborigines um ihre Rechte weiter kämpfen müssen, um über­
haupt einmal Einwohnerrechte zu erhalten, so widerspricht das 
der Realität. 

[Beifall bei der FDP] 

Herr Kellner, mit einer solchen Darstellung des Ergebnisses der 
Enquete-Kommission können wir uns nicht einverstanden erklä­
ren, und ich muß das mit Nachdruck zum Ausdruck bringen. 

Zur Frage Berlin-Erandenburg: Die Freien Demokraten haben 
am vorigen Freitag bei der Einschätzung der Ergebnisse der Ver· 
fassungs-Enquete-Kommission erklärt - ich fasse das zusam­
men, wie das in der Presse hinübergekommen ist -, daß die 
Gefahr bestehe, daß die Arbeit der Enquete-Kommission für das 
Archiv gefertigt worden sei, weil mit der Vereinigung von Berlin 
und Brandenburg diese Ergebnisse nicht mehr verwertbar seien. 
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Comellus 

Das ist in zweierlei Hinsicht falsch, weil einmal - wir haben das 
auch über die Presse bekommen - die Chancen für die Vereini~ 
gung Berlins und Brandenborgs entgegen unseren Wünschen 
und unserem Votum gesunken sind und insoweit die Arbeit an 
der Verfassung schon wichtig ist, und zum anderen die Ergeb­
nisse dieser Tätigkeit natürlich - wenn es zur Vereinigung kommt 
- einfließen werden in die gemeinsam zu erarbeitende Verfas· 
sung. 

Die Freien Demokraten haben von Anbeginn erklärt, daß sie 
die Überarbeitung der Berliner Verfassung gemäß Artikel 88 
Absatz 2 tatsächlich als eine Überarbeitung verstehen wissen 
wollen und davon ausgehen, daß sich die Verfassung von 1950 
im wesentlichen bewährt hat, daß wir die Organisations- und 
Zuständigkeitsstrukturen der Berliner Verfassung als passend 
ansehen und von dort her keinen Änderungsbadart erkennen. 
Wir haben ausdrücklich vor einer Oberfrachtung einer neuen 
Berliner Verfassung mit Grundrechten und Staatszielbestim­
mungen gewarnt, denn immerhin - auch das ist bei der Positi· 
onsbestimmung zu Beginn der Arbeit der Verfassungs-Enquete· 
Kommission zum Ausdruck gebracht worden - ist die Verfas· 
sung Iex fundamentalis, und insoweit hat sie sich auf Grundsatz· 
fragen zu beschränken. 

Davon ausgehend, sind unsere ErwartUngen natürlich ent· 
sprechend reduziert. ich sage das schon hier und nicht erst zum 
Schluß: Wir sind mit dem Ergebnis der Arbeit der Verfassungs­
Enquete-Kommission durchaus zufrieden, auch wenn wir nicht 
allen Punkten, die dort mit Mehrheit beschlossen worden sind, 
zustimmen. 

Zum Aktenelnslchtsrecht: Beim Akteneinsichtsrecht sehen 
wir ebenfalls das Problem der Gewaltenteilung. Wir denken, daß 
auch dieses Akteneinsichtsrecht noch des Nachdenkans und 
Nachprüfans bedarf. Allerdings sind wir für eine uneinge· 
schränkte Unterrichtungspflicht der Exekutive, und zwar eine 
möglichst frühzeitige. Wir haben diese Problematik in einein 
anderen Zusammenhang vor kurzem gehabt, und zwar bei der 
Städtepartnerschaft Berlin·Peking und Berlin·Diakarta. 

Wir sind der Meinung, daß die Rechte der Opposition zwar 
nicht in dem von uns gewUnschten Umfang im Bericht der Ver­
fassungs-Enquete-Kommission Eingang gefunden haben, aber 
daß einige weiterzuentwickelnde Ansätze dort ihren Nieder· 
schlag gefunden haben. Wir denken, daß die entsprechende 
Festlegung des Quorums auf ein Fünftel natürlich anstrebens· 
wert wäre, aber möglicherweise nur ein Viertel durchsetzungsfä· 
hig ist. Es ist wichtig, daß Artikel 25 Absatz 3 der jetzigen Verlas· 
sung in die Verfassungswirklichkeit, in die Arbeit des Parlaments 
und in das Verhältnis von Parlament und Exekutive Eingang 
findet. 

Zur Abgeordnetenanklage: Wir denken, daß dort zwar eine 
Lücke geschlossen wird, daß aber das, was im Ergebnis vorliegt, 
noch einmal der Überarbeitung, des Überdenkans und Nachden· 
kens bedarf. Die jetzt vorgeschlagene Regelung ist der lnterpre· 
tation zu offen. 

Zu den plebiszitären Elementen haben wir von Anbeginn die 
Auffassung vertreten, daß die repräsentative Demokratie so, wie 
sie sich in der Bundesrepublik Deutschland in den letzten 
40 Jahren entwickelt hat, in ihren Grundbestandteilen und 
Grundsätzen erhalten zu bleiben hat, und daß sie durch die Ele­
mente Volksentscheid und Volksbefragung nicht verwässert wer­
den darf. Wir sind zwar für eine Befassungslnltiative und den· 
ken, daß diese Befassungsinitiative tunlieh und auch hilfreich 
sein kann, möchten aber die plebiszitären Elemente darauf 
beschränkt wissen. 

Zur Stellung des Regierenden Bürgermeisters: Die Mehr· 
heit der Verfassungs-Enquete-Kommission hat eine Änderung 
der bisherigen verfassungsrechtlichen Regelung .tn der Verfas­
sungs-Enquete-Kommission durchgesetzt. Diese Anderung hal· 
ten wir nicht für tunlich, insbesondere deshalb, weil die bisherige 
Stellung des Regierenden Bürgermeisters und der Senatoren 
zwar aus der alten Magistratsverfassung übernommen worden 
ist, aber es handelt sich dabei eben auch um Rudimente des 
ersten einheitlichen Berlins aus der Zeit bis 1948. Wir denken, 
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daß die jetzige Regelung halbherzig ist. Halbherzig ist sie tat· 
sächlich, denn sie geht weder auf die Richtlinienkompetenz ein 
noch regelt sie das sogenannte konstruktive Mißtrauensvotum. 
Die jetzige halbherzige Regelung spiegelt die Verhältnisse der 
gegenwärtigen großen Koalition wider. 

Sehr gefreut haben wir uns darüber, daß es in der Verfas· 
sungs·Enquete·Kommission möglich war, die Unvereinbarkelt 
von Amt und Mandat niederzuschreiben. Die Freien Demokra· 
ten haben auf ihrem Parteitag in der letzten Woche für die 
Bundesebene und für ihre Mandatsträger beschlossen - und sie 
streben das im gesamten Bund an-, daß in Zukunft die Minister 
nicht gleichzeitig ein Abgeordnetenmandat haben sollen. 

[Pewestorff (PDS): Was sagen die Minister dazu?] 

Es ist nicht verständlich, warum sich ein Minister als Abgeord· 
neter selbst kontrollieren soll. Es kann dort nur eine strikte Tren· 
nung geben. Es kann dort auch nicht angehen, daß mit dem 
sogenannten ruhenden Mandat - auch solche Vorschläge hat es 
in den Reihen unserer Partei gegeben; ich denke z. 8. an Herrn 
Genscher - AnstoB an Verfassungsgrundsätze genommen wird. 
Es kann nur darum gehen, daß derjenige, der sich dafür entschei­
det, ein Ministeramt- ob nun Landes- oder Bundesminister- zu 
bekleiden, dann sein Mandat unwiderruflich zurückzugeben hat. 
Er muß ja schließlich nicht Minister werden. 

[Beifall bei der FDP -
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Diese Entscheidung trifft jeder für sich selbst. 

Zur totalen Inkompatibilität hat sich meine Fraktion auch geäu· 
ßert. Sie hält sie für möglich, aber dennoch im einzelnen für 
besprechungsbedürftig. Dazu werden bei der abschließenden 
im Gesetz durchzuführenden Verfassungsdiskussion noch Hin· 
weise erfolgen. 

Zum politischen Bezlrksamt: Die Fraktion der Freien Demo· 
kraten hat sich auch lange und schwer damit getan, zu dieser 
Frage eine einheitliche Meinungsbildung durchzusetzen. Im 
Ergebnis stehen wir dem politischen Bezirksamt positiv gegen· 
über. 

[Be~all bei der FDP -
Vereinzelter Beifall bei der SPD 1 

Im Ergebnis, sage ich, denn, Herr Rösler, ich weise auf folgendes 
hin: Wenn wir die Rechte der Bezirke erhöhen- und wir tun das 
ja auch, und auch im Zusammenhang mit der Verwaltungsreform, 
wenn wir das mit den Globalsummen realisieren -, dann muß 
man sich natürlich auch in der anderen Richtung entscheiden. 
Selbstverständlich hat das nichts damit .zu tun, daß wir die Ein· 
heitsgemeinde Berlin damit in Frage stellen wollen. Das sei hier 
ausdrUcklieh erklärt. 

[Fechner (SPD): Sie müssen noch mal erklären: 
Wie war das mit dem politischen Bezirksamt?] 

Wir sind uns darüber im klaren, daß die Diskussion mit dem 
heutigen Bericht begonnen hat. Wir sind uns darüber im klaren, 
daß die endgültige Fassung einer Zweidrittelmehrheit bedarf, 
und das ist auch richtig und gut so. Wir denken, daß es eine 
Zweidrittelmehrheit zu einigen Fragen gibt. Wir wünschen, daß 
es in den Fragen sein wird, die wir befürworten. - Schönen 
Dank! 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsident Führer: Für das Neue Forum hat nun Frau 
Abgeordnete Kukutz das Wort. - Sie haben, wie immer, fünf 
Minuten. 

Frau Kukutz (Neues Forum) : Herr Präsident 1 Meine Damen 
und Herren! Wir schließen uns dem SondeJVotum von Bündnis 
GO/Grüne an. Trotzdem wenige Bemerkungen. 

Das Fazit der Parteien in Stichpunkten: Die Grünen sagen, 
das Versprechen wurde nicht eingehalten. Die FDP ist über 
mehrere Punkte erfreut, hält die Arbeit für verdienstvoll, aber für 
nicht mehr wert, als im Archiv zu landen. Das sagte der FDP· 
Sachverständige in der Pressekonferenz, Herr Cornetius! Die 
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PDS spricht von einem dürftigen Ergebnis und ist sich einig mit 
der CDU, daß es nicht mehr als ein Meinungsbild ist, das keine 
Chancen hat. Die SPD ist verärgert über den Koalitionspartner. 
Sie fürchtet, daß die Empfehlungen, gedacht als Zuarbeit für das 
Parlament, durch die zahlreichen Sondervoten der CDU gefähr­
det sind. Das Ergebnis wäre nach dieser geplanten Bereinigung, 
daß die Verfassung nicht einmal mehr die Bezeichnung ,.überar­
beitetu verdiente und der ausgehandelte Kamprarniß sich noch 
weiter vom Einsetzungbeschluß und dem ursprünglichen Anlie­
gen entfernen würde. 

Das Anliegen war, in der Folge der Vereinigung als eine Folge 
auch die West-Berliner Verfassung zu Uberarbeiten. Dabei soll­
ten die Ost-Berliner Verfassung und die Verfassung Branden­
burgs einbezogen werden. Beides ist nicht bzw. völlig unzurei­
chend geschehen. Wir hätten uns gewünscht, daß die Diskus­
sion über eine gemeinsame Fassung nach der Wiedervereini­
gung der Stadt gleichzeitig eine Diskussion überdie neuen politi­
schen Aufgaben gewesen wäre. Aber so eine Diskussion kann 
nicht hinter den geschlossenen Türen einer Enquete-Kommis­
sion stattfinden, während draußen die Stadt zusammenzuwach­
sen versucht. Die wichtigste Erfahrung und Forderung der Bür­
gerbewegung war, daß Demokratie von unten wachsen muß und 
die Bürger möglichst auf allen Ebenen parteienunabhängig das 
politische Leben mitgestalten können. Obwohl die Arbeit an der 
Ost-Berliner Verfassung im Hinblick auf die Wiedervereinigung 
der Stadt bereits damals von westlichen Beratern beeinflußt 
wurde, spiegelte sich in ihr das neu gewonnene Selbstbewußt­
sein der Ost·Berliner wider. Artikel 19 Abs. 2 der Ost-Berliner 
Verfassung zum Beispiel - wie schon erwähnt - stellte die Bür­
gerbewegung unter den besonderen Schutz der Verfassung. ln 
Mecklenburg, Brandenburg und Thüringen war es möglich, dies 
in die Verfassung zu schreiben. Warum nicht in Berlin? Wer 
fürchtet sich davor, daß die Bürger in Bewegung kommen? 

Die Zentralisierung aller Bereiche in der DDR, und dies über 
viele Jahrzehnte hinweg, hat das Bedürfnis der Menschen nach 
Mitverantwortung erfolgreich zerstört. Basisnahe Demokratie 
auf allen Ebenen - wenn man sie will - kann man nicht herbei­
zaubern. Sie muß wachsen können. Wir brauchen die Mitwir­
kung vieler engagierter Bürger notwendiger als alle Geldspritzen 
aus irgendwelchen Aufbaufonds, um die zahlreichen Probleme 
lösen zu können. 

Heute, nach fast vier Jahren Wiedervereinigung, kann man 
sagen, daß immer noch gerade im Osten sehr wenige Menschen 
das Bedürfnis verspüren, die Geschicke der Kommunen, 
Gemeinden usw. in die eigenen Hände zu nehmen. Auch dieser 
Verfassungsentwurf wird wenig dazu beitragen, die Menschen 
zu ermutigen, dies zu tun. Gerade in der Zeit nach 1989 hätten 
die aus der DDR-Opposition hervorgegangenen neuen, aber in 
der parlamentarischen Demokratie politisch unerfahrenen Kräfte 
nicht benachteiligt werden dürfen, um Chancengleichheit zwi­
schen ihnen und den etablierten politischen Parteien des 
Westens wenigsten annähernd herzustellen. Das Gegenteil ist 
der Fall. So kämpfen wir als Abgeordnete der Bürgerbewegung/ 
Neues Forum seit Beginn der Legislaturperiode vergeblich um 
unsere Rechte im Abgeordnetenhaus; etst vor dem Bundesver­
fassungsgericht, und seit es ein Berliner Verfassungsgericht 
gibt, ist unsere Klage dort anhängig, bis heute. 

Die geringe materielle Ausstattung der parlamentarischen 
Gruppe wirkte sich auch auf die Möglichkeiten zur Mitgestaltung 
an der neuen Verfassung negativ aus, genauso wie die Tatsache, 
daß ihre Abgeordneten wie auch in anderen Ausschüssen in der 
Enquete-Kommission kein Stimmrecht hatten. So war unsere 
Teilnahme lediglich - wie der grüne Punkt auf der Verpackung -
Augenwischerei. 

Die "große"- in Gänsefüßchen- Wertschätzung der Parteien 
für die Mitarbeit der Bürgerbewegung zeigt sich auch deutlich in 
diesem Schlußbericht Vielleicht nur ein Formfehler: die Gänse­
füßchen beim Neuen Forum? Oder doch so gemeint? Als Kenn­
zeichnung, daß wir eben keine gleichwertigen Partner sind? Par­
teien brauchen keine Gänsefüßchen, weil sie über gut beschla­
gene Pferdefüße verfügen, die über alles hinwegtrampeln kön­
nen. Wer würde wagen, die CDU, die SPD oder selbst die POS 

68. Sitzung vom 9. Juni 1994 

mit den Gänsefüßchen zu versehen? Als wenn es ,.sogenannte" 
demokratische Parteien wären, wie man es mit der DDR im 
Westen lange getan hat, um eine nsogenannte .. daraus zu 
machen. 

Genausowenig ist es ein Zufall, zwar die Gnade erwiesen zu 
bekommen, eine Meinung haben zu dürfen, die protokollarisch 
festgehalten wird, aber kein Recht auf Stimme. Und wenn dann 
auch noch in das- sehr kurzen- Sondervotum unserer Sachver­
ständigen Bärbei Bohley folgender sinnentstellender Satz 
geschrieben wird, fällt es mir schwer, dies nur als Nachlässigkeit 
zu werten: 

Die Erfahrungen aus den Umwälzungen im Herbst 1989 
haben sich in der jetzigen überarbeiteten Verfassung nieder­
geschlagen. 

Das Wort "nicht", das zwischen nVerfassungu und "niederge­
schlagen" gehört, ist einfach unterschlagen. Das bringt mich 
nicht aus der Fassung und schlägt mich auch nicht nieder, denn 
nicht einmal mehr Wut bekomme ich. Aber ich sagen Ihnen, allen, 
auch wenn Sie heute noch darüber lächeln sollten: Genau an 
dieser Ignoranz werden Sie scheitern - nicht heute, aber mor­
gen. - Danke! 

[Beifall bei Neues Forum 
und der Frau Abg. Steinborn (POS) I 

Stellv. Präsident Führer: Für die SPD-Fraktion hat für fünf 
Minuten Frau Riedmüller~Seel das Wort. 

Frau Dr. RledmUIIer-Seel (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! ln aller Kürze möchte ich auf einige Punkte 
eingehen, die vor allem in den Sondervoten der CDU enthalten 
sind. Herr Rösler, ich war vorhin ein wenig überrascht, weil Sie 
sich in Ihrer Rede angehört haben wie ein Oppositionspolitiker, 
weil Sie praktisch alles, was in der Enquete·Kommission verab· 
schiedet worden ist, kritisiert haben. 

[Lorenz (SPD): Das war visionär![ 

-Das war visionär, genau! Nehmen wir das mal zu unseren Gun­
sten an. 

Ich möchte in Eröffnung der Beratungen, die wir im Rechts­
ausschuß als Verfassungsausschuß führen werden, mit einem 
Appell an die CDU beginnen, sich doch unabhängig von diesen 
Vordenkem, die sich in den Sondervoten dargestellt haben, eine 
Meinung eines "unabhängigen Abgeordneten" zu bilden, ganz im 
Sinne der Beratungen in der Enquete-Kommission. Ich möchte 
diesen Appell mit zwei Beispielen verbinden, warum es auch 
fachlich angebracht ist, sich hier unabhängig von den Sondervo· 
ten zu betätigen. 

Ich bin nicht sicher, ob die Frauen in der CDU - es ist schon 
darauf hingewiesen worden, daß Ministerin Merke! einen ganz 
anderen Vorschlag vorgebracht hat, und wenn ich mich richtig 
erinnere, auch die Frauenunten in der CDU - mit Ihrer Kommen­
tierung zur Gleichstellung der Frau richtig liegen. Fachlich hatte 
ich ohnehin Schwierigkeiten mit der Bewertung dieses Kommen­
tars vom Kollegen Scholz und von anderen, weil ich auch in der 
Fachliteratur nicht gefunden habe, was "völlige Gleichstellung" 
heißen soll. Herr Scholz sagt, eine völlige Gleichstellung sei uto­
pisch. Jetzt weiß ich nicht, was "völlige Gleichstellung" sein soll. 
Ich bin zu dem Ergebnis gekommen - man tastet sich dann an 
Wortbedeutungen heran -, daß das vielleicht eine biologische 
Gleichstellung sein soll. 

[FraU Holzhüter (SPD): Die wollen wir nicht!] 

Da würde ich Herrn Scholz recht geben, das ist nicht nur uto­
pisch, sondern auch nicht wünschenswert, diese Art von Gleich­
stellung. 

[Beifall der Frau Abg. Künast (Bü 90/Grüne)) 

Dann habe ich mich gefragt: Was ist hieran grundgesetzwidrig? 
- Denn darauf läuft die Kritik hinaus. Was wollen uns denn die 
Herren Fachleute damit sagen?- Dabei bin ich zu dem Ergebnis 
gekommen - ableitend davon, daß es völlige Gleichstellung 
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(A) nicht gibt -, daß hier betont ist, völlige Gleichstellung sei uto· 
pisch; d. h. der Verfassungsgeber soll die Frauen davor schüt· 
zen, solchen utopischen Zielen anzuhängen. Das heißt, wenn die 
Trauben zu hoch hängen, hat der Verfassungsgeber die Pflicht zu 
sagen: Die erwischt ihr ohnehin nicht, also gebt euch zufrieden 
mit dem, was ist - den Benachteiligungen, die wir alle in der 
Gesellschaft kennen. 

(B) 

[Frau Herer (POS): Das könnte denen so passen !I 

Verfassungsnormen sind nicht unabänderlich, sind keine star­
ren Gesetze. 

[Beifall des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne)] 

Sie drücken aus, wie wir in unserer Gesellschaft miteinander 
umgehen wollen, wie wir unsere Institutionen schaffen und wie 
wir das Verhältnis Bürger-Staat strukturieren wollen. Da ist es 
besonders auffällig, daß alle Vorschläge, die das Verhältnis des 
Bürgers zu den politischen Institutionen darstellen nicht nur im 
Bereich der Parlamentsreform - darauf ist bereits hinreichend 
eingegangen worden-, sondern auch im Bereich der Bürgerbe­
teillgung, abgelehnt worden sind - mit dem Hinweis, der fach· 
lieh und sachlich falsch ist, wir hätten hiermit eine" Minderheiten­
demokratlew verankert. - Abgesehen davon, das sage ich jetzt 
als Sozialwissenschaftlerin, daß es diesen Begriff gar nicht gibt, 
man findet ihn in der einschlägigen Literatur nicht, er ist ein 
Widerspruch in sich. - Sachlich falsch auch in der Begründung, 
-hier appelliere ich wieder an die CDU, sich doch bis zur ersten 
Sitzung des Rechtsausschusses als Verfassungsausschuß kun· 
dig zu machen- ich bin gern bereit, Ihnen das Material noch ein· 
mal zur Verfügung zu stellen-, wie die Ouoren in CDU·regierten 
Bundesländern aussehen. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): 
Ein bißchen Nachhilfeunterricht!] 

An der Spitze steht Sachsen, mit einer sehr vernünftigen Verfas· 
sungsreform, Mecklenburg·Vorpommern, mein Heimatland Bay­
ern tut sich hervor mit einem Zehntel der Wahlberechtigten auf 
der Stufe des Volksbegehrens, Herr Rösler, 

[Rösler (CDU): Wir sind aber ein Stadtstaat!] 

auch Harnburg kennt dieses Plebiszit in Zukunft und hat 10 000 
Einwohner in der ersten Stufe als antragsberechtigt als Staats· 
taat genommen, Sachsen übrigens 40 000 Einwohner. Ich 
selbst habe in der Enquete-Kommission immer gesagt, man 
müsse einen Unterschied zwischen Flächen· und Stadtstaat 
machen. Wenn Sie diese Liste anschauen, meine lieben Kolle­
ginnen und Kollegen von der CDU, werden Sie feststellen, da6 
wir uns ganz konform mit den anderen Bundesländern verhalten, 
die alten Bundesländer, die dieses Element bisher schon kann­
ten, Bayern und Rheinland-pfalz beispielsweise, und insgesamt 
den neuen Bundesländern. 

Ich möchte mit diesem Appell enden, entsprechend der 
gesellschaftlichen Veränderung und entsprechend dem Willen 
unserer Bürger, am politischen Meinungsbildungsprozeß aktiv 
teilzunehmen, diese Debatte auch so zu führen. Sie werden sich 
nicht gegen den Gang der Geschichte, was Demokratisierung 
anbetrifft, stemmen können. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Wieland (Bü 90/Grüne): Jedenfalls nicht erfolgreich !l 

Stellv. Präsident Führer: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf von 
dieser Stelle aus der Vorsitzenden der Enquete-Kommission, 
den Mitgliedern, den Sachverständigen und auch den Mitarbei­
tern der Verwaltung für die geleistete Arbeit herzlichen Dank aus­
sprechen! 

[Allgemeiner Beifall] 

Das war eine gewaltige Aufgabe. 
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Ich rufe nunmehr auf 

lfd. Nr. 3, Drucksache 12/4402: 
11. Lesung des Antrags der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der CDU über Gesetz zur Änderung 
des Landesgleichstellungsgesetzes, Drucksache 
12/4131, gemäß Beschlußempfehlung des Aus· 
schussesfür Inneres, Sicherheit und Ordnung vom 
16. Mal1994 

Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die Einzelberatung der 
zwei Artikel miteinander zu verbinden. Widerspruch höre ich 
nicht. 

Ich rufe auf die Artikel! und II, die Überschrift und die Einlei· 
tung des Gesetzes in der Fassung der Drucksache 12/4131. Der 
Ausschuß empfiehlt die Annahme. Im Ältestenrat haben wir keine 
Beratung vorgesehen. Dem wird nicht widersprochen. 

Wer dem Gesetz zur Änderung des Landesgleichstetlungsge· 
setzes in der Fassung der Drucksache 12/4131 seine Zustim· 
mung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! -
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann ist das Gesetz so 
beschlossen. 

[3A] 

Wir sind damit bei 

lfd. Nr. 3 A: 

a) Drucksache 12/4491: 
II. Lesung des Antrags der Fraktion der FDP über 
Gesetz zur Änderung der Verfassung von Berlln, 
Drucksache 12/3632, gemäß Beschlußempleh· (o: 
lung des Rechtsauschusses vom 2. Junl1994 

b) Drucksache 12/4490: 
II. Lesung des Antrags der Fraktion Bü 90/Grüne 
über 27. Gesetz zur Änderung der Verfassung 
von Berlln, Drucksache 12/3665, gemäß Be· 
schlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 
2.Junl1994 

Hierfür ist Dringlichkeit beantragt. Wird dem widersprochen?­
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die 11. Lesung und schlage vor, die Einzelberatung 
der jeweils zwei Artikel miteinander zu verbinden. Gibt es dage· 
gen Widerspruch?.- Das häre ich nicht. Dann rufe ich auf die 
Artikel! und II, die Uberschriften und die Einleitungen des Geset· 
zes gemäß der Drucksache 12/3665 und gemäß Drucksache 
12/3632 und hier unter der Berücksichtigung der Änderungen in 
der Be~chlußempfehlung der Drucksache 12/4491. Auch hierzu 
ist im Altestenrat keine Beratung vorgesehen worden. - Auch 
dem wird nicht widersprochen. 

Zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne, Drucksache 
12/3665 empfiehlt der Ausschuß die Ablehnung. Wer jedoch 
dieser Fassung seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen!- Die Gegenprobe!- Stimmenthaltun· 
gen? - Damit ist dieser Antrag abgelehnt! 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Schade!] 

-Ja, es ist eine gute Mehrheit gewesen, Herr Fraktionsvorsitzen· 
der. 

Wer nun dem Gesetz zur Änderung der Verfassung von Berlin, 
Drucksache 12/3632, unter Berücksichtigung der Änderung der 
Beschlußempfehlung Drucksache 12/4491 seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! - Gegen· 
stimmen? - Stimmenthaltungen? - Bei einigen Stimmenthaltun· 
gen ist die Änderung der Verfassung einstimmig so beschlossen. 
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.(A) [38] 

Ich rufe nunmehr auf 

lfd. N r. 3 B, Drucksache 12/4492 : 
11. Lesung des Antrags der Fraktion Bü 90/GrUne 
über Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Verfassungsgerlchtshof, Drucksache 12/3666, ge· 
mäß Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
vom 2. Junl1994 

Auch hierfür ist Dringlichkeit beantragt. G[~t es hierzu Wider­
spruch? - Das ist nicht der Fall. Dieses Anderungsgesetz ist 
unmittelbar Folge der eben von uns beschlossenen Verfassungs­
änderung. Ich schlage wieder vor, die Beratung der zwei Artikel 
miteinander zu verbinden. Gibt es dazu Widerspruch? - Das 
höre ich nicht. 

Ich rufe auf die Artikel I und II, die Überschrift und die Einlei­
tung im Wortlaut der Drucksache 12/3666 unter Berücksichti­
gung der Beschlußempfehlung Drucksache 12/4492. Aue):! hier 
ist keine Beratung vorgesehen. Wer also dem Gesetz zur Ande­
rung des Gesetzes über den Verfassungsge~jchtshof, Druck­
sache 12/3666, unter Berücksichtigung der Anderung in der 
Beschlußempfehlung Drucksache 12/4492 seine Zustimmung 
zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit einstimmig so 
beschlossen. 

[3Cl 

lfd. Nr. 3 C, Drucksache 12/4508: 
11. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Gesetz zu dem Abkommen über die Ände· 
rung des Abkommens über die Errichtung und 

9) Finanzierung des Instituts für medizinische und 
pharmazeutische Prüfungsfragen, Drucksache 
12/3444, gemäß Beschlußempfehlungen des Aus­
schusses tUr Gesundheit vom 2. Juni 1994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das ist nicht der Fall. 
Dann darf ich vorschlagen, die Einzelberatung der zwei Paragra· 
phen miteinander zu verbinden. - Widerspruch höre ich nicht. 
Ich rufe auf die§§ 1 und 2, die Überschrift und die Einleitung im 
Wortlaut der Vorlage der Drucksache 12/3444. Die Ausschüsse 
empfehlen jeweils einstimmig die Annahme. Ich darf also davon 
ausgehen, daß auf eine Beratung verzichtet werden kann. - Das 
ist der Fall. 

Dann kommen wir zur sofortigen Abstimmung. Wer der Vor~ 
Iage - zur Beschlußfassung - in der Fassung der Drucksache 
12/3444 seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen!- Gegenstimmen?- Stimmenthaltungen?­
Dann ist dies einstimmig so angenommen. 

[3D] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3 D, Drucksache 12/4509: 
11. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
Uber Gesetz zum Staatsvertrag über die Errichtung 
der Zentralen Adoptionsstelle Berlin·Brandenburg 
(ZABB), Drucksache 12/3949, gemäß Beschluß­
empfehlungen des Ausschusses für Jugend und 
Familie vom 8. Juni 1994 und des Hauptausschus· 
ses vom 8. Junl1994 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das ist nicht der FalL 
Dann darf ich auch hier vorschlagen, die Einzelberatung der zwei 
Paragraphen miteinander zu verbinden. - Widerspruch höre ich 
nicht. Ich rufe auf die §§ 1 und 2, die Überschrift und die Einlei· 
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tung im Wortlaut der Vorlage der Drucksache 12/3949. Die Aus- (C) 
schüsse empfehlen jeweils einstimmig die Annahme. Ich darf 
also davon ausgehen, daß auf eine Beratung verzichtet werden 
kann. - Das ist der FalL 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer der Vorlage - zur 
Beschlußfassung - in der Fassung der Drucksache 12/3949 
seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen! - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Dann ist dies einstimmig so beschlossen. 

[3E] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3 E, Drucksache 12/4516: 
11. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Obernahme von Landesbürgschaften für 
Betriebsmittel· und Investitionskredite an Berliner 
Betriebe, Drucksache 1213618, gemäß Beschluß­
empfehlungen des Ausschusses für Wirtschaft und 
Technologie vom 16. Mai1994 und des Hauptaus· 
schusses vom a. Juni1994 

Hierzu haben wir soeben einen dringlichen Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP bekommen. 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Die Vorlage - zur Beschlußfassung - über ßas Fünfte 
Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Ubernahme 
von Landesbürgschaften für Betriebsmittel- und Investi­
tionskredite an Berliner Betriebe - Drs 12/3618- wird in 
folgender Fassung angenommen: 

1. Die Überschrift erhält folgenden Wortlaut: 
Gesetz über die Übernahme von Landesbürgschaf· 
ten und Garantien 

2. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
"(2) Berliner Betriebe im Sinne des § 1 sind 

gewerbliche und landwirtschaftliche Betriebe sowie 
Angehörige freier Berufe des überregionalen Dienst­
leistungsbereichs, die ihren Sitz in dem im Absatz 1 
genannten Gebiet haben, soweit sie in Berlin eine 
Betriebsstätte im Sinne von § 1 2 der Abgabenord· 
nung unterhalten." 

3. Nach § 2 wird folgender § 3 eingefügt: 
.§ 3 

(1) Der Senat wird ermächtigt, zur Förderung der 
Wirtschaft in Berlin Garantien für Arbeitnehmerbe· 
teiligungsvorhaben und Garantien für Options­
rechtsgewährungen an Beteiligungsgesellschaf­
ten zu übernehmen. 

{2} Die Garantien dürfen einen Rahmenbetrag 
von 50 Millionen DM, der innerhalb des in§ 1 Abs. 1 
genannten Betrages liegt, nicht überschreiten. 

(3) Der Senat erläßt die zur Regelung der Über· 
nahme von Landesgarantien bei Arbeitnehmerbetei· 
ligungen und Optionsrechtsgewährungen an 
Beteiligungsgesellschaften erforderlichen Richt­
linien. 

(4) Die Garantie '1st in der Weise zu übernehmen, 
daß Berlin mit 80 vom Hundert eines Ausfalls haftet. 

(5) Förderungsfähig sind Beteiligungsvorhaben 
an Unternehmen, die in Berlin ihren Sitz haben und 
dort eine Betriebsstätte im Sinne von § 12 der 
Abgabenordnung unterhalten." 

4. §3 wird §4. 
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Stellv. Präsident FUhrer 

(A) Ich habe erst einmal die Frage, ob Sie diesen Änderungsantrag 
auf Ihren Tischen vorliegen haben. 

[Zurufe: Nein !l 
Das ist nicht der Fall, dann können wir dieses so nicht beraten. 
Es tut mir leid. Herr Hoffmann - zur Geschäftsordnung I 

[Paim (CDU): Nein! 
Immer dieses Aus-der-Hüfte-Schießen I] 

Hoffmann (FDP) : Herr Präsident I Meine Damen und Herren l 
Uns fällt es schwer, der Vorlage, so wie sie vorliegt, zuzustimmen. 
Deshalb bitten wir, drei kleine Änderungen zu beschließen, die 
ich durchaus auch kurz vortragen kann, weil es nur uni Einfügun· 
gen in den vorhandenen Text geht. Dann wäre auch meine Frak· 
tion in der Lage, der Vorlage insgesamt zuzustimm~n. Ich bitte 
Sie deshalb, mir die Chance zu geben, Ihnen diese Anderungen 
kurz vorzustellen und zu begrUnden. - Danke! 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Nein! -
Weitere Zurufe} 

Stellv. Präsident FUhrer: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Hoffmann !Ich muß mich an die Geschäfts~ 
ordnung halten. Die Anträge sind, wie ich gesagt habe, soeben 
hier abgegeben worden. Die Fraktionen haben keine Gelegen· 
heit gehabt, darOber zu b~raten. Auch wenn es nur kleine Ände· 
rungen sind, so sind es Änderungen, bei deren Tragweite man 
nicht immer sofort in der gesamten Fraktion darüber sprechen 
kann - zumindest nicht in dem Ausschuß. 

[Tiedt (FDP) : Das sind doch 
altes intelligente Leute hier!] 

Ich muß den Änderungsantrag zurOckweisen, ich kann es von 
hier aus nicht zulassen, daß wir ihn beraten, weil die Fraktionen 
ihn nicht rechtzeitig bekommen haben. 

Ich lasse aber Ober Ihren Geschäftsordnungsantrag abstim· 
(B) men, daß die Beratung mit diesem Antrag durchgeführt werden 

soll. Ich empfahl~ dies nicht, aber ich bitte um Ihr Handzeichen, 
wenn Sie den Anderungsantrag der FDP-Fraktion, der Ihnen 
nicht vorliegt, mit in die Beratung aufnehmen wollen! - Gegen· 
stimmen? - Dann ist das mit großer Mehrheit abgelehnt. 

[Tiedt (FDP): Ein untolerantes Volk! -
Wieland (Bü 90/Grüne): Die FDP ist eine Chaotentruppe! 

- Weitere Zurufe} 

Wirverfahren dann so, wie im Ältestenrat besprochen. Ich darf 
Sie noch fragen, ob sich zu der Dringlichkeit der Vorlage Wider· 
spruch erhebt. - Das ist nicht der Fall. Dann darf ich vorschla· 
gen, die Einzelberatung der zwei Artikel miteinander zu verbin· 
den.- Widerspruchhöreich nicht. Ich rufe auf: Die Artikel! und 
II, die Überschrift in der Fassung des Hauptausschusses, Druck· 
sache 12/4516, und die Einleitung in der Fassung der Druck· 
sache 12/3618 unter Berücksichtigung der Neufassung des 
Gesetzestextes in der Fassung der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Technologie, Drucksache 
12/4516. 

Wir haben eine einstimmige Beschlußempfehlung des Haupt· 
ausschusses, und ich gehe davon aus, daß wir dann auf eine 
Beratung verzichten können. 

[ Hoffmann (FDP): Nein !I 

- Sie wollen dazu sprechen, dann haben Sie das Wort - bitte 
sehr! 

[Tiedt (FDP): Das habt ihr davon! -
Palm (CDU): Ouerulatorisch ist das!­

Weitere Zurufe] 

Hoffmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Herr Palm I So geht das natürlich nicht. Sie können versuchen, 
durch Ihre Zwischenrufe unsere Wortmeldung zu unterbinden, 
es geht aber nicht, denn die Geschäftsordnung läßt zu, daß wir 
hier reden. Wir werden dieses Rederecht deshalb wahrnehmen. 
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Stellv. Prlisldent Führer: Sie haben auch das Wort erhal· (C) 
ten, Herr Kollege Hoffmann. 

Hoffmann (FDP): Danke schön, Herr Präsident!- Diese Vor· 
Iage ist ein Schritt in eine unterstützanswerte Richtung, doch 
wird man steckenbleiben. Ein entscheidendes Element ist ver· 
gessen worden bzw. nicht enthalten, denn wir milssen für die 
betroffenen Betriebe eine Möglichkeit schaffen, auch Nlchtbe~ 
schäftigte an diesen Beb'ieben zu beteiligen. Insbesondere 
bei der weiteren schlechten wirtschaftlichen Entwicklung Berlins 
auch im Jahr 1994 mit tiefgreifenden Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt müssen wir den Betrieben eine größere Chance 
geben, als es die Beschlußvorlage vorsieht. 

Wir müssen Existenzgrilnder, Ausgrilndungen und kleine 
Unternehmen mit ihren enormen Problemen mehr unterstützen 
und ihnen mehr Kapitalausstattung geben, als es hier vorgese· 
hen ist. Wir schlagen deshalb eine Erweiterung vor, daß nämlich 
auch Garantien für Optionsrechtsgewährungen an Beteili­
gungsgesellschaften zu übernehmen sind. Das bedeutet, daß 
auch Nichtbeschäftigte wie z. B. Familienangehörige von mittel· 
ständischen Unternehmern und Arbeitnehmern, die Möglichkeit 
haben, sich mit einer Bürgschaftsahsicherung an dem Untern eh· 
men zu beteiligen. So erhalten diese Unternehmen mehr Mög· 
lichkeiten, ihr Eigenkapital zu verstärken, als es der Fall ist, wenn 
nur die Arbeitnehmer, die in einem solch kleinen Betrieb beschäf· 
tigt sind, diese Möglichkeit wahrnehmen können. 

Aus diesem Grund können wir der Vorlage in dieser Form nicht 
zustimmen. Wir bedauern es auch, daß gerade diese Diskussion 
unterdrückt wurde, Herr Palm, obwohl es aus wirtschaftspoliti· 
sehen Grilnden notwendig wäre, einen Schritt weiter zu gehen, 
als Sie es vorgeschlagen haben. 

[Fechner (SPD) und Wieland (Bü 90/Grüne): 
Sie haben doch gestern im Hauptausschuß zugestimmt!-

Weitere Zurufe] 

- Es gibt hierzu eine Fraktionsmeinung. und diese Fraktionsmei· (D' 
nung trage ich jetzt vor. Herr Wieland, dieses müssen Sie ein· 
fach zur Kenntnis nehmen! 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Herr Biederbick 
hat im Hauptausschuß zugestimmt!] 

Durch die Möglichkeit, die wir anstreben, nämlich Options· 
rechtskapital zu schaffen, schaffen wir auch Voraussetzungen, 
um einen kleinen Markt durch Austauschbarkeit der Anteile zu 
schaffen. Die Anteile sollen nämlich durch eine Ankaufsgarantie 
einer Beteiligungsgesellschaft eine Absicherung beim Beteili· 
gungsgeber erhalten. 

Solange diese, von uns vorgeschlagene Möglichkeit nicht 
besteht, legen auf Kapitalsicherheit orientierte Kleinanleger ihr 
Geld in Sparbüchern, Sparverträgen und festverzinslichen Wert· 
papieren an, statt es in direkt investiver Form für betriebsbezo· 
gene Beteiligungen und Kreditanlagen zu ver.venden. Und 
genau da wollen wir hin. Wir wollen nicht die Trägen unterstüt· 
zen, c.fie ohne Risiko ihr Geld arbeiten lassen, sondern durch die 
Beteiligung auch von Betriebsfremden an diesen kleinen Unter· 
nehmen deren Stärke am Markt erhöhen. Deshalb haben wir 
dieses Modell vorgeschlagen, aber Sie haben es nicht aufge· 
nommen. Deshalb können wir dieser Vorlage heute so nicht 
zustimmen. 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsident FUhrer: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir hatten eine einstimmige Beschlußempfehlung des 
Hauptausschusses. Wer dem Gesetz Ober die Übernahme von 
Landesbürgschaften und Garantien - Landesbürgschaftsgesetz 
-in der Fassung der Beschlußempfehlung Drucksache 12/4516 
seine Zustimmung zu geben wUnscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei einigen 
Gegenstimmen 

[Fechner (SPD): Von einem Tag zum anderen t] 

ist dieses Gesetz mit großer Mehrheit angenommen. 
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Stellv. Präsident FUhrer 

(A) [3F] 

:BJ 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3 F, Drucksache 12/4517: 
II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
Ober Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
Ober eine Vergnügungsteuer für Spielautomaten, 
Drucksache 12/3793, gemäß Beschlußempfehlun· 
gen des Rechtsauschusses vom 2. Juni1994 und 
des Hauptausschusses vom 8. Junl1994 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das ist nicht der Fall. 
Dann schlage ich vor, die Einzelberatung der beiden Artikel mit­
einander zu verbinden. Widerspruch erhebt sich nicht. Ich rufe 
auf die Artikel I und ll, die Überschrift und die Einleituna.der Vor­
lage Drucksache 12/3793 unter Berücksichtigung der Anderun­
gen des Rechtsausschusses und des Hauptausschusses, 
Drucksache 12/4517. Auch hierzu bestand Einstimmigkeit im 
Hauptausschuß. Damit dürfte sich eine Beratung erübrigen. 

[Wie land (Bü 90/Grüne): Herr Hoffmann, 
schnell, noch können Sie!] 

Dagegen gibt es diesmal keinen Widerspruch. Dann können wir 
~.ofort zur Abstimmung kommen. Wer dem Dritten Gesetz zur 
Anderung des Gesetzes über eine VergnOgungsteuer für Spiel· 
automaten, Drucksache 12/3793, unter Berücksichtigung der 
Änderungen der Beschlußempfehlungen Drucksache 12/4517 
seine Zustimmung zu geben wOnscht, den bitte ich um das 
Handzeichen.- Gegenstimmen?- Enthaltungen?- Bei einigen 
Gegenstimmen aus der FDP-Fraktion ist dieses Gesetz mit 
großer Mehrheit angenommen. 

[Gelächter bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

[3G] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3 G, Drucksache 12/4524: 
II. Lesung zum Antrag der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der SPD Ober ZWeites Gesetz zur 
Änderung des Berliner Architekten· und Baukam· 
mergesetzes und zur Umsetzung der Richtlinie 
89/48 der EWG des Rats der Europäischen Ge· 
meinschatten vom 21. Dezember 1988 Ober eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch· 
schuldlplome, die eine mindestens dreijährige Be· 
rufsausbildung abschließen, Drucksache 12/4315, 
gemäß Beschlußempfehlung des Ausschusses fUr 
Bau- und Wohnungswesen vom 9. Juni 1994 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall. 
Dann schlage ich vor, die Einzelberatungen der insgesamt 
65 Paragraphen miteinander zu verbinden. Gibt es Wider­
spruch? - Da~ ist nicht der Fall. Dann darf ich aufrufen die §§ 1 
bis 65, die Uberschrift und die Einleitung der Drucksache 
12/4315 unter Berücksichtigung der Änderungen gemäß der 
Beschlußempfehlung Drucksache 12/4524. Wir haben hier eine 
einstimmige Beschlußempfehlung. 

[Fechner (SPD): Darauf vertraue ich nicht mehr!} 

Damit können wir auf eine Beratung verzichten. WidersP..ruch 
erhebt sich nicht. Wer also dem Gesetz mit der neuen Uber­
schrift nBerliner Architekten- und Baukammergesetzu in der. Fas­
sung der Drucksache 12/4315 unter Berücksichtigung der Ande· 
rungen der Beschlußempfehlung Drucksache 12/4524 seine 
Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzei· 
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Einstimmig 
beschlossen! 

Die lfd. Nr. 4 bis 7 sind durch die Konsensliste erledigt. 

68. Sitzung vom 9. Juni1994 

[6] 

Zur 

lfd. Nr. 6, Drucksache 12/4441: 
1. Lesung des Antrags der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der CDU über FUnfies Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes Ober Naturschutz und 
Landschaftspflege von Berlln 

bittet die Fraktion der SPD um zusätzliche Mitberatung des Aus­
schusses für Stadtplanung und Stadtentwicklung. Gibt es 
Widerspruch?- Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

[7A] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 7 A, Drucksache 12/4520: 
I. Lesung des Antrags der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der CDU Ober Erstes Gesetz zur Ände· 
rung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichts· 
verfassungsgesetzes 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die I. Lesung. Gibt es einen Beratungswunsch? 
- Das ist nicht der Fall. Dann schlage ich vor, diesen Antrag an 
den Rechtsausschuß und an den Hauptausschuß zu überwei· 
sen. Wer dem folgen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
-Gegenstimmen?- Enthaltungen?- Damit so überwiesen! 

[78] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 7 B, Drucksache 12/4523: 
I. Lesung des Antrags der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der CDU Uber Änderung des Gesetzes 
zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall. 
Beratungsbadart war nicht angemeldet. Die antragstellenden 
Fraktionen bitten um Überweisung an den Ausschuß für 
Gesundheit. Wer dem folgen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit so 
beschlossen! 

[8] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 8, Drucksache 12/4409: 
Wahl eines Vertreters oder einer Vertreterln des 
Rats der Bürgermeister und eines BUrgerbeauf· 
tragten oder einer BUrgerbeauftragten sowie 
deren Stellvertreterl-Innen zu Mitgliedern des 
Kuratoriums der Fachhochschule für Verwaltung 
und Rechtspflege Berlln (FHVR) 

Wir kommen gemäß§ 74 Absatz 1 Satz 1 unserer Geschäftsord· 
nung sofort zur Abstimmung. Wer die in der Begründung der 
Drucksache 12/4409 Genannten zu wählen wünscht, den bille 
ich um das Handzeichen.- Gegenstimmen?- Enthaltungen?­
Bei einigen Stimmenthaltungen sind die Genannten gewählt. 
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Slellv. Präsident Führer 

(A) [9] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 9, Drucksache 12/4040: 
Große Anfrage der Fraktion der FDP Uber Verbes­
serung der Kriminalitätsbekämpfung ln Berlln 

Zur Begründung für die Fraktion der FDP hat der Abgeordnete 
Dr. Lange für maximal zehn Minuten das Wort! 

[Zillich (POS): Wo ist Heckelmann?] 

Dr. Lange (FDP}: Vielen Dank, Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! - Ich habe eben noch gewartet, bis der Innensena­
tor da ist, Herr Kollege I 

Ich glaube - auch unter Berücksichtigung der heutigen Dar­
stellung in den Medien in bezugauf die Kriminalität, die Kriminali­
tätsentwicklung in unserem Lande und auch in unserer Stadt~, 
daß heute der richtige Zeitpunkt ist, darüber zu diskutieren, wie 
der Senat von Berlin die besorgniserregende Kriminalitätsent­
wicklung in den Griff bekommt Ich rede hier nicht nur über das 
letzte oder die letzten beiden Jahre, sondern über den gesamten 
Zeitraum, in dem dieser Senat Verantwortung trägt; bekanntlich 
ist das seit Anfang 1991 der Fall. ln den Medien werden Sie 
heute die Darstellungen über die Kriminalitätsentwicklung in 
unserem lande gesehen haben. Bundesweit haben die Delikte 
Mord und Totschlag, Raub, Vergewaltigung, gefährliche und 
schwere Körperverletzung, Diebstahl - hier insbesondere Dieb­
stahl von Kfz -, Wohnungseinbruch, um nur einige zu nennen, 
alarmierende Steigerungsraten zu verzeichnen. Besonders be­
dauerlich ist, daß Berlin beispielsweise bei gefährlichen und 
schweren Körperverletzungen an der Spitze liegt, aber auch 
sonst bei den anderen Delikten jeweils im vorderen Feld zu 
finden ist. 

(B) Bezogen auf unsere Stadt, um nur eine Zahl zu nennen - ver-
gleichen wir die Jahre 1988 bis 1992; ich weiß, 1988 hat dieser 
Senat noch nicht amtiert, aber ich will nackte Zahlen nennen -, 
haben wir in Berlin einen Anstieg von Kriminalität um 20,7 %zu 
verzeichnen. Erfreulicherweise beträgt die Steigerungsrate von 
1992 zu 1993 "nur noch" 1,3 %. Aber diese Zahlen sollten uns 
nicht täuschen und uns und der Bevölkerung schon gar nicht das 
Gefühl vermitteln, wir seien jetzt erfolgreicher in der Kriminalitäts­
bekämpfung. Fakt ist, daß eine Stagnation auf einem sehr hohen 
Niveau in den letzten beiden Jahren in bezugauf Kriminalitätsent­
wicklung in Berlin stattgefunden hat. Nun hat sich die Art der Kri­
minalität bekanntermaßen nach 1989, nach dem Fall der Mauer, 
in Berlin verändert. Die Berliner Sicherheitsorgane werden mit 
einer anderen Qualität, anderen Methoden, Vergehensweisen 
aus dem Bereich der Kriminalität, der Einzelkriminalität, aber 
auch der organisierten Kriminalität, konfrontiert. Und in Berlin 
sind in den Bereichen Ladendiebstahl, Kraftwagendiebstahl, 
Taschendiebstahl, Regierungs- und Vereinigungskriminalität Ent­
wicklungen erkennbar, die jeden BOrger subjektiv, die aber auch 
uns als Teile, die politische Verantwortung in dieser Stadt tragen, 
nachdenklich stimmen mOssen und nicht nur nachdenklich, son­
dern veranlassen sollten, auch konkrete Maßnahmen und Maß­
nahmenkonzeptionen zu entwickeln. Über diese Konzepte, diese 
Strategien, diese taktischen Möglichkeiten der Kriminalitätsbe­
kämpfung wollen wir heute reden, und wir bitten den Senat, 
hierzu, auch etwas genereller bilanzierend, Stellung zu nehmen. 
Wir haben vereinbart, daß wir im Detail die Fragen im zuständi­
gen Fachausschuß diskutieren. 

Wir wollen also vom Senat generell hören : Was hat der Senat 
seit 1991 unternommen, um das gemeinsame Sicherheitspro­
gramm von Bund und Ländern, das ja jährlich fortgeschrieben 
wird, umzusetzen? Wtr wollen wissen, wie es aussieht mit der 
Ausstattung der Berliner Polizei, wie es mit dem Ziel der Schaf­
fung einer "Polizei 2000" aussieht und dem gemeinsamen 
Sicherheitsprogramm von Bund und Ländern, wie es in bezug 
auf die Besetzung von Planstellen im Polizeivollzugsdienst 
aussieht und was in den vergangeneo knapp dreieinhalb Jahren 
unternommen worden ist, um die Polizei von sachtremden Auf-
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gaben zu entlasten. Die berühmte Amtshilfe hat ja dazu geführt, (C) 
daß Teile der Polizei oftmals zu Wach- und Schließgesellschaft 
umfunktioniert wurden und daß Melde· und Straßenverkehrs-
und Jugendamtsaufgaben von der Polizei übernommen wurden. 

Wir wollen wissen, welche Maßnahmen der Senat unternom­
men hat, um die Polizeipräsenz auf den Straßen zu erhöhen. 

[Hapel (CDU): Beachtliches!] 

Nicht nur, Kollege Hapel, daß gegen die Hütchenspieler, 

[Hapel (CDU): Abschiebehaft I] 

wo immer sie auftauchen - sie kehren wie das Frühlingswetter 
imemr wieder -, mit Hundertschaften vorgegangen wird, 

[Hapel (CDU): Finden Sie das in Ordnung? Sprechen Sie als 
Vertreter der Hütchenspieler-Lobby?] 

sondern welche konzeptionellen Überlegungen bestehen grund­
sätzlich, um die Präsenz der Berliner Polizei auf den Straßen zu 
verändern. Wie sieht es mit der Motivation bei der Berliner Poli­
zei aus - Stichwort Besoldung, Besoldungsstruktur, Aufstiegs­
möglichkeiten? Wie sieht es aus mit den Arbeitsbedingungen 
am Arbeitsplatz und der technischen Ausstattung? Was ist 
eigentlich aus den vom Abgeordnetenhaus beschlossenen Mit· 
teln geworden, die wir der Polizei projektbezogen - insbeson· 
dere für die technische Ausstattung im Ostteil der Stadt -
bewilligt haben? ln welchem Umfang hat der Senat Vorstellun­
gen entwickelt, was aus der ZERV und aus den dort Tätigen 
wird? Welche Möglichkeit sieht der Senat, die Zusammenarbeit 
zwischen den Sicherheitsorganene zu verbessern - insbeson­
dere unter Einbeziehung der GSG 9? 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Das fehlt nun gerade noch I 
So können auch nur Sie fragen!] 

Welchen anderen organisatorischen Maßnahmen hat der Senat 
getroffen, beispielsweise zur Einrichtung kriminalpräventiver 
Räte? Arbeiten die? Sind sie erfolgreich? Hierzu haben wir Ein-
zelinformationen bekommen. (D) 

Letzter Themenkomplex: Wie sieht es aus mit der Zusam­
menarbeit zwischen Berlin und Brandenburg? Denn Sie alte 
wissen: Eine erfolgreiche Verbrechensbekämpfung kann nur 
stattfinden, wenn hier eine optimale Abstimmung stattfindet. Wir 
wollen keine schlichte Bestandsanalyse des Senats über die 
Situation der Kriminalität in Berlin, sondern wir wollen wissen, mit 
welchen Methoden, unter welchen Bedingungen, mit welchen 
Zielsetzungenn strategischen Einzel· oder Gesamtkonzepten die 
Kriminalität in Berlin bekämpft wird, so daß wir wieder 

[Helms (Bü 90/Grüne): Gut schlafen können!­
Wieland (Bü 90/Grüne): Weiterschlafen können!] 

ein stärkeres Sicherheitsgefühl in dieser Stadt vermitteln können. 

[Hapel (CDU): Ihr müßt jetzt klatschen! - Beifall bei der FDP 
- Heiterkeit - Wieland (Bü 90/Grüne): Selbst das muß Hapel 

noch besorgen!] 

Stellv. Präsident Führer: Zur Beantwortung der Großen 
Anfrage hat Senator Dr. Heckelmann das Wort! 

Dr. Heckelmann, Senatorfür Inneres: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Abgeordneter Dr. Lange, wenn ich 
eben aus dem Munde des Präsidenten das Wort "Große 
Anfrage" höre, dann komme ich ins Grübeln r 

[Beifall] 

Worauf bezieht sich "groß"?- Hier bei Ihnen nur auf die Länge, 
nämlich daß es 29 Fragen sind, von denen Sie ernsthaft nicht 
annehmen können, daß hier im Parlament die Beantwortung 
erfolgen kann. Deswegen bin ich für Ihre Anregung durchaus 
dankbar, weil es Gelegenheit gibt, dies im Innenausschuß ein· 
zeln zu erörtern. Aber "groß" war Ihre Anfrage sicherlich schon 
deshalb nicht, weil Sie die Einzelfragen seit dreieinhalb Jahren im 
Innenausschuß stellen, jedesmal die Antworten bekommen, und 
es sind positive Antworten. Insofern reagiere ich auf Ihre Fragen 
mit Dankbarkeit, geben sie mir doch Gelegenheit, noch einmal 
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(A) darzutun, was der Senat denn nun alles unternommen hat- zum 
ungezählten Male! Aber ich bin bereit, weil dies ein gutes Forum 
- auch öffentlichkeitswirksam - ist. 

[Wie!and (Bü 90/Grüne): Die FOP!er lernen die 
Oppositionsrolle nie!I 

- Ja, Herr Wieland, das können Sie ein bißchen besser; 

[Heiterkeit] 

das räume ich Ihnen ein. Da muß Herr Lange bei Ihnen noch ein 
bißchen Nachhilfeunterricht nehmen. Sie machen das auch mit 
Witz und nicht so trocken - das kommt bei Ihnen besser rüber­
wenn Sie mir diese Bewertung gestatten wollen. 

Konkret: Zuerst war das Bund-Länder-Programm Innere 
Sicherheit '94 angesprochen. Sie wissen, Herr Dr. Lange, daß 
das in der Innenministerkonferenz verabschiedet worden ist. Das 
besondere an dem Programm ist, daß es Dinge aufgreift -
gerade in der Fortschreibung 1994 -,die in Berlin bereits weit­
gehend durchgeführt sind, und über die Resultate der Durchfüh· 
rung will ich gerne berichten. 

Dazu gehört mehr Präsenz zur Prävention. Die gesamten 
Organisationsmaßnahmen in der Polizei dienen dem Ziel - im 
Interesse von mehr Sicherheit für den Berliner Bürger -, alle 
Organisationsressourcen im Verwaltungsbereich zu schließen 
und sie freizumachen für den Vollzugsdienst und den kriminal· 
polizeilichen Ermittlungsdienst, damit mehr Sicherheit vor Ort 
produziert werden kann. Es gibt im Land Berlin keine zweite 
Behörde, die so umstrukturiert und umorgansiert worden ist wie 
die Berliner Polizei - und das im Interesse der Sicherheit des 
Bürgers. Es gibt keine Behörde in Berlin, die halbe-halbe ost­
west durchmischt worden ist- für 1,2 Millionen Bürger im Ostteil 
der Stadt, damit vom ersten Tag der Einheit an dort dasselbe 
Maß an Sicherheit war, wie wir es im Westteil hatten. 

Dazu gehört die Einrichtung der Bereitschaftspolizei; die ist 
(B) keine Kasernenpolizei wie in Westdeutschland, sondern sie 

macht zu 50 % täglichen Dienst auf der Straße - sichtbar und 
präsent für den Bürger. Die Dinge haben sich in dem Punkt in 
den vergangeneo dreieinhalb Jahren entscheidend verändert. 
Die Umgestaltung des 24- in den 12-Stunden-Dienst hat 700 
Vollzugsbeamte - mehr Effizienz im wahrsten Sinne des Wortes 
- auf d'1e Straße gebracht. W.r haben 110 Vollzugsbeamte, die 
nichts anderes getan haben, als Kraftfahrzeuge zu fahren, von 
diesen heruntergenommen und auf die Straße gebracht und als 
Kraftfahrer Arbeiter eingestellt, weil dies mehr Vollzug für den 
Bürger bringt. 

Wir haben natürlich beim Präsidenten, in seinen Stab, den wir 
jetzt gerade plaziert haben, ein Conb'ollingsystem für das ganze 
eingerichtet; wir haben eine gesamte Entscheidungsebene mit 
der Landespolizeidirektion herausgenommen aus der Schutz­
polizei -1 000 Beamte! -und werden die sukzessive bis hinun­
ter auf den Abschnitt durchstrukturieren, damit unten auf der 
Wache mehr Effizienz für die Sicherheit des Bürgers produziert 
wird. 

Zur organisierten Kriminalität wissen Sie, Herr Dr. Lange, 
daß die Polizei tätergruppenorientiert jeweils Einzeleinsatzgrup­
pen - für jede russische Mafia einzeln - eingerichtet hat; ich 
kann das hier aus Zeitgründen nicht darlegen. in der Rauschgift­
frage - das sind alles Punkte aus dem Bund-Länder-Pro­
gramm -: Kontrolldruck. Ich bin gescholten worden dafür, aber 
ich bleibe dabei: An bestimmten Brennpunkten der Stadt wie 
beim Breitscheidplatz gibt es massivsten polizeilichen Kontroll­
druck, damit dort kein Rauschgifthandel entsteht. 

[Beifall bei der CDU] 

Und wenn die sich auslagern 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Und das tun sie!] 

an andere Plätze wie Lützowstraße oder Potsdamer Straße, 
dann wird dort der Kontrolldruck ausgeübt. 

[Beifall bei der CDU] 
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Marschieren sie zum Kottbusser Tor, dann wird dorthin der Kon- (C) 
trolldruck verpflanzt. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Jetzt sind sie in der 
Mariannenstraße !1 

Der ständig abrufbare Verkauf muß mit allen denkbaren Mitteln 
unterbunden werden. Dies ist die Politik des Senats, und s'1e wird 
mit allem Engagement durchgeführt. 

ln der Frage der Gewaltkriminalität: Beweissicherungs· und 
Festnahmetrupps. Jetzt will ich folgendes sagen: Wir haben hier 
vor vier Jahren begonnen, und inzwischen sind die in einem 
Zustand, daß beim 1. Mai, wo sie früher gefragt waren und in 
dieser Form fehlten, die Kreuzherger Szene in diesem Jahr nicht 
einmal mehr einen Aufzug gewagt hat! 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Aber doch nicht deswegen!] 

Ich sage das mit allem Selbstbewußtsein: Der Frust in der Szene 
ist eingetreten, weil die Polizei über Jahre hinweg überlegen 
angetreten ist und dem Spuk der späten 80er Jahre ein Ende 
bereitet hat. Das ist ein Erfolg der Berliner Polizei; darangibt es 
nichts zu deuteln. 

[Beifall bei der CDU- Wieland (Bü 90/Grüne): Lächerlich!] 

Politisch motivierte Straßengewalt und Fremdenfeindlich­
keit: Sie wissen, daß wir eine Spezialeinheit mit 100 Mitarbeitern 
gegründet haben. Hier ein konkreter Fall von Ausländerfeindlich· 
keit - gestern in der Polizei vorgefallen: Drei junge Menschen, 
einer davon Polizeibeamter, haben einen Schwarzen angegriffen, 
tätlich, mit dem Messer - der Polizeibeamte ist seit heute nicht 
mehr im Dienst. Er wurde sofort gefeuert. Ich nehme nicht hin, 
daß sich in der Berliner Polizei nur einer an einem Ausländer oder 
an einem andersfarbigen Menschen vergreift. Solche Personen 
haben im öffentlichen Dienst des Landes Berlin und speziell in 
der Polizei, wo der Bürger Anspruch auf ein rechtsstaatliches 
Verhalten hat, nichts verloren! 

[Beifall bei der CDU, bei Bü 90/Grüne und der FDP] (D) 

Zu Ihrer Frage nach Stellen und Mitteln in der Zielplanung: 
Herr Dr. Lange, wir haben jetzt 5 000 Bewerber für den Polizei· 
nachwuchs, aber wir können nur 1 050 einstellen i 1 500 sind 
geeignet, und wir können inzwischen eine Bestenauswahl betrei­
ben. Als ich den Dienst angetreten habe, waren wir froh, wenn 
wir von der Straße weg 500 Bewerber haben zusammenbekom­
men können - mehr war gar nicht möglich. Die Dinge haben sich 
auch hier fundamental verändert und gebessert. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Ja, aber das ist doch auch nicht 
Ihr Verdienst! Das sind die Brandenburger I] 

Sie haben gefragt, was wir gegen den Fehlbestand von Voll· 
zugsstellen unternehmen. Wenn Sie damit meinen, Herr 
Dr. Lange, wir hätten zuwenig Personal in der Polizei, dann greife 
ich Ihre Anregung gern auf und bitte Sie, entsprechende ln'1tiati· 
ven im Parlament zu ergreifen, damit wir noch mehr Polizeidichte 
haben und damit die Verbrecher, wenn sie etwas tun wollen -
wie die Kurden -, nicht 500 m hinter die Autobahngrenze nach 
Brandenburg gehen, sondern wissen, daß hier in Berlin nichts 
läuft. Unterstützen Sie mich dabei- wenn ich Sie insoweit r'lchtig 
verstanden habe! 

Bei den Änderungen der Struktur der Polizei geht es aus 
meiner Sicht nicht um Einsparung von Stellen, sondern um Her· 
Stellung von mehr Effizienz bei gleichbleibendem Personalbe· 
stand. Das ist die Grundpolitik, die auch von beiden Seiten der 
Koalition voll inhaltlich getragen wird. 

Was sechfremde Aufgaben der Polizei betrifft - Herr 
Dr. Lange, wenn Sie Senatsbeschlüsse nun auch nicht zur 
Kenntnis nehmen, dann kann ich Ihnen wirklich nicht mehr helfen. 
Es ist alles bekannt. Und daß nach Ihrer Meinung der KOB nicht 
nebenher auch noch Aufgaben für das LEA wahrnehmen soll -
wollen Sie denn wieder neue Leute einstellen? - Aber dafür ist 
doch kein Geld da! Sagen Sie also nicht einerseits, daß Personal 
gespart werden soll, und andererseits, daß noch mehr Ausgaben 
übernommen werden sollen und ich mehr Leute dafür aufbringen 
soll. Entscheiden Sie sich, wofür Sie sind, dann kann ich auch 
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(A) reagieren I Wenn Sie doppelzüngig argumentieren, dann bin ich 
nicht in der Lage1 auf das eine oder das andere- und dann näm· 
lieh auf keines von beidem - einzugehen. Das ist der entschei· 
dende Punkt, politisch gesagt I 

[Dr. Lange (FDP): Ich habe nur gefragt!] 

Besoldungsstrukturen, Leistungsprinzip - ein großes Prinzip 
der FDP1 Gehen Sie davon aus, daß wir das als Konservative 
lange vor Ihnen erfunden haben, und zwar gemeinsam mit den 
Sozialdemokraten. Hier war es die Koalition - ich weiß nicht, ob 
Sie im Ausschuß mitgestimmt haben-; der Senat hat für 3,5 Mil· 
lionen DM gerade den Leistungsaspekt durch ein Sonderbeför· 
derungsprogramm, das vielen hundert Polizeibeamtinnen und 
·beamten zugute kommt, auf den Weg gebracht. Das haben wir 
auch sofort einvemehmlich in der Koalition umgesetzt Hier 
haben wir doch gehandelt und Leistung gebracht. Gehen Sie 
einmal in die Abschnitte - ich empfehle es Ihnen als sicherheits­
politischem Sprecher der FDP -, dann werden Sie die Erfahrung 
machen, daß dies sehr positiv in den Abschnitten und Wachen 
aufgenommen wurde und die Leistungsbereitschaft unzweifel· 
haft gestärkt hat. Im übrigen ist die Besoldung Bundesangele· 
genheit; Sie wissen, daß das Eingangsamt im mittleren Dienst 
von A 6 auf A 7 erhöht worden ist. An keiner Stelle - das war Ihre 
Ergänzungsfrage, die ich als eine Diffamierung betrachte, weil 
Sie es besser wissen -sind die Einstellungsvoraussetzungen 
für die Berliner Polizei qualitativ gemindert worden. Wir haben 
die Verfahren beschleunigt. Wir haben die Einstellung sofort 
durchgeführt und führen bestimmte Plilfungen hinterher durch, 
damit die Leute nicht ein halbes JaQ.r auf eine Zusage warten und 
sich dann nicht mehr bei der Polizei bewerben, sondern woan· 
ders hingehen. Um das zu unterbinden, haben wir das Verfahren 
umgestellt, aber nicht die Voraussetzungen gemindert. 

Sechausstattung - Herr Dr. Lange, Sie beraten doch mit im 
Ausschuß 1 Ich verstehe Sie wirklich nicht. Bei all den Haushalts· 
beschwernissen des Landes Berlin haben CDU und SPD 
gerade die Ausstattung der Berliner Polizei in sächlicher und per· 

(B) soneller Hinsicht - Gebäude, Geräte, Arbeitsausstattung - seit 
1990 von 1,1 Milliarden DM auf 2,1 Milliarden DM gesteigert -
und das bei dieser wirklich schwierigen Haushaltslage1 Die 
Koalition nimmt die Sicherheit im Land Berlin ernst Nehmen Sie 
das doch bitte zur Kenntnis 1 

[Beifall bei der CDU] 

Seide Koalitionsfraktionen bemühen sich darum, aber Sie neh· 
men es nicht einmal wahr. 

[Dr. Lange (FDP): Ich frage doch nur danach!] 

-Wenn Sie zehnmal fragen, aber haben schon neunmal die Ant· 
wart bekommen, dann wird es nun langsam ein bißchen ulkig! 

[Dr. Lange (FDP): Ich höre Sie so gem dazu etwas sagen11 

-Dann machen wir es zu zweit, damit wir die anderen damit nicht 
belästigen, Herr Dr. Lange I 

Sie wissen, daß die PTU Ende 1994/Anfang 1995 eingerichtet 
wird - eine Einrichtung für polizeitechnische Untersuchungen, 
wie sie teilweise nicht einmal das Bundeskriminalamt in Wiesba· 
den hat. Auch hier ist Berlin in der Leistung schlicht vorbildlich. 
Wir haben - das ist unzweifelhaft - bestimmte weitere Defizite 
im Ostteil der Stadt, aber auch hier gilt: Wir können nicht in 3, 
4 Jahren beseitigen, was die Kommunisten dort über 45 Jahre 
hinweg kaputtgemacht haben I 

[Beifall bei der CDU] 

ln der Frage, ob GSG 9 und SEK in Berlin zusammenarbeiten, 
unterstellen Sie, daß das nicht der Fall wäre. Das stimmt nicht! 
Vielmehr ist mit Herrn Kanther persönlich ein Wechseltausch 
vereinbart worden, 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Ach, herrje !] 

der seit 1993 in perfekter Weise läuft. Das dient sowohl den 
Interessen der GSG 9 als Bundeseinrichtung als auch dem Son· 
dereinsatzkommando im Land Berlin, 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Das hat das nicht nötig !I 
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weil gegenseitiger Erfahrungsaustausch, die Besprechung von (C) 
Einsatzkonzepten dazu beitragen, daß diese Gruppierungen 
nicht nur in der Theorie, in der Kaserne verbleiben und dann nicht 
hinreichend trainiert sind, wenn es zum konkreten Einsatz kommt. 
Das SEK in Berlin erbringt 25 % seiner Tätigkeit im Alltags­
dienst, damit es voll beschäftigt bleibt und nicht nur die Theorie 
beherrscht, sondern auch den praktischen Fall lösen kann. 

Wenn Sie fragen, ob man in Berlin Gladbeck oder Bad Kleinen 
verhindem kann, dann muß ich lhnen1 Herr Dr. Lange, sagen, daß 
das fast eine unanständige Frage ist. Eine Garantieerklärung, 
das zu verhindern, kann ernsthaft kein Mensch abgeben. Ich 
kann Ihnen nur eines versichern - und das tue ich auch -: daß 
die Erfahrungen von Gladbeck ausgewertet sind und sich die 
von Bad Kleinen in der Auswertung befinden, weil der Bundes· 
berichtdarüber noch nicht abgeschlossen ist. Diese Dinge wer· 
den also behandelt, und sie werden auch einbezogen. 

Zu den kriminalpräventiven Räten - Ihre letzte Frage -
möchte ich feststellen, daß mir der Name nicht gefällt. Worum es 
aber in der Sache geht, das ist aus meiner Sicht folgendes: Die 
Prävention von Strafdelikten ist nicht nur Aufgabe der Polizei, 
sondern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

[Beifall des Abg. Hapel (CDU)] 

Jede Institution- sei es eine öffentliche oder auch eine private-, 
jeder einzelne Bürger ist cl:ufgerufen mitzuhelfen, bei der 
Bekämpfung der Kriminalität mitzuwirken und den Anteil beizu· 
tragen. Das muß ressortübergreifend sein; das muß das Land 
ebenso wie die Bezirke betreffen. Ich zeige das an einem allge­
meinen Beispiel auf1 das Ihnen allen bekannt ist: Ich habe im Jahr 
1991 in meinem Haus - zunächst gegen Widerstände - die 
unabhängige Kommission ,.Berlin gegen Gewalt"' eingerichtet, 
von der zwölf Gewaltkomplexe untersucht worden sind, und 
zwar unter Beteiligung von zehn Senatsverwaltungen, dem Rat 
der Bürgermeister1 privaten Sachverständigen und in gleicher 
Weise privaten 6nrichtungen, um ein Modell zur Vorbeugung im 
Gewaltbereich zu entwickeln. Wenn wir feststellen, daß die 
Jugendgruppengewalt jetzt nicht mehr in erster Linie nur die (D) 
Jugendlichen erfaßt, sondern von der Altersstruktur her massiv in 
das Kindesalter hinuntergeht, dann ist das keine genuin polizeili· 
ehe Aufgabe mehr. Hier muß in den Ressortzuständigkeiten, vom 
Kiez1 von der Familie angefangen, gearbeitet werden. Die Korn· 
mission hat ihre Arbeit beendet; mit dem Kollegen Krüger sind 
die Ergebnisse besprochen worden, und sie werden gemeinsam 
·- dann unter der Federführung von Herrn Krüger, weil es in die 
Exekutive geht - umgesetzt werden. Insoweit arbeiten wir sehr 
kooperativ zusammen; und noch im Lauf dieses Monats wird es 
dazu eine Pressekonferenz geben, der ich heute aber nichts vor· 
wegnehmen will. 

Die Zusammenarbeit mit Brandenburg- Herr Dr. Lange, für 
diese Frage bin ich dankbar - ist in der Tat in Teilen schwierig. 
Die Ausbildung des höheren Dienstes gemeinsam in Berlin für 
beide Länder klappt; für den mittleren und gehobenen Dienst 
klappt nichts, weil Brandenburg eigene Laufbahnstrukturen 
geschaffen hat - was ich überaus bedaure. gerade im Hinblick 
auf die Vereinigungsverhandlungen an anderer Stelle. Deswe· 
gen ist das kein gutes Signal; hier müßten wir uns darum bemü­
hen, daß wir auf Dauer weiterkommen. Ich kann dies nur als Oefi· 
zit festhalten. Im Bereich der Kommunikationsmöglichkeiten und 
der damit verbundenen Systeme gibt es ein vom Kollegen Ziel 
und mir unterzeichnetes Verwaltungsabkommen über eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe, die bis 1997 entsprechende Pla· 
f1Ungen erarbeiten und dann auch schon umgesetzt haben wird. 

Erlauben Sie zwei Bemerkungen außerhalb der Fragen, weil 
dies von Ihnen zu Anfang erwähnt wurde. Die Berliner Polizei hat 
mir vor einigen Wochen ein umfassendes Konzept zur Verbre· 
chensbekämpfung im Land Berlin vorgelegt, das ich inzwi· 
sehen nach Prüfung und ergänzenden Bemerkungen dem Innen­
ausschuß - dem Sie angehören, Herr Dr. Lange - zugeleitet 
habe. Wir werden gemeinsam darüber beraten; ich kann hier 
keine 6nzelheiten schildern. 

Aber noch einige Anmerkungen zur Kriminalstatistik: Da 
mußten Sie nach den heutigen Pressemeldungen in Ihren 
Eingangsbemerkungen aber ungeheuer herumeiern, Herr 
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Dr. Lange, um überhaupt etwas Negatives festzustellen. Ich halte 
eines fest: Jedes Delikt in Berlin ist mindestens ein Delikt zuviel! 
Wir haben alles zu tun, alle Delikte zu unterbinden. Ich bin Ihnen 
aber schon dankbar dafür, daß Sie sich sehr zurückgenommen 
haben gegenüber Ihren früheren Schauermeldungen und die 
Realität zur Kenntnis nehmen. Ich will nur einmal die Zahlen nen· 
nen: Wir hatten im Jahr 1991 im Vergleich zu 1990 einen 
Zuwachs der Kriminalität um 41,7 %. Das lag daran, daß Ost· 
Berlin in der Statistik erstmals auftaucht; es entspricht proportio· 
nal dem Bevölkerungszuwachs, den Ber!in insgesamt erfahren 
hat. 

ln 1992 war der Zuwachs 10,2% gegenüber dem Vo~ahr, 
deutlich geringer als im Bundesdurchschnitt; im Jahr 1993 
gegenüber 1992 nur noch 1,3 %, wie Sie zu Recht festgehalten 
haben; wobei Brandenburg nebendran bei überwiegend länd· 
Hcher Struktur einen Kriminalitätszuwachs von über 30% hat. 
Wenn das kein Erfolg der Berliner Polizei und der Strukturmaß­
nahmen, die Sie angesprochen haben, ist, dann weiß ich nicht, 
wie Sie die Welt in Sicherheitsfragen überhaupt noch wahrneh· 
men, Herr Dr. Lange! Im laufenden Jahr- hier kann man erst am 
Jahresschluß die Bilanz machen, das ist klar - ergeben die 
ersten vier Monate der Bilanz einen Rückgang der Kriminalität 
um über 10 %. Ich sage ausdrücklich, es kann Verschiebungen 
geben - das kann ich nicht kalkulieren -, je nachdem, wie die 
Eingangs· und Ausgangsstatistik dort verläuft. Aber das sind 
Zahlen, die eine Tendenz abgeben, nämlich eine Tendenz dahin, 
daß die Reformmaßnahmen, die dieser Senat und auch dieser 
Senator gemeinsam mit den Koalitionsfraktionen in teilweise 
durchaus schwierigen Erörterungen innerhalb der Koalitionsfrak­
tionen durchgeführt haben, greifen und zum Erfolg führen. Ich 
weiß nicht, ob derzeit überhaupt ein anderes Bundesland einen 
Rückgang der Kriminalität in den ersten vier Monaten um über 
10% verzeichnen kann. 

Ich glaube, hier ist bester Anlaß, der Berliner Polizei Dank zu 
sagen, erstens für ihre Aufgeschlossenheit und kooperative Ver­
haltensweise in der Durchführung un~ezählter Reforrnmaßnah· 
men wie keine andere Behörde im ganzen Land; und zweitens 
dafür, daß die Motivation der Beamtinnen und Beamten und 
auch der Wapo, also der Angestellten und der Arbeiter, so her· 
ausragend ist, daß man dies heute als Erfolg vor Ihnen präsentie­
ren kann. Dafür, daß Sie mir die Gelegenheit dazu gegeben 
haben, danke ich Ihnen ausdrtlcklich, Herr Dr. Lange. 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: ln der Debatte hat nunmehr der 
Abgeordnete Dr. Lange das Wort I 

[Hapel (CDU): Der korrigiert jetzt alles!] 

Dr. Lange (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Herr Senator! Ihre Antwort ist natürlich genau so ausgefallen, 
wie wir uns das vorgestellt haben. Wenn man das einmal resü­
miert, daß Sie sich offensichtlich immer persönlich angegriffen 
fühlen, wenn jemand eine Große Anfrage stellt. Wenn man ein­
mal bilanziert, was Sie vorgetragen haben: Alles im Griff, alles 
bestens; Berlin gar nicht an der Spitze; Sie haben die Sache fest 
im Griff. Sie wissen gar nicht, warum so viele Bürger eigentlich 
subjektiv Unsicherheit empfinden. Wenn man das hört, Herr 
Senator, daß Sie - Sie haben ohne Zweifel einiges bewegt -
nicht eine Portion Selbstkritik geäußert haben und anläßlich 
einer solchen Großen Anfrage sagen: ln den und den Bereichen 
sind wir erst bei der Bestandsanalyse, da haben wir ein Ziel vor 
uns und haben es noch nicht erreicht; daß Sie hier nur Positives 
darstellen, dann mußihnen das eigentlich jederkritische Mensch 
übelnehmen, denn die Ist-Situation in dieser Stadt sieht anders 
aus. 

[Beifall bei der FDP] 

Ich wiederhole das noch einmal, weil es Ihnen, Herr Senator, weh 
tun muß, diese Statistik heute. Sie wissen, mit Statistiken kann 
man so und so umgehen, aber eins steht fest, um nur ein Beispiel 
zu nehmen: Mit schwerer und gefährlicher Körperverletzung 
steht Berlin nun einmal an der Spitze aller Städte in Deutschland. 
Das kann ich doch. als Innensenator nicht so einfach hinnehmen. 
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Wir haben heute erwartet, daß Sie dazu sagen: ln diesem 
Bereich beabsichtige ich, weil hier neue empirische Daten vorlie­
gen, in Zukunft so oder so zu verfahren. Was machen Sie, Herr 
Senator? Sie berufen sich darauf, daß Sie Struktur- und Organi­
sationsveränderungen gemacht haben; aber wie Sie präventiv 
und aktiv verhindern wollen, daß die Kriminalitätsentwicklung 
sich fortsetzt, dazu haben Sie nichts gesagt. Sie setzt sich fort, 
selbst wenn in einzelnen Deliktbereichen die Kriminalität in Berlin 
sinken wird; wir hoffen alle, daß sie in allen Bereichen sinkt, Herr 
Senator. Ich finde es unredlich, vor der Öffentlichkeit so zu tun, 
als wenn der Innensenator und die Polizei alles im Griff hätten. 
Die Bevölkerung sieht das anders. 

[Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

Um ein Beispiel zu nennen: Sie haben eine neue PolizelstrukR 
tur eingeführt. Sie haben ausgeführt, es gibt eine Veränderung 
auf der Führungsebene, und dann werden wir das von oben nach 
unten durchsetzen. Herr Senator! Sie sind doch nicht wirklich so 
naiv, zu glauben, daß allein die lnstitutionalisierung eines 
Landeskriminalamts die Gewähr für eine bessere Kriminalitäts­
bekämpfung ist. Das LKA, das geschaffen wurde, ist zunächst 
nur eine neue, zusätzliche Organisationseinheit, keine neue 
Gesamtkonzeption, die jedoch noch gar nicht auf dem Tisch 
liegt. Sie soll erst die Integration von Schupo und Kripo bewir· 
ken; aber wie und wann das im einzelnen erfolgt, was dahinter 
steht, wer das umsetzen soll; darauf sind Sie die Antwort schul· 
dig geblieben. 

Herr Senator, wenn Sie sagen, Sie haben jetzt umgeschichtet, 
Polizei raus aus den Amtsstuben, auf die Straße, dann sehen Sie 
sich doch einmal die Zahlen an: Wir haben die höchste Polizei­
dichte in Berlin. Sie leiten eine Behörde von 30 000 Beschäftig­
ten. Aufgrund dieser Neuorganisation der Berliner Polizei sind 
nur 1 000 Beamte davon mehr im Außendienst, im Polizeivoll­
zugsdienst tätig. Ich zitiere Herrn Saberschinsky, "Neue Zeitu 
vom 2. Juni. Da kann man doch nicht ernsthaft von einer wesent­
lichen Steigerung der Polizeipräsenz sprechen und auch nicht 
erwarten, daß mit dieser Maßnahme die Kriminalitätsbekämp· 
fung und ~prävention verstärkt wird. 

Herr Senator, warum gehen Sie nicht einmal an neue Wege? 
Ihr Kollege in Bremen - zufällig ein FDP·Mann - hat eingeführt, 
daß Kriminalität durch Funk- und Fußstreifenaktivitäten der Pali· 
zei bekämpft wird, daß der Senator dort die Polizeibeamten drei 
Stunden am Tag mit Fahrrad oder zu Fuß Dienst machen läßt. 
Das haben wir in Berlin in diesem Umfang nicht. Wir haben in 
Berlin das Phänomen, daß sich die Polizei aus bestimmten 
Innenstadtbereichen fast verabschiedet hat. Wer macht denn 
heute polizeiliche Prävention und die Verfolgung von Straftaten 
beispielsweise im Ku'damm·Einzugsgebiet? Das macht doch 
gar nicht mehr die Polizei, das machen private Wachdienste. 
Dadurch, daß Wachdienste in Berlin in bestimmten Ballungsge· 
bieten tätig sind, 

[Hapel (CDU): Na ja 1.] 

hat die Polizei sich weitgehend, was ihre Präsenz betrifft, dort 
verabschiedet. Fraglich ist auch Ihre Konzeption, Herr lnnense­
nator, wenn Sie daraufhin angesprochen werden: Wir haben 
Hunderte oder Tausende von Beamten in Zivil, insbesondere 
nachts, auf den Straßen. Das mag ja sein. Aber auch diese Maß­
nahme, Herr lnnensenator, stärkt nicht gerade das Sicherheits­
gefühl der Bürger. Fraglich ist auch, ob Einsatz von mehr Polizei­
präsidenz an Orten mit starkem Publikumsverkehr richtig und 
wichtig ist. An den sogenannten einsamen Orten in den Stadt· 
randgebieten ist es unserer Auffassung nach viel wichtiger. Es 
stärkt nämlich dort viel mehr das SicherheitsgefühL 

Aber alle diese Fragen, Herr Senator, sind für Sie offensicht· 
lieh keine Probleme. Sie sprechen von klaren Vorstellungen, und 
die setzen Sie durch. Und da fehlt Ihnen die Sensibilität für Ver· 
änderungen in der Bevölkerung und in deren Einstellung. Nun 
haben Sie gesagt, was Sie alles Tolles gemacht haben in der 
Ausstattung der Polizei, insbesondere in den östlichen Bezir· 
ken. Das ist richtig, da ist einiges passiert. Aber wir haben immer 
noch zwei Funkzentralen in Berlin. Wir haben immer noch nicht 
genügend Endgeräte in den Direktionen. Und die Direktionen -
ich gehe nicht so häufig wie Sie, ich bin nicht wie Sie hauptamt· 
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(A) lieh Politiker, aber ich gehe auch in Einrichtungen-, schauen Sie 
sich in den östlichen Bezirken einmal die Abschnitte an, unter 
welchen Bedingungen die Polizeibeamten dort arbeiten müssen. 
Also, der ganze Bereich der Verbesserung der JuK-Technik in der 
Polizei, Stichwort die Modemisierung ISVB, das wird alles nicht 
zügig genug umgesetzt. Da ist Berlin noch Polkwitz, da sind wir 
hintendran. Da erwarte ich im Rahmen einer solchen Debatte von 
Ihnen, zu sagen: Da und da sind Defizite, und da werden wir mit 
der und der Priorität rangehen. 

Nach wie vor verrichtet die Berliner Polizei Dienste und Auf~ 
gaben, bei denen man sich fragen muß: Muß das sein? - Stich~ 
wert Gefangenenbeg Ieitung. Was ist denn, Herr Innensenator -
wenn Sie schon sagen, das Heil der erfolgreichen Kriminalitäts· 
bekämpfung liegt an Organisationsfragen; Organisationsverän­
derungen werden das dann schon bringen, daß die Beamten 
erfolgreicher, motivierter tätig sind: Wie sieht es denn aus mit 
dem Achtstundendienst in der Berliner Polizei? Da laufen Vorun­
tersuchungen, Modelle etc. Eine solche Maßnahme, die nach­
weislich mehr Kapazitäten freisetzt, an diese Maßnahme haben 
Sie sich noch überhaupt nicht herangewagt. Da mußte aus dem 
Parlament ein Antrag kommen; 

[Beifall des Abg. Biederbick (FDP)[ 

nach dreieinhalb Jahren nun wird das geprlift, und irgendwann 
Mitte nächsten Jahres werden Sie möglicherweise die Ergeb­
nisse eines Pilotprojekts "Achtstundendienst" vorlegen. 

Was den Aufstieg und die Laufbahnsituation der Berliner 
Polizei betrifft, haben Sie vorhin erklärt: Wir können uns jetzt Iei~ 
sten, die Besten auszuwählen. Natürlich, Herr Senator, kann man 
die Nachfrage erhöhen, indem man die Anforderungen, die Meß­
latte für diejenigen, die in den Polizeidienst wollen, niedriger legt. 
Ich sage nur: Deutschdiktat, Englischausbildung im Rahmen der 
Polizei et cetera. Herr lnnensenator, dort sind unter Ihrer Amts­
führung die Hürden für den Eintritt in den Polizeidienst gesenkt 
worden. 

(B) [Hapel (CDU): Das ist falsch!] 

Diese Ergebnisse haben wir in vielen parlamentarischen 
Anfragen bekommen. 

Was die Zusammenarbeit Berlins mit Brandenburg angeht, 
so gibt es hier die einzige kritische Bemerkung von Ihnen. Sie 
haben anerkannt, daß hier einiges im argen liegt. Es ist bedauer­
licherweise immer noch so, daß wir keine gemeinsame Ausbil­
dung und keine gemeinsame EDV haben. Keine gemeinsame 
EDV bei der Verbrechensbekämpfung im Großraum Berlin! -Es 
ist schlichtweg nicht vorstellbar, daß sich in diesem Bereich 
nichts tut, wo das Wohlstandsgefälle zwischen Berlin und 
seinem Umland so groß ist und die Zusammenarbeit auf techni­
schem Gebiet eine unabdingbare Vorausatzung für erfolgreiche 
behördenübergreifende Zusammenarbeit bei der Verbrechens­
bekämpfung ist. 

Sie haben vor drei Jahren ein Gewalt-Gutachten in Auftrag 
gegeben. Das ist sicher eine ehrenvolle Aufgabe. Nun liegt ein 
Bericht vor, der empirisch sehr sauber die Ist-Situation schildert. 
Aber welche Schlüsse man daraus zieht, Herr Senator, wer, was, 
wann in konkrete Handlungsanweisungen für die Berliner Polizei 
umsetzt -diese Antworten sind Sie schuldig geblieben. Ebenso 
gab es heute von Ihnen überhaupt keine Aussage etwa über die 
Verwirklichung des Sonderprogramms gegen Gewalt ,.Jugend 
mit Zukunf!W. 

Als letzten Punkt haben Sie die Konzeption erwähnt, die von 
Ihnen am 24. Mai vorgelegt wurde. Ich habe mir diese in Vorbe­
reitung dieser Sitzung angeschaut, und ich sage positiv: Das ist 
eine sehr konkrete Bestandsaufnahme der derzeitigen Kriminali­
tätsbekämpfung durch die Polizei in Berlin. Es wird eingegangen 
auf Neuorganisation, Technikeinsatz, Bekämpfung besonderer 
Deliktbereiche, Ausbildung des Personals. Aber, Herr lnnense· 
nator, diese Vorlage krankt daran, daß sie eben nur eine "aktuelle 
Bestandsaufnahme" ist. Sie verweisen darauf, daß Sie neue 
Strukturen gebildet haben. Aber es ist kein "neuer Anfang", wie 
auf Seite 83 steht, sondern nur eine Fortschreibung bestehender 
Konzeptionen. Da müssen Sie sich fragen, ob angesichts der 
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vertJeerend gestiegenen Kriminalität nicht nur eine Fortschrei· (C) 
bung notwendig ist, sondern auch ein Neuanfang, ein Überden-
ken alter Grundsätze. 

Stellv. Präsident Führer: Herr Abgeordneter, Sie müssen 
zum Ende kommen! 

Dr. Lange (FOP): Hier nenne ich das Stichwort "Kreative Kri­
minalitätsbekämpfungw, das auf Seite 24 Ihrer Konzeption 
genannt wird. 

Ich fasse zusammen: Solange Sie, Herr Senator, nicht in Ihrer 
politischen Verantwortung vorgeben, welche Deliktbereiche in 
Berlin mit Priorität bekämpft werden - etwa die Gewalt, wo 
immer sie in Erscheinung tritt, auf dem Schulhof, auf der Straße, 
im Kaufhaus, im Park, wo auch immer-, so lange wird die Polizei 
konzeptlos und ohne politische Vorgaben agieren. und solange 
Ihre Kollegen aus der Fraktion, die Sie tragen, beispielsweise 
Herr Liepelt, sagen, die Polizei mlissen wir auch noch einsetzen, 
um das Grillen im Tiergarten zu überwachen, und Sie selber 
sagen, es müßten wieder Hundertschaften auf den Ku'damm 
schwärmen, um die Hütchenspieler zu beobachten und abzu· 
greifen, -

Stellv. Präsident Führer: Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit 
ist abgelaufen! 

Dr. Lange (FDP}: - so lange können Sie, Herr lnnensenator, 
nicht den Anspruch erheben, in Berlin sei alles in Ordnung, die 
Polizei wisse genau, wo es langgehe. Der Bürger widerlegt 
durch sein tägliches Empfinden Ihre Ausführungen. - Vielen 
Dank I 

[Beifall bei der FDP[ 

Stellv. Präsident Führer: Für die Fraktion der CDU hat das 
Wort Frau Abgeordnete Saß-Viehweger I (D) 

Frau Saß~VIehweger (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Sehr verehrter Kollege Dr. Lange I Eine Große 
Anfrage haben Sie uns hier geliefert, eine sehr umfangreiche. 
Wenn man näher hinguckt, ist es eigentlich weniger eine große 
als vielmehr eine lange Anfrage, Herr Dr. Lange. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Das sagte der Senator eben 
fast wortgleich! Diese Geistesverwandtschaft freut mich 1} 

- Wortgleich hat er das nicht gesagt. Ich habe ihm zugehört. 
Aber selbst wenn er es getan hätte: Wenn etwas richtig ist, kann 
man es gar nicht oft genug sagen. Daß ich dasselbe sage wie 
mein sehr verehrter Herr Senator, finde ich auch eine ganz gute 
Konstellation. 

[ Oho! bei der PDS [ 

Nun aber zu dem Thema, das die FDP zu behandeln angeregt 
hat. Ich habe mich die ganze Zeit gefragt: Warum eigentlich 
diese Anfrage zu dieser Zeit, 

[Wie!and (Bü 90/Grüne): Das möchte ich auch wissen!] 

und das breite Interesse hier im Saal hat gezeigt, daß dieses 
Thema offensichtlich für die meisten Kollegen im Moment nicht 
das allerdrängendste in diesem Land ist. 

[Hoffmann (FDP): Viele Bürger haben Angst'[ 

Herr Dr. Lange hat hier ein Horrorszenario geschildert, nach 
dem die Kriminalität ansteige. Nun habe ich gerade heute in der 
Zeitung gelesen, daß die Stadt, in der es pro 100 000 Einwohner 
die meisten Straftaten gibt, nicht Berlin, sondern Potsdam ist. 
Wir liegen weit abgeschlagen hinten, kurz vor Lübeck. 

[Or. Lange (FDP}: Wir liegen weit ab von Potsdam! -
Dr. Staffelt (SPD): Was heißt denn das, 

Frau Saß-Viehweger?!l 

Das ist nuri keine Zahl, die Ihre Angaben stützt, und der Senator 
hat schon darauf hingewiesen, daß die gegenwärtigen Zahlen, 
soweit sie schon aussagekräftig sind, einen Rückgang erkennen 
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lassen. Da können Sie nun hin und her reden, aber das ist wohl 
nicht wegzudiskutieren, und wir werden erst dann, wenn die 
abschließenden Zahlen dieses Jahres vorliegen, konkret darüber 
reden können, ob Ihre Behauptungen zutreffen. 

Ich habe mich auch über die vielen Fragen gewundert, die Sie 
gestellt haben. 

[Dr. Staffelt (SPD): Fragen kostet ja nichts, 
Frau Saß-Viehwegerl] 

Viele Dinge, die Sie fragen, sind uns längst in Senatsbeschlüs­
sen und in anderen Papieren verschiedenster Art vorgelegt wor­
den und waren Gegenstand der Debatte, sowohl hier im Plenum 
als auch im zuständigen Ausschuß. Ich frage mich: Warum muß 
man alles, was man schon schwarz auf weiß irgendwo im Regal 
stehen hat, unbedingt noch einmal fragen und hinterher - nach 
einer Antwort, die sich naturgemäß nicht auf alle Einzelheiten 
beziehen kann - monieren, daß Dinge, die man gar nicht gefragt 
hat, auch nicht beantwortet worden sind? - Das finde ich nun 
wirklich sehr kapriziös. Aber das ist bei Liberalen wohl das üb­
liche. 

Es ist eine Vielzahl von Dingen im Bereich der inneren Sicher­
heit in diesem Land geschehen. Wir haben die Vereinigung der 
Polizeibehörden, die Nachschulungsmaßnahmen und umfangrei­
che Baumaßnahmen an vielen Gebäuden. 

[Dr. lange (FDP): Das bestreiten wir nicht! 
Es ist nur zuwenig!} 

Es ist auch vieles an Ausstattung vollzogen worden. Wenn Sie 
sich erinnern: Wir haben vor einigen Jahren darüber diskutiert, 
wie wir es schaffen könnten, daß die ehemaligen Volkspolizisten 
nicht mehr in ihren alten Volkspolizeiuniformen herumlaufen müs­
sen. Davon spricht heute kein Mensch mehr. Das haben Sie alles 
vergessen. Aber das war ein großes Problem, und wir haben uns 
gefragt, wie man das alles so in die Reihe kriegen kann. Dieses 
und vieles andere mehr ist gelungen. Die Strukturreform läuft, 

[Dr. Lange (FDP): Wie sieht die aus?!] 

das Landeskriminalamt ist errichtet. Nun ist sicherlich ein Tür­
schild noch keine bessere Kriminalitätsbekämpfung, aber ich 
denke doch, daß dies mit einer neuzeitlichen Verbrechensbe­
kämpfung einhergehen muß, die wir auch eingefordert haben. 

Ich finde es etwas mißlich, wenn Sie im Punkt 3 Ihrer Anfrage 
d'1e Polizei zu einer Wach- und Schließgesellschaft der Meide·, 
Straßenverkehrs- und Jugendämter umfunktionieren wollen. Eine 
Wach- und Schließgesellschaft ist die Polizei sicherlich nicht, 
aber weil Sie es erwähnen, möchte ich sagen: Es ist durchaus 
sinnvoll, daß die Polizei etwa für das Landeseinwohneramt in 
Amtshilfe tätig wird. Wenn es zum Beispiel darum geht, daß ein 
Auto nicht mehr versichert ist und es stillgelegt werden muß, 
dann kann ich nicht drei Sachbearbeiter im Landeseinwohner· 
amt monatelang damit beschäftigen, sondern das muß zügig 
passieren. Sonst fährt derjenige mit dem nichtversicherten Auto 
durch die Gegend, richtet womöglich noch einen Schaden an, 
und der Geschädigte hat dann das Nachsehen. Da brauchen wir 
Ortsnähe und -kenntnis, und da ist die Polizei hervorragend in 
der Lage, dies auch im Interesse der Sicherheit zu tun. Es ist gut 
und richtig, daß solche Dinge geschehen. Es gibt andere 
Sachen, da ist die Polizei für alles zuständig, wenn die anderen 
Behörden Dienstschluß haben. Das finde ich nicht in der Ord­
nung. Es war aber nie Linie des lnnensenators, dies gar noch zu 
fordern. Vielmehr bemüht man sich nach Möglichkeit, dies zu ver· 
hindern. Aber man kann nun einmal nicht alle Jugend· und Sozial­
ämter rund um die Uhr Dienst machen lassen. Das würden wir 
weder personell noch finanziell verkraften. 

Was die von Ihnen angesprochenen ,.kriminalpräventiven 
Räte" angeht, so ist dies in der Tat ein seltsames Wort, aber eine 
vernünftige Sache, wenn sie denn funktioniert. Ich möchte hier 
an Diskussionen aus dem Innenausschuß über die Schwierigkei­
ten der Mitarbeiter der Polizei erinnern, etwa mit Lehrern ins 
Gespräch zu kommen, gerade im Bereich von Jugendgruppen­
gewalt Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, mit welch 
drastischen Worten uns Frau Karau ihre Erfahrungen geschildert 
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hat. Dies ist ein gutes Instrument, das allerdings noch funktionie- (C) 
rend gemacht werden muß. Die Stellen, wo es klemmt, liegen 
eindeutig nicht im Bereich der Polizei oder der lnnenverwaltung. 

Bedauerlich ist, daß es Probleme in der Zusammenarbeit mit 
Brandenburg gibt. Aber ich meine, dies wird ein Feld sein, auf 
dem man weiter arbeiten muß. 

IDr. Lange (FDP): Weiter arbeiten - das reicht nicht!] 

Wenn ich mir ansehe, was über Potsdam in der Zeitung steht, 
und wenn der Polizeipräsident von Schwerin meint, mit Sicher­
heitspartnern werde er der Kriminalität Herr werden, dann weiß 
ich nicht, ob das das kreative Programm ist, über das Sie vorhin 
philosophiert haben, Herr Dr. Lange. 

[Dr. lange (FDP): Kreative Kriminalitätsbekämpfung 
machen andere 1] 

Ich vermute, daß es das wohl eher nicht ist. Aber so wird es hier 
ja zitiert. Auch in diesem Land wird sehr viel kreative Kriminali­
tätsbekämpfung gemacht. Aber es hilft alles nichts, wenn Sie die 
vorliegenden Berichte, Papiere, Entwürfe und Konzeptionen ein­
fach nicht zur Kenntnis nehmen und dasselbe anschließend alles 
noch einmal fragen und dann zu den Bürgern gehen und sagen: 
Oie FDP llat etwas für deine Sicherheit getan! - Sie hat zwei 
Seiten lang gefragt, und seitdem ist alles sicher. Ich nehme doch 
an, daß das diesem Zweck dienen soll. 

[Beifall bei der CDU] 

Denn ich kann mir nicht vorstellen, welchem Zweck diese 
Anfrage sonst dienen soll. Wenn es nur darum ginge, daß wir 
beide uns wieder einmal über ein innenpolitisches Thema unter­
halten können, bräuchten wir eigentlich nicht den Rest der 
Mannschaft hier damit zu langweilen. 

Der Innensenator hat angekündigt, daß die vielen Details, nach 
denen Sie gefragt haben, hier nicht behandelt werden können, 
weil das einen zu großen Umfang angenommen hätte - wahr· 
scheinlieh mehrere Stunden. Wenn es alles ausführlich darge· (D) 
stellt worden wäre, hätten Sie anschließend sicherlich auch 
gesagt, Sie hätten diese Antworten erwartet, Ihre Fragen seien 
aber nicht beantwortet worden. Der Umfang der Beantwortung 
ist also aus Ihrem Blickwinkel wahrscheinlich gar nicht wichtig. 

Sie haben auch eine Reihe von Dingen angesprochen, die 
nicht in der Anfrage enthalten sind, zum Beispiel den 8-
Stunden·Dienst 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Das ist doch wohl nicht verboten, 
darüber zu reden!] 

- Wir sollten eigentlich immer über das reden, was gerade 
Gegenstand der Tagesordnung ist. Ich könnte sonst auch vom 
Wetter reden, aber dann würde mich sicherlich der amtierende 
Präsident zur Ordnung rufen und auf das verfehlte Thema auf­
merksam machen. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Auch der 8-Stunden-Dienst gehört 
zur Kriminalitätsbekämpfung !] 

Wir haben gehört, daß wir im Ausschuß die Details besprechen 
werden. Ich gehe davon aus, daß wir dies mit der gebotenen Zeit 
und mit Ruhe beraten werden. Dann wird sich herausstellen, 
Herr Dr. Lange, ob die von Ihnen geäußerte Kritik berechtigt ist, 
der Innensenator nähme das Thema nicht ernst. Ich nehme an, 
Ihre Kritik wird sich in Wohlgefallen auflösen. Man kann nämlich 
für eine kurze Stellungnahme unter der Maßgabe, es im Aus­
schuß ausführlich zu behandeln, nicht mit dem Hinweis geschol­
ten werden, daß man das, was später behandelt werden soll, hier 
nicht gesagt hat. 

[Dr. Lange (FDP): Quatsch! Das habe ich gar nicht gemacht!] 

Meine Fraktion ist jedenfalls der Auffassung, daß eine Vielzahl 
von Maßnahmen in Gang gesetzt und zum Teil schon abge· 
schlossen ist, die in diesem Bereich der inneren Sicherheit 
wesentliche Wirkung entfalten. Wir meinen, daß der eingeleitete 
Weg und insbesondere auch die Strukturreform richtig sind. Wir 
müssen aber im Verlauf der Reform aufpassen, daß sich die Voll­
zugsbeamten nicht alle wieder klammheimlich in die Verwaltung 
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verkrümeln. All dies sollt~n wir gemeinsam tun! Wir jedenfalls 
sind mit der Politik einverstanden, die der Innensenator im 
Bereich der Kriminalitätsbekämpfung durchführt. Wir stimmen 
seinen Absichten zu und werden ihn auch weiter dabei unterstüt· 
zen, diese Politik in die Tat umzusetzen. - Danke schön 1 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Nächste Rednerin ist die Abge­
ordnete Seelig von der Fraktion der POS! 

Frau Seellg (POS): Herr Präsident! Meine Damen und Her· 
ren! Mir ist es auch so gegangen, daß die mehrmalige Verschie· 
bung der Großen Anfrage der FDP in mir schon die Hoffnung 
geweckt hatte, daß sie so nicht mehr behandelt werden müsse. 

[Dr. Lange (FDP): Ich war nicht da!] 

- Ich weiß, aber daraus hatte ich Hoffnung geschöpft. - Auf der 
anderen Seite ist die CDU ansonsten, wenn es um dieses Wahl­
kampfthema Nr. 1 geht, nicht gerade enthaltsam, zumindest die 
Banner COU/CSU. Man kann eigentlich nur sagen: falsche 
Fragen - falsche Antworten 1 

[Be~all bei der POS und bei Bü 90/GrOne -
Hapel (COU): Da klatscht das neue Bündnis!] 

Das ist das, was wir bisher gehört haben. Es hat eben auch 
etwas mit dem unredlichsten aller Wahlkampfthemen in Berlin zu 
tun, daß diese Große Anfrage jetzt behandelt wird. Wer mit der 
Angst der Menschen Politik macht, der muß aufpassen, daß er 
sich nicht selbst einen Bärendienst damit erweist! 

Schon die erste Frage suggeriert, daß das sogenannte 
gemeinsame Sicherheitsprogramm von Bund und Lindern 
tatsächlich etwas sei, was Ubemehmenswert, effizient und ver­
nünftig wäre. 

[Frau Toepfer (CDU): Das ist es ja auch !I 

ln Wirklichkeit ist es doch so, daß beispielsweise das mit dem 
dramatischen Titel" Verbrechensbekämpfungsgesetzu versehene 
Sammelsurium allen Erfahrungen widerspricht, die im Laufe der 
Jahre gezeigt haben, daß immer neue, immer strengere Gesetze 
mögliche Straftäter weder aufhalten noch der Kriminalität Einhalt 
gebieten können. Allein, um sich als mächtige Regierung darzu· 
stellen, peitschen CDU/CSU und FDP dies zum jetzigen Zeit­
punkt durch. 

Was soll denn nach dem Willen der FDP in Berlin umgesetzt 
werden'? Wir wissen ja, was uns vorliegt und was sich aus Ihren 
Fragen ergibt. So sollen Verfahren gegen Verdächtige in einer 
Weise verkürzt werden, die elementaren Anforderungen an einen 
fairen Prozeß Hohn sprechen. Die Beweisaufnahme soll dra· 
stisch eingeschränkt werden, Verteidiger sollen zeitweise quasi 
ausgeschaltet werden, Beschuldigte sollen ohne triftigen Grund 
tagelang in Haft gehalten werden dürfen. Dies erinnert mehr dar­
an, wie Polizeistaaten mit Menschen umgehen, es erstaunt aber 
immer wieder, wenn gerade solche Vorschläge von einer sich 
liberal nennenden Partei kommen. Außerdem wird dieses ver· 
schärfte Strafverfahrensrecht nicht wirklich irgend etwas 
beschleunigen. Was durch die erste Instanz gepeitscht wurde, 
wird dann eben auf die folgenden verschleppt. 

Im Eifer des Gefechts um Wählerstimmen wird auch das 
eherne Prinzip der Trennung von Polizei und Geheimdiensten 
mißachtet. Auch darOber wir noch heute im Zusammenhang mit 
einem Antrag der FDP zu sprechen haben. Auch die schlechten 
Erfahrungen mit der Kronzeugenregelung für Terroristen werden 
nun - trotz aller rechtsstaatliehen Fragwürdigkeit - auch auf die 
sogenannte organisierte Kriminalität Uberführt. 

• Bürger mit nichtdeutschem Paß werden von den Koalitionären 
so diskriminiert, als wollten sie den Fremdenfeinden auf 
Deutschlands Straßen recht geben. Selbst hier geborene Aus­
länder sollen, wenn sie sich strafbar machen, künftig des Landes 
verwiesen werden. 
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Die SPD steht da auch nicht besser da mit ihrer Befürwortung 
des großen Lauschangriffs. Sie will künftig auch dann schon Ver· 
mögen einziehen, wenn der Eigentümer den Verdacht nicht 
widerlegen kann, daß es illegal erworben ist. 

[Dr. Staffelt (SPD): Rnden Sie das nicht in Ordnung?] 

- Nein, das finde ich nicht in Ordnung, denn ein Mensch hat 
solange als unschuldig zu gelten, bis ihm der Staat seine Schuld 
nachweisen kann. 

[Dr. Staffelt (SPD): Für wen sprechen Sie denn? Sprechen 
sie ftlr die Geldwäscher? Sprechen Sie für die organisierte 

Kriminalität? Sie wissen überhaupt nicht, worüber Sie 
sprechen!] 

- Allerdings! 

Wir haben seit kurzem eine sogenannte Konzeption für die 
Verbrechensbekämpfung in Berlin auf dem Tisch. Auch die 
atmet natürlich diesen Geist. Beispielsweise wird sehr wider· 
sprUchlieh auf die Jugendgruppengewalt eingegangen; einer­
seits wird der Anstieg beklagt, andererseits besagen die Zahlen 
der eigenen Kriminalitätsstatistik, daß jugendliche Tatverdäch· 
tige nur einen ganz geringen Prozentsatz an allgemeinen Tatver· 
dächtigen ausmachen. Wenn auf der einen Seite konstatiert 
wird, daß die Zahl der Straftaten durch Jugendliche nur von ver· 
hältnismäßig wenigen Tätern begangen werden, auf der anderen 
Seite ein riesiger Aufwand an Datensammlungen und Präsenz in 
den verschiedenen Jugendszenen betrieben wird, zeigt sich 
auch dieser Geist. Man wird den Verdacht nicht los, daß bei dem 
breiten Raum, den dieses Thema einnimmt, Polizeipräsident 
Saberschinsky selbst das Gefühl hat, daß diesem sozialen, kultu· 
rellen und jugendpolitischen Dilemma nicht mit polizeilichen Mit· 
teln beizukommen ist. Der Widerspruch zwischen polizeilicher 
Besitzstandswahrung und der eigentlichen Notwendigkeit der 
Umstrukturierung der knappen Ressourcen wird an den Stellen 
besonders deutlich, wo sehr richtige Sätze und Erkenntnisse 
drinstehen, nämlich daß die Polizei nicht gesellschaftliche Miß· 
stände beseitigen kann. 

Nach fOnf Jahren deutscher Einheit mutet es auch immer wie· 
der eigenartig an, daß noch immer an allem der Fall der Mauer 
schuld zu sein hat, was an veränderten Bedingungen im Krimina· 
litätsbereich zu verzeichnen ist. Von den "Betongettos in Mar· 
zahnund Hel!ersdorf" ist die Rede als "Nährboden für Gewaltu, 
als gebe es nicht das Märkische Viertel und Gropiusstadt. Die 
Jugendklubs, die im Ostteil der Stadt vorhanden waren, sind 
immerhin von diesem Senat geschlossen worden. Ich habe mir in 
den letzten Tagen auch einmal die Mühe gemacht, die Meldun· 
gen über Gewalttaten auf den Ort des Geschehens hin zu über­
prüfen, und siehe da, die überwiegende Zahl betraf das ehema· 
lige West-Berlin. Also ganz so einfach scheint es wohl doch 
nicht zu sein, daß alles Böse aus dem Osten gekommen ist. 

Besonders perfide ist natUrlieh wieder der breite Raum in 
dieser Konzeption, den die sogenannte Ausländerkriminalität 
einnimmt. Das trägt nichts anderem als den Stammtischen Rech· 
nung. Es wird nicht analysiert, daß es dabei in großem Umfang 
um Straftaten geht, die Deutsche überhaupt nicht begehen kön· 
nen, weil sie Ausländer- und Asylgesetzgebung betreffen. Es 
wird ebenfalls nicht darauf eingegangen, daß die überwiegende 
Anzahl nichtdeutseher Tatverdächtiger Personen sind, die in 
Deutschland ebenso wie in ihren Herkunftsländern in ungesi· 
cherten Einkommensverhältnissen leben, was beispielsweise 
allein schon durch das Verbot der Erwerbsmöglichkeit für Asyl· 
bewerbergegeben ist. Auch die strukturelle Zusammensetzung 
der deutschen und nichtdeutschen Wohnbevölkerung fließt da 
nicht ein, so ist unter anderem der Anteil an ledigen und nicht· 
deutschen Männern unter 25 Jahren - der am meisten kriminali· 
tätebelastete Bevölkerungsanteil auch bei Deutschen - wesent· 
lieh höher. Die Kriminalitätsstatistik, auf die man sich hier beruft, 
spricht auch nur von Tatverdächtigen und nicht von Verurteilten. 
Es gibt sehr viele Fälle, die letztlich wegen Geringfügigkeit nie· 
dergeschlagen werden. Dies ist eine Diskriminierungspraxis und 
sollte vom Berliner Innensenator schleunigst beendet werden, 
indem endlich die Kategorie "Ausländer" ganz aus Statistiken 
und solchen Konzeptionen verschwindet, wie es auch ihr Partei· 
kollege Geißler fordert. Eine tatsächliche Auseinandersetzung 
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Frau Seellg 

(A) mit der Angst vor Kriminalität findet hier nicht statt, weil eben 
nicht kurzfristig Populismus, sondern gezielte Maßnahmen 
gerade für Frauen und ältere Menschen dieser Stadt vonnöten 
wären. Dazu gehört eben der Streife laufende Beamte im Wohn· 
gebiet. Doch statt dessen soll es noch mindestens drei Jahre 
dauern, bis ein zusätzlicher Streifendienst wieder zum Einsatz 
gebracht werden kann. Dazu gehören Frauentaxis und eine Ent· 
kriminalisierung von Drogen, die nicht nur den hohen Anteil der 
Beschaffungskriminalität senken würde, sondern auch die sub­
jektiven Bedrohungsgefühle - von denen sprechen wir haupt­
sächlich - durch verelendete Menschen auf der Straße beseiti­
gen könnte. 

Auch die Abschiebung von Kleinstkriminalität in den Ord· 
nungswidrigkeitenbereich würde die Polizei um einiges entlasten 
und nach dem Verursacherprinzip regelbar sein, indem Kaufhäu· 
ser und Supermärkte auch den Preis für den Konsumdruck zah­
len sollten, das heißt, ihre Ware schützen müßten. 

Über den Achtstundendienst ist inzwischen so viel gespro­
chen worden. Wir werden ihn wahrscheinlich nie sehen. Die 
hohe Kosteneinsparungen, die damit verbunden wären, werden 
noch sehr lange auf sich warten lassen. 

Das Hauptproblem ist, daß politisch überhaupt keine Lösun­
gen gewollt sind. Natürlich könnte der Berliner Senat all diese 
Dinge nicht allein lösen. Aber es gibt jede Möglichkeit, über den 
Bundesrat initiativ zu werden, zumal Polizei immer noch Länder­
sache ist, auch wenn es im Moment so aussieht, als solle dies 
irgendwann aufgegeben werden. Es müßte das Strafgesetzbuch 
entrümpelt werden, der Drogenbereich zugunsten anderer Sank­
tionen entkriminalisiert, Gefängnisstrafen zurückgedrängt wer­
den. Der Justiz wäre eine Strukturreform zu verpassen, dem 
Fremdenhaß mit einer humanitären Ausländerpolitik entgegenzu­
treten, frustrierten, gewaltbereiten Jugendlichen eine Perspek· 
tive zu bieten. Dies alles gäbe es zu tun, wollte man der Kriminali· 
tät tatsächlich beikommen und sie nicht zur Schaffung einer 
anderen Bundesrepublik mißbrauchen, in der die Freiheitsrechte 

~B) der Bürgerinnen und Bürger sich einem allmächtigen Staat 
unterzuordnen haben. - Danke! 

[Beifall bei der POS - Zuruf von rechts: Sie müssen sich ja 
früher wohlgefühlt haben !I 

Stellv. Präsident Führer: Für die SPD-Fraktion hat der 
Abgeordnete Lorenz das Wort. 

Lorenz {SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Kriminalitätsbekämpfung wird allzuleicht als ein Pro­
blem angesehen, das ausschließlich Polizei und Justiz angeht. 

[Wieland {Bü 90/Grüne): Ha! Das müßt ihr mit eurem 
Plakat sagen I] 

Zwar wird oft die weitgehend inhaltsleere Formel von der Verant­
wortung aller in der Gesellschaft hergebetet, die für die Sicher· 
heit der Menschen zu sorgen hat, und oft wird diese Formal auch 
mißbraucht, um Jugend-, Sozial- und Schulpolitik die Schuld an 
einer mißlichen Sicherheitslage in die Schuhe zu schieben. 
Diese Floskeln und Schuldverschreibungen und -verschiebun· 
gen meine ich jetzt nicht. Aber ich meine die Verantwortung der 
Politik, nicht nur die Aufgaben von Polizei und Justiz zu definieren 
und deren Erledigung zu kontrollieren, sandem auch zu bestim­
men, was in einer freiheitlichen Rechtsordnung kriminalisiert wer­
den muß und was nicht. 

Auch die Opposition, insbesondere hier die FDP, hat, wie die 
gestellten Fragen und die Diskussion beweisen, die Schere 
dieser Beschränkung des Themas im Kopf und ist daher nach 
unserer Meinung nicht zu dem f5ern der Dinge vorgedrungen. 
Dabei ist offensichtlich, daß es immer gefährlich ist, dem öffent­
lichen Dienst die Definition zu überlassen, was seine Aufgabe ist, 
und ihn dann auch noch selbst sagen zu Jassen, mit welchen Mit­
teln sie diese erledigen wollen. 

Damit diese Bemerkungen nicht unverständlich bleiben, ein 
nicht realistisches, aber denkbares Beispiel: Wenn wir oder der 
Bundesgesetzgeber die Prostitution zum Straftatbestand mach-
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ten, würden Polizei und Justiz dies zu exekutieren haben. Wir (C) 
müßten eine Unzahl neuer Polizisten einstellen, Richter und 
Strafvollzugsbedienstete ebenfalls, und wir müßten mindestens 
zwei neue große Strafanstalten bauen. - Dies macht deutlich, 
wie weitgehend von uns, der legislative, definierte Vorbedingun· 
gen die Tätigkeit von Polizei und Justiz bestimmen. 

Sozialdemokräten sind daher nicht zufrieden, wenn ein Kon­
zept zur Verbrechensbekämpfung allein vom Polizeipräsiden· 
ten erstellt und letztlich unkommentiert an uns weitergereicht 
wird. Wir müssen, Herr Senator, darauf bestehen, daß Sie mit 
uns gemeinsam Vorbedingungen definieren. Das soll nicht 
bedeuten, daß wir den Entwurf des Polizeipräsidenten ablehnen. 
Im Gegenteil, wir können uns - mit Ausnahmen natürlich - mit 
diesem Konzept durchaus befreunden, zumal es der bisherigen 
Praxis der Kriminalitätsbekämpfung durchaus nicht un kritisch 
gegenübersteht. Zum Beispiel heißt es auf der Seite 22, daß 
eine "durch populistische Politik und zahlreiche Medien geför· 
derte oberflächliche Betrachtung von Schadensprioritäten nicht 
allein zur Leitlinie polizeilicher Planungu werden dürfe. 

[Beifall bei der SPD] 

Ein vernichtendes Urteil, das die Polizei über das bisherige Kon· 
zept selbst ausspricht! 

Dennoch bleibt dieser Bericht, der sich streng an die Möglich­
keiten der Polizei hält, eben deswegen notwendigerweise 
beschränkt. Das ist kein Vorwurf gegenüber der Polizei - im 
Gegenteil. Ich hielte es sogar für außerordentlich bedenklich, 
wenn uns die Polizei vorgäbe, was wir in unseren gesetzlichen 
Initiativen und sonstigen Maßnahmen zu tun hätten. Aber wir 
müssen dieses polizeiliche Konzept durch unsere Vorschläge 
ergänzen. Ich kann das an dieser Stelle nicht tun, weil das ins 
zeitlich Maßlose führen würde. Ich reiße nur einige Themen an. 

Die Straßenkriminalität wird ohne begleitende Maßnahmen 
der Jugendpolitik und anderer gesellschaftspolitischer Initiativen 
nicht in den Griff zu bekommen sein. Die von Neofaschisten aus­
gehende Kriminalität wird man nicht allein mit der Polizei (D) 
bekämpfen können, sondern sie erfordert eine Initiative der 
gesamten Gesellschaft, die von uns angeregt und durchgeführt 
werden muß. Die Bewältigung sogenannter Großlagen, die jetzt 
so viel besser gelingt als beispielsweise im Jahre 1988, ist eine 
Folge gesellschaftlicher Veränderungen, die auch durch die Poli-
tik bewerkstelligt wurden. Auch da muß man weiterarbeiten. Die 
Umweltkriminalität wird nur durch ein umfassendes Gesetzes· 
werk, das nicht allein auf Strafvorschriften fußt, sondern - im 
Gegenteil - ganz andere Konsequenzen zum Gegenstand hat, 
wirklich in den Griff zu bekommen sein. Die Rauschgiftkriminali-
tät, bei der jeder Polizist zugibt, daß die Polizei als Repressions· 
organ daran scheitern muß, wird man nicht in den Griff bekam· 
men, wenn man weiterhin Kranke zu Beschaffungskriminalität 
zwingt. 

[Beifall bei der SPD, der POS und be't Bü 90/Grüne) 

Selbst den illegalen Menschenhandel, die illegale Einreise von 
Ausländern und auch die Schwarzarbeit bekommt man nicht 
allein durch die Polizei in den Griff; es gibt ganz marginale 
Erfo,lge im Vergleich zu den wirklichen Schäden, die von den 
Gewerkschaften benannt werden. Wir müssen dies durch 
ergänzende Veränderungen der Ausländergesetzgebung, auch 
der Sozialgesetzgebung in den Griff bekommen, einfach weil die 
Polizei mit solchen gesellschaftlichen Ereignissen überfordert 
ist. 

Ich könnte das weiterführen, ich habe hier 15 Punkte. Ich 
belasse es einmal dabei, weil ich wahrscheinlich sonst die Rede· 
zeit von 10 Minuten nicht einhalten könnte. 

Also: Wir werden alle diese Bereiche nur in den Griff bekom· 
men, wenn wir als Politiker diesen Bericht des Polizeipräsidenten 
zum Anlaß für umfassende Konzeptionen nehmen, die wir entwik· 
kein müssen. Das ist nicht nur eine Aufgabe der Senatsverwal· 
tung für Inneres und des Senators für Inneres. Es ist eine Auf· 
gabe, die wir alle angehen müssen. Wir, die Sicherheitspolitiker, 
die dafür verantwortlich sind, daß die Bevölkerung auf d'te 
Sicherheit in dieser Stadt vertraut, müssen die Initiative dafür 
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Lorenz 

ergreifen, und wir sollten sie, wenn es auch ein bißchen spät ist, 
wie ich gerne zugebe, nunmehr anläßlich dieses Berichts des 
Polizeipräsidenten auch ergrerten. 

Ich hoffe daher, daß wir zusammen uns dazu verstehen, jetzt 
eine sicherheitspolitische Initiative zu starten, die an die Ursa­
chen der Kriminalität herangeht. Da hilft es uns nicht, wenn wir 
irgendwelche Schuldzuweisungen machen -an den Senat oder 
andere Institutionen -, es geht darum, daß wir selbst unsere 
Chancen begreifen. Dabei erwarten wir jedoch vom Herrn Sena­
tor, daß er unsere Anregungen dann begeistert aufgreift. - Ich 
danke Ihnen! 

[Beifall bei der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Als nächster hat Herr Wieland von 
Bündnis 90/Grüne das Wort! 

[Palm (CDU): Jetzt geht's los I] 

Wieland (Bü 90/Grüne) : Frau Präsidentin I Meine Damen und 
Herren! Ich wäre froh, Herr Palm, wenn es jetzt losginge. - Auch 
ich muß sagen, diese Große Anfrage, ob sie nun nötig ist, ob sie 
groß ist, ob die falschen Fragen gestellt wurden, die falschen 
Antworten gegeben wurden, wäre jedenfalls besser im Aus­
schuß erörtert worden. Ihnen muß ich vorwerfen, Herr Dr. Lange, 
oppositionsfähig werden Sie offenbar nicht mehr in dieser Legis­
laturperiode, wenn überhaupt. Man stellt eine Große Anfrage 
doch, wenn der Senator schwach ist, wenn man ihn erfolgreich 
angreifen kann. Man stellt eine Große Anfrage nach einer Kon­
zeption nicht just in dem Moment, in dem er sie uns achzigseitig 
vorgelegt hat, ein Landeskriminalamt aufgebaut und anderes 
getan wird. Da verschießt man sein Pulver! 

[Be~all bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Nun gebe ich Ihnen recht: Was hier von Frau Saß-Viehweger 
und vom Senator beschworen wurde, ist eine scheinbare und 
trügerische Ruhe. Kriminalitätsfurcht ist virulent und treibt die 
Bürgerinnen und Bürger, die Berlinerinnen und Berliner, in 
hohem Maße um. Das muß man sehen. 

Hier ist auch ein Wort an Sie nötig, Herr Kollege Lorenz. Da 
haben Sie mich wirklich provoziert! Sie sagen völlig zu Recht: 
Setzt doch nicht auf die polizeiliche Lösung, zieht die politische, 
die soziale Lösung vor, seht die Ursachen und Probleme, die es 
zu beheben gilt. Aber dann macht Ihre Sozialdemokratische Par­
tei Deutschlands hier einen Wahlkampf- wir sind mitten drin -, 
bei dem ich nur noch staunend vor riesigen Wahlplakaten stehe. 
Ich gebe zu, ich habe SPD-Wahlplakate in der Regel nicht ver­
standen, es ging mir schon bei früheren Wahlkämpfen so. 

[Dr. Staffelt (SPD): Das können wir gut 
glauben !I 

Aber es läßt sich noch steigern, lieber Kollege Staffelt. Warum 
ich nun Ihre Matadore, Christof Tannert, Ihr Mafia-Jäger, 

[Heiterkeit] 

oder Frau Roth-Behrendt in das Europa-Parlament wählen soll, 
damit sie dort die Mafia zerschlägt mit Handschelle, das bitte 
müßten Sie mir einmal erklären: Wirft sie da mit ihrem grünen 
Apfel 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Roten!I 

-oder mit ihrem roten Apfel oder was auch immer, was soll denn 
dieser Quatsch? 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, der CDU, der POS, 
der FDP und bei Neues Forum} 

Wir hatten Angst, daß ein solcher Wahlkampf mit dem 
Thema innere Sicherheit wie angekündigt von Herrn Seiters, 
als er noch Innenminister war, von der CDU geführt würde. Wir 
hatten Angst, daß sich so etwas, wie der Asyl-Wahlkampf wie­
derholen könnte, daß aus einem Spiel mit den Ängsten der Bür­
ger heraus irrationale Lösungen gefordert würden, falsche, rigide 
Lösungen gefordert würden, daß schließlich im Rahmen einer 
solchen Kampagne die Bürgerrechte unter die Räder kämen. 
Und wer macht es? Es macht nicht die CDU, es macht haarge-
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nau die SPD! Deswegen zitiere ich einmal gerne, Herr Kollege 
Dr. Staffelt, was der Journalist Herr Scheidgas gestern im 
"Tagesspieger~ schrieb: 

[Dr. Staffelt (SPD): Worüber reden wir?] 

- Es ist hier ohnehin so, daß jeder zu dem Thema redet, zu dem 
er gerne redet. Hören Sie mir zu, auch wenn es für Sie - -

[Dr. Staffelt (SPD): Worüber reden wir jetzt: 
über den Wahlkampf oder über innere 

Sicherheit?] 

- Ja, ich rede über innere Sicherheit. Und ich rede über die 
schändliche Rolle, die die SPD in diesem Zusammenhang spielt. 

[Befall der Frau Abg. Demba (Bü 90/Grüne)] 

Und ich zitiere hier Herrn Scheidgas aus d.~m "Tagesspiegelu von 
gestern. "Durchsichtige Blässew ist die Uberschrift. 

Im Wettlauf um law and order hat jetzt auch Scharpings 
Mann für das Innenministerium einer SPD-Regierung die 
Spikes angelegt. Ulrich Maurer verspricht uns eine härtere 
Gangart gegen Wirtschaftskriminelle. Was er annonciert, 
trägt die Marke Kanther: Telefonüberwachung, Rasterfahn­
dung, Computerkontrolle und verdeckte Ermittler. Die Vor­
schläge könnten eine Blaupause jenes Verbrechensbe­
kämpfungsgesetzes sein, das die SPD nächste Woche im 
Bundesrat ablehnen wird. 

Nur hier hat der Herr Scheidgas unrecht: Morgen werden sie 
es ablehnen im Bundesrat. Ansonsten sage ich Ihnen: Es gibt 
auch ein Übersoll an Anpassung! Und im Moment erfüllen Sie 
es I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Ziege wird nicht Kohl fressen, sondern Kohl wird auch Ihren 
vierten Kanzleraspiranten aussitzen I Das wird das Ergebnis 
dieser Art Politik sein. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, bei der POS und 
des Abg. Hapel (CDU)] 

Nun zu Herrn Heckelmann. Er ist nicht ganz so relevant wie 
diese Bundeszusammenhänge, aber - -

[Beifall der Frau Abg. Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne) -
Dr. Staffelt (SPD): Sie können auch 
nur Ihre kleinen Süppchen kochen !l 

- Passen Sie einmal auf, Herr Staffelt, das ist eine ganz große 
Suppe, wie dieses Land im Oktober regiert werden wird. Sie mit 
Ihrem Berliner Provinzhorizont haben das offenbar noch nicht 
verstanden J 

{Beifall bei Bü 90/Grüne - Zuruf der Frau Abg. 
Holzhüter (SPD)] 

Da hängt sehr viel davon ab. Und wer so etwas macht, wie Sie 
hier, der sollte doch bitte schön ziemlich kleinlaut sein 1 

[Zuruf des Abg. Lorenz (SPD)] 

Zu dem, was Herr Hecketmann ausgeführt hat in Beantwor­
tung dieser Großen Anfrage, wurde von Herrn Lange gesagt, er 
habe zum Teil in die richtige Richtung angeschoben. Ich unter­
schreibe sogar diesen Satz, sage aber und habe immer gesagt, 
das ist bei weitem nicht ausreichend. Da ist viel Show dabei, wie 
bei den mobilen Wachen. Und da muß man auch einmal fragen, 
wie es der Vorsitzende des lnnenausschusses, Herr Hildebrandt, 
ab und an einmal macht- und sich damit zum Buhmann der Poli­
zeigewerkschaft macht, aber er stellt die Frage -: Was heißt 
denn hier 700 Beamte zusätzlich auf die Straße gebracht - müß­
ten es nicht 7 000 sein? Diese Frage stellt er, und die stelle ich 
auch. Es sind Schritte, aber mehr Schrittehen in die richtige 
Richtung! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Wir müssen doch sehen - und alle Umfragen, alles, was man 
von Bürgerinnen und Bürgern hört, beweist es -, daß es ein 
Grundübel auszumerzen gälte, die Polizeireform 1974 und wie 
sie sich entwickelt hat und nicht nur in Berlin entwickelt hat. Die 
Polizei wurde aus dem Wohnviertel, aus dem Kiez, herausge-
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(A) nommen, in große Einheiten gefaßt und ist anonymisiert worden 
zu nicht mehr greifbaren, gesichtslosen Sachbearbeitern des 
Verbrechens. 

B) 

Da man das, was ich sage, schon sehr oft deswegen nicht 
ernst nimmt, weil ich es sage, möchte ich an dieser Stelle zitie­
ren, Herrn Feltes, den Rektor der Polizeifachhochschule in 
Baden-Württemberg. Das Zitat stammt aus einer seiner Studien, 
die im "Spiegel" letzte Woche teilweise abgedruckt war. Ich 
zitiere: 

ln vielen Bundesländern wurden in den 80er Jahren Stadt­
teil wachen aufgelöst und in Großrevieren zusammengelegt. 
Durch die Zentralisierung hoffte man, Ressourcen einspa­
ren und zielgerichteter einsetzen zu können. Inzwischen wis­
sen wir, daß das genaue Gegenteil der Fall ist. Nur die 
Dezentralisierung polizeilicher Tätigkeit bringt einen besse­
ren und bürgerfreundlicheren Service. Der Polizeibeamte 
muß zum Spezialisten für seinen Stadtteil werden, wo er 
dann allerdings als Generalist für alle anfallenden Probleme 
zuständig ist. Wie ein Hausarzt sollte er in der Lage sein, 
anfallende Aufgaben selbständig zu lösen. Nur bei beson· 
ders schwierigen Fällen ist ein Spezialist zu Rate zu ziehen. 

Dies ist ein anzustrebendes, völlig anderes Polizeibild, als wir es 
im Moment haben. Die Gründung des Landeskriminalamtes, die 
jetzt bevorsteht, löst be'1 uns überhaupt keinen Jubel aus. Da hat 
Herr Dr. Lange recht, das ist zunächst einmal nur ein Amt mehr, 
noch überhaupt nicht effektiver, noch gar nichts ist geschehen. 

Die damit verbundene Gefahr in zweierlei Beziehung, wird von 
Ihnen überhaupt nicht gesehen. Zum einen ist die sogenannte 
Integration von Schutzpolizei und Kriminalpolizei gefährdet, 
zum anderen droht damit quasi ein Zweiklassensystem der Krimi­
nalbeamten geschaffen zu werden. Es gibt dann jene, die sozu­
sagen auf der höheren Ebene den interessanten Job machen, 
und die, die in den Direktionen gegen Eierdiebe und die Alltags­
kriminalität eingesetzt werden. 

Und die gelieferte Begründung lautet: Die anderen hätten so 
etwas auch, und das Bundeskriminalamtgesetz verlange das 
offenbar. - Dies kann uns nicht überzeugen. Das war noch nie 
ein Argumentationsmuster, das uns überzeugt hätte, in keiner 
Frage. 

Herr Dr. Lange, zu rufen, daß die GSG 9 nun unbedingt in Ber­
lin eingesetzt werden sollte, konnte nur von Ihnen kommen. -

[Zuruf des Abg. Dr. Lange (FDP)] 

- Wieso? - Weil gerade der Einsatz von Bad Kleinen gezeigt 
hat, 

[Dr. Lange (FDP); Wir haben nach den 
Möglichkeiten gefragt!] 

daß eine paramilitärisch aufgezogene Polizeieinheit mit allen 
Sondergesetzlichkeiten, mit Kameraderie und Korpsgeist, es bei­
nahe unmöglich macht - wir sind noch nicht am Ende des 
Wegs-,--

Präsidentin Dr. Laurlen: Doch, wir sind am Ende der Rede­
zeit! 

[Heiterkeit und Beifall] 

Wieland (BO 90/Grüne}: Ja, das isf mein letzter Gedanke: es 
beinahe unmöglich macht, das aufzuklären, was dort mit maskier­
ten Beamten geschehen ist, die vernommen werden, usw. Als 
stadtbekannter Polizeikritiker sage ich folgendes: Die Arbeit des 
Sandereinsatzkommandos hat zu keiner Zeit eine Sehnsucht 
nach der GSG 9 aufkommen lassen. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Das muß jetzt Ihr Schlußsatz sein! 

Wieland (Bü 90/Grüne): Mein Lob auf die Polizei, Frau Präsi­
dentin, sollten Sie nicht so abrupt abwürgen. Es ist mein letzter 
Satz, es gehört zur Sache: 
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ln mehr als 20jährigem Einsatz des SEK hat es bei der Fest- (C) 
nahme bewaffneter Personen in Berlin keinen Toten gegeben. 
Die Einsätze wurden in der Regel unblutig durchgeführt. Mehrere 
meiner Mandanten z. 8, verdanken dieser Professionalität ihr 
Leben. Deshalb ist es schl'lchtweg dumm, hier nach der GSG 9 
zu rufen. 

Fazit: ln dieser Großen Anfrage wurde einiges gestreift, was 
hierzu zu sagen ist. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Wieland, jetzt ist wirklich 
Ende der Redezeit! 

Wieland (Bü 90/Grüne): Jetzt haben wir die elfte Minute; 
noch nicht einmal eine zehnprozentige Überschreitung! 

Der Rest muß in der Tat im Ausschuß erörtert werden. -Vielen 
Dank für Ihre Großmut, Frau Präsidentin! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Präsidentin Dr. Laurfen: Damit ist diese Große Anfrage 
erledigt. 

Lfd. Nr. 10 ist bereits durch die Konsensliste erledigt. 

[11] 

Wir kommen zu 

lfd. Nr.11: 

a) Drucksache 12/4442: 
Große Anfrage der Fraktion Bü 90/Grüne Ober 
städtischen Umweltschutz als globale Aufgabe 
- Berlln nach dem Metropoiengipfel1994 und 
vor dem Kllmagipfel1995 (D) 

b) Drucksache 12/4443: 
Antrag der Fraktion BU 90/Grüne Uber Klima· 
schutz und Konzessionsabgabe 

c) Drucksache 12/4461: 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne Uber Bewag· 
Konzessionsvertrag für einen zukunftswelsenM 
den Klimaschutz 

Zur Begründung der Großen Anfrage erhält Herr Berger das 
Wort! 

Berger (Bü 90/Grüne}: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Unsere Große Anfrage 11 Berlin und der globale Umwelt­
schutzu stellen wir nicht zufällig zum heutigen Tag, wenige Tage 
nach dem Umwelttag, der in Berlin in anderen Feiern, in Sturm 
und Regen und in Abschiedsfeiern mit Gesang etwas unterge­
gangen ist, und wir stellen die Große Anfrage auch nicht zufällig, 
sondern mit Bedacht etwa 300 Tage, bevor in Berlin mit der 
Weltklimakonferenz etwas stattfinden wird, was wir für eines der 
politisch wichtigsten Ereignisse in diesen Jahren in Berlin ein­
schätzen. 

Ich brauche Ihnen Thema und Aufgabenstellung dieser Konfe­
renz im einzelnen nicht zu erläutern. Es geht darum, daß die 
68 Mitgliedsstaaten dieser Konvention verbindliche Schritte 
zum Schutz der Erdatmosphäre vereinbaren. ln Rio de Janeiro 
haben Sie nur den ersten Schritt gemacht. Wir haben das Glück 
als Berlin, daß wir der Ort sind, in dem sie diese erste Vereinba­
rung in einen verbindlichen Vertrag umsetzen wollen - hoffent­
lich oder- was auch nicht auszuschließen ist- nicht. Ber!in wird 
auf jeden Fall als Stadt entweder mit an den Lorbeeren des 
Erfolgs teilhaben, oder - was auch sein kann - mit dem Stigma 
des Scheiteros der Konferenz behaftet sein. 

5863 



(A) 

(B) 

Abgeordnetenhaus von Berlln - 12. Wahlperlode 

Berg er 

Dies ist dann zwar nicht unmittelbar unsere Verantvvortung, 
aber wir möchten auf jeden Fall nicht - und Sie sicher auch 
nicht -, daß Berlin für die nächsten Jahre mit dem Stigma ver­
bunden ist, daß einer der letzten ernsthafen Versuche von den 
Industrieländern aus, doch noch verbindliche Schritte zum 
Schutz der Erdatmosphäre zu schaffen, gescheitert ist. Wir 
möchten lieber, daß Berlin einer Stadt wie Montreal gleicht, die 
zumindest in Umweltkreisen in den letzten Jahren dadurch 
bekanntgeworden ist, daß es dort einen ernsthaften Schritt zum 
Schutz der Ozonschicht gegeben hat. Damit verbindet sich der 
Name Montreal. Würde Berlin einen ähnlichen Erfolg aufweisen 
können, wäre das fUr die Stadt sehr wichtig. 

Wir haben den Zeitpunkt der Anfrage auch deshalb gewählt, 
weil wir nicht wollen, daß zu früh der Schleier des Vergassens 
über den Metropolengipfel gelegt wird, der in dieser Stadt vor 
nunmehr etwas mehr als drei Wochen stattgefunden hat. Wir 
möchten eine kritische Bewertung dieses Ereignisses hier vor­
nehmen. 

Ich sage für unsere Fraktion deshalb vorweg: Wir sind der 
Meinung, daß Berlin in dieser Konferenz eine wichtige Chance 
vertan hat. Dieser Metropolengipfel war sehr schlecht vorberei­
tet, auch von Berlin sehr schlecht vorbereitet. Er fand in diesem 
Haus vor nahezu leeren Bänken statt. Außer den Konferenzteil­
nehmern selbst ist praktisch niemand anwesend gewesen. Wir 
finden es auch ausgesprochen beschämend und peinlich - dies 
sage ich als kollektive Publikumsbeschimpfung -, daß sich fast 
keine Abgeordneten der Mühe unterzogen haben, 

[Dr. Staffelt (SPD): Vorsichtig I] 

- Herr Staffelt, Sie gehören zu den wenigen rUhmliehen Ausnah­
men I - sich diese Konferenz anzuhören. Der Senat hat auch 
nicht versucht- auch das halten wir fUr einen schweren Fehler-, 
etwa Umweltorganisationen in dieser Stadt in die Konferenz ein· 
zubeziehen. Das wäre naheliegend gewesen, denn das zentrale 
Thema der Konferenz war, Möglichkeiten und Wege ökologi­
scher Stadtpolitik zu erkunden. Immerhin hatten 25 Städte ihre 
BUrgermeister nach Berlin geschickt, die zusammen etwa 150 
bis 200 Millionen Menschen umfassen. Eine solche Aufgabe ist 
es wahrhaft wert, mehr Aufmerksamkeit zu verdienen. 

Ich komme jetzt auf den Inhalt - zur Bewertung: Wir meinen, 
daß Berlin auch inhaltlich - und da ist Berlin sicher nur zum Teil 
verantwortlich, aber als ausrichtende Stadt doch etvvas mehr als 
die von weither anreisenden Bürgermeister - keine Impulse für 
eine ökologische Wende in Metropolen gegeben hat. Oie Konfe­
renz ist - so meinen wir - eine herbe Enttäuschung gewesen. 

Es gab in der Schlußdeklaration eine richtige Erkenntnis, die 
sich aber nicht niedergeschlagen hat. Die richtige Erkenntnis 
war - ich zitiere: 

Die Zukunft der Erde hängt in zunehmendem Maße davon 
ab, wie das Leben in den Städten gestaltet wird. 

Dies ist so richtig wie wahr. Aber dann ist es doch ein großer 
Rückfall hinter diese- wenn man so will- triviale Wahrheit, wenn 
auf dieser Konferenz nur vereinbart worden ist, daß man Daten 
erheben wird - wir hoffen, daß dies alle Städte sowieso tun wer­
den -, daß Informationen über Umweltgefahren ausgetauscht 
werden, was auch zu den bürokratischen Pflichtaufgaben 
gehört, und daß man vereinbart, bei konkreten Einzelprojekten, 
die nicht näher benannt worden sind, zusammenzuarbeiten. Kon­
kret sah das so aus, daß sich einige BUrgermeister, etwa der BOr· 
germeister von Abidjan und die Bürgermeisterin von Paris, dar­
über ergingen, wie man möglichst billig Müllverbrennungsanla· 
gen bekommen könnte, die nicht so genau die Grenzwerte ein­
halten. Wir hoffen nicht, daß sich die Zusammenarbeit in konkre­
ten Projekten zwischen den Metropolen in dieser Weise entwik­
kelt. 

Wir müssen eine Ausnahme machen, was die Bewertung 
dieser Konferenz betrifft. Damit komme ich auf das zentrale 
Thema dieser Anfrage. ln diesem Fall kann der Regierende BOr· 
germeister unsere Anerkennung und Unterstützung bekommen. 
Es ist nämlich immerhin vereinbart worden, daß die Metropolen 
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in den Fragen der Erhaltung des Weltklimas einen besonderen 
Beitrag liefern sollen und daß sie sich verpflichten, Energiekon· 
zepte zur Erhaltung der Erdatmosphäre, also zur Reduktion von 
Treibhausgasemissionen, zu verarbeiten. 

Unsere zentrale Frage lautet - Ich bitte Sie, Frau Präsidentin, 
Herrn Senator Dr. Hassemer zu veranlassen, zuzuhören, weit 
dieser doch sicherlich die Fragen beantworten wird. 

Präsidentin Dr. Laurien: Die Fähigkeiten des Senators zum 
Zuhören sind nicht zu unterschätzen! 

Barger (Bü 90/GrUne) : Ich zweifle, daß seine Fähigkeiten 
dazu unbegrenzt sind; meine wären es nicht! 

[Palm (CDU): Deswegen sind Sie auch nicht 
Senator I] 

Jedenfalls ist unsere Frage an den Senat, was für konkrete 
Schritte daraus folgen, daß man eine solche Vereinbarung zwi· 
sehen den Metropolen getroffen hat. Es wäre, wenn man schon 
davon gesprochen hat, daß man Informationsaustausch betrei· 
ben und in konkreten Projekten zusammenarbeiten will, ange· 
messen, in diesem Projekt zur Erhaltung des Klimas zusammen· 
zuarbeiten, also Energiekonzepte abzusprechen. 

Damit wäre ich bei der Aufgabe des Senats in Berlin selbst. 
Wir sitzen in Berlin mit dieser Klimakonferenz auf dem Präsen· 
tierteUer oder- um es so auszudrücken- im Glashaus. Wenn wir 
auf dieser Konferenz glaubwürdig verbindlichen Klimaschutz ein· 
fordern wollen und müssen, dann sollten wir in Berlin vorweisen, 
was wir dazu tun. Es ist eine ganz wesentliche Aufgabe, daß wir 
selbst glaubwürdigen Klimaschutz fn Berlin, vor Ort, vmwei· 
sen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Darauf richten sich die konkreten Fragen unserer Großen 
Anfrage. Ich möchte sie zum Schluß ansatzweise nennen. 

Das eine ist: Wir warten schon seit einigen Jahren- seit 1990 
ist es in Arbeit- auf die Verabschiedung eines Energiekonzeptes 
durch den Senat. Wir fürchten, daß wir, wenn in diesem Schnek· 
kentempo Energieplanung in Berlin läuft, beim Atmosphären· 
schutznicht sehr weit kommen. Wann haben wir das Konzept zu 
erwarten, und insbesondere, wie soll die Finanzierung des Klima· 
schutzes in Berfin gewährleistet werden? Dies ist eine der zen· 
tralen Fragen. 

Wir sehen in der Gesamtpolitik des Senats vier zentrale Fall· 
gruben fOr den Klimaschutz. Übrigens: Klimaschutz entscheidet 
sich nicht überwiegend im Umweltressort. Darum bedauere ich 
es auch, daß der Wirtschaftssenator, der Verkehrssenator und 
der Bausenator, die hier eine Schlüsselrolle spielen, bei einer 
solchen Großen Anfrage nicht anwesend sind. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -
Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Wo sind denn 

die Senatoren alle?I 

Diese sind ganz besonders angesprochen. - Die vier SchlUssel· 
fragen, die vier zentralen Fallgruben sehen wir darin: 

ln Berlin ist ein wachsender Autoverkehr zu verzeichnen. Sie 
planen, die Möglichkeiten, diesen motorisierten Verkehr zu 
bewältigen, im Flächennutzungsplan mit 80 km neuen Straßen 
zu erweitern. Wie vereinbart der Senat eine solche Politik mit 
einer Reduktion von C02·Emissionen, die er ja auch intendiert? 

Das zweite: Es wird in Berlin auf einen wachsenden Luftver­
kehr hin geplant. Bis zum Jahr 2010 soll sich der Luftverkehr ver· 
drei- bis vervierfachen. Wie vereinbart sich das mit dem Atmo· 
sphärenschutz? 

Die dritte Frage lautet, wie sich die Braunkohlepolitik, also Ihr 
Zugeständnis gegenüber Brandenburg, in Berlin Braunkohle· 
strom abzunehmen oder mehr Braunkohle zu verbrennen, damit 
vereinbart. Dies bedeutet vielmehr einen kräftigen Zuwachs an 
COrEmissionen. 

(C) 

(D)I 
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Die vierte Frage lautet, wie die Politik der billigen Strom­
preise, die insbesondere von CDU und SPD immer wieder ver· 
treten wird, ein Stimulus von Energieeinsparungen im Stromsek­
tor sein soll, wo wir doch alle wissen, daß gerade im Stromsektor 
die größten Zuwachsraten zu erwarten sind und damit insbeson· 
dere von hier ein Unterlaufen von Klimaschutzzielen in Berlin 
droht. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Dr. Hassemer ant· 
wartet für den Senat. 

[Helms (Bü 90/Grüne): Der ist ja auch nicht da!] 

Or. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt· 
schutz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Erste Anzei· 
chen für Klimaveränderungen werden schon heute erkennbar. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Deswegen 
fehlt der Senat!- Wieland (Bü 90/Grüne): 
Sind Ihre Kollegen deshalb so schlapp?] 

Wichtige Ursachen dafür sind die Emissionen klimaschädigen· 
der Gase durch den Energiebereich, insbesondere von C02• 

Ursachen liegen in der Landwirtschaft, aber auch in der Zerstö· 
rung großer Waldgebiete. Klimaschutz ist deshalb die zentrale 
umweltpolitische Aufgabe auf lokaler, nationaler und internatio· 
naler Ebene. Wir müssen uns daran gewöhnen, daß nicht die ört· 
liehe Umweltpolitik ausreicht, um unseren umweltpolitischen 
Aufgaben gerecht zu werden. Hier steht der Erhalt der natür· 
Iichen Lebensgrundlagen zukünftiger Generationen auf dem 
Spiel. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Und wenn wir nichts tun, ist der Eintritt der Klimakatastrophe nur 
eine Frage der Zeit. 

Ich möchte die Fragen 1, 2, 5 und 6 im Zusammenhang beant· 
worten: Am 12. Juni 1992 wurde in Rio anläßlich der Konferenz 
"Umwelt und Entwicklungw der Vereinten Nationen von der 
Bundesrepublik Deutschland die Klima-Rahmenkonvention 
unterzeichnet. Sie ist inzwischen völkerrechtlich verbindlich und 
stellt den Schutz des Klimas auf eine neue, erste international 
gültige Grundlage. 

Vom 28. März biszum 7. April1995 f1ndet nun in Ber/in auf Ein· 
Iadung der Bundesrepublik Deutschland die erste UNO-Ver~ 
tragsstaatenkonferenz statt. Wir haben damals die Gunst der 
Stunde genutzt und die Konferenz bewußt nach Berlin geholt. 
Wir sind entschlossen, inhaltlich und organisatorisch das Uns· 
rige zu tun, damit diese Konferenz zu einem Erfolg wird. Zweck 
der Vertragsstaatenkonferenz ist die Beratung über die konkrete 
Ausgestaltung der Klima·Rahmenkonvention, mit Verpflichtun~ 
gen für jeden Unterzeichnerstaat niedergelegt- wie wir hoffen­
in einem ErgebnisprotokolL 

Die Bundesregierung ist Veranstalter der Konferenz und ver­
antwortlich für die inhaltlichen Verhandlungen Deutschlands zur 
konkreten Ausgestaltung der Klima-Rahmenkonvention. Einen 
weltweit verbindlichen Beschluß zur Reduzierung klima­
schädigender Gase auf dem Klimagipfel zu erwirken, ist erklär· 
tes Ziel der Bundesregierung für die Vorbereitungskonferenzen 
in diesem Jahr. Wir sind der Bundesregierung bei dieser Arbeit 
zu Diensten. 

Berlins wesentlicher eigenständiger Beitrag zum Klimaschutz 
-da stimme ich Herrn Berger zu- ist ganz sicher die Umsetzung 
des Berliner Energiekonzeptes, also die eigene politische Arbeit 
im Rahmen unserer Verantwortung. Der Senat hat sich für den 
Klimaschutz auch auf der Weltmetropolenkonferenz eingesetzt 
und begrüßt ausdrücklich die von uns initiierte Passage derBer· 
lindeklaration, daß nämlich 

die Städte einen besonderen Beitrag zur Sicherung und 
Erhaltung des Weltklimas leisten müssen und daß die Teil· 
nehmerstädte der Gipfelkonferenz Energiekonzepte schaf· 
fen, die den drängenden Fragen des Klimaschutzes Rech­
nung tragen. 
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Wir haben mit diesem Hinweis auch erreichen wollen, daß nicht (C) 
nur die Staaten, sondern auch die Städte die Veranstaltung in 
Berlin in ihr Bewußtsein nehmen. 

Berlin hat sich mit dem Beitritt zum Klimabündnis zum Ziel 
gesetzt, bis zum Jahre 2010 pro Kopf der Bevölkerung den C02• 

Ausstoß um 50% zu reduzieren. Die Verwirklichung eines 
solchen Ziels allein mit landespolitischen Maßnahmen und 
Finanzmitteln ist unrealistisch. Ich habe, beraten durch Fach· 
Ieute, ein Energiekonzept vorgelegt, um die C02·Emissionen bis 
zum Jahr 2010 um mindestens 25% pro Kopf der Bevölkerung 
zu reduzieren und damit die Mindestzielvorgaben des Abgeord­
netenhauses, der Bundesregierung und der Klima-Enquete­
Kommission des Deutschen Bundestages zu verwirklichen. Ziel 
allerdings ist auch für Berlin die Reduzierung um 50 %. 

[Be~all bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Für dieses Ziel benötigen wir allerdings vergleichbare Beiträge 
der Bundesregierung und der Europäischen Union. Unsere Stra· 
tegie nach diesem Energiekonzept ist, Energie zu sparen, andere 
Energieträger einzusetzen und die Nutzung regenerativer Ener­
gien, insbesondere der Solarenergie, auszubauen. 

Ich danke ausdrücklich den Fachleuten, die dieses Konzept 
mit uns gemeinsam entworfen und im Energiebeirat geformt 
haben. Das war von mir bewußt als breite Kompetenz organisiert. 
Es waren Vertreter der Umwelt· und Verbraucherverbände, der 
Energiewirtschaft, der Gewerkschaften, der Kammern, der 
Hochschulen und anderer Forschungsinstitute sowie der 
Behörden beteiligt. 

Inzwischen sind wir bereits mitten in der Umsetzung der Stra­
tegien dieses Konzeptentwurfs. Durch die vorgezogene Umset· 
zung von Maßnahmen haben wir die Umwelt schon jetzt erheb· 
lieh entlastet. Ich nenne einige Beispiele: 

Für die Förderung der Heizungssanierung im Wohnungsbe­
stand besonders in den östlichen Bezirken hat der Senat in den 
Jahren 1991 bis 1993 zusätzlich rund 370 Millionen DM einge­
setzt, mit denen annähernd 600 Millionen DM an Investitionen (0) 
ausgelöst wurden. 

Zur Fernwärmesanierung sind seit 1992 rund 93 Millio· 
nen DM eingesetzt worden, womit wiederum das Dreifache an 
Investitionen ausgelöst wurde. Durch den Bau von inzwischen 
über 20 neuen Blockheizkraftwerken, die teilweise durch den 
Senat gefördert wurden, sind jetzt rund 30 Megawatt elektri· 
scher Leistung in Blockheizkraftwerken in Berlin installiert. Anla­
gen zur Solarenergieerzeugung haben wir gefördert. Es gibt 
inzwischen über 120 Photovoltaik-Anlagen und rund 1 000 Anla­
gen zur solaren Warmwasserbereitung in Berlin, 

Durch die Arbeit der Energieagentur, die nun läuft, sowie 
durch Modell- und Pilotprojekte zur Wärmeschutzverordnung 
und zum energiesparenden Bauen werden weitere Impulse zum 
rationellen Energieeinsatz in Berlin gegeben. Erhebliche Aktivitä­
ten der Energieversarger sind der Bau einer Gas· und Dampftur· 
binenanlage im Bezirk Mitte mit 380 Megawatt, die weitere Kraft­
werks- und Leistungssanierung der Bewag sowie die Sanierung 
des Gasnetzes und die Erdgasumstellung durch die GASAG. 
Allein durch diesen eben von mir genannten Bereich, werden die 
jährlichen C02-Emissionen in Berlin um rund 3 Millionen Tonnen 
bis zum Ende des Jahrzehnts gegenüber 1990 gesenkt werden. 
Weiterhin ist in den Untersuchungen zum "Energiekonzept Ber· 
lin" und durch die inzwischen zweijährige Arbeit der Energie­
teams fOr die öffentlichen Einrichtungen ein Einsparpotential von 
mehr als 25 %festgestellt worden - also im Bereich der öffent­
lichen Einrichtungen. Berlin hat begonnen, dieses Potential zu 
erschließen, um eine Vorbildfunktion auch für andere Ver· 
brauchssektoren in der Stadt zu erfüllen. 

Das Abgeordnetenhaus hat als ersten Schritt bei den Etatbe­
ratungen 1994 einen wie ich meine wirklich wegweisenden Auf· 
lagenbeschluß zur Einsparung von mindestens 3 %der Energie~ 
kosten in den Haupt- und Bezirksverwaltungen gefaßt. 1994 wer­
den auf diese Weise 15 Millionen DM vom Energieverbrauch auf 
die EnergieträgerumsteUung umgeschaufelt. Im September 
1993 haben wir in den Bezirken Pranzlauer Berg und Weißensee 
an drei Schulen Pilotprojekte zur Energieträgerumstellung durch 
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(A) private Batreiber begonnen. Ein Versuch, der vor allem deshalb 
wichtig ist, weil dadurch Kosten minimiert werden - neben den 
Erfolgen für die Energiepolitik. Das Neue dieser Projekte besteht 
darin, daß die Energieträgerumstellung von Braunkohle auf Erd· 
gasheizungvon einem privaten Setreiber in vollem Umfang finan· 
ziert und durchgeführt wird. Die positiven Ergebnisse des 
Modells sprechen für sich. Wir haben öffentliche lnvestitionsmit· 
tel von rund 1,8 Millionen DM nicht in Anspruch genommen, der 
Primärenergieeinsatz durch diese private Investition wurde um 
rund 40% gesenkt, die Reduzierung der C02-Emissionen liegt 
bei 70% und die jährlichen Heizungskosten des Bezirks konnten 
mit dieser Maßnahme halbiert werden. 

Auch die vorgesehene Innenstadtverordnung hat Auswir· 
kungen auf die 002-Emission in Berlin. Mit ihr werden wir ver­
stärkt Einzelöfen in der Stadt ablösen und sie mit emissionsärme· 
ren und energiesparenden Heizungssystemen ersetzen. Auch 
der Weg des Senats, ab 1998 nur noch schadstoffarmen Fahr­
zeugen den Zugang in die Innenstadt zu erlauben, ist durch 
unsere CO:z·Politik mitbegründet Auf diese Weise wird ein 
äußerst wirksamer Anreiz gegeben, in der Stadt mehr - und zwar 
sehr viel frOher als mit dem Eintrittsdatum 1998 - auf Fahrzeuge 
umzusteigen, die energiesparend und auch unter C02·Gesichts­
punkten weniger belastend sind. 

Der zusätzliche Finanzbedarf zur Umsetzung des Energiekon­
zepts - ohne die Bereiche Verkehr und Energieversarger - ist 
von den Gutachtern mit mehr als 400 Millionen DM jährlich bezif· 
fert worden. Das Finanzkonzept ist einer der großen Problem­
punkte dieser Konzeption. Der Senat soll die Finanzierung über 
mehrere Wege siehersteHen: 

1. werden durch die Umsetzung und Fortführung des 
3-%-Beschlusses mittelfristig Energiekosten von 150 Millio­
nen DM im Landeshaushalt eingespart, 

2. werden durch private Setreibermodelle für öffentliche Ein· 
richtungen, für Wohnungsbaugesellschaften und für 
Gewerbebetriebe jährlich über 100 Millionen DM aufge· 

(B) bracht werden können, 

3. werden durch bestehende Förderprogramme - Modlnst, 
Umweltförderprogramm, GA-Mittel - mehr als 100 Millio­
nen DM pro Jahr für energiesparende Maßnahmen einge· 
setzt. 

Ich bemühe mich in diesen Tagen, für den Doppelhaushalt 1995/ 
96 zusammen mit den Kollegen der Ressorts Wirtschaft und 
Bauen noch weitere Umschichtungen zu erreichen und - wenn 
möglich - weitere Mittel zur Verfügung zu bekommen. 

Ich beantworte die Fragen 3, 4 und 7 : 

Angesichts des Gewichts der Klimakonferenz wird ganz 
sicherlich die öffentliche Resonanz ungewöhnlich groß sein. Ich 
glaube, die öffentliche Diskussion, die wir zum Energiekonzept 
führen und auch der weitere Fortgang der Vorbereitungen für die 
Klimakonferenz werden eine bedeutsame Einbeziehung der brei· 
ten Öffentlichkeit in den nächsten Monaten erbringen. Bei der 
Umwelt· und Wirtschaftverwaltung liegen bisher rund 20 Pro· 
jektanträge von Berliner Nicht· Regierungsorganisationen vor, die 
in breiter Vielfalt auf den Klimagipfel vorbereiten bzw. ihn beglei­
ten sollen. Das Spektrum ist breit. Ich beginne mit einer Ausstel~ 
lung .,Klima '95" in Berlin auf dem Messegelände mit den 
Schwerpunkten Energieeinsparungen, regenerative Energien, 
angepaßte Technologien und umweltvertr~glicher Verkehr. Es 
soll im ICC direkt am Verhandlungsort stattfinden. ln Kooperation 
mit verschiedenen Institutionen sollen zu wichtigen Themenbe­
reichen Konferenzen, Workshops, Seminare und Podiumsdis­
kussionen durchgeführt weren, zum Teil sollen die Veranstaltun­
gen bereits vor dem Klimagipfel zur Einführung stattfinden. The­
men sind unter anderem die Klimarahmenkonvention im Zusam­
menhang mit dem Berliner Emergiekonzept, städtische Klima­
schutzpolitik und die Mitarbeit, die Kooperation Berlins im Inter­
nationalen Rat für kommunale Umweltfragen - ICLEI -. ICLEI 
wird aus Anlaß der Klimakonferenz eine Tagung in Berlin durch­
führen. Fachlich geht es dabei um die Bereiche Energieeinspa­
rungen, rationeHer Energieeinsatz und erneuerbare Energie in 
den Verbrauchssektoren Gebäude, öffentliche Hand, Haushalte, 
Industrie und Verkehr. 
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Für Kinder und Jugendliche sollen verschiedene Aktionen und (C) 
Veranstaltungen - beispielsweise Malwettbewerbe, aber auch 
die Entwicklung schulbezogener Energiekonzepte zusammen 
mit Schülern, ein Jugend-Künstler-Gipfel, Entwicklung von Unter· 
richtsmaterial und anderes mehr- in Kooperation mit freien Trä· 
gern durchgeführt werden. Zusammen mit Künstlervereinigun· 
gen sollen eine Kunstausstellung - evtl. integriert in die Ausstel-
lung auf dem Messegelände oder im Haus der Kulturen der Weit 
- mit Bezug auf die Klima- und Energiefragen stattfinden. 

Den Gästen, den Berlinern und Berlinerinnen wollen wir Gele· 
genheit bieten, Anlagen zur Energieeinsparung in Berlin und 
Brandenburg zu besichtigen. in Berlin sind dies zum Beispiel 
Kraftwerke und Blockheizkraftwerke, Solaranlagen, Energiespar· 
siedlungenund -häuser, in Brandenburg haben wir im Auge ver· 
schiedene Projekte, wie etwa den Braunkohletagebau in Gott· 
bus-Nord und in Gräbendorf. 

Die Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit bei der 
Wirtschaftve!Waltung ist aufgrund ihrer zentralen Zuständigkeit 
für die Berliner Entwicklungspolitik mit Aktivitäten in Vorberei· 
tung auf den Klimagipfel und während der Konferenz aus ent· 
wicklungspolitischer Sicht befaßt. Sie unterstützt beispielsweise 
seit einem Jahr aktiv die Bemühungen im Bezirk Köpenick, einen 
kommunalen Aktionsplan zur lokalen Agende einzurichten. Von 
den Nicht-Regierungsorganisationen ist für den Klimagipfel ein 
internationales Global-Forum auf dem Messegelände geplant. 
Es soll zentraler Veranstaltungsort für alle interessierten Gäste 
und Berliner sein. Mit dem Klimabündnis wird gemeinsam mit der 
Europäischen Akademie für städtische Umwelt eine Veranstal­
tung zum Gipfel geplant. Dazu werden zum Beispiel die Ergeb· 
nisse einer Befragung der Mitgliedsstädte zur Umsetzung der 
Ziele des Klimabündnisses vorliegen. Wie 1993 werden auch im 
Herbst 1994 Vertreter der Koordination der indianischen Organi­
sationen des Amazonasbeckens in Berlin sein. Auch aus diesem 
Anlaß werden öffentliche Veranstaltungen durchgeführt. 

Zu den Fragen 8 bis 10: Berlin und Brandenburg verhandeln 
über die Fusion zu einem gemeinsamen Land. Das hat u. a. zur (D) 
Folge, daß auch wir uns den Problemen des mitteldeutschen 
Braunkohletagebaus in einer angemessenen Bereitschaft zur 
Solidarität stellen müssen. Vor diesem Hintergrund kann sich der 
Senat nicht einseitig an den klimapolitischen Aspekten der 
Braunkohle orientieren. Vielmehr gilt es, eine angemessene Ver· 
bindung zu finden im Spannungsfeld der Parameter Umwelt· und 
Klimaaspekte, Strompreisfragen und eben auch Arbeitsplatzfra-
gen. 

Der Entwurf für den Flächennutzungsplan für Berlin verfolgt 
Ziele, die zugleich wichtige Strukturbeiträge für die Aufgaben 
des Klimaschutzes versprechen, und unter anderem deshalb so 
formuliert und umgesetzt werden. Dazu gehört zunächst der ent­
scheidende Grundsatz der Stadtwerdung vor Stadterweiterung. 
Die Neuentwicklung Berlins soll zum Aufbau genutzt werden -
nicht zur Ausdehnung. Grüne Bereiche sind so überall in der 
Stadt zu erhalten, Verkehrswege zu verkürzen. 

Dem dient auch der Grundsatz der Nutzungsmischung. Woh· 
nen, Arbeiten und Erholung sollen in einem urbanen Miteinander 
organisiert werden, nicht getrennt voneinander. Es sollen 
dadurch Aufwände und Verkehrswege minimiert werden. 

Für den Verkehrssektor ist der Schwerpunkt des Schienen­
verkehrs unübersehbar. Der Investitionsbedarf für geplante Ver· 
kehrsbaumaßnahmen, begründet durch den FNP, beträgt für die 
Schiene rund 22,5 Milliarden DM. Netzergänzungen im Straßen­
bereich sollen nicht die Verkehrsleistungen einfach nur vermeh· 
ren, sondern besonders empfindliche Bereiche insbesondere in 
der Innenstadt, vom Straßenverkehr entlasten, tangential-direkte 
Verbindungen herstellen, um Umwegfahrten zu reduzieren, und 
Staus und damit verbundene Emissionen reduzieren. 

ln der Auseinandersetzung mit der antragstellenden Fraktion 
haben wir den Lehrter Bahnhof als günstigsten Ankunftsort für 
die Schiene in Berlin durchgesetzt und damit die Konkurrenzfä­
higkeit der Bahn entscheidend verbessert. Dies gilt insbeson­
dere für das Verhältnis zum Flugverkehr. Mit solchen Planungen 
sorgen wir dafür, daß es bei dem Ziel, Kurz- und Mittelstrecken· 
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flüge auf Dauer auf die Schiene zu bringen, nicht bei frommen 
Sprüchen ble'1bt, sondern daß die Voraussetzungen dafür in 
Gestalt der in das Herz der Stadt fahrenden Bahnen hergestellt 
werden. 

[Cramer (Bü 90/Grüne}: Warum dann noch 
der Flughalen?] 

- WeH es dann immer noch diesen oder jenen geben wird - ver· 
ständlicherweise außerhalb Ihrer Fraktion -, der nicht nur Ver· 
kehrsverbindungen für mittlere und kurze Strecken sucht, Herr 
Kollege Cramer. - Gerade mit solchen Planungen stellt der 
Senat unter Beweis, daß seine Politik zum Klimaschutz keine ein­
förmige Energiepolitik allein ist, sondern daß unsere entwick­
lungsplanerischen Zielsetzungen im Bewußtsein unserer Auf· 
gaben für den weltweiten Klimaschutz formuliert worden sind. 

Zur Frage 11: Der Senat ist sich der Bedeutung der Energie­
preise für das SpaNerhalten durchaus bewußt. Nach der Novel­
lierung der Bundestarifordnung Elektrizität sind in Berlin die 
Strompreise für Tarifkunden weitgehend linearisiert worden, d. h. 
unabhängig von der verbrauchten Strommenge ist der Preis je 
Kilowattstunde gleich. Damit wird ein erheblicher Sparanreiz im 
Vergleich zu der Zeit gegeben, als w'1r noch Rabatte hatten. 

Der Senat kann allerdings auch nicht übersehen, daß sich aus 
den sehr hohen Preisen für Strom und Gas für die Wettbewerbs· 
fähigkeit des Industriestandorts Berlin Probleme ergeben. Vor 
diesem Hintergrund wird Berlin zum einen weiter auf die 
Bundespolitik einwirken, über die Einführung einer C0 2·Ener­
gleabgabe bzw. ·steuer, möglichst EU-weit, eine Nachfrage· 
dämpfung zu erreichen. 

[Beifall bei der SPD] 

Alleingänge Berlins halten wir allerdings nicht für vertretbar. Es 
gilt vielmehr, die Energiepreise in Berlin im Verhältnis zu denen 
der im Wettbewerb stehenden Industriestandorte zu verbessern, 
denn eine gesicherte Wirtschaftsbasis ist eine wesentliche Vor· 
aussetzung für eine kostenintensive Energiespar· und Klima· 
schutzpolitik. - Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Ich möchte für alle die, die sich 
jetzt auf den Gängen befinden, darauf aufmerksam machen, daß 
in etwa einer Dreiviertelstunde bis einer Stunde die namentliche 
Abstimmung fällig ist. Es empfiehlt sich also, sich schon jetzt ein· 
mal dem Sitzungsaal anzunähern. 

[Zurufe von Bü 90/Grüne: Wieso? Wir sind ja darJ 

Ich stelle mit Freude fest, daß sich in den letzten Minuten die Zahl 
der anwesenden Senatoren verdreifacht hat - es sind jetzt drei 
da. 

[Beifall bei der SPD, der POS, der FDP und 
bei Bü 90/Grüne - Heiterkeit - Zurufe] 

Herr Berger, Sie haben das Wort! 

Berger (Bü 90/Grüne): Herr Senator! Positiv möchte ich 
bewerten, daß Sie auf die Fragen eingegangen sind und insofern 
eine Diskussion möglich ist. Daß die Fragen zu unserer Zufrie· 
denheit beantwortet sind, dürfen Sie aber nicht erwarten. 
Zunächst einige kleinere Punkte: 

Wir haben den Eindruck, daß Sie die Vorbereitung der Kli­
makonferenz ernstnehmen und sich nicht das wiederholt, was 
wir beim Metropolengipfel erleben mußten, daß nämlich ein 
solches Ereignis in der Stadt überhaupt nicht bemerkt worden 
ist. Gerade die Vielfalt von Aktivitäten bewerten wir positiv, und 
auch, daß Sie das offenbar nicht zentralistisch angehen. Wün· 
sehenswert wäre allerdings eine stärkere Rolle von Nicht-Regie­
rungsorganisationen. Man kann das aus der Antwort nicht so 
entnehmen, aber Sie sollten mehr die Tendenz fördern, Verant· 
wortung aus den Händen zu geben und auf die Gestaltungsfä· 
higkeit der Bevölkerung und der Umweltorganisationen selbst zu 
vertrauen. Wir würden es auch begrüßen, wenn das von Ihnen 
erwähnte International Global Forum, das einen Kontrapunkt zum 
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Klimagipfel geben und das Dringende und Drängende des Kli­
maschutzes noch einmal verdeutlichen soll - sie findet vor der 
Konferenz statt -, als Teil der Berliner Aktivitäten angesehen 
würde, so daß es nicht nur in Berlin, sondern mit Unterstützung 
Berlins und des Senats stattfindet. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Zur Diskussion des Energiekonzeptes werden wir sicherlich 
Gelegenheit haben, wenn es endlich vorliegt. Unser Hauptmoni· 
turn war, daß wir es bis jetzt noch nicht als einen förmlichen Be· 
schluß gesehen haben. Die Gutachten sind uns bekannt. Sie 
haben behauptet, daß schon wichtige Schritte verwirklicht sind, 
doch wir sehen das nicht so. Sie haben die lnnenstadtverord· 
nung angepriesen und auch unter energiepolitischen Gesichts· 
punkten vertreten. Wir können Sie darin unterstützen, aber wo 
bleibt diese Verordnung? Warum ist sie bisher am Bausenator 
gescheitert? ln dem Bestreben, die Braunkohleöfen aus der 
Innenstadt zu verbannen, sind Sie auf der Ebene der Verordnung 
-und nur das können wir beurteilen- bis jetzt keinen Schritt wei· 
tergekommen. 

Auch die Verheißung, Ihr Verkehrskonzept der Benutzervor· 
teile für die Innenstadt, bringt uns beim Klimaschutz nicht weiter. 
Man kann darüber streiten, ob es sinnvoll ist, erst im Jahr 1998 
nur noch schadstoffarme Autos in der Innenstadt zuzulassen, 
statt strengere Maßnahmen zu ergreifen, wie es unsere Fraktion 
vorschlägt. Ich will diese Frage außer Betracht lassen, denn für 
den Klimaschutz hilft es uns überhaupt nichts, ob diese Autos 
Katalysatoren, Diesel und Rußfilter haben oder nicht, denn die 
Menge an C02, die durch das Verbrennen des Benzins verur· 
sacht wird, ist genau die gleiche. Sie werden dadurch besten· 
falls eine geringe Schadstoffentlastung schaffen - und das auch 
erst ab 1998 -,aber mit Klimaschutz hat Ihr Konzept der Benut­
zervorteile nichts zu tun. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Herr Senator! Sie haben die Förderung von Solaranlagen als 
einen wichtigen Punkt Ihrer Politik gekennzeichnet. Gerade hin­
sichtlich der Photovoltaik können Sie nur begrenzt fördern, 
denn Sie haben nur begrenzte Finanzmittel zur Verfügung. Wir 
kommen in Berlin nicht sehr weit, wenn wir uns nicht strateg'1sch 
andere Konzepte überlegen und durchsetzen. Es gibt solche 
Konzepte. ln Aachen - übrigens auch mit Unterstützung einiger 
Verordneter der CDU-Fraktion - ist das Konzept der kostendek· 
kenden Einspeisevergütung beschlossen und nach langem Hin 
und Her von der Landesregierung Nordrhein-Westfalens auch 
akzeptiert worden. Wir seillagen seit über einem Jahr vor, daß 
Sie ernsthaft ein solches Konzept aushandeln, denn dann würde 
sich der Bau von Solaranlagen sofort rechnen, und wir hätten 
einen tatsächlichen Boom beim Bau von Solaranlagen. Wenn wir 
so etwas sähen, würden wir auch glauben, daß Sie sich intensiv 
für die Förderung von Solaranlagen einsetzen. Wenn Sie es mit 
den begrenzten Fördernlittein wie jetzt tun, können wir das nicht 
so recht glauben. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Herr Senator! Wir haben mit Freude vernommen, daß die 
Energieagentur endlich arbeitet. Allerdings ist das erst seit ein 
bis zwei Monaten der Fall. Wenn das in der Intensität und in dem 
Tempo läuft, wie es der -jetzt abwesende - Wirtschaftssenator 
zu verantworten hat, so können wir keine Hoffnung dareinsetzen. 
1989 hatte das West-Berliner Parlament die Einrichtung einer 
solchen Agentur beschlossen, aber erst in diesem Frühjahr ist 
sie eingerichtet worden. Wenn Betriebe bei der Einsparung von 
Energie in der Weise beraten werden, wie sich der Senat bei der 
Gründung dieser Agentur engagiert hat, so können wir von 
dieser Agentur keinen Klimaschutz erwarten. Wir hoffen aller· 
dings, daß es anders sein wird. 

Ich komme nun zu Ihrem Versprechen: 25% Reduktion bis 
zum Jahr 2010. - Ich lasse die Frage außer Betracht, die Sie 
angedeutet haben. Sie sagten, Berlin könne es nicht aus eigener 
Kraft schaffen, die Ziele des Klimabündnisses von 50% zu reali· 
sieren. Wir sehen das anders, lassen uns aber einmal auf Ihre 
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Argumentationsbasis ein. Herr Senator! Ich möchte Sie folgen­
des fragen- jetzt rhetorisch, denn Sie können mir nicht mehr ant­
worten: 

{Heiterkeit bei Bü 90/Grüne -
Wieland (Bü 90/Grüne): Der Senator kann jederzeit 

das Wort ergreifen 1] 

Sie haben das Thema .Braunkohle• erwähnt und gesagt, Berlin 
müsse sich den Problemen des Braunkohletagebaus in der Lau­
sitz stellen und deshalb bereit sein, die Braunkohleverbrennung 
in Berlin für Stromerzeugung bzw. sogar Kondensationsstrom 
aus der Lausitz - also unter Verlust der Abwärme - zuzulassen. 
Herr Senator, das Energiekonzept - jedenfalls die Gutachten, 
die wir kennen - sieht dies ausdrücklich nicht vor. Da sind nur 
noch geringe Mengen an Braunkohle vorgesehen. Wenn Sie hier 
von 25 % C02-Einsparungen reden, dann müßten Sie das 
abrechnen, was Sie für die Förderung der Braunkohle vorsehen. 

Und jetzt auch rioch einmal unter wirtschaftspolitisch~m 
Gesichtspunkt: Nach den Vorstellungen der LauSAG würden 1m 
Jahre 1996 noch 11 000 bis 12 000 Menschen in der Lausitz in 
der Braunkohlenförderung im Tagebau arbeiten. Sie wOrden 
nach Vorstellung der LauSAG etwa 57 Millionen t Braunkohle 
fördern. FOr Berlin ist die Abnahme von Strom, die einer Menge 
von 3 Millionen t Braunkohle entspricht, im Gespräch. Das 
bedeutete nach Adam Riese Arbeitsplätze für 600 Menschen. 
Die Arbeitsplätze für diese 600 Menschen zu schaffen, führte 
dazu, daß etwa anderthalb MilHonen t C02 mehr verbrannt wer­
den müßten, also pro Person etwa 2 500 t C02 pro Jahr. Wenn 
das eine Wirtschaftsförderung ist - auf Kosten des Klimaschut­
zes -, dann sind Sie wirklich auf dem falschen Dampfer. 

[Beifall bei BU 90/Grüne, bei der SPD und der PDS] 

Ähnlich müssen wir Ihre Verkehrspolitik beurteilen. Sie haben 
hier gesagt, daß Sie den schienengebundenen Verkehr fördern. 
Wenn Sie -wie Sie im Flächennutzungsplan selber vorsehen -
90 km - ich habe mich durch unseren verkehrspolitischen 
Sprecher noch einmal belehren lassen: nicht 80 km, sondern 
90 km - autobahnähnliche Straßen bauen, dagegen nur 19 km 
Schienen, dann ist das keine Förderung des schienengebunde· 
nen Nahverkehrs, sondern ein Bedienen der Autolobby. 

{Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS} 

Und wenn die Zahl der Autos in Berlin von 1990 bis jetzt um 
200 000 zugenommen hat, dann müssen wir bei Fortsetzung 
dieser Politik, die davor keinen Riegel schiebt, Zuwachsraten 
befürchten, die zu einer Menge an Autos im Jahre 2010- dem 
Endpunkt Ihres Energiekonzepts - führen, die noch das über· 
trifft, was Sie im Energiekonzept planen. Sie gehen dennoch 
davon aus, daß - obwohl die Menge an Autos in Berlin deutlich 
zunehmen wird - trotzdem weniger C02 in die Atmosphäre 
gelangen wird. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Pech, ist das eine Meldung 
zur Zwischenfrage? 

[Frau Pech (PDS): Nein!] 

- Dann haben Sie versehentlich gedrückt. 

Berger (Bü 90/Grüne): Wir können uns das nicht vorstellen, 
daß auf der einen Seite der motorisierte Verkehr in Berlin bis zum 
Jahre 2010 deutlich zunehmen wird, dagegen aber die C02-

Emissionen, also die Treibhausgase, abnehmen werden. Das ist 
eine fromme Hoffnung. Die Realität wird uns da sehr viel früher 
auf den Teppich zurückbringen. 

Ein letztes Wort zum Flugverkehr: Herr Senator, in Ihrem 
Energiekonzept berücksichtigen Sie nicht die C02·Emissionen 
durch den Flugverkehr. Sie sind aber nun einmal vorhanden. Und 
es ist nicht, wie Sie gesagt haben, nur der oder jener, der fliegt, 
sondern geplant eine Vervierfachung der Passagierzahlen im 
Flugverkehr für den Raum Berlin. Daraus folgt eine deutliche Ver­
stärkung der Klimabelastung durch Berlin. Man kann eine solche 
Belastung nicht einfach dadurch wegreden, daß man sie im 
Energiekonzept nicht berUcksichtigt. Hinter Ihrer Prognose und 
Ihrer Planung zur Reduzierung von C02-Emissionen in Berlin 
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steckt zwar sehr viel guter Wille, angesichts der in dieser Stadt 
praktizierten Wirtschafts·, Verkehrs· und Baupolitik ist aber die 
Einlösung dieser Ziele Oberhaupt nicht glaubwürdig. 

[Be~all bei Bü 90/Grüne und bei der PDS -
Vereinzelter Beifall bei der SPO] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die CDU·Fraktion hat Herr 
Goetze das Wort I 

Goetze {CDU): Frau Präsidentin l Meine Damen und Herren 1 
Ich glaube schon, daß der Ansatz, den die Senatspolitik hier ver· 
folgt und der im wesentlichen von den Koalitionsfraktionen im 
Parlament begleitet wird, die Möglichkeit eröffnet, mit den vom 
Senator dargestellten Vergehensweisen und Verfahrensweisen, 
die bisher zwar bei den Oppositionskollegen geistig noch nicht 
durchgegriffen haben, zu bestimmten Neuerungen zu kommen. 

Was wir hier heute vom Kollegen Barger nicht gehört haben, 
war zum Beispiel die alte Verknüpfung, nach der bisher immer 
behauptet wurde, Wirtschaftswachstum auf der einen Seite 
impliziere dann auf der anderen Seite auch steigende Schad­
stoffbelastungen und entsprechende Luftverschmutzung. Die 
Schadstoffbilanz der vergangeneo Jahre hat sehr deutlich 
gezeigt, daß es hier inzwischen zu einer deutlichen Entkoppe­
lung von Energieverbrauch und Wirtschaftswachstum gekom· 
men ist. Der Primärenergieverbrauch fOr die ganze Bundesrepu­
blik lag 1993- das giltjetzt nurfürden ehemaligenWestteil-um 
7% höher als 1973. Die Wirtschaftsleistung lag aber insgesamt 
um 50% höher. Wenn wir uns dann noch vor Augen halten, daß 
insgesamt die Effektivität bei der Energienutzung deutlich ver· 
bessert wurde, nämlich um einen Wert von etwa 40 %, dann 
zeigt sich, daß im Verhältnis mit deutlich weniger Energie deut· 
lieh mehr produziert, deutlich mehr Wachstum herbeigeführt 
wurde. Ich kann mir daher eben auch vorstellen, daß mit Maßnah­
men, fUr die ich Ihnen heute sicherlich keine ausgereifte Konzep· 
tion darstellen kann, für die es aber Beispiele gibt, z. B. die 
Benutzervorteile für Kraftfahrzeuge ab 1998 in der Innenstadt, 
mit diesen Maßnahmen, die sich dann eben auch auf den Ver· 
kehrssektor auswirken werden, werden wir im Ergebnis dazu 
kommen, daß auch hier eine Entkoppelung zwischen Verkehr, 
zwischen Verkehrsmenge und Schadstoffen stattfinden wird. 
Das ist meine Vision einer vorausschauenden Energiepolitik Im 
Zusammenhang mit einer vernünftigen Verkehrspolitik. Ich 
meine, wir werden das hinkriegen, denn Verkehr an sich ist nichts 
Schlechtes. Sie werden es kaum einem Bürger vermitteln kön· 
nen, daß er zwischen den Verkehrsträgern kei~e freie Wahl mehr 
hat. Und Sie werden es ihm auch nicht verm1tteln können, daß 
Sie ihm vorschreiben: Die Fahrt von A nach B zum Besuch der 
Großmutter ist heute unnütz, und die Fahrt von C nach 0 zum 
Besuch des Rechtsanwalts ist jetzt sinnvoll. 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Darum geht es schon 
lange nicht mehr!l 

Da helfen auch, Kollege Cramer, sämtliche Zurufe nicht, denn 
Sie müssen schon auf Grund der Verkehrspolitik des Senats den 
Versuch unternehmen, die autobahnähnlichen Straßen zu defi· 
nieren. W!e ich Sie kenne, werden Sie alles, was asphaltiert ist 
oder was einen Mittelstreifen hat oder was zwei Fahrspuren hat, 

[Berger (Bü 90/Grüne): Feldwege!] 

als autobahnähnliche Straße definieren. Und dann kommen Sie 
natürlich auf gigantische Werte und malen ein Horrorszenario, 
was in der Sache nicht nachvollziehbar ist. 

[Zuruf der Frau Abg. Künast (Bü 90/Grüne)l 

Ich glaube auch, daß dieses Wirtschaftswachstum, das ich 
eben angesprochen habe, was intelligent gemanagt wird, sicher· 
lieh auch notwendig ist. Denn der KollegeBerger hat heute eine 
Sache erstaunlicherweise nicht angesprochen, nämlich das, was 
zum Beispiel die reicheren Industrienationen als Transferleistun­
gen in die Dritte Welt oder die Tropenbereiche transferieren 
sollen. 

{Berger (Bü 90/Grüne): Ökologischer 
Marshallplan!] 

(C) 
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Goetze 

Die Zahlen, die der Staatssekretär Wicke im Zusammenhang mit 
seinem ökologischen Marshall-Plan veröffentlicht hat, sind -
nebenbei gesagt- fraktionsübergreifend auf Bundesebene Kon· 
sens. Was er da veröffentlicht hat, führt dazu, daß die Bundesre· 
publik Deutschland jedes Jahr Milliardenbeträge aufbringen 
müßte, wenn man zu einem entsprechenden Transfer käme. Und 
das im Zusammenhang mit den zusätzlichen Aufwendungen für 
Umweltschutz im eigenen Lande kann natürlich nicht bedeuten, 
daß man nun gleichzeitig auch noch die Voraussetzungen für ein 
vernünftiges Wirtschaftswachstum unter Einbeziehung der öko· 
logischen Faktoren zunichte macht. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Wir fordern vor allem 
Selbstbeschränkung I] 

Deshalb noch einmal der Hinweis: Bei dem Wirtschaftswachs· 
turn hat die Entkoppelung zwischen Umweltinanspruchnahme 
oder Umweltverbrauch und den entsprechenden Faktoren statt· 
gefunden. Ich habe es eingangs dargestellt. Ich gehe daher 
davon aus, daß bei einem Teilbereich, der uns allen hier sehr am 
Herzen liegt - nämlich im Verkehrswesen -, auch eine solche 
Entkoppelung tatsächlich stattfinden kann. 

Wer auf dem Umwelttag zu Gast war, wird festgestellt haben, 
daß gerade aus Berliner Produktion Elektro· und Solarmobile 
an mindestens zwei Ständen vorgestellt wurden, und die ange· 
sprochene Verordnung für den Innenstadtverkehr muß am 
Schlußpunkt der Entwicklung stehen, derzufolge man nur noch 
mit null Emissionen in die Innenstadt fahren kann, 

[Berger (Bü 90/Grüne): Der Strom kommt aus der 
Steckdose!] 

so wie es in den USA für Großräume wie Los Angeles schon 
beschlossen ist. 

[Dr. Ragall (SPD): Das wollen wir!] 

Aber ich bitte Sie sehr um Verständnis, daß wir das flächendek· 
kend nun bestimmt nicht übermorgen einführen können. Das Ziel 
gilt aber. 

Nun haben wir hier einige Dinge gehört, Einzelheiten, die Kol· 
lege Berger in seiner Kritik an den Ausführungen des Umweltse­
nators angebracht hat. Auf zwei davon will ich noch kurz einge· 
hen, denn sie zeigen die Zwiespältigkeit der Argumentation. -
Das erste ist die Innenstadtverordnung für Kohleöfen. Warum ist 
die nicht realsiert? - Nun, dann unterhalten Sie sich einmal mit 
der Kollegin Ziemer und hören, wie sie im Bauausschuß um 
jeden Pfennig Mieterhöhung im Altbaubestand diskutiert, und die 
Umsetzung der Innenstadtverordnung bedeutet natürlich neue 
Investitionen, und das bedeutet, daß sie teilweise oder im Gan· 
zen auf die Mieten umgelegt werden müssen, und dann bedarf 
es eben einmal einer klaren Aussage aus der Fraktion Bündnis 
90/Grüne, was man denn nun will. 

[Beifall - Berger (Bü 90/Grüne) : Das entscheiden wir 
doch nicht!} 

Akzeptieren Sie denn nun auch diese Mieterhöhungen - dann 
können wir die Innenstadtverordnung auch umsetzen, und das 
sogar recht zügig. Oder aber agiert und agitiert die Kollegin Zie· 
mer um jeden Pfennig weiter, 

[Berger (Bü 90/Grüne): Ist sie etwa Bausenatorin ?] 

denn müssen wir uns eben Gedanken darüber machen, wie wir 
das stärker sozial abfedern können, wie wir es subventionieren 
können, und dann tragen auch die Bedenken des Bausenators 
dazu bei, daß es vielleicht nicht von heute auf morgen geht, son· 
dern daß sich die Koalitionsfraktionen als Verantwortungsträger 
in dieser Regierung die Detailgedanken machen müssen, wäh· 
rend Sie mit zwei Sätzen eine solche Geschichte, die 350 000 
Wohneinheiten in der Stadt betrifft, behandeln können. Gut, das 
ist Ihre Aufgabe als Oppositionsfraktion, aber ich denke, wir 
müssen hier weiter agieren, und die CDU-Fraktion wird -das ist 
meine Auffassung - einen Weg finden, diese lnnenstadtverord· 
nung, mit welchen Auswirkungen und in welchem Zeitrahmen 
auch immer, noch in dieser Legislaturperiode zu beschließen. 

[Beifall bei der CDU- Dr. Rogall (SPD): Hört, hört!] 
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Abschließend- da wir gerade beim Baubereich waren- noch 
der H'tnweis darauf, daß auch auf Bundesebene - nachzulesen 
in den von Ihnen vermutlich nicht besonders geschätzten Ver· 
öffentlichungen des Umweltministers, aber die enthalten auch 
ein paar Erfolgsmeldungen, die man durchaus zur Kenntnis neh· 
men kann - hinsichtlich der Reduzierung des Ausstoßes von 
Kohlendioxid sowohl die Programmatik als auch die ersten 
Erfolge und Erfolgsrechnungen bekanntgegeben worden sind. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Ja - wegen des Zusammenbruchs 
der Industrie in Ostdeutschland 1] 

Wir haben dazu als Koalition- auch se'ttens der CDU-Fraktion 
- hier etwa das Thema der Niedrigenergiehäuser formuliert. 
Die Kollegen von der SPD. haben das Problem anhand des 
Regierungsviertels aufgegriffen und in Beschlußform gegossen. 
Wenn ich mir dann die novellierte Wärmeschutzverordnung auf 
Bundesebene anschaue, dann wird in den Modellrechnungen, 
die dazu veröffentlicht worden sind, davon ausgegangen, daß 
bisher pro Quadratmeter Wohnfläche 130 bis 180 Kilowattstun· 
den pro Quadratmeter und Jahr als Wärmeverbauch möglich 
waren und künftig eben nur noch 54 bis 100 Kilowattstunden. 
Das ist eine Reduzierung um 36 %, und wenn man sich dann vor 
Augen hält, daß bei den privaten Haushalten etwa 80 % des 
Energieverbrauchs in die Heizung ge~en, dann sind solche 
Schritte natürlich ein wirklicher Beitrag, um die anvisierten Ziele 
zu erreichen. 

Zusammenfassend möchte ich deutlich machen, daß ich der 
Auffassung bin, daß wir mit den Einzelschritten, die künftig weiter 
begleitet und konkretisiert werden müssen, weil sich bei der 
Umsetzung auch immer neue Fallstricke und Probleme ergeben, 
die aber insgesamt in die richtige Richtung gehen, als Koalition 
und Senat auf dem Weg sind, das isolierte Berliner Reduktions· 
poten1ial von etwa 25 % auch ausschöpfen können, und bun· 
des· und europaweite Regelungen werden es uns ermöglichen­
bei entsprechend konsequenter Umsetzung auch im Land Ber· 
lin -,die höheren Werte, die wir angestrebt haben, zu erreichen. 

Ich gehe auch davon aus - -

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Herr Goetze, Ihre Rede· 
zeit ist verbraucht. Sie haben gesagt: "Zusammenfassend 
möchte ich!u, deshalb haben wir Sie nicht unterbrochen! 

Goetze (CDU): Ich gehe auch davon aus, daß insgesamt in 
den nächsten zwei bis drei Jahren das Bewußtsein für diese 
Querschnittsaufgabe in der Verwaltung sich so weit verbreitern 
wird, daß die Last dieser Reduzierung nicht nur von der Energie· 
!eitstelle und der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung getra· 
gen wird, sondern eben auch vom Bausenator, vom Wirtschafts· 
senator und anderen und daß dann möglicherweise eine solche 
Anfrage nicht nur von einem Senator beantwortet, sondern noch 
von einem weiteren kommentiert wird, der sich dafür auch zu 
interessieren meint. - Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU - Vereinzelter Beifall bei der SPDl 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Für die Fraktion der PDS 
- Frau Dr. Müller! 

Frau Dr. Müller (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Meine Rede wird kürzer sein; das kann ich schon ver· 
sprechen. 

[Liepelt (CDU): Schön!] 

Zuerst habe ich ja einen Schrecken bekommen: Jetzt sollen wir 
uns noch mit dieser sogenannten Weltmetropolenkonferenz 
beschäftigen. - War denn diese Konferenz selber nicht schon 
überflüssig genug?- Ich habe mir den Spaß gemacht und auf 
der Tribüne gesessen, und da kann ich Herrn Berger nur bei· 
pflichten: Ich habe keine zehn Menschen gesehen, die sich für 
diese Angelegenheit interessiert haben. Meine Hauptfrage dazu 
wäre wohl: Was hat uns das alles gekostet? Allein die Dolmet· 
scher haben- das habe ich mir sagen lassen- etwa 50 000 DM 
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Frau Dr. Müller 

bekommen! Auch die teilnehmenden Herrschaften aus aller Her­
ren Länder interessierten sich offensichtlich viel mehr für das 
Rahmenprogramm im Nikolaiviertel oder wo auch immer. 

[Liepelt (CDU): Interessieren Sie sich etwa nicht für das 
Nikolaiviertel?] 

Ich, die ich aus dem Teil der Stadt komme, derja-wie man so 
schön sagt - das "Demokratiedefizit" hat, bin immer wieder 
erschüttert, in welche Art von Demokratie wir hier so hereingeraM 
ten sind: Die Untertanen finanzieren den Herrschenden ein paar 
schöne Tage - so mit allem Drum und Dran -, 

[Frau Kowallek (CDU): Äh!-
Weiterer Widerspruch von der CDUl 

und die Herrschenden verkaufen den Untertanen das ganze 
dann als "Weltmetropolenkonferenz" oder gar als "Weltklimakon· 
ferenz"l 

Womit ich schon bei der nächsten großen Berliner Party wäre, 
zu der dann noch mehr von den Herrschenden kommen - meist 
per Flugzeug, und sie werden uns mit noch mehr Autos über die 
Füße fahren, und die Hofberichterstatter werden dann noch 
mehr zu schreiben haben, und die Worte "Klima" und "Klima­
bündnis" und "Kiimaschutz" und "Prima Klima" - auch die Wer­
bung wird nicht schlafen - werden dann in aller Munde sein, 
jedenfalls für eine Weile. Am Ende werden wir dann unsere Gro­
schen zählen, und wir werden Augen machen, was uns auch 
diese Konferenz wieder gekostet hat. 

[Dr. Rogall (SPD): Junge, Junge!] 

Kolleginnen und Kollegen, Sie merken schon: Ich bin da nicht 
sehr optimistisch; ich erwarte nichts Gutes, wenn dieser unser 
Senat etwas fürs Klima tun soll. Vor dreieinhalb Jahren hörte sich 
das noch ganz gut an: "Die drohende Zerstörung des Weltklimas 
ist zur zentralen umweltpolitischen Herausforderung unserer Zeit 
geworden", so ließen es uns Herr Momper und Frau Schreyer 
wissen. Der jetzige Senat versteht diese Herausforderung offen­
kundig als Aufforderung, in vorderster Front bei der Zerstörung 
des Weltklimas mitzumischen. 

Und was soll ich nun von diesem ,.Marshall-Plan" halten, von 
dem heute schon die Rede war? Sollen wir wirklich von den 
Amerikanern lernen, noch mehr Energie zu vergeuden, noch 
mehr Müll zu produzieren, und sollen wir dann mit vereinten Kräf­
ten auf die Dritte Welt einreden, wenn sich diese Unverschämten 
anschicken, auch nur 5 % der Energie zu verbrauchen, die wir 
verbrauchen, oder sollen wir ihnen väterlich helfen, weniger Koh­
lendioxid in die Luft zu schicken, um unser großes Weltgewissen 
damit ein wenig zu entlasten?- Das ist es ja wohl; denn ein 
wenig schlechtes Gewissen hat man ja nun doch. Aber wie 
immer bei schlechtem Gewissen wird nach dem billigsten Ablaß 
gesucht; 

[Frau Stötzer (SPD): Sie haben gar kein schlechtes 
Gewissen!} 

eine Fördermitgliedschaft bei Greenpeace vielleicht. Oder wir 
finanzieren eben in der Dritten Welt die eine oder andere 002-

Minderungsan!age; dort ist es ja billiger als hier. 

Wenn ich ganz offen sein darf: Mir geht es wie den meisten 
von Ihnen, das Weltklima liegt natürlich fern. Viel näher liegt mir 
unser Klima hier in der Stadt, sogar hier im Bezirk, beispiels­
weise in der Brückenstraße. Da sieht es wirklich absolut finster 
aus. Als vor drei Wochen die Anwohnerinnen und Anwohner 
gemeinsam mit dem Fußgängerschutzverein ein politisches Pick· 
nick in der Brückenstraße veranstalteten, waren wohl Vertreter 
von verschiedenen Umweltverbänden, aber kein einziges Mit· 
glied des Senats anwesend; weder der Verkehrssenator noch 
der Senator für Stadtentwicklung und Umweltschutz noch der 
Gesundheitssenator noch irgendein Vertreter der drei Herren. 

Gerade vom Gesundheitssenator hatten sich die Anwohnerin­
nen und Anwohner etwas mehr versprochen, nachdem er sein 
Büro ausgerechnet am Ende der Brückenstraße aufgeschlagen 
hat. Aber nicht einmal er hat sich bei ihnen blicken lassen, und 
deswegen mußten sie ihn also besuchen. Vorgestern waren sie 
zu einem ersten Willkommensbesuch in seinem Büro. Vielleicht 
findet er den Weg zu den Anwohnerinnen und Anwohnern auch 
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einmal. Er nickt gerade. Vielleicht macht er auch öffentlich klar, 
daß fOr ihn im Gegensatz zu den Kollegen Haase und Hassemer 
der Lärm und die Schadstoffbelastung in der Brückenstraße 
absolut nicht hinnahmbar sind und daß er im Senat wirklich für 
die Gesundheit der Menschen in der Brückenstraße kämpft. 

Daß wir ansonsten von diesem Senat und seiner großen Mit­
machkoalition nichts erwarten können, was unser Klima in der 
Stadt verbessern könnte, hat mir auch sehr eindrucksvoll wieder 
die letzte Umweltausschußsitzung gezeigt. Der POS-Antrag, an 
allen Hauptstraßen innerhalb des S·Bahnrings die Lücken in den 
Baumreihen aufzufüllen, wurde von der großen Umweltschutzko· 
alition nach dem üblichen Verfahren abgelehnt. Es gibt mal wie­
der einen Berichtsauftrag, um zu prüfen, Pünktchen, Pünktchen 
und so weiter und so fort. Sie kennen das. ln der Tat, für Wissen­
schaftler und Gutachter gibt es noch sehr viel zu tun, bevor wir 
anfangen, etwas zu tun, um der Umwelt und damit uns selbst zu 
helfen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch Umweltminister Töpfer 
zitieren, der wörtlich in einem "Zeit"-lnterview vor drei Wochen 
sagte: 

Momentan setzen wir eine große Konferenz auf die andere. 
Im September steht die Weltbevölkerungskonferenz in Kairo 
an. Dann kommt der Weltsozialgipfel in Kopenhagen, dann 
der Frauengipfel in Peking usw., alles Ereignisse mit klarem 
Bezug zu nachhaltiger Entwicklung. Aber es darf nicht sein, 
daß wir von einem Gipfel zum nächsten stürmen und hinter­
her feststellen: Wir marschieren hier ohne Kompaß, ohne 
inneren Zusammenhang, ohne gemeinsames Ziel. Bisher 
fehlt die Klammer zwischen den Konferenzen. 

Töpfer will nun also noch eine Weltgipfelkonferenz und eine 
Weltklammerkonferenz kreieren, um alle Weltkonferenzen dieser 
Welt besser miteinander verklammmern zu können. Das scheint 
ja irgendwo auch absolut logisch zu sein. Und im März 1995 
kommen sie dann alle nach Berlin, der ganze Öko· Jetset. Das 
Fliegen scheint ihnen überhaupt noch wichtiger zu sein als das 
Debattieren. Ich denke, wenn diese Herrschaften wirklich etwas 
fOrs Klima tun wollten, dann sollten sie nicht nachhaltig in der Luft 
herumfliegen und nachhaltig die Erdatmosphäre mit Schadstof­
fen anreichern, dann sollten sie vielleicht zu Hause bleiben, um 
die Liste der Umweltdefizite vor der eigenen HaustOr endlich 
abzuarbeiten. - Danke schön! 

[Beifall bei der POS] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Für die Fraktion der SPD 
jetzt der Kollege Behrendt! 

Behrendt (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn man die Kriterien zugrunde legen 
würde, die der Kollege Wieland vorhin bei der Großen Anfrage 
der FDP zur Kriminalität zugrunde gelegt hat, dann müßte man 
sagen, eigentlich hätte die Fraktion Bündnis 90/Grüne diese 
Anfrage auch nicht stellen dürfen. Denn hier ist nicht vorgeführt 
worden, daß in Berlin überhaupt nichts gemacht wird, sandem 
der Senator hat immerhin einen ganz beachtlichen Katalog von 
Maßnahmen dargelegt, 

[Beifall des Abg. Wittwer (CDU)] 

auch wenn man daran gesehen hat, daß der Spielraum, der auf 
landespolitischer und kommunaler Ebene gegeben ist, begrenzt 
ist. 

Und auch Sie, Herr Kollege Berger und Sie, Herr Cramer, 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Ich hab' überhaupt nicht geredet !I 
haben nicht dargelegt, wie man das Ziel des Klimabündnisses 
einer 50-%-Reduktion von CO:rEmissionen erreichen könnte. 
Ich fand es gut, daß diese Große Anfrage dem Senator auch 
noch einmal Gelegenheit gegeben hat, in seiner Einleitung auf 
die Klimagefahren hinzuweisen. Ich finde das wichtig, weil 
gerade dies geeignet ist, öffentliches Bewußtsein zu schaffen, 
um den Boden für dringend notwendige Maßnahmen zu berei­
ten, die wir ergreifen mUssen. 

ICramer (Bü 90/Grüne): Das machen wir seit 20 Jahren!] 

(C) 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

Behrendt 

(A) Denn wir vergeuden mit wachsender Geschwindigkeit die immer 
knapper werdenden Ressourcen oder beanspruchen sie weit 
über ihre natürliche Regenerationsfähigkeit hinaus, 

[Beifall des Abg. Cramer (Bü 90/Grüne)] 

Nur, wir finden uns nicht zu den notwendigen Maßnahmen, um 
diesem Treiben Einhalt zu gebieten. 

[Beifall des Abg. Dr. Rogall (SPD)] 

Gerade jetzt hat Maurice Streng, der ehemalige Verantwortliche 
und Generalsekretär der Rio-Konferenz, gesagt, daß er doch 
ernsthafte Zweifel am weiteren weltpolitischen Engagement für 
ökologische Belange habe, daß der ohnehin begrenzte Elan von 
Rio in Selbstgefälligkeit unterzugehen drohe; würde die Erde wie 
ein Unternehmen geführt werden, dann stünde sie kurz vor dem 
Bankrott. - Ich denke, diese Kritik ist sicher nicht unbegründet. 
Um so wichtiger ist es, daß die Nachfolgekonferenz in Berlin 
stattfindet und daß wir alles dafür tun, daß diese Konferenz neue 
Impulse gibt und zu einem Erfolg führt. 

Ich stimme Herrn Senator Hassemer zu, daß die Umsetzung 
des Energiekonzepts einen wesentlichen Beitrag Berlins zu 
einer Klimaschutzpolitik darstellen kann, auch wenn damit noch 
längst nicht alle Erwartungen erfüllt werden. Die Heizungssanie­
rung, die Senator Hassemer aufgeführt hat, die Förderung von 
BHKWs, die Förderung der Solarenergieerzeugung, die Farn­
wärmesanierung; das sind alles sicherlich wichtige, wenn auch 
nur kleine Bausteine auf diesem Weg. Wobei wir allerdings 
manchmal den Eindruck haben, daß wir uns da noch selbst 
Knüppel vor die Beine werfen, wenn etwa unser Koalitionspart­
ner dann wieder Bedenken bekommt, wenn es darum geht, 
einen Antrag zur Fernwärmesanierung durchzusetzen. 

[Beffall bei der SPD] 

Auch die Innenstadtverordnung und die Benutzervorteile für 
schadstoffarme Kraftfahrzeuge können etwas erbringen. Ich 

B) stimme Ihnen nicht ganz zu, Herr Kollege Berger, wenn Sie 
sagen, die Katalysatorfahrzeuge, die wir nur noch in der Innen­
stadt haben wollen, bringen nichts. Wenn der eine oder andere 
dann, weil er kein Katalysatorfahrzeug hat, auf das Kraftfahrzeug 
im Innenstadtverkehr verzichtet, dann ist das auch ein kleiner 
Beitrag zur C02 -Emissions-Entlastung. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Sehr indirekt!] 

Interessant fand ich, daß Herr Senator Hassemer heute end­
lich auch deutlich gemacht hat, welchen finanz'1ellen Aufwandes 
es bedarf, um dieses Energiekonzept durchzusetzen. Hier sind 
wir alle gefordert, trotz schwieriger Finanzlage alle Anstrengun­
gen zu unternehmen, diese Mittel aufzubringen. Ich möchte hier 
auch noch einmal an alle appellieren, insbesondere auch an die 
Kolleginnen und Kollegen, die im Hauptausschuß sitzen, sich 
dafür e'1nzusetzen. Insbesondere sollten wir die Mittel, die aus 
den Konzessionsabgaben von GASAG und Bewag dem Land 
Berlin zufließen, nutzen, um einmal eine verstärkte Öffentlich­
keitsarbeit zu machen und zum andern, um Energiesparmaßnah­
men zu finanzieren. 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD -
Beifall des Abg. Berger (Bü 90/Grüne)] 

Aber selbst wenn es uns gelingen sollte, die Finanzierung zu 
sichern, wird es uns dennoch nicht gelingen- das sagt auch das 
Energiekonzept -, den C02 -Ausstoß, wie es mit unserer Ver­
pflichtung im Rahmen des Klimabündnisses postuliert war, auf 
50 % zu reduzieren. Herr Hassemer hat zweifelsohne recht: Mit 
landespolitischen Maßnahmen und den entsprechenden Finanz­
mitteln allein ist es nicht zu verwirklichen; es sei denn, wir wür~ 
den uns entschließen, in unserem Wirtschaftshandeln, in 
unserem täglichen Handeln ganz rigoros Umstellungen und 
Änderungen vorzunehmen. 

Es wird nötig sein und ich begrüße, daß Herr Hassemer 
gesagt hat, er wird sich dafür einsetzen, daß nun endlich auf 
Bundes- und EU-Ebene entsprechende Maßnahmen eingeleitet 
werden, die zu einer über 25 % hinaus gehenden C02-Reduzie~ 
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rung führen können. Allerdings verhehle ich in dem Zusammen- (C) 
hang nicht, daß ich bei der derzeitigen Bundesregierung ausge­
sprochen skeptisch bin. 

[Beifall des Abg. Dr. Rogall (SPD)] 

Während sich alle Umweltexperten darüber einig sind, daß 
gerade eine konsequente Umweltschutzpolitik die ökonomische 
Zukunft auch unserer Wirtschaft sichern hilft, fällt der Bundesre­
g'1erung nichts anderes ein, als überholte Denkschablonen zu 
präsentieren, die darauf hinauslaufen, Umweltschutz sei Luxus, 
den man sich nur leisten könne, wenn die Wirtschaft boomt. 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Was war denn mit dem Tempolimit?] 

Entsprechend negativ fallen die Ergebnisse aus. 

Dabei ist gerade heute in der Presse zu lesen, daß das Deut­
sche Institut für Wirtschaftsforschung für eine ökologische 
Steuerreform plädiert und als wesentliches Element e'1ner langfri­
stig vorsorgenden Umweltpolitik ansieht. ln den nächsten 
10 Jahren - so das DIW - könne man damit 500 000 neue 
Arbeitsplätze schaffen. Diese Chance sollten wir ergreifen und 
alles unternehmen, um auch auf Bundesebene entsprechende 
Maßnahmen durchzusetzen. Es hilft nichts, immer wieder darauf 
zu verweisen, daß die nächst höhere Ebene, in diesem Fall also 
die europäische Ebene, tätig werden sollte. 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Herr Kollege Behrendt! 
Gestatten eine Zwischenfrage des Kollegen Cramer? 

Behrendt (SPD}: Ja - bitte schön, Herr Cramer! 

Cramer (Bü 90/Grüne): Herr Behrendt! Sie kritisierten zu 
Recht die Bundesregierung, weil die nichts unternimmt. Ich 
möchte Sie aber fragen, wie Sie es bewerten, daß Herr Schar­
ping in seinem Regierungsprogramm zunächst auf das Tempoli-
mit und die ökologische Steuerreform verzichtet hat? (D) 

Behrendt {SPD): Herr Cramerl Ich empfehle Ihnen, einfach 
einmal das Regierungsprogramm richtig zu lesen. Es '1st ein Tem­
polimit enthalten. Wir wollen dabei eine Harmonisierung mit 
europäischen Bestimmungen. 

[Beifall bei der SPD] 

Überall in Europa gibt es ein Tempolimit. Ebenso setzen wir uns 
für eine Energiesteuer ein. Sie sind da einfach falsch informiert. 

Ich halte es aber wie gesagt für falsch, immer auf andere Ebe­
nen zu verweisen. Es gibt Länder, die es uns vormachen, daß 
man auch auf nationaler Ebene entsprechend vorangehen kann. 
Bei den Steuern im Umweltbereich hat zum Beispiel Schweden 
eine solche Spitzenreiterfunktion übernommen. Bei den Verpak­
kungsabgaben machen uns Länder wie Norwegen, Dänemark 
und Belgien etwas vor. Selbst ein Land des früheren Ostblocks 
beschämt uns, denn seit 1993 gibt es in Estland Abgaben auf 
den Ausstoß von C02 und anderen Schadstoffen. Es wäre also 
durchaus angemessen, wenn ein so reiches Industrieland wie 
die Bundesrepublik auch hier Vorreiterfunktionen übernehmen 
würde. 

Ein ganz wesentlicher Bereich ist dabei der C0 2 -Ausstoß im 
Straßenverkehr. Auch hier mUßten wir den herkömmlichen Kli­
schees entgegentreten, wenn etwa Autofahrer klagen, sie wür­
den zur "Melkkuh der Nation" gemacht. 

[ Niedergesäß (CDU): So ist es ja auch!) 

Wenn man die Folgekosten des Kraftfahrzeugverkehrs berück­
sichtigt und insgesamt sieht, daß Umweltschäden in der 
Bundesrepublik sich auf 600 Milliarden DM beziffern, dann muß 
man eher sagen, Kraftfahrer sind tatsächlich die größten Sub­
ventionsempfänger, weil nämlich Fußgänger, Radfahrer und 
ÖPNV-Benutzer im Grunde genommen die Folgekosten des 
Kraftfahrzeugverkehrs aus ihren Steuergroschen finanzieren. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grünel 
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Behrendt 

Es geht also nicht darum, den Autofahrern zusätzlich Geld aus 
der Tasche zu ziehen, sondern es geht darum, politische Rahw 
menbedingungen zu schaffen, damit endlich die Automobilbranw 
ehe kraftstoffarme Fahrzeuge, die längst auf den ReiBbrettern 
und als Prototypen existieren, in die Serie gibt 

[Schmidt, Ekkehard (CDU): Warum fahren Sie dann einen 
großen SAAB ?] 

Dann hat auch endlich einmal der Normalverbraucher einen 
Anreiz, entsprechende Autos zu kaufen. 

Ich will noch etwas zu dem sagen, was wir hier im Land Berlin 
tun können. Wir erwarten, daß das Landesenergieprogramm 
nach der Sommerpause vorgelegt wird, daß die Energiekonzep~ 
tion vom Senat beschlossen wird. 

[Beifall bei der SPD] 

Das ·Landesenergieprogramm muß sehr deutlich aufzeigen, 
welche Möglichkeiten hier auf Landesebene existieren, etwa das 
Energiesparpotential in der Wirtschaft zu aktivieren, insbeson­
dere eine energetische Optimierung im Gebäudebereich vorzu­
nehmen und den Anteil regenerativer Energieträger zu erhöhen. 
Die SPD-Fraktion hat dazu konkrete Vorschläge erarbeitet, die 
wir im Rahmen eines Hearings noch vor der Sommerpause 
öffentlich diskutieren wollen. Das alles wird allerdings nichts 
fruchten, wenn es uns nicht gelingt, die Bevölkerung miteinzu· 
beziehen, daß heißt, es muß eine breite, über Jahre angelegte 
Diskussion Ober die Folgen der Energienutzung in Angriff 
genommen werden. Das Ziel dieser Debatte muß es sein, die 
Bevölkerung in stärkerem Ma6e für die Notwendigkeit von Ener· 
gieeinsparungen zu sensibilisieren. Dazu sollte die Konferenz im 
nächsten Frühjahr einen guten Beitrag leisten können. Ich halte 
es für anerkennenswert, daß es dem Senat gelungen ist, diese 
Folgekonferenz für die Rio-Konferenz nach Berlin zu holen. Ich 
bin zuversichtlich, daß der Senat alles tun wird, damit diese Kon­
ferenz organisatorisch und inhaltlich zu einem Erfolg wird. 

[Beffall bei der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeier: FOr die FDP jetzt der Kol· 
lege Dr. Klein! 

Dr. Klein (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Es ist in der Regel so, daß bei keinem anderen politischen Thema 
der Zusammenhang zwischen dem individuellen Handeln und 
der globalen Wirkung so deutlich wird wie bei Umweltschutzprow 
blemen. Es setzt sich wohl auch langsam die Erkenntnis durch, 
daß die Qualität der Politik sowie die Qualität der Lebensbedin· 
gungen heute eben nicht mehr allein von den Ergebnissen der 
Wirtschaftspolitik und der Sozialpolitik abhängt, sandem minde­
stens ebenso von dem Umfang der Mittel, die für Umweltschutz­
maßnahmen zur VerfUgung gestellt werden, und zwar nicht nur 
für die heimische Umwelt, sondern insbesondere auch für den 
globalen Umweltschutz. Dabei wird es sichertich immer so sein, 
daß die AnsprOehe den Möglichkeiten der Realisierung vorauseiw 
len, aber die Größe der Differenz zwischen diesen beiden ist 
auch immerhin ein ziemlich verläßlicher Gradmesser für das Ver· 
antwortungsbewußtsein einer Gesellschaft; ein Gradmesser für 
die Verantwortung einer Gesellschaft für sich, aber auch für die 
nachfolgenden Generationen. Sie ist auch ein Ausdruck der 
Qualität einer Regierung. 

Wenn ich dann die Höhe der finanziellen Mittel betrachte, die 
der Senat für Umweltschutzmaßnahmen ausgibt, dann möchte 
ich das Thema .Regierungsqualität" aus Höflichkeit nicht weiter 
verfolgen. Ich höre aber mit Freude, Herr Hassemer, daß Sie sich 
um mehr Mittel bemühen werden. 

Über die Notwendigkeit und die Zielsetzung eines globalen 
Klimaschutzes sind wir uns alle so ziemlich einig, über den 
Umfang und die Qualität der eigenen Berliner Leistungen muß 
man aber streiten. Ich würde Ihnen, Herr Berger, in Ihrer Kritik in 
fast allen Punkten folgen bis auf das Thema "Auto", denn dabei 
sind Sie offensichtlich ideologisch doch ein wenig festgelegt. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Das ist bittere Erfahrung!] 
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Herr Hassemer! Ich will Ihnen andererseits geme bestätigen, 
daß es durchaus positive Schritte in die richtige Richtung gibt. 
Die Gründung der Energieagentur halte ich für einen solchen. 
Auch das Vorliegen eines Energiekonzepts ist positiv, Ober das 
Tempo der Umsetzung dieses Konzepts sind wir aber sehr unter· 
schiedlicher Auffassung. 

Ich möchte noch ein anderes, sehr spezielles Thema anspre· 
chen, was mir an Ihrer Umweltpoli1ik, Herr Hassemer, am aller· 
wenigsten gefällt, nämlich zum einen die Langsamkeit in den 
Entscheidungsprozessen, zum anderen aber auch die man­
gelnde Kreativität in der Umweltschutzpolitik des Landes Berlin. 
Es wird nicht versucht, mehr neue Wege zu gehen, um beispiels­
weise im Interesse des Klimaschutzes mittelbar oder unmittelbar 
Energie einzusparen. Sie sagten selbst - und hatten dabei 
recht -, daß der weltweite Klimaschutz, die Notwendigkeit der 
Verringerung des C02-Ausstoßes vor allem über Energiespar· 
maßnahman im mittelbaren, aber auch im unmittelbaren Sinn 
gehe; mittelbar in dem Sinne, daß wir eben nicht nur Strom und 
Krattstoff sparen müssen, sondern endlich auch beginnen soll­
ten, nach intelligenten Lösungen zu suchen, mit denen wir Pro­
dukte mit einem weit geringen Einsatz von Material und Energie 
herstellen, als daß heute noch üblich ist. Wir müssen auch nach 
neuen Distributionswegen und nach neuen Transportwegen 
suchen, nicht nur unter dem Produktionsoptimierungsstand­
punkt, wie das bisher geschieht, sandem eben auch unter dem 
Aspekt einer geringstmöglichen Umwettbelastung. Diese Suche, 
Herr Senator, sollte vom Berliner Senat viel nachhaltiger geför­
dert werden. Das mag sich vielleicht sehr allgemein anhören, 
könnte aber sehr konkret sein, wenn in Berlin mehr dafür gesche­
hen würde. 

Es gibt sehr viele Möglichkeiten, dies umzusetzen; ich möchte 
nur einige aufführen: Ein Beispiel ist die in Berlin ziemlich rege 
Bautätigkeit - glückticherweise -, die auch noch zunehmen 
wird. Es ist abzusehen, daß immer mehr Schwerlaster mit Bau­
transporten, Bauabfall durch die Berliner Innenstadt fahren oder 
durch die Stadt überhaupt. Dadurch wird immer mehr Dieselruß 
in die Atmosphäre gepustet werden. Warum können für Bau· 
massentransporte von Baustellen, die im Einzugsbereich von 
Wasserstraßen liegen, nicht eigentlich temporäre und mobile 
Schiffsverladestellen genutzt werden! 

[Dr. Meyer (SPD): Projekt 17!] 

ln Bertin wäre das an sehr vielen Stellen möglich, und technisch 
ist das generell machbar, und in anderen Orten ist das bereits 
ausprobiert .... Eine solche Transportlogistik wäre sicherlich eine 
gravierende Verringerung der Straßen· und Umweltbelastung. 
Man muß das in Berlin einmal probieren. 

Ein zweites Beispiet aus dem gleichen Bereich: ln Berlin wer­
den immer mehr Häuser abgerissen werden, die in der früheren 
Ziegelbauweise errichtet worden sind. Es fällt massenhaft Zie­
gelschutt an, der nur sehr begrenzt recycelbar und wiede!Ver· 
wendungsfähig ist. Es wird daran geforscht, aber auf kleiner 
Sparflamme. Hier müßte der Senat einsteigen und diese For· 
schungsvorhaben unterstützen. Sonst wird unendlich viel Ziegel­
schutt auf Deponien gebracht werden. Das kostet Geld, das 
kostet Energie, und wir werden, statt diesen Bauschutt zu recy­
celn und wiederzuverwenden, mit viel Energieaufwand neue 
Baustoffe produzieren müssen. 

[Beifall bei der FDP] 

Ein drittes Beispiel: Es gibt in Berlin ein Solarenerglezen­
trum. Das dümpelt so vor sich hin. Warum setzt Berlin nicht auf 
diese Karte? Warum bietet Bertin sich nicht an, ein Innovations­
zentrum, ein Demonstrationszentrum für Solarenergie zu wer· 
den? Warum, Herr Senator, setzen Sie sich nicht konsequent mit 
dem Bund in Verbindung, um zu sichern, daß alle Regierungs· 
neubauten in Berlin zumindest partiell mit Solarenergienutzung 
versehen werden? 

[Beffall des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne)] 

Es gibt eine Reihe weiterer Beispiele in diesem Bereich, aber 
ich wünsche mir, daß sie nicht von der Opposition kommen, son­
dern von denen, die dafür bezahlt werden. 

(C) 

(D: 



(A) 

I(B) 

Abgeordnetenhaus von Be~ln - 12. Wahlperlode 

Dr. Klein 

Das alles sind nur Facetten aus dem Rahmen dessen, was 
heute hier angesprochen wird. Aber nur durch Vielzahl innovati­
ver Einzellösungen überall auf der· Welt, aber vor allem auch in 
Berlin läßt sich der globale Klimaschutz organisieren. Durch die 
Förderung des Senats passiert zu wenig; es fehlen sowohl die 
Ideen, aber auch das Bewußtsein, aktiv werden zu müssen. 
Umweltschutz wird in Berlin zu sehr verwaltet und zu wenig krea· 
tiv und aktiv mitgestaltet 

Der Umweltstaatssekretär _Wicke fordert - ich bin da sehr 
seiner Meinung - einen Umwelt-Marshall-Plan für die Weit. 
Recht hat er, aber mir wäre es schon recht, wenn es zunächst 
einen Umwelt-Marshall-Plan für Berlin gäbe 

[Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Meyer (SPD)] 

oder- noch bescheidener- einen Plan notwendiger Fördermaß· 
nahmen für neue Lösungen im Umweltbereich. Das wäre auch 
schon ein Fortschritt. 

Zum Ende noch ein Wort zu den Anträgen von Bündnis 
90/Grüne. Der Antrag zum Klimaschutz und der Konzessions­
abgabe liegt durchaus in unserer Richtung, Herr Berger, nämlich 
in der Richtung, allgemeine Steuern sukzessiv zu senken und 
zugunsten zweckgebundener Abgaben zu verr'lngern. Ihr Vor­
schlag ist sicherlich ein denkbarer Weg. Der Antrag Drucksache 
12/4461 könne in der generellen Zielstellung auch von uns mit­
getragen werden. Wenn denn schon ein Betrieb eine Monopol­
stellung hat, eine Monopolstellung zugesprochen bekommt, 
dann ist er meines Erachtens auch gehalten, bestimmte Ver­
pflichtungen gegenüber dem Monopolgeber zu erfüllen. Aller­
dings sind - das ist leider sehr symptomatisch - einige Forde­
rungen sehr direktiv und absolut, so daß sie in dieser Form nicht 
durchsetzbar sind. Wir werden uns im Ausschuß darüber ver­
ständigen müssen. 

Und sicherlich werden wir uns auch darüber verständigen 
müssen, ob so, wie es in Nummer 9 Ihrer Großen Anfrage steht, 
Stadtautobahnen den Zielen des Klimaschutzes widersprechen. 
Nach meinen Erfahrungen werden die meisten Abgase immer 
dort produziert, wo gewaltsam ein Stau provoziert wird, weil 
Straßen künstlich verengt werden. 

[Beifall bei der FDP - Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Auch Nummer 10 Ihrer Anfrage möchte ich hinterfragen: Wir 
können doch nicht alle Verkehrsmittel gleichermaßen in ihrem 
Leistungsumfang geschränken - in diesem Falle die Flugzeuge. 
Amerika ist von Berlin aus nur sehr schwierig mit dem Fahrrad 
erreichbar. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Bleiben Sie doch hier!] 

Die generelle Diktion Ihrer Anfrage aber trage ich mit, sie wird 
von uns geteilt. Auch wir sind der Meinung, daß bisher zu wenig 
von Senatsseite getan wurde, um die Öffentlichkeit Berfins für 
den weltweiten Klimaschutz zu engagieren. Vielleicht wird sich 
das nach dieser Anfrage ändern; es wäre zu wünschen. 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Große Anfrage hat damit ihre Erledigung 
gefunden. 

Zu den Anträgen empfiehlt der Ältestenrat die Überweisung 
an den Ausschuß für Umweltschutz. Wer dies so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das ist so 
beschlossen. 

[16] 

Die lfdn. Nrn. 12 bis 15 sind bereits durch die Konsensliste 
erledigt. 

Lfd. Nr. 16, Drucksache 12/4400: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses fUr Frauen­
fragen vom 11. Mal1994 zum Antrag der Fraktion 
BU 90/GrUne Ober Mißbilligung des Senators !Ur 
Wissenschaft und Forschung wegen Mißachtung 
des Landesglelchstellungsgesetzes, Drucksache 
1214154 

68. Sitzung vom 9. Junl1994 

Bevor ich zur Beratung das Wort erteile, gebe ich schon jetzt (C) 
bekannt, daß die Fraktion Bündnis 90/Grüne die namentliche 
Abstimmung beantragt hat - ein Hinweis an die Geschäftsfüh­
~!Jngen, für Präsenz zu sorgen. - Für die Beratung empfiehlt der 
Altestenrat eine Redezeit von bis zu 5 Minuten pro Fraktion und 
Gruppe. Gibt es dagegen Widerspruch?- Das ist nicht der Fall. 
Dann hat für die Frakf1on der CDU die Kollegin Schlicht das 
Wort. 

[Frau Herer (POS): Der Wissenschaftssenator fehlt!] 

-Wir wissen, daß der Wissenschaftssenator noch fehlt, aber mir 
wurde gesagt, daß er bereits gerufen wurde. Er wird sicherlich 
jede Minute eintreffen. - Bi He schön, Frau Schlicht! 

Frau Schlicht (CDU): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der vorliegende Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne, 
dem Senator für Wissenschaft und Forschung die Mißb'111igung 
auszusprechen, 

[Beifall des Abg. Mleczkowski (FDP)] 

trifft nicht unsere Zustimmung, und ich möchte das gern im ein· 
zeinen begründen. 

[Beifall bei der CDU] 

Wenn Sie davon ausgehen, daß der Senator in der Frage der 
Berufung bei der C 4-Professur für Literaturwissenschaft eine 
Entscheidung getroffen hat, die gegen das Landesgleichstel­
lungsgesetz verstößt, dann ist das eine falsche Interpretation 
und macht deutlich, daß Sie in das Landesgleichstellungsgesetz 
mehr hineininterpretieren, als das Gesetz möglich macht. Denn 
dort ist deutlich formuliert, daß bei gleichwertiger Qualifikation 
die Stellenbewerberio gegenüber möglichen anderen Bewer­
bern zu bevorzugen ist. Allerdings ist die gleichwertige Qualifika­
tion das entscheidende Kriterium. 

Wenn wir hier in einem Berufungsverfahren sehr deutlich 
durch die Diskussionen, die einerseits im Wissenschaftsaus· 
schuß und andererseits im Frauenausschuß geführt worden 
sind, mitbekommen haben, daß offenbar eine sehr unterschied· (D) 
liehe Bewertung der Qualifikation der Bewerber vorliegt, die 
auf der Liste stehen, dann macht das wiederum deutlich, daß 
man nicht - so wie Sie es in Ihrem Antrag formuliert haben -
davon ausgehen kann, daß das Landesgleichstellungsgesetz 
tangiert ist. Dies wird unter anderem durch die in dieser Sache 
schon vorliegende erste Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
unterstrichen. 

Zum zweiten denke ich, daß es immer wieder schwierig ist, 
wenn in Verfahren und Stellenbesetzungen dieser Art die Frau­
enpolitik, die ein sehr wichtiges Thema ist und gerade auch im 
Hochschulbereich ein sehr wichtiges Thema ist, durch solche 
Formulierungen wie in Ihrem Antrag überreizt wird. Sie beschwö­
ren damit zwangsläufig eine Gegenreaktion herauf. Ich will das 
deutlich machen: So, wie Sie das formuliert haben, müßte künf· 
tig § 101 des Berliner Hochschulgesetzes, wonach der Senator 
für Wissenschaft und Forschung die Möglichkeit hat, aus einer 
Berufungsliste denjenigen Bewerber oder diejenige Bewerbe­
rio zu berufen, die er für am geeignetsten für die Position hält, 
außer Kraft gesetzt werden und gesagt werden: Immer, wenn 
eine Frau auf Platz 1 der Berufungsliste steht, muß der Senator 
der Berufungsliste in dieser Form stattgeben. Damit entstünde 
zwangsläufig folgender Mechanismus: Die Hochschulen vermie­
den künftig tunlichst, auf Platz 1 eine Frau zu setzen, weil wir wis­
sen, daß die Hochschulen eine Bastion sind, wo die Bereit­
schaft, Frauen zu fördern, noch nicht so weit entwickelt ist, aller­
dings schon entwickelter ist. Insofern möchte ich in diesem 
Zusammenhang noch folgendes erwähnen: Wenn es darum 
geht, mit diesem Antrag die Frauenfreundlichkeit- ich will das so 
bezeichnen - des Senators für Wissenschaft und Forschung zu 
beweisen oder nicht zu beweisen, dann gehen Sie auch fehl, 
denn in all den Fällen, in denen der Wissenschaftssenator von 
den Listen der Universitäten abgewichen ist, gibt es im Verhältnis 
Abweichung zugunsten oder zuungunsten von Männern oder 
zugunsten oder zuungunsten von Frauen - wie immer Sie das 
nehmen wollen - eine überproportionale Bereitschaft, Frauen zu 
Lasten von Männern, die an erster Stelle standen, zu berufen. 

[Beifall der Frau Abg. Dr. Laurien (CDU)] 
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Frau Schlicht 

(A) Insofern kann dies mit einem solchen Antrag nicht bewiesen 
werden, weil es eben nicht zutrifft. 

Ich möchte noch einem Punkt erwähnen, um das hier deutlich 
zu machen. Auch uns als CDU-Fraktion ist es sehr wichtig, daß 
Frauen in Professuren kommen, in C 4·, C 3- und C 2-Professu­
ren. Da ist es schon ein erfreulicher Fortschritt, daß zumindest­
denn das ist immer ein sehr wichtiger Maßstab dafür, daß die 
Voraussetzungen, solche Stellen zu erreichen, geschaffen wor­
den sind --

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Frau Schlicht, es tut mir 
leid, Ihre Redezeit ist zu Ende. Kommen Sie bitte zum Schluß! 

[Beifall des Abg. Dr. K1lppl (Bü 90/Grüne)] 

Frau Schlicht (CDU): Ich bin gleich zu Ende. -Insofern ist es 
schon eine erfreuliche Tatsache, daß im vergangeneo Jahr die 
Anzahl der weiblichen Habilitierten erheblich größer geworden 
ist und jetzt bei 12 Prozent liegt. 

[Frau Dr. Klotz (Bü 90/Grüne): 12 Prozent! Das ist ja 
Wahnsinn! So viel! - Wieland (Bü 90/GrUne): Das ist mehr, 

als die CDU weibliche Abgeordnete hat!] 

Das ist im Vergleich zu dem, was früher war, schon sehr erfreu­
lich. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): 12 Prozent langen auch!] 

Das ist im Endeffekt die Voraussetzung fOr eine verstärkte Reprä­
sentanz. -Ich kann nur noch einmal abschließend sagen, daß wir 
diesem Antrag von Bündnis 90/Grüne nicht zustimmen werden 
und daß das nicht die richtige Form ist, hier in dieser Frage eine 
Entscheidung zu treffen J 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Für die Fraktion der POS 
(B) jetzt die Frau Abgeordnete Herer! 

Frau Herer (POS): Das war eine "schlichte" Rede. 

[Vereinzelter Beifall bei der POS und bei Bü 90/GrUne -
Wieland (Bü 90/Grüne): Ja!] 

Als der Antrag eingebracht wurde, habe ich schon die Mei­
nung unserer Fraktion kundgegeben, deswegen werde ich mich 
auf einige Punkte konzentrieren. 

1. Die Frauenförderung ist im Hochschulrahmengesetz von 
1985 und im Berliner Hochschulgesetz verankert. 

2. Laut Hochschulrahmengesetz ist der Senator nicht an die 
Reihenfolge der Liste für den Berufungsvorschlag gebunden, es 
sei denn, in klarer Entscheidung wurde eine Frau auf den ersten 
Platz gesetzt. Und dort gilt das LGG. Bei gleichwertiger Qualifi­
kation ist die Frau zu berufen. Laut LGG muß der Senator in 
diesem Fall die Frau berufen. Da Frauen als Professorinnen nach 
wie vor unterrepräsentiert sind und die Gleichstellung noch nicht 
erreicht ist, hätte er sie also berufen müssen. Darüber hinaus 
muß er sie in diesem Fall berufen, da sie von den entsprechen­
den Gremien auf Platz 1 der Berufungsliste gesetzt worden war. 
Der Gegensatz zwischen beiden Gesetzen - Berliner Hoch­
schulgesetz und dem LGG - existiert an dieser Stelle im Kopf 
des Senators Erhardt, und nicht in der Realität. 

[Gram (CDU): Er hat wenigstens einen!] 

Insofern sind die Vorwürfe des Senators haltlos, daß sich einige 
nicht an das gegebene Recht halten wollen - und das wurde 
mehrmals betont -, weil sie die Berufung der amerikanischen 
Hochschullehrerin verlangen. 

3. Fakt war und bleibt, daß auf der von den gewählten Gre­
mien der FU vorzuschlagende Berufungsliste demokratisch und 
frei entschieden auf Platz 1 eine Frau stand und diese Entschei­
dung noch einmal nach Rückgabe der Liste durch Schreiben 
FU-Vizepräsidenten bestätigt wurde. Eine Zustimmung erfolgte 
auch durch die universitären Kuratoriumsmitglieder. 
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4. Es bleibt, daß sich Herr Erhardt gegen das LGG entschie· (C) 
den hat. Auch hier sind mir alle Ausreden oder Einschränkungen 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und vom Sena~ 
tor im nachhinein völlig gleichgültig. Es gab eine demokratische 
Entscheidung der Universität, gegen die sich der Senator letzt-
lich entschied. Da6 diese Vergehensweise überhaupt möglich 
ist, zeigt welcher politische und wissenschaftliche Stellenwert 
Frauen in dieser Gesellschaft zugebilligt wird. 

[Unsinn! von der FDPI 

Auch hierbei bestätigt sich das Funktionieren von Männerseil­
schaften. 

[Unsinn 1 von der FDP] 

- Das können Sie ruhig rufen, das stört mich nicht I 

Denn auch das Banner Gleichstellungsgesetz - durchgesetzt 
gegen das vorhandene MännerOhergewicht und die bestehen­
den Mehrheitsverhältnisse - schafft schlechte Voraussetzungen 
für die Durchsatzung von entsprechenden Festlegungen in den 
Ländergesetzgebungen. Letztlich werden positive Festlegungen 
in den Ländergesetzgebungen anfechtbar gemacht. Es ist wie 
immer: Der Fisch beginnt am Kopf zu stinken! 

[Zuruf des Abg. Gram (CDU)] 

Gäbe es endlich eindeutige und einklagbare FesUegungen im 
Grundgesetz zur Förderung der Frauen zwecks Ausgleich 
bestehender Ungleichheiten, dann könnte sich die Nachfolgege­
setzgebung solchen rechtlichen Festlegungen nicht entziehen 
und der Senator hätte keine Chance, hier heute und in seinen 
sonstigen Entscheidungen herumzueiern l Da bereits 30 Jahre 
nur Frauen berufen werden müßten, um die Ungleichheit in der 
Männergesellschaft gegenüber den Frauen aufzuheben, sollen 
wir Frauen offensichtlich noch ein halbes Jahrhundert frisch und 
fröhlich die faulen Ausreden d i es e s Senators - oder eines 
anderen - hinnehmen. 

Wenn ich an die Besprechungen im Frauenausschuß denke, 
dann müßte ich dem Senator - seinen Ausführungen nach - (D) 
heute eine Belobigung aussprechen 

[Gram (CDU): Machen Sie es mal!] 

fOr seine Bemühungen. Ich kann diese bedeutenden Fortschritte, 
von denen er sprach, leider nicht sehen, und deshalb stimmt 
meine Fraktion ganz eindeutig für die Mißbilligung! 

[Beifall bei der POS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Für die SPD jetzt die Kol­
legin Holzhüter! 

Frau Holzhüter (SPD): Sehrverehrte Frau Präsidentin! Ver­
ehrte Damen und Herren! Als wir das Landesgleichstellungsge­
setz- allgemein abgekürzt LGG - für das Land Berlin beschlos­
sen haben, 

[Frau Dr. Klotz (Bü 90/GrUne): ,.Antidiskriminierungsgesetzw 
hieB es da noch 1] 

war es uns Frauen sehr wohl bewußt, daß es trotz allem ein wei­
ter Weg sein würde, das tradierte Verhältnis zu den zwei "M"s­
nämlich Männerund Macht- zu verändern. Die Zahlen belegen, 
daß es zu vorzeigbaren Fortschritten in vielen Bereichen noch 
nicht gekommen ist. Ich möchte jetzt nicht auf die Debatte zur 
Berliner Verfassung eingehen. 

Die Hochschulen können als ein trauriges Beispiel dafür 
genommen werden. Es ist schon eine bittere Erkenntnis, daß die 
Universitäten, wo mann und frau eine Ansammlung von lntelli· 
genz vermutet, leider kein Hort von Einsicht und geistig-morali­
scher Beweglichkeit sind. 

[Gram (CDU): Dafür das Parlament!] 

- Nein, wir haben vorher bei der Diskussion um die Enquete­
Kommission gehört, daß das leider auch hier nicht der Fall ist! 
Und vielleicht ist die auch hier vermutete Intelligenz nicht anders 
zu bewerten I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 
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Frau Holzhüter 

Auch in den Reihen der zuständigen HauptveiWaltungen.bis hin 
zum Senat- und in dem Fall auch des Parlaments- braucht man 
hier einen Übereifer nicht zu befürchten. Insoweit müßte es MißM 
billigungen nur so hageln. 

Nun ist die Möglichkeit des Gesprächs für Abgeordnete nicht 
nur auf die Tagesordnung beschränkt, und so habe ich viele 
Gespräche geführt, auch in anderen Bundesländern, und mich 
dabei um Toleranz und Objektivität bemüht- was ja Frauen so an 
sich haben -. Die Ergebnisse sind zwar insgesamt nicht sehr 
ermutigend, aber für Berlin sieht es da gar nicht so schlecht aus. 
Aus den Behandlungen des Themas im Ausschuß wissen wir, 
daß Abweichungen von der Liste durchaus auch zugunsten von 
Frauen vorgenommen worden sind. 

[Unruhe] 

- Ich darf auch die Herren bitten zuzuhören, vielleicht haben Sie 
eine Tochter! Es könnte morgen Sie treffen I 

[Schiela (FDP): Herr Hoffmann hat drei, ich habe zwei, macht 
zusammen schon fünf!} 

Daß es in diesem speziellen Fall nicht so gelaufen ist, wie wir es 
uns wünschten, steht außer Frage. 

[Frau Volkholz (Bü 90/Grüne): Ja dann stimmen Sie doch 
unserem Antrag zu l] 

Wir hoffen nun auf eine Klärung auf dem Rechtsweg, und es ist 
gut, daß Frauen den Mut haben, von diesem Recht auch 
Gebrauch zu machen. 

Leider kommen wir im Zusammenhang mit Rechtsstreitigkei~ 
ten wie dieser immer wieder bei einem Grundproblem an, den 
fachlichen Bewertungskriterien. die meist männlich geprägt 
sind. Politische Bewertungen sind vergleichsweise einfach, bei 
fachlichen kommt es darauf an, ob die Fachleute sich aus männ­
lichen oder weiblichen Personen zusammensetzen. 

Weibliche Personen sind in diesen Gremien leider noch zu 
wenig zu finden. Ohne den Schwarzen Peter der Universität 
zuzuschieben, muß doch gesagt werden, daß im Vergleich der 
Leistung häufig die Andersartigkeit der Frauen nicht im Sinne 
von Gleichheit in der Differenz gewichtet wird. Diese Gewich~ 
tung ist nun einmal eine wichtige Vorentscheidung. 

Wie ich anfangs schon sagte, müßte es von Mißbilligungen 
nur so wimmeln. Hier an Herm Senator Erhardt ein Exempel zu 
statuieren, halten wir allerdings nicht für angebracht. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Jetzt kommt die Kurve 'I 

Wir werden deshalb den Antrag auf Mißbilligung des Senators 
für Wissenschaft und Forschung ablehnen. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Für die Fraktion Bünd­
nis 90/Grüne hat Frau Kollegin Volkholz das Wort! 

Frau Volkholz (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin I Meine 
Damen und Herren! Es hätte mich auch sehr gewundert, wenn 
diese KUJve am Schluß nicht mehr gekommen wäre. Ich hoffe 
aber, daß einigen meine Argumentation mehr einleuchtet. 

Frau Schlicht! Ihr Beitrag war so gestaltet, daß er einerseits 
einen völlig anderen Antrag - und nicht unseren - gemeint hat, 
und zum anderen war der Beitrag schlichter Unsinn. 

Ich will noch einmal darstellen, worum es in unserem Antrag 
geht: Es geht um die Mißbi!Jigung des Verhaltens des Senators 
für Wissenschaft und Forschung in konkreten vier C 4-Beru­
fungsvorgängen. Davon ist einer der Fall Brodsky, der breit 
durch die Presse gegangen ist, und es gibt drei weitere. Es geht 
nicht um seine Gesamtcharakterisierung und Darstellung, ob 
Frauenfreund oder nicht, es geht auch nicht darum, ihm irgend­
welche Etiketten aufzukleben und um den Entzug des Vertrau· 
ens, sondern es geht um das Verhalten in vier Fällen. Mir ist auch 
klar, daß er in anderen Fällen durchaus Frauen, die auf hinteren 
Listenplätzen waren, bevorzugt hat. Das finden wir auch in Ord· 
nung. Aber das ist doch kein Grund zu schweigen, wenn es um 
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konkrete Fälle geht, in denen er unserer Meinung nach gegen (C) 
das Landesgleichstellungsgesetz verstößt. Eine Mißbilligung ist 
eine von der Opposition gewählte milde Form. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Wir sehen in seinem Verhalten eine grobe Mißachtung des 
Landesgleichstellungsgesetzes. Der Spruch des Ver· 
waltungsgerichts steht dem nicht entgegen, denn dieses hat auf 
sechs Seiten ausführlich begründet, warum dem Senator nach 
dem Berliner Hochschulgesetz das Recht zusteht, von der Liste 
abzuweichen. Das haben wir nicht bestritten; das ist so. Aber 
das Verwaltungsgericht berührt das Landesgleichstellungsge· 
setz lediglich in einer kleinen Passage, und sagt, daß er sich 
diese Prüfung hätte ersparen können. Das ist alles. Gerade 
diesen Punkt aber greifen wir an. 

Als Mitglied des Senats ist der Senator selbst an § 3 LGG 
gebunden. Er ist verpflichtet - ich zitiere: 

... aktiv auf die Gleichstellung von Männern und Frauen in 
der Beschäftigung und auf die Beseitigung bestehender 
Unterrepräsentanzen hinzuwirken. 

Daß es in diesem Bereich um Unterrepräsentanzen geht bei 
einem Anteil von C 4-Professorinnen im Westteil von 8 %, im 
Ostteil jetzt von stolzen 12,6 %, ist unstrittig. Und wenn Hoch· 
schulen von sich aus - Frau Schlicht, da gebe ich Ihnen recht -, 
die sich schwer genug tun, Frauen auf Listenplatz 1 zu setzen, 
das tun, muß man in der Tat als Senator nicht sagen: Ich 
bezweifle, daß die die Qualifizierteste ausgewählt haben!- Dann 
muß man diese nach dem Landesgleichstellungsgesetz auch 
berufen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS] 

Die Hochschulen mit ihrer Männerdominanz haben bisher 
dafür gesorgt, daß bei einem 50prozentigen Anteil von Studie· 
renden von Qualifikationsstufe zu Qualifikationsstufe der Anteil 
bei den hochdotierten Posten auf 10 % absinkt. Und bei der 
schwierigen Gratwanderung zwischen der Akzeptanz von Hoch· (D) 
Schulautonomie und gesellschaftlichen Anforderungen - wie 
dem Abbau von Frauendiskriminierung - ist es infolgedessen 
richtig, alle Chancen zu nutzen, wenn diese beiden Zielsetzun· 
gen nicht in Konflikt miteinander stehen. Das ist dann der Fall, 
wenn die Hochschulen den ersten Listenplatz mit einer Frau 
besetzen. 

Frau Schlicht, Ihre Argumentation, die Hochschulen würden 
es dann vermeiden, Frauen auf Platz 1 zu setzen, ist barer 
Unsinn! Warum sollen sie das tun?- Die setzen auf Platz 1 dieje· 
nigen, die sie wollen. Wenn wir feststellen, daß es Frauen sind, 
und werben in den Hochschulen dafür, müssen wir doch hier 
alles dafür tun, um auch den zuständigen Senator davon zu über­
zeugen, daß er diese Frau dann zu berufen hat. 

Im übrigen wollte er dieses auch, nachdem die Gremien so 
entschieden hatten. Dieses ist auch belegt. Er hat aber dann, 
nachdem sich eine Person aus dem Germanistischen Institut, die 
vorher noch für Frau Brodsky gestimmt hat, an ihn gewandt und 
sich gegen deren Berufung ausgesprochen hat, seine Entschei~ 
dung revidiert. Dieses läßt den Fall endgültig unter die Rubrik 
"Männerbünde gegen Frauenförderungw landen. 

[Zuruf von Bü 90/Grüne: Unglaublich!] 

Es macht die Beteiligung von Frauenbeauftragten unmöglich. 
Ihm fehlt die Transparenz. 

[Zuruf von der CDU] 

-Dieses ist nicht "Quatschw, sondern nachgewiesen. Dieses hat 
Ihr Sprecher im Wissenschaftsausschuß vorgelegt. 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Frau Volkholz, Ihre Rede· 
zeit ist abgelaufen! 

Frau Volkholz (Bü 90/Grüne): Noch einen Satz: Wenn 
diesem Parlament an der Durchsatzung der eigenen Gesetzge· 
bung etwas liegt, wenn vor allem den Frauen in diesem Paria· 
ment daran liegt, das Landesgleichstellungsgesetz nicht zur 
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Frau Volkholz 

(A) Makulatur werden zu lassen - und die Frauensenatorin, die 
offensichtlich als einzige an der Umsetzung des Gesetzes inter· 
essiert ist, nicht im Regen stehenzulassen -, dann stimmen Sie 
unserem Antrag zu und zeigen dem Senator für Wissenschaft 
und Forschung wenigstens die ,.gelbe KarteN! - Danke! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Für die Fraktion der FDP 
erl1ält Frau Schmid-Petry das Wort! 

Frau Schmld·Petry (FOP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Senator für Wissenschaft und Forschung weiß, 
daß die Autonomie der Hochschule ein schUtzenswertes Gut is~ 
und er hält sich auch sehr oft daran. Es ist auch im Ausschuß 
deutlich geworden, daß ihm keiner der Abgeordneten jemals das 
Recht auf Eingriff in eine Uste bestritten hat. 

1. Aber die Autonomie der Hochschule gebietet es, mit 
diesem Verfahren sehr vorsichtig umzugehen, das heißt, die 
erste Priorität gilt der Nichteinmischung. 

2. Es kommt wahrlich in den Hochschulen zu selten vor, daß 
ein Fachbereich es wagt, eine Frau auf Platz 1 zu setzen. 

Nun haben wir dieses seltene Geschenk, daß sich ein Gre· 
mium geeinigt hat, eine Frau auf Platz 1 der Liste zu setzen. Dar· 
über sollte sich der Senator und sollten sich alle an der Hoch· 
schule freuen. Was passiert?- Es passiert, daß er in diesem Fall 
den Bewerber auf Platz 2 nimmt und in dem Fall die Bewerberio 
benachteiligt. 

Nun brauchen wir nicht darüber zu diskutieren, ob Bewerber 
mehr oder minder qualifiziert sind; wir wissen alte, daß das Ouali· 
ftzierungsargument sehr dehnbar ist. Wir kennen aus der Vergan­
genheit, da6 es sogenannte Lobekartene gibt. Die gibt es überall, 
und die funktionen prächtig. Aber man muß diese Lobekartelle 
durchbrechen, wenn es eine Frau einmal auf Platz 1 geschafft 

(B) hat. Wir geben nicht wenig Geld aus fOr Hochschulsonderpro· 
gramme 1 und 2 und fördern Habilitationen und Dissertationen. 
Diese Förderung reicht nicht, sondern wir müssen den Mut 
haben, die Frauen zu Professorinnen zu ernennen, 

[Be~all bei der FDP, der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

und ihnen nicht nur mit Stipendien die Qualifikation vorzugau­
keln. Es entmutigt eine Frau auch, wenn sie ein solches Stipen­
dium hat und merkt, daß eine Frau auf Platz 1 dann immer noch 
nicht genommen wird. Das entmutigt mehr als alles andere. 
Daneben haben wir in Berlin lange um ein Landesgleichstel­
lungsgesetz gerungen. 

Wer sich heute aus der gesamten Frauendebatte und der um 
das Landesgleichstellungsgesetz verabschiedet hat, das ist für 
mich die SPD. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Frau Holzhüter, mit Ihrem Salto rOckwärts haben Sie ein ArguM 
ment geliefert, warum die SPD keine Glaubwürdigkeit mehr in 
Berlin besitzt. 

[Beifall bei der FDP und bei Bü 90/Grüne -
Zuruf der Frau Abg. Holzhüter (SPD)] 

Sie sind haben hier gesagt, Sie hofften aUf die Gerichte. - Das 
beklagen wir doch dauemd, daß die Politiker nicht an der rich· 
tigen Stelle den Mut haben, den Arm zu heben und abzustimmen, 
und dann sagen, sie hofften auf die Gerichte. 

[Zuruf der Frau Abg. Holzhüter (SPD)] 

Nein, Sie können hier heute das Verhalten mißbilligen und brau­
chen nicht auf ein Gericht zu schielen. 

[Be~all bei der FDP, der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Sie wissen ganz genau, daß viele Frauen in Berlin dies von Ihnen 
persönlich und von der SPD erwarten. Zähneknirschend mißbi[li­
gen Sie heute den Senator nicht - Sie würden es liebend gem 
tun. Die Koalitionsräson geht Ihnen wieder vor. 

[Zurufe von der SPDJ 
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- Ist ja gut, daß es richtig angekommen ist; ich habe es an der (C) 
Reaktion gemerkt. 

ln dieser Situation, Herr Senator Erhardt, haben Sie - und 
deswegen wird die FDP-Fraktion der Mißbilligung zustimmen -
unpolitisches Handeln an den Tag gelegt, und das mißbillige ich 
auf das schärfste. - Ich danke Ihnen. 

[Beifall bei der FDP, der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeler: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen jetzt zur namentlichen Abstimmung 
und damit zu unserem beliebten Spiel mit der Technik. Der Aus­
schuß für Frauenfragen empfiehlt die Ablehnung. Das bedeutet 
für Sie: Wer dem Senator die Mißbilligung aussprechen möchte, 
stimmt mit "Ja", wer dies nicht tun möchte, mit "Nein", wer keine 
Meinung dazu hat, kann sich enthalten. 

Ein wenig zum Procedere, weil wir zwei Neue heute unter uns 
haben: Bitte stecken Sie die Karten in den Eingabeschlitz; der 
Name muß zu lesen sein, und die Codierung muß nach unten zei­
gen. Das gelbe Lämpchen muß leuchten. Sie können nach dem 
Gong abstimmen. - Das war der Gong. - Haben jetzt alle die 
Möglichkeit zur Abstimmung gehabt?- Dann stoppe ich jetzt mit 
dem Gong. - Die Abstimmung hat ergeben: Mit ,.Ja" haben 51 
abgestimmt, mit "Nein" 141, enthalten haben sich 8, und 10 
haben an der Abstimmung nicht teilgenommen. 

[Beifall bei der CDU] 

Damit ist die Mißbilligung nicht ausgesprochen. 

[17] 

Wir kommen jetzt zu 

lfd. Nr.17, Drucksache 12/4401: 
Beschlußemptehlung des Ausschusses fllr Inne-
res, Sicherheit und Ordnung vom 18. Mal1994 zum co: 
Antrag der Fraktion der FDP über Auflösung und 
NeugrOndung des Landesamtes filr Verfassungs~ 
schutz, Drucksache 12/2859 

Für die Beratung empfiehlt der Ältestenrat eine Redezeit von bis 
zu fünf Minuten pro Fraktion und Gruppe. Gibt es dagegen 
Widerspruch?- Das ist nicht der Falt Es gibt bereits Wortmel­
dungen. Für die Fraktion der CDl) hat jetzt der Kollege Gram das 
Wort. - Bitte, Herr Gram! 

Gram (CDU): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren I 
Zuweilen gewinnt man bei der FDP den Eindruck, sie hinke der 
Zeit etwas hinterher. 

[Was? bei der FDP] 

Wir haben einen Antrag von Ihnen vorliegen, der ein Jahr alt ist, 
und ein wenig nagt der Zahn der Zeit an diesem Antrag, denn wir 
haben in der Zwischenzeit - wenigstens die aufmerksamen 
Beobachter im Verfassungsschutzausschuß werden das regi· 
striert haben - einige Dinge erledigt, die die Rücknahme dieses 
Antrags nahegelegt hätten. Der Verfassungsschutzausschuß hat 
sich dafür ausgesprochen, daß er zurückgenommen wird. 

Denn was war in der Zwischenzeit?- Nur einmal für die FDP, 
damit wir uns daran erinnern: Wir haben uns im Verfassungs· 
schutzausschuß damit beschäftigt, wie wir die zugegebenerma· 
ßen frOher etwas unglückliche Struktur des Amtes neu definie­
ren können. Es traten sehr honorige Herren unter der Führung 
des ehemaligen Verfassungsschutzpräsidenten Boeden zusam­
men und entwickelten einen Riesenbericht, den Sie, meine 
Damen und Herren von der FDP, hoffentlich gelesen haben, 
denn da steht alles Wesentliche drin, was Sie wissen müssen. 

Zum einen wurde damals empfohlen, daß das Amt Personal 
abbaut- Das ist inzwischen geschehen. Wie Sie wissen, ist die 
ZERVMStelle mit den jeweiligen Beamten ausgestattet worden. 
Es ist ein ganzer Schwung von Beamten damals hinübergegan· 
gen und verstärkt jetzt die Arbeit der Polizei. 
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Gram 

A) Dann denken Sie bitte daran, daß bei uns im land eine Situa-
tion entstanden ist, die für keinen in diesem Hause befriedigend 
ist, indem rechtsradikale Horden Ausländer durch Städte jagen 
und sich auf dem linken Rand ebenfalls Gewalttaten ereignen 
und linke Parteien versuchen, durch die Hintertür wieder Macht 
in diesem Land zu bekommen. ln diesem Zusammenhang wollen 
Sie das Amt auflösen? - Da kann ich nur sagen: ohne die COU. 
Das wird mit uns nicht laufen. 

[Beifall bei der CDU] 

Auch das Wort "Neugründung" kann in diesem Fall kein Maß· 
stab sein, denn wir haben mittlerweile den Empfehlungen des 
Boeden·Gutachtens folgend ein sehr schlagkräftiges Amt 
bekommen. Der Beweis dafür war im Ausschuß ein solider 
Bericht des Amtes in zwei Etappen: die eine betraf den Rechts­
extremismus und der zweite Teil den Linksextremismus. Ich habe 
den Eindruck, daß im Amt mittlerweile begriffen worden ist, daß 
man nicht nur- wie es der Kollege Dr. Lange in einem Zeitungs· 
interview gesagt hat - etwa Ausschnitte sammelt und sie auf· 
klebt, sondern doch sehr in die Szene eindringt und entschei· 
dende Erkenntnisse gewinnt. 

[Lorenz (SPD): Wird ja auch langsam Zeit!] 

- Wenn Sie sagen, es wird auch langsam Zeit, zeigt sich, daß 
geschehen ist, was geschehen mußte. - Das Boeden-Gut· 
achten wird von der Innenverwaltung konsequent umgesetzt. Ich 
kann nur sagen: Wir von der CDU begleiten diese Entwicklung 
mit Wohlwollen und unterstützen sie. 

Abschließend kann ich sagen: Wir wollen hier nicht Schlach­
ten schlagen, die schon längst geschlagen sind. Eine Auflösung 
des Amtes kommt mit der CDU nicht in Frage.- Ich danke Ihnen. 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für d'1e PDS hat Frau Seelig das 
B) Wort. 

Frau Seellg (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her· 
ren! Der Antrag der FDP ist zwar in seinem ersten Teil noch 
immer aktuell, im zweiten aber überholt wie eh und je. Nach der 
De·facto-Aufhebung des Trennungsgebotes, das in verschie­
denen Schritten erfolgt ist - erst wurden den Polizeien geheim· 
dienstliche Mittel zugeordnet, nun gibt es die erlaubte Zusam· 
menarbeit mit dem BND bei der Bekämpfung der sogenannten 
organisierten Kriminalität -

[Beifall des Abg. Hapel (CDU)] 

kann man das Vorhandensein eines Verfassungsschutzes nur 
noch unter sicherheitsrelevanten Aspekten für die Bundesrepu­
blik Deutschland sehen; sicherheitsrelevant für die Bürgerinnen 
und Bürger in diesem Land, denen staatliches Handeln immer 
mehr schutzwürdige Rechte entzieht; sicherheitsrelevant für die 
Demokratie, die keine Feindbilder, sondern interessierte und 
engagierte Menschen braucht; sicherheitsrelevant für dieses 
Grundgesetz, das nicht die beste aller Verfassungen darstellt, 
aber ein anderes gab es nicht, und ein anderes durften wir nach 
1989 auch nicht bekommen. Im Gegenteil, diese Verfassung ist 
um ihre wesentlichen Rechte beraubt worden, indem sie neben 
dem Asylrecht und neben dem Trennungsgebot nun auch den 
Bewohnerinnen und Bewohnern das Recht auf die Unverletzbar· 
keit der Wohnung nimmt. ln der Debatte darüber wird gern über· 
sehen, daß der Verfassungsschutz in diesem Land den großen 
Lauschangriff in diesem Land schon lange praktiziert - ohne 
Richtervorbehalt, ohne parlamentarische Kontrolle. 

[ Niedergesäß (CDU): Lüge! - Hapel (CDU): Ihr habt doch 
nichts gelernt !J 

Wenn wir aus der Stasi-Auflösung eines gelernt haben, so 
doch, daß Geheimdienste zu allem fähig sind und ihre Werk· 
zeuge, die sogenannten V-Leute oder IM, nicht gerade immer ein 
Ausbund an charakterlichem Edelmut darstellen, ob totalitärer 
Staat oder nicht. Für die Menschen, deren Vertrauen mißbraucht, 
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die belogen und bespitzelt wurden, ist dies erst einmal ziemlich 
egal. Ich möchte an den V-Mann als Kopf einer Wehrsportgruppe 
in Solingen erinnern. Auch dies wirft ein Licht darauf. 

Wie heuchlerisch die Attitüde ist, man könne in gute und böse 
Geheimdienste trennen, zeigte sich auch sehr deutlich darin, wie 
gut man sich in solchen Kreisen auch über alte Gegenerschaft 
hinweg miteinander versteht. Es ist derselbe Geist, wenn MfS­
Offiziere nahtlos und mit gutem Salär beim Verfassungsschutz 
oder BND willkommen sind. Auch in Talk-Runden spricht man 
dieselbe Sprache, ob nun Spion, Agent oder Tschekist. 

Der Verfassungsschutz wurde nicht als Geheimdienst kon· 
zipiert, aber darin lag schon der Geburtsfehler, daß man meinte, 
man könne dies durchsetzen. Daß Geheimnisse über Bürgerin· 
nen und Bürger gesammelt werden, kann die Öffentlichkeit nicht 
zulassen. Das verselbständigt sich und mündet immer 'm neuen 
Arbeitbeschaffungsmaßnahmen. Alle Geheimdienste - und es 
ist einer geworden - dieser Welt haben sich immer auf sehr 
wenig Nützliches, aber um so mehr darauf verstanden, sich 
selbst als unentbehrlich darzustellen und ihre Befugnisse auszu­
dehnen. Jüngstes Beispiel dieser Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men ist die POS und ihre Untersuchung auf Verfassungsfeind­
lichkeit Wir wollten das Grundrecht auf Asyl in der Verfassung 
schützen, wir sind auch dafür, daß die Unversehrtheil der Woh· 
nungerhalten bleibt. Ein Mehr an Demokratie wäre auch ein nütz­
licher Lehrgang für diejenigen gewesen, die in dieser Partei und 
um sie herum noch vorhanden sind und unbelehrbar daran fest· 
halten, daß die DDR eine tolle Alternative gewesen sei. Ange· 
sichts dieses rasanten Abbaus bürgerlicher Freiheitsrechte, für 
die ich und andere aus der Opposition ihren Kopf hingehalten 
haben, werden die Argumente nicht gerade überzeugender. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal Professor Schwan zitie· 
ren, einen vehementen Kritiker dieses Verfassungsschutzes -
.und zwar aus der konservativen Ecke, auch dort gibt es Kritiker, 
weil demokratische Werte ja durchaus erhaltanswert sind. Er 
sagt: 

Nageln sie die Türen und Fenster der Geheimdienste ganz 
fest zu, so fest, daß sich der Geist des Totalitarismus, der 
sich in deren Räumen eingenistet hat, nie wieder ausbre· 
chen und sein Unwesen zu Lasten des Rechtsstaats treiben 
kann. Wenn die Politik jedoch meinen sollte, auf die Verfas­
sungsschutzämter nicht gänzlich verzichten zu können, 
dann soll man meinetwegen an die Tür irgendeines Bedien· 
steten der Innenverwaltung ein Schild nageln, auf dem 
geschrieben steht ,.Verfassungsschutz~. Um der Bedeutung 
dieser Institution Rechnung zu tragen, kann man dieses 
Schild in Messing ausführen 

[Frau Herer (PDS): Das läßt die Präsidentin entfernen!] 

und es jeden Tag schön blankputzen. Mehr als dieser Auf· 
':';land ist jedoch für die Erfüllung der Aufgaben, die den 
Amtern für Verfassungsschutz nach der Verfassung allein 
obliegt, nicht erforderlich. 

Soweit Professor Schwan. 

[Gram (CDU): Ein Schwan macht noch keinen Sommer!] 

Man muß allerdings schon sagen, daß Verfassungen - wie wir 
festgestellt haben - änderbar sind. 

Meine Damen und Herren von der FDP! Wenn Sie Ihren 
Antrag auf Neustrukturierung des Verfassungsschutzes in 
diesem Sinne meinen, dann sollten Sie ihn so formulieren. Dann 
würden wir ihm auch zustimmen, 

[Dr. Lange (FDP}: Auf Ihre Zustimmung legen wir keinen 
Wert!] 

damit könnte man noch leben. Wenn dies nicht der Fall sein 
sollte, müssen wir ihn trotz seiner schönen Anfangspassage lei­
der ablehnen. 

[Beifall bei der PDS] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Für die SPD hat Herr Hildebrandt 
das Wort! 
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(A) Hlldebrandt (SPO): Frau Präsidentin I Meine Damen und 
Herren! Frau Kollegin Seelig! Sie wissen aus unserer gemein­
samen Arbeit, daß ich eine ganze Menge von Ihren Argumenten 
halte; aber eben haben Sie sich selbst disqualiftziert. 

[Beifall des Abg. Gram (CDU)l 

Wer in diesem Haus, in dieser Republik das Landesamt für Ver· 
fassungsschutz mit dem ehemaligen Ministerium für Staatssi· 
cherheit auf eine Stufe stellt, weiß entweder nicht, wovon er 
redet, oder aber er ist böswillig. 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall bei der CDU -
Hapel (CDU): Verharmlost f] 

Sie mögen sich aussuchen, was von beidem auf Sie zutrifft. 

Zur Sache selbst: Herr Kollege Dr. Lange, man kann ja - das 
gebe ich zu - wie die POS - und ich nehme an, die Kollegin 
Künast für die Grünen wird ähnlich argumentieren -, dafür sein, 
daß es ein Landesamt nicht gibt, daß es eines solchen Amtes 
nicht bedarf. Ich selbst bin anderer Auffassung. 

[Dr. Lange (FDP): Wir auch!] 

Ich nehme an, daß Sie auch anderer Auffassung sind, Kollege 
Gram hat eben das gleiche festgestellt Wenn man anderer Auf· 
fassung ist, dann ist dieser Antrag genauso unsinnig wie das 
eben formuliert wurde. Wir alle wissen, wie Organisationen ver· 
fahren, wie sie aufgebaut sind und wie sie funktionieren. Wr.r wis· 
sen alle, daß es kein vernünftiges Mittel ist, dieses Amt aufzulö· 
senund neu anzufangen. Wenn wir etwas verändern wollen- ich 
gebe zu, daß es dessen bedarf, im Gegensatz zum Kollegen 
Gram, bei dessen Rede ich den Eindruck gewonnen habe, er 
meine, es sei alles in Butter-, dann sollten wir das gemeinsam in 
den bestehenden Strukturen tun. Dann sollten wir gemeinsam im 
Ausschuß - das ist auch unsere Aufgabe als Parlamentarier, 
dafür sorgen, daß diese Veränderungen eintreten. Dann wären 
wir auf auf einem sinnvollen Weg. Weil dieser Antrag nicht von 
dieser Vorgehansweise ausgeht, werden wir ihn nicht anneh· 

(B) men. 

Prllsldentin Dr. Laurlen: Für die FDP hat Herr Dr. Lange 
das Wort! 

Or. Lange (FDP}: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her· 
ren! Herr Kollege Gram! Sie haben unrecht, der Antrag ist nicht 
ein Jahr alt. Wir haben diesen Antrag, das Landesamt für Verfas· 
sungsschutz aufzulösen und eine neue Institution zu grOnden, 
bereits 1991 gestellt 

!Gram (CDU); l"m sorry!] 

1991 war dieser Antrag genauso berechtigt wie heute. Herr Kol­
lege Gram, ich habe inzwischen gelernt, daß die CDU ihr Allheil· 
mittel darin sucht, daß sie sagt, Strukturen, die Organisations· 
form müßten verändert werden, dann werde schon alles besser. 
Das ist auch heute im Rahmen einer anderen Debatte zu hören 
gewesen. Zu glauben, daß nach der Umsetzung des Boeden­
Gutachtens die Arbeit des Landesamtes für Verfassungsschutz 
in Berlin bei gleichem Personalkörper, bei unwesentlichen Verän· 
derungen in der Führungsetage vielleicht besser, effektiver wird, 
ist schlichtweg naiv. Deshalb ging es nicht nur darum-, Herr Kol· 
lege Gram, ich zitiere Sie jetzt -, ,.die zugegebenermaßen 
unmögliche Struktur neu zu ordnen•.- Es geht darum: Wir hal· 
ten nach wie vor eine Umorganisation dieses Amtes in Richtung 
auf mehr Akzeptanz bei den Sicherheitsorganen im Lande Berlin 
- die ist auch angezweifelt -, aber insbesondere auch bei den 
Bundesbehörden und den anderen Landesämtern für erforder· 
lieh. Wir halten die bisherige Reform, die der Herr Senator als 
Dauerprozeß und auch Sie für notwendig halten, für nicht erfolg­
reich. 

Gerade wenn wir uns darin einig sind, daß der Links· und jetzt 
auch Rechtsextremismus bekämpft werden müssen und daß das 
Landesamt für Verfassungsschutz auf der Grundlage der von uns 
gemachten gesetzlichen Vorschriften seinen Beitrag dazu leisten 
muß - im Vorfeld zu beobachten, Informationen zu sammeh -, 
dann müßten wir uns auch darin einig sein, daß das Vertrauen, 
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das Sie heute noch in dieses Landesamt setzen, eigentlich unbe· (C)' 
rechtigt ist. Dieses Landesamt ist, Herr Kollege Gram - und 
auch hier ist die CDU nicht frei von Schuld - zum Spielball per­
sonalpolitischer Interessen von SPD und CDU geworden. Bis 
1981 -zugegeben- hatte ausschließlich die SPD dort Personal· 
politik betrieben, zwischen 1981 und 1989 haben sie zunächst 
unter Richard von Weizsäcker, danach unter Eberhard Diepgen 
versucht, ein bißchen personell auszugleichen mit der Beset· 
zung von Abteilungsleiterstellen. 1989/90 war das fürchterliche, 
aber kurze Interregnum von Herrn Pätzold. Danach hat man dann 
wieder versucht, die CDU-Sichtweise in dieses Amt zu bringen. 
Dies ist ein wesentlicher Faktor dafür, daß dieses Amt nie zur 
Ruhe gekommen ist, daß dort personelle Durchstechereien statt· 
fanden,"- zugegebenermaßen in letzter Zeit nicht mehr so statt· 
finden -, und solange diese parteipolitische Einflußnahme auf 
das Führungspersonal bleibt, muß dieses Landesamt in seiner 
Wirkung unwirksam bleiben. 

Wir sind uns doch einig: Wir brauchen dieses Landesamt für 
Verfassungsschutz. Jedes parlamentarische System braucht 
einen Verfassungsschutz, weil er bestimmte Aufgaben völlig 
getrennt von der Polizei wahrzunehmen hat. So, wie es jetzt ist, 
mit diesr Spitze, der zweiten und dritten Ebene~ da sind wir nicht 
so hoffnungsfroh wie Sie, Herr Kollege Gram, bleibt es erfolglos. 

Herr Kollege Hildebrandt, zu Ihnen nur ein Satz: Ich erinnere 
Sie - Sie ganz persönlich - an die Bewertung der Ergebnisse 
des Untersuchungsausschusses 1988/89 in Sachen Telschow. 
Damals hat die SPD mit Vehemenz gefordert, dieses Landesamt 
müsse weg 1 es müsse etwas anderes ersatzweise an diesen 
Platz gestellt werden. Wir haben einen Vorschlag gemacht, wie 
dies gemacht werden solle. Wir glauben, eine direkte Anhindung 
eines neu zu gründenden Landesamtes, wo natürlich, Herr Kol· 
lege, nicht die ganzen bisherigen Mitarbeiter wieder tätig sind -
womöglich noch in den alten Jobs-. Nein, mit neuen Leuten, ein 
kleines, feines, abgespecktes mit hervorragender Besoldungs· 
struktur, 

[Frau Künast (Bü 90/GrOne): Und einem neuen Senator!] (DI 

damit wir externen Sachverstand hineinbekommen - ich sage 
nur Stichwort ,.Spionageabwehr•. Dies ist unsere Zielsetzung. 

Und ein letzter Satz; Daß der Herr Innensenator diesem 
Landesamt für Verfassungsschutz nicht sein Herzblut und seine 
besondere Aufmerksamkeit widmet, sehen Sie daran, daß er in 
der Spitze der Personalführung bis heute- ich sage einmal: trotz 
der Erkenntnisse aus "Mykonos" -nicht gehandelt hat. Und man 
sieht es auch an Kleinigkeiten, wie der, daß er erst nach knapp 
zweieinhalb Jahren nach Amtsantritt das erste Mal seinen Fuß 
über die Schwelle dieses Landesamtes gesetzt hat. Man soll 
solche Vorgänge nicht überbewerten, aber das macht doch 
deutlich, welchen Stellenwert dieses Landesamt beim Senator 
hat. Wir glauben nach wie vor - und nach dem, was der Unter· 
suchungsausschuß in bezug auf die Arbeitsweise, die Zielset· 
zung und die mangelnden politischen Vorgaben dieses Landes· 
amtesandas Tageslicht gebracht hat, um so mehr-~ daß wir mit 
diesem Amt in Zukunft weiterhin erfolglos bleiben werden 

[Gram {CDU): Wie kommen Sie zu diesem Ergebnis? 
Kollege Lange ist Prophet!] 

und ein grundsätzlicher Neubeginn notwendig ist. 

[Beifall bei der FDP] 

Präsidentin Or. Laurlen: Frau Künast - bitte! 

Frau KUnast (Bü 90/Grüne): Meine Damen und Herren! Frau 
Präsidentin! Manchmal ist es wirklich gut, andere Redner vorzu· 
lassen. Ich habe Herrn Lange vorgelassen, weil ich dachte, viel· 
l~icht fällt mir dann etwas für den Redebeitrag zu diesem Antrag 
e1n. 

[Gram (CDU): Da fällt mir nichts mehr ein!] 

Und siehe da! Diese Taktik ist voll aufgegangen, denn mir ist 
dabei aufgefallen, daß Ihre Rede eine gute Begründung war, 
Ihren Antrag abzulehnen, 

[Heiterkeit] 
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Frau Künast 

A) denn sie endete mit der grandiosen Aussage über die Fehllei­
stungen des jetzigen lnnensenators. Wie könnte ich da Ihrem 
Antrag zustimmen? Dem kann ich denklogisch nicht folgen. 

') 

Herr Lange! Sie haben begründet, warum es dieses Amt nicht 
mehr geben soll. Zu diesem Ergebnis komme ich auch schon seit 
einigen Jahren, wenn auch aufgrund anderer Zusammenhänge. 
Für mich war es schon immer so, daß der Verfassungsschutz, 
diese geheim arbeitende Behörde, und Demokratie nicht 
zusammenpassen können. Wer so geheim arbeitet, produziert 
immer Fehlentwicklungen. Es hat seit spätestens 1986 eine 
chronique scandaleuse in diesem Amt gegeben, die damit 
anfing, daß mit Hilfe des .,Spiegels" enthüllt wurde, daß der 
V-Mann Weingraber aus dem Schmücker-Verfahren die angeb­
liche Tatwaffe an das Amt gegeben hat- nicht nur die Tatsache, 
daß die Tatwaffe wohl im Amt war, sondern auch die Tatsache, 
daß man Jahre später, als man diese Tatwaffe im vierten Durch­
lauf an das Gericht übergeben wollte, feststellte, daß wie in einer 
wunderbaren Vermehrung beim Landesamt aus der einen Tat­
waffe zwei Schußwaffen geworden waren. Das Landesamt hat 
beide Schußwaffen dem Richter geschickt und dazu gesagt: 
Woher die zweite Waffe kommt, wissen wir nicht, wir wissen 
aber auch nicht, welche von beiden die richtige ist. -So ein Amt 
schafft sich eigentlich selber ab. 

[Gram (CDU): Zum Thema!- Landowsky (CDU): Worüber 
reden Sie eigentlich?} 

Das Amt hat auch später im Lummer-Untersuchungsausschuß 
und 1988/89 im Ausschuß über die Fehlentwicklungen des 
Landesamtes- Ausspähung von Parteien und Abgeordneten -
einiges an Kritik erfahren. Das setzte sich bei "Mykonosu fort, und 
wenn das Amt heute über Rechtsextremismus schreibt, gibt es 
uns im wesentlichen nur eine - wenn auch sehr gute - Zusam­
menstellung von öffentlich zugänglichem Material. So weit, so 
gut! Ich könnte dem ersten Teil Ihres Antrags zustimmen, Herr 
Lange, wenn da nicht der zweite Teil des Antrags wäre, gegen 
den sie selber gerade brillant geredet haben. 

[Zuruf des Abg. Gram (CDU)] 

Wenn Sie sagen, daß ganze soll jetzt wieder zu einer Abteilung 
des Innensenators werden, heißt das doch, den Bock zum 
Gärtner zu machen. Wollen Sie ernsthaft sagen, daß unter 
diesem lnnensenator, unter dieser Fachaufsicht, unter diesem 
Staatssekretär etwas Besseres daraus wird? 

[Gram (CDU): Ja!] 

- Sie habe ich aber nicht gefragt, Herr Gram! Ich habe Herrn 
Lange gefragt. Daß Sie den Senator reinwaschen, weiß ich, seit­
dem der SFB in der letzten Woche über das Geheimpapier zum 
Abschlußbericht "Mykonosu berichtet hat. 

Herr Lange! Sie wollen doch nicht ernsthaft sagen, daß es 
unter diesem Innensenator eine Polit-Beratung, ein politisches 
Frühwarnsystem gibt. Ich habe eher das Gefühl, daß Ihr Antrag 
an dieser Stelle ein Karnevalsantrag ist. Sie haben ja selber 
gerade zum Ausdruck gebracht, daß der Senator am 6. Mai 1993 
- im Amt ist er seit Februar 1991 - das erste Mal den geweihten 
Boden des Landesamtes betreten hat, und auch das nur, weil ein 
Untersuchungsausschuß drohte. Ihr Antrag, Herr Lange, ist -
wenn man es räumlich betrachtet- so etwas wie: Ein Schritt vor, 
drei Schritt zurück. 

[Dr. Lange (FDP): Das wäre Tango I] 

Das ist ein klassisches Wendemanöver der FDP. Wir reagieren 
darauf mit einer glasklaren Enthaltung. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Nachdem die Enthaltung so char­
mant definiert worden ist, kommen wir zur Abstimmung. Der Aus­
schuß empfiehlt die Ablehnung. Wer dem Antrag seine Zustim· 
mung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! -
Gegenprobe!- Enthaltungen?- Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Die lfdn. Nrn. 18 bis 22 sind durch Konsensliste erledigt. 
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[23] (C) 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 23, Drucksache 12/4459: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses tur Bun~ 
des· und Europaangelegenhelten vom 19. Mal1994 
zum Antrag der Fraktion der PDS über Aufnahme 
einer Städtepartnerschaft mit der nordkurdischen 
Stadt Dlyarbaklr, Drucksache 12/4168 

verbunden mit 

lfd. Nr. 25, Drucksache 12/4468: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bun· 
des- und Europaangelegenheiten vom 19. Mal1994 
zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne Ober Mlßbll· 
llgung der Städtepartnerschaften mit Peklng und 
Djakarta, Drucksache 12/4097 

Hierzu findet keine Beratung mehr statt. Wir danken den 
Geschäftsführern. Zu beiden Anträgen empfiehlt der Ausschuß 
die Ablehnung. Ich lasse getrennt abstimmen. 

Wer dem Antrag der POS Drucksache 12/4168 seine Zustim­
mung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! -
Gegenprobe!- Enthaltungen?- Damit ist dieser Antrag abge­
lehnt. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne 
Drucksache 12/4097. Wer hierzu seine Zustimmung zu geben 
wUnscht, den bitte ich um das Handzeichen! - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Die lfdn. Nrn. 24 und 25 A sind durch die Konsensliste erle­
digt. 

[258] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 25 B, 
Drucksachen 12/4510 und 12/4511: 

Beschlußempfehlungen des Hauptausschusses 
vom 8. Juni 1994 zu Vorlagen - zur Beschlußfas­
sung - gemäß § 38 der Geschäftsordnung des 
Abgeordnetenhauses von Berlin (Nrn. 19 und 
20/1994 des Verzeichnisses Ober Vermögens· 
geschälte) 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Ich lasse einzeln 
abstimmen. Wer dem Vermögensgeschäft Nr. 19/1994, Druck­
sache 12/4510, seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen! - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei 
wenigen Gegenstimmen und wenigen Enthaltungen angenom­
men. 

Nun das Vermögensgeschäft Nr. 20/1994, Drucksache 
12/4511. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen!- Gegenprobe!- Enthaltungen?- Auch dieses 
ist angenommen. 

[25C] 

Ich rufe auf 

!fd. Nr. 25 C: 
a) Drucksache 12/4512: 

Beschlußempfehlungen des Ausschusses fUr 
Gesundheit vom 2. Juni1994 und des Hauptaus~ 
schusses vom 8. Juni1994 zum Antrag der Frak­
tion der SPD und der Fraktion der CDU über 
Krankenhausplan 1993, Drucksache 12/4053 
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(A) b) Drucksache 12/4513: 

(B) 

Beschlußempfehlungen des Ausschusses fUr 
Gesundheit vom 2. Junl1994 und des Hauptaus-­
schussesvom 8. Juni 1994 zum Antrag der Frak· 
!Ion der POS Ober Krankenhausplan 1993 (2), 
Drucksache 12/4150 

c) Drucksache 12/4514: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses fUr 
Gesundhell vom 2.lunl1994 und des Hauptaus· 
schussesvom 8. Junl1994 zum Antrag der Frak· 
tlon Bü 90/GriJne Ober Herausnahme des unlver· 
sltlren Bettenangebotes bel der Berechnung 
der Vorhaltung von Betten in den Einzugsberei­
chen bei der Erstellung des Krankenhausplanes, 
Drucksache 12/3148 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Was die Beratung 
angeht, haben zwei Fraktionen bis jetzt Beratungsbedarf ange· 
meldet. Zunächst hat sich Herr Köppl gemeldet, die anderen 
hatten gesagt: Ich rede nur, wenn die anderen reden. - Bitte klä· 
ren Sie das 1 Mir liegt als erste Wortmeldung die von Herrn 
Dr. Köppl vor. - Frau Pohle, in der Reihenfolge kommen Sie 
zuerst. Bitte schön! 

Frau Pohle (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her· 
ren I Nach monatelangen parlamentarischen und außerparlamen· 
tarischen Auseinandersetzungen um einen Krankenhausp!an, 
der nun in seiner Unfertigkeit vorliegt und die gesundheitliche 
Versorgung der Berlinerinnen und Berliner sowie die Situation 
der Beschäftigten im Krankenhausbereich und darOber hinaus in 
den nächsten Jahren nachhaltig beeinflussen wird, hatten die 
Koalitionsfraktionen von CDU und SPD keinen Redebedarf 
angemeldet. Ganz so sang- und klanglos wollten wir das Ereig· 
nis der Behandlung dieses mühsam zustandegebrachten 
Werkes nun doch nicht verstreichen lassen und wollen deshalb 
wenigsten einige Bemerkungen zum Krankenhausplan machen. 
Es soll auch nach dieser Wahlperiode nachvollziehbar sein, 
warum wir diesem Krankenhausplan nicht unsere Zustimmung 
geben konnten. 

Obwohl durch den Antrag der CDU- und SPD-Fraktion in der 
Fassung der Beschlußempfehlung des Gesundheitsausschus· 
sesvom 2. Juni diesen Jahres der Senat aufgefordert wird, einige 
der schlimmsten Übel seiner Krankenhausplanung zu beheben, 
und auch - was wir ausdrücklich begrüßen möchten - auf einen 
Antrag der POS. Fraktion hin unter dem Punkt Verschiedenes die 
Forderung aufgenommen wurde, Regelungen zu treffen, die ent· 
sprechende Absieherungen für eine Weiterbeschäftigung des 
qualifizierten Krankenhauspersonals vorsehen, können wir dem 
Krankenhausplan insgesamt nicht zustimmen. Womit ist diese 
ablehnende Haltung zu begründen? 

Erstens: Ein Grundmangel des Krankenhausplans ist die nach 
wie vor festgeschriebene Disproportion bei der Verteilung von 
Krankenhausbetten, Anzahl, Fachdisziplin und Lage in den 
sechs Versorgungsbereichen und Bezirken Berlins. lnsbeson· 
dere ein Blick auf die Bereiche Ost und Südost zeigt, daß die 
Planung von einer ausgewogenen Verteilung bedarfsnotwendi· 
ger Krankenhauskapazitäten weit entfernt ist. Der Versorgungs· 
hereich Ost - er umfaßt die Bezirke Uchtenberg, Marzahn, Hel­
lersdorf und Hohenschönhausen -ist und bleibt die am schiech· 
testen versorgte Region Berfins. Darüber können auch Pläne, die 
zudem noch ziemlich unklar sind, für einen Neubau der Grund· 
versorgung in Hohenschönhausen und die relativ gute Versor­
gung in Lichtenberg nicht hinwegtäuschen. 

Zweitens: Vö1\ig ausgehebelt als realistische Planungsgrund· 
Iage wurde der Krankenhausplan durch die von den Forderun· 
gen der Arbeitsgemeinschaft der Krankenkassenverbände in 
Berfin im Februar dieses Jahres losgetretene Diskussion über die 
Streichung weiterer 2 000 Krankenhausbetten, die in keiner 
Weise Eingang in die vorliegende Planung gefunden hat. Somit 
stehen die nächsten gravierenden Korrekturen eigentlich schon 
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auf der Tagesordnung, auch wenn es nun für eine Reihe von (C: 
Häusem Planungssicherheit gibt. 2 000 Betten lassen sich nicht 
am Krankenhausplan vorbei einsparen. Dazu kommt, daß aktuelle 
Entwicklungen, mit denen wir uns heute z. B. im Unterausschuß 
Krankenhausbetriebe befaßt haben - ich nenne nur das Stich· 
wort "Moabitw -, dazu führen werden, daß weitere Bettenstrei· 
chungen ins Haus stehen. Auch wenn Planung ein permanenter 
Prozeß ist, Herr Braun, muß ein Krankenhausplan, wenn er bis 
1997 datiert ist, Planungssicherheit für die Häuser und die Kran· 
kenversorgung geben. Und das ist bei diesem nicht der FalL 

Drittens: Große Probleme sehen wir im Zusammenhang mit 
den geplanten Enthospitalisierungsprozessen im geriatrischen 
und psychiatrischen Bereich und im konzeptionell ungenü­
gend vorbereiteten Aufbau geriatrischer und psychiatrischer 
Betreuungsketten und komplementären Versorgungsstrukturen 
in den B~irken und ihrer Finanzierung. Es bleibt abzuwarten, zu 
welchen Uberlegungen die Senatsverwaltungen im Ergebnis der 
dazu erfolgten Aufforderung im Antrag von CDU und SPD 
gelangten. Gestern gab es zu dem jetzt endlich vorgelegten 
geriabischen Versorgungsbericht keine Diskussion im Haupt­
ausschuß. Die wiederholt geäußerte Vorstellung, daß der Aufbau 
ambulanter Betreuungseinrichtungen zur gleichzeitigen Verrin­
gerung der entsprechenden psychiatrischen Betten führt, halten 
wir für illusionär. ln diesem Bereich bedarf es eher einer behutsa· 
men zeitlichen Übergangsplanung. Die bis 1990 gezogene 
Finanzplanung im Geriatriebereich erhöht eher die Unsicherheit 
auf diesem Gebiet. 

Viertens: Abwartend stehen wir auch der im Antrag erfolgten 
Aufforderung, die Krankenhausplanung durch ein Programm ent­
sprechender Absieherungen für das Krankenhauspersonal zu 
ergänzen, hinsichtlich ihrer Umsetzung durch den Senat gegen­
über. Die Debatte über die geplante Angliederung des UKRV an 
die Charite, ohne daß bisher den Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern gesagt werden kann, wie ihre Perspektiven sind, läßt diese 
Skepsis mehr als berechtigt erscheinen. Schon aus diesen 
Gründen ist zu erwarten, daß dieses Thema mit der Vorlage zur 
Kenntnisnahme über die Aufstellung des Krankenhausplanes ([ 
1993 und dem Antrag von CDU und SPO noch lange nicht abge· 
hakt ist, sondern die parlamentarischen Gremien und die Öffent­
lichkeit - wie schon in den vergangeneo Jahren - in bewährter 
Unberechenbarkeit weiter beschäftigen wird. Wir können 
diesem Antrag deshalb nicht zustimmen. 

[Beifall bei der POS] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Für die SPD·Fraktion hat Herr 
Dr. Seitz das Wort! 

Dr. Seltz (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ein Krankenhausplan ist sicher etwas, das nicht jedem geläufig 
ist. Deshalb zitiere ich einmal - das ist immer gut - aus dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz: "Zur Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähi­
gen Krankenhäusern zu sozial tragbaren Pflegesätzen" - letzte­
res ist ein Kernpunkt - nist ein Krankenhausplan auszustellen." 
Und weil sich die Situation ständig und dynamisch verändern 
wird, nichts an einem Tag so ist wie am nächsten - Frau Pohle, 
da haben Sie recht -,wird das Krankenhausplanen nimmer auf­
hören, im Gegenteil: Es ist die Pflicht des Landes, es ständig 
und kontinuierlich fortzusetzen. Ich erinnere daran, daß wir vor 
zwei Jahren hierzu schon eine kurze Debatte hatten. Damals hat 
ein Krankenhausrahmenplan erste Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß die Krankenhauslandschaft in Ost und West 
wenigstens näherungsweise auf den richtigen Weg der Anglei­
chung des Standards und der Verhältnisse gekommen ist. 

Nichtsdestrotrotz ist es eine Tatsache - und das ist kein 
Problem der Einheit, sondern der Entwicklung überhaupt -,daß 
Berlin stark in der Kritik steht. Berlin hat wesentlich mehr Betten 
als der Bundesdurchschnitt, selbst im Hinblick auf Ballungsge­
biete. Es liegt bei den Fallkosten 60 % über dem Bundesdurch· 
schnitt. Sie, Herr Kollege Köppl, Sie werden ja möglicherweise 
darauf eingehen. Diese Zahlen hat IGES veröffentlicht. Sie 
sind strukturbereinigt Die AOK Berlin gibt 60% mehr als im 



(A) 

:Bl 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

Dr. Seltz 

Bundesdurchschnitt für die Stationäre Versorgung aus. Deshalb 
haben die Kassen ihre Forderung nach weiterem Bettenabbau 
gestellt. Niemand wird die Sinnträchtigkeit dieser Forderung 
bestreiten können. 

[Frau Pohle (PDS): Das haben wir auch nicht getan!] 
Aber der Krankenhausplan ist in sorgfältiger Analyse erstellt 
worden. Darüber mag man in der Opposition geteilter Meinung 
sein, aber es kann nicht so sein, daß die Kassen rufen und wir auf 
Zuruf ohne sorgfältige Planung einen neuen Krankenhausplan 
erstellen. Wir werden den Forderungen der Kassen nachkam· 
men, sofern sie gerechtfertigt sein sollten. 

[Zuruf der Frau Abg. Pohle (PDS)[ 
Ich will etwas über die Ursachen sagen, die zu diesen Einspa­

rungen bei der. Bettenzahl geführt haben. in den Berliner Betten 
liegen vornehmlich zu viele Menschen, die gar nicht dorthin 
gehören. Das sind chronisch Kranke. 

[ Pewestorff (PDS) : Aber sie liegen!] 

- Ja, sie liegen, aber sie gehören nicht dorthin! - Und deshalb 
werden wir Betten abbauen. Wohin gehen die Leute nun aber?­
Diese Frage ist zu beantworten. Deshalb hat sich die Koalition 
darauf verständigt, eine Geriatrieplanung im Anschluß an den 
gesetzlich geregelten Krankenhausplan als Planungsgrundlage 
vorzulegen und die notwendigen Investitionsmittel zur Finanzie­
rung der geriatrischen Versorgungskette aufzunehmen. 

Ich weise nur darauf hin, daß es ein Irrglaube wäre, daß wir 
künftig so viele Betten behalten könnten, wie derzeit existieren. 
Es werden künftig immer weniger Krankenhausbetten benötigt 
werden. Das liegt daran, daß es verbesserte Therapieformen 
gibt, daß neue chirurgische Techniken eingeführt werden - wie 
die mikroinversive Chirurgie -, so daß sich die Liegezeiten dra­
matisch verkürzen werden. 

[Frau Pohle (PDS): Das ist doch gar nicht die Frage!] 
Und es ist der gesundheitspolitische Ansatz der Koalition, Frau 
Pohle, stationäre Versorgung nur dort vorzuhalten, wo sie medizi· 
nisch sinnvoll und notwendig ist. Ansonsten wollen wir durch 
Enthospitalisierung im psychiatrischen Bereich und durch Verla­
gerung in den ambulanten und teilstationären Bereich Angebote 
auf diesen Feldern schaffen. 

Gewiß werden beim Abbau von Betten Arbeitsplätze in den 
Krankenhäusern verlorenge~.en, aber sie entstehen an anderer 
Stelle neu. Sollte es hier zu Uberhängen kommen, dann hat sich 
die Koalition die Aufgabe gestellt, sie in einer- sagen wir einmal 
- Beschäftigungs-GmbH- das ist ein ganz schlechtes Wort und 
auch nur ein Arbeitstitel - aufzufangen. Wenn Sie diese Idee für 
sich reklamieren, dann erinnert mich das an das alte Sprichwort, 
daß eine gute Idee immer viele Väter hat. 

[Zuruf der Frau Abg. Pohle (PDS) [ 
Hinzu kommt, daß das Gesundheitsstrukturgesetz wesentliche 
neue Anforderungen an die Krankenhausplanung stellen wird. 
Dem hat sich der Krankenhausplan kontinuierlich, nicht nur alle 
zwei Jahre, zu stellen. 

Konsequenz: Die Betten werden immer weniger werden. Die 
Angebote im teilstationären und ambulanten Beretch werden 
zunehmen. Dem Rechnung tragend hat die Koalition auch einen 
Antrag eingebracht, der drei wesentliche Bereiche umfaßt. Ich 
nenne hier nur zwei: Geriatrie und Psychiatrie. Zur Psychiatrie 
habe ich schon etwas gesagt. Zur Geriatrie möchte ich noch 
sagen, daß es hier offenkundig wesentlichen Handlungsbedarf 
gibt. Schließlich geht es nicht, daß wir alte Menschen, die heute 
in Chronikerbetten liegen, auf die Straße setzen. Die Koalition 
hat erklärt, daß niemand, der in einem Bett liegt, auf die Straße 
muß. Das ist selbstverständlich. Also muß vor dem Abbau der 
Aufbau komplementärer Angebote erfolgen. Deshalb wird die 
Koalition dem geschätzten Investitionsbedarf in Höhe von 
1,87 MHI'Iarden DM dadurch Rechnung tragen, daß sie für ein 
Einstiegsprogramm von 1995 bis 1999 eine Milliarde DM ein· 
plant- die je zur Hälfte aus dem Landeshaushalt und vom Kapi· 
talmarkt kommen sollen. Diese gewaltige und notwendige 
Anstrengung leistet genau das, was Sie eingeklagt haben und 
was wir den älteren und pflegebedürftigen Menschen schuldig 
sind. 

[Beifall bei der SPD[ 
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Präsidentin Dr. Laurlen: Für Bündnis 90- Herr Dr. Köppl! (C) 

Dr. Köppl (Bü 90/Grüne}: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Dieser Krankenhausplan ist in weiten Teilen ein 
Schritt in die richtige Richtung. 

[Beifall des Abg. Braun (CDU)[ 

Das muß festgehalten werden. Er leistet in einigen Bereichen 
das, wovon das Land Berlin jahrelang gesprochen hat: Er bringt 
die Geriatriereform und auch die Psychiatriereform voran. Trotz· 
dem hätte dieser Krankenhausplan wesentlich besser ausfallen 
können, er hätte besser vorbereitet werden können, und er hätte 
in einigen Konsequenzen auch weniger furchterregend sein kön­
nen. Dazu will ich jetzt einiges sagen. 

Wenn wir im Bereich der Versorgung alter Menschen 3 500 
Krankenhausbetten in einem Zeitraum bis 1997 abbauen und 
nebenbei noch etwa 1 000 akutinternistische Betten abbauen, in 
denen ebenfal!s meistens alte, pflegebedürftige Menschen lle· 
gen, dann bedeutet das, daß wir in einem Umfang von 4 000 bis 
4 500 Patienten neue Einrichtungen aufbauen müssen, und zwar 
in der geriatrischen Versorgungskette. Dazu gab es eine längere 
Debatte im Fachausschuß, und die Abgeordneten der Koaliti­
onsfraktionen haben sowohl im Ausschuß als auch im Plenum -
auch in Anhörungen mit interessierten Verbänden in der Öffent­
lichkeit -jeweils versprochen, daß sie die notwendigen lnvestiti· 
ansmittel in Höhe von etwa einer Milliarde DM bis 1997 zur VerfU­
gung stellen, um diese neuen Einrichtungen aufzubauen. 

Diese Zusage wird nicht eingehalten! Das ist das größte Pro· 
blem dieses Krankenhausplanes. Die Finanzpolitiker haben -
ganz zum Schluß, nach dreimonatige.f Beratung - die finanzielle 
Zusage zurückgezogen, und in dem Änderungsantrag, der dann 
auch zur Vertagung geführt hat und der Ihnen heute vorliegt, wird 
die finanzielle Zusage für den Aufbau dieser notwendigen neuen 
Einrichtungen bis zum Jahr 1999 terminiert. Und so sind wir 
heute in der unangenehmen Situation, daß wir gleichzeitig 
beschließen sollen, daß der Abbau von insgesamt 6 000 Betten (D) 
bis 1997 vollzogen wird, aber der Aufbau von Einrichtungen, in 
die die alten Menschen umgelegt werden sollen, bekommt 
keine finanzielle Garantie, weil diese Koalition es nicht geschafft 
hat, das abzusichern, sondern es bis 1999 hinzieht. Auf die Bitte 
aus den Reihen der Opposition, dann eben auch den Bettenab· 
bau entsprechend zu terminieren, ist die Koalition nicht einge· 
gangen; hier liegt also ein offenes Problem vor, und ich sage es 
so, wie ich es empfinde: Die Gesundheitspolitiker der Koalitions­
fraktionen haben nicht das Gewicht, um sich in dieser entschei­
denden Frage durchzusetzen, und sie werden damit in Zukunft 
ein Stück Vertrauen der Verbände und Organisationen verlieren, 
die auf ihr Versprechen gebaut haben. Was mich an dieser Aus­
einandersetzung am meisten wundert, ist, daß die zuständige 
Senatorin - Frau Stahmer nämlich - dies so hingenommen und 
sich nicht vehement dafür eingesetzt hat, daß die Zusage zum 
Aufbau der geriatrischen Versorgungskette bestehen bleibt. 

Es gibt außerdem noch eine ganze Reihe von Fragen, die nicht 
optimal gelöst sind. Dazu gehören Probleme einzelner Kranken· 
häuser; ich will hier nur das Urban-Krankenhaus nennen. Dort 
sollen 178 internistische Betten abgebaut werden - völlig ohne 
Begründung! Wir wissen, daß dies eine Fehlplanung ist, und es 
ist eine Art Willkürakt gegen dieses Krankenhaus, der nicht 
gerechtfertigt ist, sich aber nicht hat korrigieren lassen. 

Dann beschließen wir heute einen kleinen Unsinn, denn im 
Krankenhausplan steht, daß es weiterhin drei Universitätsklini~ 
ken mit einem Bestand von je 1 350 Betten gibt. Jeder hier im 
Raume weiß, daß das von der Koalition nicht mehr getragen wird. 
Es sind feste Vorstellungen umrissen worden, daß die Uniklinika 
über das heute zu beschließende Maß hinaus 500 Betten 
abbauen sollen, und es ist die Fusion zweier großer Kliniken 
geplant, nämlich von UKRV und Charite. Wir befinden uns also in 
der seltsamen Situation, daß wir, wenn wir heute hier beschlie· 
ßen, formal den Erhalt von drei Kliniken beschließen, aber gleich­
zeitig wissen, daß das gar nicht mehr zur Debatte steht und 
geändert werden soll. Das finde ich reichlich seltsam. Ich hätte 
mir gewünscht, wenn wir wenigstens in den Grundzügen einer 
Versorgung mit universitären Betten mehr Klarheit geschaffen 
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hätten - auch im Rahmen dieses Krankenhausplanes, und da 
kann ich nur die Hoffnung äußern, daß es Ihnen nicht gelingt, die 
Fusion der beiden Kliniken durchzusetzen. Ich hoffe, daß die 
inzwischen aufgekommenen Widerstände so stark werden, daß 
Sie sich hier nicht durchsetzen. 

Ich denke, daß Sie verstehen, wenn wir aus den genannten 
Grilnden zwar einige positive Schritte in diesem Krankenhaus~ 
plan sehen, aber wegen schwerwiegender Mängel ihn dann 
doch ablehnen. - Danke! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne[ 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Hampel, bleiben Sie bei Ihrer 
Wortmeldung? 

[Dr. Hampel (FDP): Ja I] 

- Ach! Sie schwankten doch noch zwischen Humanität und 
Sach·Engagement. 

[Oho! und Beifall von links I 

Bitte sehr, Sie haben das Wort! 

Dr. Hampel (FOP): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her~ 
ren 1 Es ist unstrittig, daß in diesem Lande jedes Mal, wenn die 
Krankenhauskosten ein besonders unerträgliches Maß errei· 
chen, ein Krankenhausplan durch Bettenstreichungen versuchte, 
die Disproportionen auszugleichen. Auch dieses Mal geht es 
darum, daß Sie einen großen Teil von Betten- zugegeben: fehl· 
belegten Betten - zur Streichung anbieten und auf diese Weise 
versuchen, die Krankenhauskosten in Berlin einigermaßen in den 
Griff zu bekommen. 

Natürlich wird diese Umstrukturierung den Kassen im Prinzip 
nicht allzu· viel Geld bringen, weil ja die bisher dort versorgten 
Patienten in vielen Fällen ohnehin aus der Sozialhilfe bezahlt wer­
den, und aus diesem Grunde ist die Forderung der Kassen nach 
weiteren Streichungen durchaus verständlich, denn nur dadurch 
werden sie in die Lage versetzt, ihren Auftrag mit geringerem 
Aufwand zu erfüllen. 

Wenn die Kassen ständig darüber klagen, daß in Berlin die 
Verweildauer in den Krankenhäusern zu hoch ist, dann .. fragt 
man sich schon, warum sie denn nicht ihre Möglichkeit der Ober­
prüfung genutzt haben und sich haben nachweisen lassen, 
warum es denn in Berlin so unumgänglich ist, daß die Verweil· 
dauer so lang ist. Ich denke, es wird vielleicht auch nicht besser 
sein als die Ausführungen, die zum Beispiel das Klinikum Steglitz 
macht, das ja immer gerade darauf pocht, daß dort die durch· 
schnittliehe Verweildauer nur zehn Tage beträgt, dabei aber ver~ 
schweigt, daß viele Patienten in andere Krankenhäuser überwie· 
senwerden und dort weitere 20 oder 30 Tage verbleiben, bis sie 
nach Hause können oder in ein Pflegeheim müssen. 

Ich denke, dieser Plan hat eine ganze Reihe von Unwägbarkei· 
ten; es ist durchaus anzunehmen, daß Patienten, die chronisch 
erkrankt sind - also in Pflegeeinrichtungen untergebracht wer­
den müssen -, eine entsprechende Unterkunft finden werden. 
Ich vertraue hier auch der Aussage der Koalition, die sich vorge~ 
nommen hat, keines dieser Betten zu streichen, solange der 
Beda;f dafür besteht und ein Patient dort versorgt werden muß. 
Auf der anderen Seite bleibt es natürlich fraglich, ob zum Bei· 
spiel dieses Programm, das ja auch zur gleichen Zeit den Abbau 
einer beträchtlichen Anzahl von psychiatrischen Betten vor· 
sieht, eingehalten werden kann. Sie wissen alle- ich nehme das 
jedenfalls einmal an -, daß für ein derartiges Projekt entspre· 
chende Vorbereitungen nötig sind, und die chronische Finanznot 
dieses Landes, die sich wohl noch verschärfen dürfte, wird mög· 
lieherweise die dafür notwendigen Mittel, die ja auch einen ent~ 
sprechenden Vorlauf brauchen, gar nicht mehr ermöglichen. Es 
geht ja nicht schlicht darum, irgendwelche Träger zu finden, die 
nun sagen, wir übernehmen diese oder jene Patienten; sondern 
es darf nicht dahin kommen, daß aus den psychiatrischen Klini~ 
ken im Endeffekt lediglich nach einem Selektionsprozeß pflege­
leichte Patienten herausgenommen werden und den Kliniken 
übrigbleibt, den ganzen Anteil der schwerversorgbaren und 
gleichfalls mehrfachbehinderten Patienten zu versorgen und 
damit einen erhöhten Aufwand betreiben zu müssen. 
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Ich denke, jedem muß daran gelegen sein, daß wir sozialver· 
trägliehe Pflegesitze in diesem Land erreichen. Ob sie aller· 
dings auf diesem Weg erreichbar sind, bleibt zu hinterfragen, 
und wir werden es abwarten müssen. Entscheidend fOr einen 
derartigen Schritt wäre, daß man in vielen Fällen die Betreiber~ 
form des Krankenhauses endlich einmal ändert, den Kranken­
häusern mehr Rechte und Pflichten auferlegt, nach denen sie 
selbständig entscheiden können, und den Anteil der privat 
geführten Krankenhäuser in diesem Land vom erbärmlichen Pro· 
zentsatz von knapp 4 % endlich einmal erhöht. Sie werden ohne 
eine Veränderung der Führung in den Krankenhäusern, ohne 
modernes Management, ohne die Einführung bestimmter neuer 
Pflegemöglichkeiten diese Pflegesätze nicht wesentlich herun­
terbringen. 

Es bleibt zu fragen, ob die von Ihnen propagierten besonderen 
Methoden, die zur Verkürzung der Verweildauer in den Kranken· 
häusern führen, nicht andererseits wieder durch Fortschritte der 
Medizin kompensiert werden, durch die auch möglicherweise 
Patienten geholfen werden kann, denen zu helfen heute vielleicht 
noch unvorstellbar ist, aber denken Sie dar an: Vor 20 Jahren hat 
auch kaum jemand daran gedacht, daß es ohne weiteres möglich 
sein würde, Herz oder Leber zu verpflanzen und damit Menschen 
zu helfen, die früher als unheilbar galten und sterben mußten. 

Präsidentin Or. Laurlen: Herr Hampel! Sehen Sie bitte, 
Redezeit I 

Dr. Hampel (FDP) : Ja I Frau Präsidentin macht mich darauf 
aufmerksam. - Es gibt für uns zu viele Unwägbarkeiten. Denken 
Sie daran, daß wir in diesem Krankenhausplan Krankenhäuser 
abschaffen wollen, die gerade der Endversorgung nach großen 
Operationen dienen. Aus diesem Grund können wir diesem Plan 
nicht zustimmen. 

[Beifall bei der FDP] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Meine Damen und Herren! Wir 
können zu den Abstimmungen kommen. Wir stimmen getrennt 
ab. Zum Antrag von SPD und CDU empfehlen die Ausschüsse 
die Annahme unter Veränderung bzw. Ergänzung der Beschluß· 
empfehlung des Ausschusses für Gesundheit, Drucksache 
12/44512. Wer diesem Antrag so zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen! - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Damit angenommen. 

Wir kommen zum Antrag der POS, Drucksache 12/4150. Hier 
haben die Ausschüsse die Ablehnung empfohlen. Wer dem 
Antrag seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen! - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit 
abgelehnt. 

Wir kommen drittens zum Antrag von Fraktion Bündnis 
90/Grüne, Drucksache 12/3148. Auch hier haben die Aus· 
schüsse Ablehnung empfohlen. Wer zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Damit auch abgelehnt. 

[25D] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 25 D, Drucksache 12/4515: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Wls~ 
senschaftund Forschung vom 9. Ma11994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag 
der Fraktion der FDP Uber Verbesserungen der 
BAI6G·Lelstungen !Ur Studierende, Drucksache 
12/4043 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Die Beschlußemp· 
feh!ung des Fachausschusses und auch die des Hauptaus· 
schusses war fast einstimmig. Wer dem Antrag der FDP unter 
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~A) Berücksichtigung der Maßgabe des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung seine Zustimmung zu geben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Gegenprobe? - Enthaltungen? 
- Soweit ich sehen kann, einstimmig angenommen. 

IB) 

[25E] 

Lfd. Nr. 25 E, Drucksache 12/4518: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses !Ur Bau· 
und Wohnungswesen vom 4. Mal 1994 und des 
Hauptausschusses vom 8. Juni 1994 zum Antrag 
der Fraktion der FDP Ober Schaffung von Wohnel· 
genturn aus kommunalem Wohnungsbestand, 
Drucksache 12/224 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Wer dem Antrag der 
FDP in der Fassung des Ausschusses für Bau- und Wohnungs­
wesen unter Berücksichtigung der Maßgabe des Hauptaus­
schusses, Drucksache 1214518, seine Zustimmung zu geben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen!- Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Damit angenommen. 

[26] 

Ud. Nr. 26, Drucksache 12/4439: 
Vorlagen- zur Kenntnisnahme- gemäß Artlkel47 
Absatz 1 VvB 

Überweisungsanträge liegen mir nicht vor. Das Haus hat also 
Kenntnis genommen. 

[28] 

Lfd. Nr. '27 bis 29 sind durch die Konsensliste erledigt. Aber 
die SPD erbittet zu 

Jfd. Nr. 28, Drucksache 12/4383: 
Antrag der Fraktion der FDP Ober Wlederaulstel· 
lung der Denkmäler Im Bereich der Neuen Wache 
Unter den Linden II 

Jfd. Nr. 29, Drucksache 12/4411: 
Antrag der Fraktion der FDP Ober Verschiebung 
des Baubeginns für das Mahnmal zu den Bücher­
verbrennungen auf dem Babelplatz 

zusätzlich die Mitberatung durch den Ausschuß für Kulturelle 
Angelegenheiten. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen!- Gegenprobe!- Enthaltungen?- Damit ist 
so überwiesen. 

[30] 

Wir kommen zur 

lfd. Nr. 30: 

a) Drucksache 12/4412: 
Antrag der Fraktion der POS über Abschiebe· 
stopp !Ur Kurdinnen und Kurden 

b) Drucksache 12/4444: 
Antrag der Fraktion BU 90/GrUne über Erlaß 
eines Abschiebestopps fUr die Kurdinnen und 
Kurden aus der TOrkel 
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Hierzu gibt es drei Änderungsanträge: erstens Änderungsantrag (C) 
der FDP, Drucksache 12/4412·1 und 12/4444·1: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Die An1räge der Frak1ion der PDS (Drs. 12/412) und 
der Fraktion Bündnis 90/Grüne (Drs. 12/4444) werden 
in folgender Fassung angenommen: 

Der Senat wird aufgefordert, Abschiebungen von Kur· 
dinnen und Kurden nicht vorzunehmen, bis er sich aus 
allen zugänglichen Quellen darüber informiert hat, daß die 
Sicherheit der von Ab~chiebung betroffenen Kurdinnen 
und Kurden in den Ländern, in die abgeschoben werden 
soll, nicht gefährdet ist. 

zweitens Änderungsa~trag der SPD, Drucksache 12/4444·2: 

Das Abgeordnetenhaus walte beschließen: 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne über Erlaß 
eines Abschiebestopps für Kurdinnen und Kurden aus 
der Türkei (Drs. 1 2/4444) wird in der folgenden Fassung 
angenommen: 

Der Senat wird aufgefordert, keine Kurdinnen und Kur· 
den aus den kurdischen Gebieten der Türkei, in denen sie 
gefährdet sind, abzuschieben. Straftäter sind davon aus· 
genommen. Diejenigen, die aufgrund politisch motivierter 
Aktionen strafbar geworden sind, dürlen nur dann abge· 
schoben werden, wenn nachweislich sichergestellt ist, 
daß ihnen keine "erhebliche konkrete Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheitw droht. 

Diese Regelung bezieht sich auf kurdische Asylbewer· 
ber/·innen, die in Berlin ihr Verlahren durchlaufen haben. 

und drittens Änderungsantrag der CDU, Drucksache 1'2/4444-3: 

Das Abgeordnetenhaus möge beschließen: 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne über Erlaß 
eines Abschiebestopps für Kurdinnen und Kurden aus 
der Türkei (Ors. 1 '2./4444) wird in der folgenden Fassung 
angenommen: 

Der Senat wird aufgefordert, keine Kurdinnen und Kur· 
den in die kurdischen Gebieten der Türkei abzuschieben, 
in denen sie gefährdet sind. Straftäter sind davon ausge· 
nommen. Diejenigen, die sich strafbar gemacht haben, 
dürfen nur dann abgeschoben werden wenn keine 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß ihnen "erhebliche 
konkrete Gefahr für Leib und Leben droht. 

Der Ältestenrat hat für die Beratung fünf Minuten empfohlen. Als 
erste hat das Wort Frau Seelig von der POS! 

Frau Seellg (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her· 
ren! Am 6. April 1994 wurde die kurdische Familie Cetin in einer 
Nacht~ und Nebelaktion aus dem Asylbewerberheim Pirna bei 
Dresden nach lstanbul abgeschoben. Dort hielt man sie drei 
Tage lang in einer Polizeikaserne fest und folterte sie, und zwar 
die gesamte Familie, -

[Unruhe] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren I Ich bin 
sonst wirklich mit dem Lärmpegel nicht kleinlich. Aber ich bitte 
hier doch wirklich um etwas mehr konzentrierte Aufmerksamkeit! 

[Gram (CDU): Die S1asi hätte da drei Jahre 
festgehalten !] 
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Frau Seellg (POS): - Vater, Mutter, fünf Kinder; der jOngste 
war dreijährig und in Hoyerswerda geboren. Die Cetins gehörten 
keiner politischen Gruppierung an. 

Die Folter gehört in der Türkei zum Polizeialltag. Gefoltert 
wird bei jedem Verhör. Dem IHD·Menschenrechtsverein sind 
500 Fälle bekannt, die 1993 allein in lstanbul - Westtürkei -
stattfanden. Das heißt erst einmal nichts anderes, als daß es 
keine sichere Auchtalternative für Kurdinnen und Kurden in der 
Türkei gibt. - Im vergangeneo Jahr zum Newroz wurden in 
Adana, einer Stadt, die nicht mehr im kurdischen Ausnahmege· 
biet liegt, die meisten Kurdinnen und Kurden ermordet. Ca. 500 
internationale Beobachterinnen und Beobachter waren in 
diesem Jahr zu Newroz und Kommunalwahlen im Südosten der 
Türkei und kamen zu dem Schluß, den sie gemeinsam in einer 
Pressekonferenz darlegten: 

ln Nordkurdistan herrscht eine Atmosphäre des Terrors und 
der Angst. Vor dem Hintergrund der systematischen Vertrei· 
bungs· und Vernichtungspolitik gegen die kurdische Zivilbe· 
völkerung ist die Wahrnehmung jeglicher Grundrechte 
durch die kurdische Bevölkerung und die legale Umsetzung 
ihrer legitimen politischen und kulturellen AnsprOehe 
unmöglich. 

Zu den Unterzeichnern dieser Presseerklärung gehörten auch 
niederländische und finnische Delegationteilnehmerinnen und 
·tellnehmer, die durchaus dem christlichen, konservativen Flügel 
zuzurechnen sind. 

Auch die Kirchen in diesem Land sind zu der Erkenntnis 
gekommen, daß man Menschen nicht in eine solche Situation 
ausweisen kann, und haben das Kirchenasyl angeboten. Denn 
insbesondere die sogenannten politischen Straftäter sind von 
schwerer Folter und Tod bedroht. Straftäter, die nach unserem 
Recht schuldig werden, sind nach unserem Recht zu verurteilen; 
und mir ist nicht bekannt, daß es in der Bundesrepublik die 
Todesstrafe gibt. 

Die Augenzeugenberichte der Berliner Beobachtungsdelega· 
tion sind der Präsidentin übergeben worden. Sie können sich 
kundig machen, meine Damen und Herren, in welchem Maße 
deutsche Waffen an der Vernichtung von tausend Dörfern, an 
der Vertreibung der Zivilbevölkerung und an deren Ennordung 
beteiligt sind. 

Wir stehen heute mit diesen Anträgen und den Ergänzungs· 
anträgen vor einem schwierigen Dilemma. Der weitestgehende 
Antrag ist der von Bündnis 90/GrOne; das ist uns durchaus 
bewußt. Aber wir haben genau diesen Antrag schon mehrmals in 
dieser Fonn eingebracht, und er ist meistens gar nicht verhandelt 
bzw. sofort abgelehnt worden. Deswegen haben wir in unserem 
Antrag versucht, von vornherein einen Kompromiß zu formulie· 
ren, weil wir auch damit deutlich machen wollen, daß es um die 
Sache und nicht um parteipolitische Querelen gehen kann. 

Dieser Antrag bezieht sich auf die SPO-regierten Bundeslän· 
der. Deshalb wird es in der Konsequenz für uns notwendig sein, 
auch dem SPD·Antrag zuzustimmen, sollte unser Antrag sowie 
der von Bündnis 90/Grüne abgelehnt werden. Die Situation ist 
um so dringlicher geworden, da mir eben noch eine Agenturmel· 
dung auf den Tisch gekommen ist, daß es inzwischen massive 
Einwirkungen des Kanzleramtsministers Bohl gibt, der den SPO· 
regierten Bundesländern vorwirft, sie wUrden den Asylkompro· 
miß aushöhlen, in der Türkei würden keine Kurden verfolgt wer· 
den. 

Zum FDP·Antrag ist auch noch zu sagen, daß er leider an der 
bestehenden Situation nicht viel ändern wird, weil nicht einmal 
die Formulierung "Abschiebestopp" darin enthalten ist. Die 
Begründung des Antrags halte ich allerdings für recht wichtig 
und interessant, denn da ist zum ersten Mal deUtlich gemacht 
worden, daß die vom Staat unabhängigen Hilfsorganisationen, 
die in der Tilrkei waren, gehört werden müßten und nicht nur die 
Interessenvertreter der Waffenlieferungen, nämlich das Auswär· 
tige Amt, als alteiniger Maßstab zu gelten hat. 

Wir werden uns fOr einen Kompromiß entscheiden müssen, 
die Sache selbst ist es wert. - Danke schön! 

[Beifall bei der POS und bei Bü 90/Grüne] 
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Präsidentin Dr. Laurlen: Für die CDU-Fraktion hat Herr (C) _ 
Gewalt das Wort 1 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Keine Gewalt!] 

Gewalt (CDU): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich glaube nicht, daß heute abend ein inflationärer Schub von 
Anträgen einer sachdienlichen Lösung gerecht wird. Deshalb hat 
meine Fraktion auch beantragt - ich meine, das ist auch sehr 
sinnvoll -, diese mittlerweile 5 vorliegenden Anträge vor einer 
Entscheidung des Plenums im zuständigen Ausländerausschuß 
zu beraten. 

[Beifall bei der CDU] 

Ich weiß nicht, ob das Haus diesem Ansinnen folgen wird, es 
wäre aber mit Sicherheit der beste Weg, denn ein Teil der 
Anträge ist hier regelrecht zusammengezimmert worden, weil es 
keine Einigung im Hause gegeben hat. Das Problem ist jedoch 
zu ernst, um es zwischen Stube und Küche rasch zu entschei· 
den. Ich empfehle daher noch einmal dringendet die Überwei­
sung an den Ausschuß. 

[Beifall bei der CDU] 

Zu den einzelnen Anträgen: 5 Minuten reichen nicht aus, um 
hier jeden einzelnen Antrag anzusprechen. Ich möchte daher die 
wesentlichen Anträge herausgreifen. Der Antrag von den Grü­
nen/AL 

[Frau Künast {Bü 90/GrUne): Die gibt es nicht mehr!] 

sieht einen generellen Abschiebestopp ohne Wenn und Aber 
vor. Meine Damen und Herren von der AL, Sie sollten sich hin 
und wieder einmal daran erinnern, daß es die vomehmtichste 
Funktion eines Parlaments ist, die Bürger, die deutschen Staats· 
bürger und auch die ausländischen Mitbürger, hier in diesem 
Lande zu schützen. Ein genereller Abschiebestopp hat aber zur 
Konsequenz, daß damit ein Freibrief für PKK· Terroristen in 
Deutschland ausgestellt würde, die durch terroristische 
Anschläge in der Vergangenheit bereits auf sich aufmerksam (D 
gemacht haben. 

Prlsldentln Dr. Laurlen: Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Dr. Meyer von der SPD·Fraktion? 

Gewalt (CDU): Bei 5 Minuten bitte ich um Verständnis, daß 
ich durchgängig reden möchte. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß in der Vergan­
genheit nicht nur deutsche Staatsbürger Opfer solcher 
Anschläge gewesen sind, sondern auch ausländische Mitbürger. 
ln Richtung der FDP·Fraktion darf ich einmal dezent darauf hin­
weisen, daß das letzte Opfer immerhin der Bundesaußenminister 
Kinkai war. Insofern könnten ich mir vorstellen - ich hoffe es 
zumindest-, daß Ihre Partei ein gewisses Verständnis dafür hat, 
daß wir einem generellen Abschiebestopp keineswegs zustim­
men können. 

[Beifall bei der CDU] 

Wenn Ausländer - egal welcher Nationalität - deutsche 
Staatsbürger oder ausländische Mitbürger in Deutschland 
angreifen oder bedrohen, um in ihrem Heimatland damit Politik 
zu machen, dann kann es hier fOr den deutschen Rechtsstaat nur 
eine Konsequenz geben, nämlich die strafrechtliche Verfolgung 
und anschließende Abschiebung in das Heimatland. 

[Beifall bei der CDU] 

Allenfalts dann, wenn es konkrete Anhaltspunkte gibt, daß Fol­
ter oder gar Tod im Heimatland drohen - beim Beispiet der 
Kurden also durch eindeutige Aussagen oder Hinweise der türki­
schen Behörden oder der türkischen Justiz -, dann sollte auf 
eine Abschiebung verzichtet werden. Deshalb hat auch die 
CDU·Fraktion einen Änderungsantrag eingebracht, um diesen 
Zusammenhang zum Ausdruck zu bringen. 

Allerdings habe ich kein Verständnis dafür, daß die Sozialde­
mokraten trotz unseres Hinweises leider nicht auf den Zusatz 
verzichten konnten, daß dies ebenfalls für Asylbewerber gelten 
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Gewalt 

lA) solle, die rechtskräftig abgelehnt wurden. Es dürtte Ihnen doch 
nun mittlerweile wirklich bekannt sein - wir haben es auch wie­
derholt diskutiert-, daß die Zuständigkeit hierfür beim BAFIIiegt 
und nicht beim Senator für Inneres. Sie verlangen wiederum vom 
Innensenator etwas, was er nicht leisten kann. Schon aus 
diesem Grunde wird die CDU-Fraktion Ihrem Änderungsantrag 
nicht zustimmen können. Wir werden von unserem Innensenator 
nur das verlangen, was er auch nach dem Gesetz erbringen 
kann. Wir werden Ihren Antrag ablehnen. Ich bedaure zutiefst, 
daß es zu dieser kontroversen Abstimmung kommen wird. Mir 
wäre es lieber gewesen, wenn die Angelegenheit noch einmal im 
Ausländerausschuß beraten worden wäre. Ich hoffe auf Ihr Ver· 
ständnis und bitte um Zustimmung zu unserem Vertagungsan· 
trag. - Danke! 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Für Bündnis 90/Grüne hat Herr 
Ko~n das Wort I 

Ko~n (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Nachdem die SPO-regierten Bundesländer - mit Aus· 
nahme von Bremen - gemeinsam mit dem von SPD und CDU 
regierten Bundesland Baden-Württemberg einen Abschiebe­
stopp für die Kurden aus der Türkei erlassen haben, war es not­
wendig und legitimes Recht der Berliner und Berlinerinnen, vom 
Senat zu erwarten, daß er auch eine ähnliche Initiative ergreift. 
Da die Regierungskoalition diese Initiative nicht ergriffen hatten, 
haben wir diese Aufgabe des Senats übernommen. Ich danke, 
daß auch alle anderen Fraktionen -wenn auch mit unterschied· 
Iichen Intentionen und Inhalten- Änderungsanträge eingebracht 
haben. 

Ich möchte Sie hier darauf aufmerksam machen, daß in Berlin 
der Weg für eine Abschiebung der Kurden offen ist, eine 
Abschiebung in die Türkei. Diesen Weg wollen wir zumindest 

~) vorübergehend, bis die Verhältnisse in der Türkei geregelt sind, 
durch eine Schutzmaßnahme sperren und Abschiebungen ver· 
hindern. 

Die Türkei, die auch in den Genuß der Waffenlieferungen aus 
Deutschland kommt, hat inzwischen die Antifolterkonvention 
sowie Menschenrechtskonventionen unterschrieben und ratifi­
ziert. Geht man davon aus, dann glaubt man, daß in der Türkei 
Demokratie herrscht und eine Rechtsstaatlichkeil vorhanden ist. 
Aber so sieht es nicht aus, die Kehrseite der Medaille zeigt an· 
dere Verhältnisse, nämlich Folter, Mißhandlungen und Verhaf­
tungen der freigewählten Parlamentarier in der Türkei, die immer 
noch auf ihren skandalösen Prozeß warten. Die Situation ist 
geprägt durch Verschwinden von Menschen, Zerstörung von 
kurdischen Dörfern. Allein in den Wohngebieten der Kurden kön­
nen sich diese noch nicht einmal zu ihrer Identität bekennen. Das 
ist sonst schon ein Anlaß für Verhaftungen oder Mißhandlungen. 
Tausende von Menschen sind schon ermordet worden. Die 
~Frankfurter Rundschau" hat am 28. Oktober 1993 geschrieben, 
daß über 10 000 Menschen bei dieser Auseinandersetzung ums 
Leben kamen, davon Oberwiegend Zivilpersonen. Die Zivilbevöl· 
kerung im kurdischen Gebiet der Türkei ist Opfer von beidersei· 
tig ausgeübtem Terror, nämlich einmal von der staatlichen Seite 
und andererseits von der genannten Guerillaorganisation. Diese 
Bevölkerung wird gezwungen, ihr Land zu verlassen und in die 
Westtürkei zu emigrieren. Dank der staatlichen Propaganda und 
Hetze wird dieser Bevölkerung, die auf der Flucht ist, in der 
Westtürkei nicht akzeptiert und abgelehnt. ln den großen Städ­
ten - neben lstanbul noch Ankara, lzmir - bilden sich schon die 
kurdischen Gettos, die ein Ziel für die Todesschwadronen und 
gleichzeitig für die Geheimdienste bilden. 

Deshalb sage ich: Die Sicherheit für dle Kurden ist in der 
Westtürkei nicht gewährleistet, besonders in diesem Moment, 
wo man in der Türkei vor einer Entscheidung steht, ob die Hardli­
ner bei der Armee bleiben oder in Pension geschickt werden. 
Deshalb ist das notwendig. 

Heute appelliere ich an Sie, genauso wie in anderen - SPD· 
regierten Bundesländern - einen Erlaß herauszugeben, daß 
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diese Menschen nicht in den Tod geschickt werden. Das ist ein (C) 
ganz legitimer Appell, und das ist auch mein persönlicher, not· 
wendiger AppelL 

Ich inöchte Sie daran erinnern, daß Frau Ciller vor kurzem 
gesagt hat, in der Türkei unterstützten einige kurdische 
Geschäftsleute kurdische Organisationen. Kurz danach - vor 
vier Tagen- wurden in lstanbul drei dem Staat loyal eingestellte 
kurdische Unternehmer durch den Geheimdienst liquidiert. Das 
zeigt, daß die Kurden in der Westtürkei keine Bleibe bekommen, 
in der Osttürkei sowieso ntcht. 

Entweder müssen von Sonn aus Maßnahmen ergriffen wer· 
den, die den türkischen Staat unter Druck setzen, oder wir müs· 
sen damit rechnen, daß die Kurden, weil sie nicht in der Türkei 
leben können, zu ihren Bekannten und Verwandten in die 
Bundesrepublik Deutschland kommen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS) 

Wenn wir das verhindem wollen, müssen wir die Ursachen der 
Flucht in der Türkei bekämpfen wollen, müssen w'1r diese 
Schritte gehen. Einer von ihnen ist der in unserem Antrag 
genannte Abschiebestopp. - Ich bedanke mich. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der POS -
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die SPD·Fraktion hat Herr 
Barthel das Wort. 

Barthel {SPD): Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist 
allen bekannt, daß es zum Umgang mit Kurden zwischen den 
beiden Koalitionsfraktionen eine Kontroverse gibt. Aber diese 
Differenz gibt es bundesweit zwischen CDU und SPD, und es 
kann niemanden wundern, daß diese Kontroverse auch in 
unserer Koalition auftritt. Ich bedaure das zutiefst und teile 
zumindest in diesem Punkt die Meinung von Herrn Gewalt. Aller· 
dingshätte ich mich gefreut, Herr Gewalt, wenn Sie zu den lnhal- (D) 
ten dieser Anträge etwas gesagt hätten und nicht wieder die 
Gleichsetzung von PKK mit allen Kurden in diesem Land hervor­
gezaubert hätten. 

[Beifall bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grüne) 

Auch wenn sich die beiden großen Fraktionen hier nicht einigen 
können, kann das kein Grund sein, dieses wichtige Problem poli· 
tisch auszuklammern. Es gibt Punkte, da muß man Fahne zeigen, 
und hier ist es notwendig. Und es ist schon deshalb notwendig, 
weil dieses Thema auch in der Bevölkerung keineswegs als ein 
parteipolitisches Problem gesehen wird. ln der Bevölkerung 
kennt man die Situation der Kurden hier und dort viel besser als 
mancher Politiker. 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD J 

Es ist für mich sehr erstaunlich, was in dem vielgescholtenen 
Bayern in letzter Zeit geschehen ist: ln Dörfern scharen sich die 
Einwohner um ihre Kirche und schützen gemeinsam kurdische 
Familien vor der Abschiebung. Das ist relativ neu, und das zeigt, 
wie groß die Betroffenheit, aber auch, wie groß der Informations­
stand bei vielen ist. 

[Beifall bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grüne -
Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

Wenn es so etwas gibt, dann sollten wir die parteipolitische Aus­
richtung einmal vergessen. Ich bin auch überzeugt, daß viele in 
einer christdemokratischen Partei diese Kurdenfrage anders 
sehen, als dies die Parteilinie verlangt. Ich will ein Beispiel nen· 
nen, obwohl man mir gesagt hat: Erwähne nie in Gegenwart von 
mehreren Christdemokraten den Namen Heiner Geißler. - Aber 
ich werde es trotzdem tun. 

[Beifall bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Heiner Geißler hat erst vor zwei Tagen die Abschiebung von Kur· 
den als rechtswidrig bezeichnet, eben weil Kurden in der Türkei 
nicht sicher sind. Meine Damen und Herren von der CDU, ich 
bitte, über diese Aussage doch ein bißdien nachzudenken. 
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Barthel 

ln dieser parteipolitischen Auseinandersetzung ist wieder 
behauptet worden, daß die SPD mit dem Abschiebestopp fClr 
Kurden den Asylkompromiß unterliefe. Ich will den Asylkompro­
miß nicht noch einmal bewerten, das habe ich genügend getan. 
Aber ich bitte Sie, zu diesem Argument eines zur Kenntnis zu 
nehmen: ln diesem Asylkompromiß sind Länder festgelegt, die 
sichere Herkunftsländer sind. Und die TOrkai ist bewußt von 
CDUICSU, FDP und SPD nicht mit als sicheres Herkunftsland 
aufgenommen worden. Dies besagt doch wohl, daß die Abschie· 
bung in die Türkei nicht mit der Vereinbarung Asylkompromiß 
irgendwie zusammenhängt. Ich bitte, dieses demagogische 
Argument doch aus der Diskussion zu nehmen, 

[Beifall bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grünel 

übrigens auch, weil ein ganz wichtiger Gesichtspunkt dabei die 
innerstaatliche Fluchtalternative ist. Im Asylkompromiß steht, 
die ganze TClrkei ist kein sicheres Herkunftsland, nicht nur Teile 
der Türkei. Auch das scheint mit bei der Frage wichtig zu sein, 
wieweit man innerhalb der Türkei Ruchtalternativen findet. 

Die innerstaatliche Ruchtalternative ist der Punkt, an dem sich 
SPD und CDU mit ihren Anträgen unterscheiden. Die CDU sagt, 
sie schickt keine Kurden i n gefährdete Gebiete. Wer sich ein 
bißchen auskennt, der weiß, daß sie es gar nicht könnte, selbst 
wenn sie es wollte. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Darf ich fragen, Herr Adler, ob Ihre 
Wortmeldung auf eine Zwischenfrage zielt? 

[Adler (CDU): Ich habe gar keine Wortmeldung abgegeben![ 

- Nein. Dann bitte, Herr Barthel! 

Barthel (SPD): Wir schieben nach lstanbul, Ankara oder lzmir 
ab, wie Sie wissen, verehrter Herr Senator. Darum kann es also 
nicht gehen, sondern- und das ist der Inhalt des SPD-Antrags­
daß die Menschen, die Kurden a u s den gefährdeten Gebieten 
hier erst einmal ein Bleiberecht bekommen, solange die Situation 
so ist, wie sie ist. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne! 

Nun hat die FDP einen mir zunächst einmal sehr sympathi· 
sehen Antrag gestellt. Sie fordert, es wird solange nicht abge­
schoben, bis aus den verschiedenen Quellen belegt ist, daß 
die Abschiebung ungefährlich ist. Ich möchte die FDP warnen, 
diesen Weg zu gehen. Der Innensenator hat bei der letzten Dis­
kussion hier gesagt, fUr ihn sei nur verbindlich, was der Lagebe­
richt des Auswärtigen Amtes sagt. Hier möchte ich einmal zu 
den ROcksichten, die das Auswärtige Amt zu nehmen hat, die 
verehrte Frau Präsidentin in Anspruch nehmen, die meines 
Erachtens sehr richtig gesagt hat, daB in der AußenpOlitik die 
Beachtung von Menschenrechtsverletzungen bei BUndnispart­
nem etwas anderes ist als bei BOndnisgegnern. 

[Beifall bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grüne! 

Genau auf dieser Basis beruhen die Berichte des Auswärtigen 
Amtes, und die anderen werden nicht zur Kenntnis genommen. 
Ich glaube, daß Sie einen Abschiebestopp wollen; gehen Sie 
aber bitte nicht den von Ihnen vorgeschlagenen Weg. Er ist 
gefährlich. Was Sie vorschlagen, wird nämlich nicht umgesetzt, 
sondern ist ein Blankoscheck fOr die Abschiebung. 

[Beifall des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne)[ 

Präsidentin Dr. Laurien: Die Redezeit ist zu Ende! 

Barthel (SPD): Ich weiß, ich weiß I 

[Heiterkeit - Dr. Staffelt (SPD): Das hättest du jetzt 
nicht sagen sollen!] 

- Ich bitte um Verzeihung! Es sind fünf Anträge, und ich möchte 
auch inhaltlich etwas sagen. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Trotzdem bitte ich, doch zum 
Schluß zu kommen. Wir haben die Anträge alle gelesen. 
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Barthel (SPD): Zum Schluß eine letzte Bemerkung: Unserem (C: 
Antrag wird man vorwerfen, daß er zu eng gefaßt sei. Ich betone 
nochmals auch im Hinblick auf die CDU·Fraktion: Wir begrenzen 
das auf die Kurden aus den bedrohten Gebieten. Wir lassen -
das ist immer ihr Wunsch gewesen - Straftäter heraus, haben 
allerdings far politisch motivierte eine Sonderregelung hereinge­
nommen, die aber nur aus dem Ausländergesetz übernommen 
ist und für alle gelten muß. - Ich glaube, das ist das einzige, was 
wir machen können. Vielleicht ist es wenig. Aber dies können wir 
tun, und ich bitte Sie: Tun Sie es! 

[Be~all bei der SPD, der PDS und bei Bü 90/Grüne! 

Präsidentin Dr. Laurlen: Für die FDP-Fraktion Herr Seerig I 

Seerig (FDP): Frau Präsidentin1 Meine Damen und Herren I 
Offensichtlich bekommen wir zu später Stunde noch eine emo­
tional geladene Debatte vor etwas volleren Reihen. Ich habe aber 
die Befürchtung, das liegt nicht daran, daß in der Stadt 40 000 
Kurden leben, die dieses Thema recht unmittelbar angeht. Es 
liegt wohl eher an der emotionalen Besetzung des Themas, was 
sich nicht zuletzt daran zeigt, daß die Koalitionsfraktionen unter­
schiedliche Anträge vorgelegt haben. Wenn man sich die fünf 
Anträge anschaut, scheinen die Unterschiede auf den ersten 
Blick relativ gering zu sein. Alle sprechen von einem Abschiebe­
stopp. Das ist etwas, was die Mehrzahl der Bundesländer längst 
durchgeführt hat. Die Anträge zielen alle darauf. - Die Unter­
schiede müssen folglich anderswo liegen, vermutlich im konkre­
ten Inhalt, im Umfang - das heißt, wer davon betroffen ist - und 
nicht zuletzt darin, wer wann wohin abgeschoben werden soll. 
Dies heißt auch, wer nicht und wer eventuell abgeschoben wer­
den soll, und wenn man abschiebt, wohin. Wenn man sich die 
Anträge anschaut, ist man sich im Prinzip - das geht bis zu der 
CDU - einig, daß eine Abschiebung in die Türkei eigentlich 
nicht möglich ist. 

Vom Kollegen Barthel ist eben einiges zum Asylkompromiß 
gesagt worden. Gerade heute hat sich die Bundesjustizministe· (D 
rin Leutheusser-Schnarrenberger noch einmal dazu geäußert, 
daß sie immer noch der Meinung ist, die Türkei sei kein sicheres 
Herkunftsland für Kurden. Das heißt für uns, daß es auch kein 
sicheres Abschiebeland sein kann. 

[Beifall bei der FDP, bei BO 90/Grüne und der 
Frau Abg. Ließfeld (SPD) I 

Über den Normalfall sind wir uns alle einig, nicht bei Einzelfäl· 
len, den berOhmten gerade von Herrn Gewalt angesprochenen 
Gewalttätern. Da sind wir völlig in Übereinstimmung mit der 
Gesetzeslage der Meinung, daB man jeden konkreten Einzelfall­
und gerade diese Fälle - sehr gewissenhaft prüfen muß, und 
nicht wie die CSU sagt, einfach erst einmal abschieben und 
dann abwarten, und wenn die Leute gefoltert werden, dann war 
es eben eine Fehlentscheidung. 

Wir sind der Meinung, daß bei dieser sehr gründlichen Prü· 
fung - und das ist der Inhalt unseres Antrages - sämtliche 
Informationsquellen genutzt werden. Vielleicht sind wir naiv, 
selbst diesem Innensenator zu vertrauen. Wenn der Beschluß 
sagt, sämtliche Quellen zu nutzen, ist das für uns nicht nur das 
Auswärtige Amt, sondern auch Amnesty International oder in den 
Ländern tätige Hilfsorganisationen. Solange Folter und auch 
Todesstrafe in der Türkei drohen, kann und darf unserer Mei· 
nung nach dorthin nicht abgeschoben werden. Und Kurden 
dOrfen generell erst einmal nicht abgeschoben werden. Denn 
daß Kurden in der gesamten Türkei bedroht sind, ist ein wei­
terer Punkt, bei dem wir mit der Presseäußerung von Frau 
Leutheusser-Schnarrenberger übereinstimmen und auch mit 
dem Kollegen Barthel. 

Es gibt keine Rochtalternativen in gesamten Land. Deshalb 
ist aus unserer Sicht der Antrag der CDU abzulehnen. Er über­
sieht einfach, daß durch den massiven Einsatz der Armee im 
Osten der Türkei die Dörfer entvölkert werden, und Kurden in 
den Westen fliehen müssen. Das führt dort in den sogenannten­
VeiTT'leintlichen- sicheren Gebieten zunehmend zu Spannungen, 
weil die Leute als ROchtlinge dort ankommen. Daß wir es in der 
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Seerlg 

A) Türkei immer mehr- wie schon früher traditionell in Süd- und Mit­
telamerika - mit Todesschwadronen zu tun haben, die gerade in 
den Städten tätig sind, dürfte aus der Presse den meisten Kolle­
gen bekannt sein. 

Insofern sehen wir in dem Antrag der SPD, der unserer Mei­
nung nach besser ist als der der CDU, einige sinnvolle Ansätze. 
Wir fragen uns natürlich, wieso man diese sehr sorgfältige Prü­
fung dort nur auf politische Straftäter einschränken will. Wir 
sind der Meinung, das ist ein Fehler dieses Antrags. Der Ansatz, 
sämtliche Informationsquellen zu nutzen, fehlt dort ebenfalls. Nur 
wenn man sämtliche Quellen nutzt, kann man wirklich sorgfältig 
abwägen. Deshalb halten wir unseren Antrag für den umfassend­
sten, den der schwierigen Thematik am angemessensten. Wir 
bitten daher um die Unterstützung des gesamten Hauses für 
unseren Antrag! - Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei der FDP] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren! Der 
weitestgehende Antrag, der hier vorliegt, ist der. Antrag der 
CDU·Fraktion auf Ausschußüberweisung der Anträge an die 
Ausschüsse - es war zwar nur vom Ausschuß für Ausländerfra­
gen die Rede, aber richtig- für Inneres, Sicherheit und Ordnung 
- federführend - und an den Ausschuß für Ausländerfragen. 

Wer dieser Ausschußüberweisung seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! - Gegen­
probe! - Das ist schV'Jer überschaubad -

[Unruhe] 

Einen Moment. Ich lasse noch einmal abstimmen und bitte beide 
Beisitzer genau zu schauen: Wer dem Überweisungsantrag 
seien Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen I -
Gegenprobe! - Jetzt sind alle aufgewacht, jetzt ist die Ableh­
nung eindeutig die Mehrheit. 

Ich gehe nun in der Reihenfolge der vorliegenden Anträge vor. 
') Hier ist der weitestgehende Antrag der der FDP, weil er sich auf 

beide Ursprungsanträge von POS und Bündnis 90/Gründe 
bezieht. Ich gebe jedem noch einmal die Gelegenheit, sich zu 
vergewissern, was in dem Antrag steht. - Wer diesem Antrag 
seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen! - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit 
ist dieser Antrag abgelehnt. 

[Biederbick (FDP): Das werden wir uns merken !1 

Dann stimmen wir über den Antrag der POS-Fraktion ab. Das 
ist die Drucksache 12/4412. Wer diesem Antrag seine Zustim­
mung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen 1 -
Gegenprobel- Enthaltungen? - Damit ist dieser Antrag abge­
lehnt. 

Wir stimmen über den Antrag der Fraktion der SPD ab, Druck­
sache 12/4444·2. Wer diesem Antrag seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen I - Gegen­
probe! - Damit ist dieser Antrag angenommen. 

[Beifall bei der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Die lfdn. Nrn. 31 bis 39 sind bereits durch die Konsensliste 
erledigt. 

[40] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 40, Drucksache 12/4467: 
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
SPD über Novaliierung des Berliner Friedhofsge­
setzes 

Eine Beratung war nicht vorgesehen. Wir empfehlen die Aus· 
Schußüberweisung an den Umweltausschuß, das war noch 
offen. - Wer dem seine Zustimmung zu geben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Gegenprobe! - Stimmenthal· 
tungen? - Damit ist der Antrag überwiesen. 
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[40A] (C) 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 40 A, Drucksache 12/4503: 
Antrag der Fraktion BU 90/GrUne Uber 13·Punkte· 
Plan zur Umsetzung des Landschaftsprogramms 
Berfln 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- q?s ist nicht der Fall.­
Die antragstellende Fraktion schlägt die Oberweisung an den 
Ausschuß für Stadtplanung und Stadtentwicklung - und wie ich 
höre an den Ausschuß für Umweltschutz - vor. - Wer diesen 
beiden Überweisungen zustimmt, den bitte ich um das Handzei· 
chenl - Gegenprobel -Stimmenthaltungen?- Damit ist der 
Antrag überwiesen. 

[40B] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 40 B, Drucksache 12/4502: 
Antrag der Fraktion BU 90/GrUne Uber bezirkliehe 
Kulturaufgaben 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das ist nicht so. - Die 
Fraktion Bündnis 90/Grüne hat vorgeschlagen, den Antrag an 
den Ausschuß für Kulturelle Angelegenheiten sowie an den 
Hauptausschuß zu überweisen. - Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen! - Gegenprobel -Enthaltungen? -
Damit überwiesen. 

[40C] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 40 C, Drucksache 12/4526: 
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
SPD über Abgabe einer Erklärung zur Stellung­
nahme der Bundesregierung zu der Fusion der 
Bundesländer Berlln und Brandenburg 

Der Dringlichkeit wird sicherlich nicht widersprochen?- Es geht 
um den Appell an die Mitglieder des Deutschen Bundestages, 
eine finanzielle Grundlage für die Fusion zu schaffen. Es geht 
also nicht um die Fusion, sondern um die Finanzielle Grundlage 
dafür. - Wer diesem Antrag seine Zustimmung zu geben 
wünscht, --

[Zuruf] 

- Redebedarf? - Redebedarf war bisher nicht angemeldet. Es 
ist hier gesagt worden, daß eine Beratung nicht vorgesehen sei. 
Das ist mir mitgeteilt worden. - Wenn Sie davon abweichen, 
bitte schön, Herr Tiedt, kommen Sie, selbstverständlich! 

Tledt (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herre.rt lieh denke, es gibt in diesem Haus, jedenfalls wenn 
man den Außerungen der Fraktionen in der Vergangenheit, ins· 
besondere in dem für dieses Thema zuständigen Ausschuß glau­
ben darf, in der Sache eigentlich keine Differenz. Ich hätte auch 
Ihre Zeit um diese Uhrzeit nicht in Anspruch genommen, wenn 
nicht in diesem Haus - ich sag das mal so - falsch gespielt 
wird. 

[Zurufe] 

Wir sind uns- ich sage das nochmals- im wesentlichen auch 
in der Formulierung der Resolution der Koalitionsfraktionen einig, 
aber wir lassen es nicht zu, daß über eine solche Sache hier 
kommentarlos abgestimmt wird, während zur gleichen Zeit von 
dem Vorsitzenden der CDU·Fraktion, Herrn Landowsky, eine 
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Tledt 

Erklärung abgegeben wird, in der die Empörung, die aus dem 
hier gemeinsam zu fassenden Beschluß nach Bonn transportiert 
werden soll, sozusagen klammheimlich wieder einkassiert wird. 

[Landowsky (COU): Sie müssen mal mit 
Herrn Rexrodt reden l] 

- Ich brauche nicht mit Herrn Rexrodt zu reden! Sie sitzen in 
diesem Parlament; es ist Ihr Antrag I 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Tiedt, Augenblick! Herr 
Dr. Meyer hat sich gemeldet. Möchten Sie eine Zwischenfrage 
stellen? - Nein! Gut, dann haben Sie das Wort, Herr liedt! 

Tledt (FOP): Es ist Ihr Antrag, Herr Landowsky, den Sie ma 
unterschrieben haben! Wir wehren uns gegen diese Art, Politik 
dadurch unglaubwürdig zu machen, daß man hier im Parlament 
etwas mit Hilfe der großen Koalition verabschieden läßt und 
gleichzeitig hintenrum in der Öffentlichkeit genau das Gegenteil 
erklärt. Das ist unglaubwGrdig und nicht in Ordnung. 

[Beifall bei der FDP, der POS und bei Bü 90/Grüne] 

Sie fangen in Ihrer Erklärung mit der hinreichenden bekannten 
Phrase an, daß aus zwei armen Ländern auch durch Zusammen· 
leg ung kein reiches Land wird. Das ist uns allen bekannt und ent· 
behrt insofern des Neuigkeitswerts. Und dann fängt der Beginn 
des Ausstiegs aus der Fusion an, indem Sie sagen, es bestehe 
fGr Berlin Oberhaupt kein Anlaß, zu klagen. Nun frage ich Sie, 
wenn für Berlin kein Anlaß zu klagen besteht, warum bringen Sie 
dann eine solche Resolution ein, Ober die heute abend abge· 
stimmt werden soll? 

[Beifall bei der FDP] 

Sie schlagen schon jetzt das Verfahren zum Ausstieg aus der 
Vereinigung der Länder Berlin und Brandenburg vor, indem Sie 
sagen: Wir mUssen nach Ersatzwegen Ausschau halten. 

Und dann kommt es endlich zu dem, was Sie tatsächlich wol· 
len, daß man nämlich vertragliche Kooperation zwischen einem 
Stadtstaat und seinem Umland erreichen kann und man die 
Fusion genaugenommen nicht braucht, weil ein Nichtzustande­
kommen der Fusion im übrigen einem Teil der Bewohner Berlins 
die Befürchtung nehme. 

Dies ist eine Art und Weise politischer Falschmünzerei, die wir 
hier nicht kommentarlos hinnehmen. Deswegen habe ich mich 
heute abend nochmals zu Wort gemeldet. - Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei der FDP und der POS] 

Präsidentin Dr. Laurfen: Es liegt eine weitere Wortmeldung 
von Frau Dr. Lötzsch vor. - Bitte, Sie haben das Wort! 

Frau Dr. Lötzsch (POS}: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren I Der Rede des Herrn Tiedt ist eigentlich nicht mehr 
viel hinzuzufügen. 

[Beifall] 

Ich unterstreiche diese Einschätzung, daß es sich um eine 
Falschmünzerei - angesichts der späten Stunde gebrauche ich 
einmal einen etwas vulgäreren Ausdruck-, um eine Verscheiße· 
rung des Publikums handelt. 

[Beifall bei der POS - Zurufe] 

Ich möchte nur kurz eine nicht unbedeutende Tageszeitung 
zitieren. 

[Zuruf von der CDU: "Neues Deutschland" !I 
- Ich lese auch noch einige andere Zeitungen. Aber auch das 
"Neue Deutschland~ ist nicht ganz unbedeutend; das haben Sie 
völlig richtig eingeschätzt.! 

[Beifall bei der POS] 

Die "taz" titelte in ihrem Kommentar sehr treffend: "Der kalku· 
lierte Eklat!~ - Genau das ist es doch. Das hat Herr Tiedt auch 
schon zum Ausdruck gebracht; dem kann man nur zustimmen. 
Wenn Sie wirklich darüber eine Resolution verabschieden wol· 
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len, dann machen Sie es hier nicht zu so später Stunde, sondern 
übelWeisen Sie zumindest diesen Antrag in einen Ausschuß. 
Vielleicht bekommt man dann noch etwas Vernünftiges 
zustande. Die Vertreter der verschiedenen Fraktionen, vor allem 
der Regierungsfraktionen, hätten dann noch einmal die Gelegen­
heit, vielleicht in sich zu gehen und zu überlegen, ob sie vielleicht 
in der Frage Berlin·Brandenburg, die eine der wichtigen Fragen 
für unsere beiden Länder ist, etwas mehr Ehrlichkeit an den Tag 
legen wollen. - Danke schön! 

[Beifall bei der POS] 

Prlsldentln Or. Laurlen: Ich stelle folgendes zur Geschäfts­
ordnung fest: Es geht hier nicht um das Thema nBerlin~Branden­
burg", sondern es geht um eine Adresse an die Bundestagsab~ 
geordneten. Was dazu eine AusschuBberatung bringen soll, ist 
unerfindlich. Deshalb bitte ich, nochmals zu überlegen, ob Sie 
Ihre Bemerkung hinsichtlich der Ausschußüberweisung als 
Antrag verstehen oder nicht. 

Jetzt erhält Frau Dr. Schreyer das Wort und dann Herr Bögerl 

Frau Dr. Schreyer (Bü 901Grüne): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren 1 Ziemlich genau vor acht Jahren, nämlich im 
Juni 1986, hat das Bundesverfassungsgericht Klagen zum Län­
derfinanzausgleich entschieden, in denen es unter anderem 
auch um die Klage des Landes Bayern gegen das Stadtstaaten· 
prlvlleg ging. 

Worum ging es dabei? - Der Länderfinanzausgleich ist ein 
Steuerkraftausgleich, bei dem Länder mit überdurchschnittlicher 
Steuerkraft an Länder mit unterdurchschnittlicher Steuerkraft 
abgeben müssen. Dafür werden die Pro~Kopf-Steuerkraftzahlen 
der Einwohner ermittelt, und dabei werden seit 1969 die Einwoh­
ner der Stadtstaaten mit 135% gewichtet. Nun wurde das vom 
Land Bayern unter anderem deshalb angeklagt, weil auch Metro­
polen in den Flächenstaaten Ausgleichsfunktionen für ihr 
Umland erbringen. Deshalb sei - so die Klage - das Stadtstaa­
tenprivileg nicht gerechtfertigt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat anders entschieden und 
gesagt: Es handelt sich hier um eine Besonderheit des 
Bundesstaats, und diese Sonderbehandlung von Stadtstaaten 
ist gerechtfertigt. - Insofern ging Bayern mit seiner Klage damals 
baden. Weiter hat das Bundesverfassungsgericht ausgeführt, 
daß das Stadtstaatenprivileg deshalb gerechtfertigt sei, weil 
diese Metropolen nicht die Möglichkeit haben, an einem kom· 
munalen Finanzausgleich teilzuneh:men. 

Wenn wir uns den Entwurf zum Neugliederungss~aatsvertrag 
Berlin·Brandenburg ansehen, lesen wir, daß für eine Übergangs· 
zeit im Prinzip auch kein kommunaler Finanzausgleich zwischen 
dem Land Brandenburg und Berlin erfolgen soll. Ich denke, dies 
ist gerechtfertigt, denn man kann nicht vom Land Brandenburg 
~erlangen, daß es höhere Ausgaben des Landes Berlin in der 
Ubergangszeit mitfinanziert. Also, auch dieses ist meines Erach­
tens im Neugliederungsstaatsvertrag berücksichtigt. .. Die 
Begründung des Herrn Waigel, des Bundeskabinetts, die Uber­
gangszeiten, die vom Land Berlin Berlin und vom Land Branden­
burg reklamiert wurden, seien verfassungswidrig, läßt sich 
schlichtweg aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
nicht ableiten. 

Weiter hieß es in dem Urteil, daß damit natürlich keine 
Bestandsgarantie gegeben sei. Aber das wollen Berlin und 
Brandenburg auch nicht, sondern es geht um eine Übergangs­
regelung. Nicht nur die Länder im föderalistischen Verbund der 
Bundesrepublik sind zu einem bundesfreundlichen Verhalten 
verpflichtet, sondern auch der Bund ist zu bundesfreundlichem 
Verhalten verpflichtet, das heißt, zu einer Stärkung des Födera­
lismus. Meines Erachtens verstößt das Bundeskabinett mit 
seiner gestrigen Entscheidung eindeutig gegen die verfassungs­
rechtlich verankerte Verpflichtung des Bundes zu bundesfreund~ 
Iiehern Verhalten. 

[Be~all bei Bü 90/Grüne und bei der POS -
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Da muß Herr Waigel in der Tat in die Verfassung gucken. 

(C~ 
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Frau Dr. Schreyer 

Aber ich denke, wir sollten uns hier im Haus auch darüber ei­
nig sein - und das geht jetzt an die Adresse des Herrn Lan­
dowsky -, daß wir, wenn wir einem gemeinsamen Bundesland 
eine hohe Priorität einräumen, nicht ein solches Junktim formu­
lieren sollten, daß wir alles andere hinter dieser Finanzbedingung 
zurOckstellen. Berlin hat genug Blockaden. Die Bundesregierung 
baut ständig irgendwelche Blockaden im Umzugsgeschehen 
bezüglich der Hauptstadt auf. Wir sollten das nicht auch noch 
tun. - Vor allen Dingen sollten wir keine Extraklauseln in dem 
Neugliederungsstaatsvertrag verankern. Herr Landowsky, Sie 
haben es schon wieder geschafft, wie. bei der Vereinigung der 
beiden Stadthälften von Berlin {Ost) und Berlin (West) auch in 
den Neugliederungsstaatsvertrag wieder eine Sonderprüfungs· 
klausel bezüglich Ihrer Banken hinein zu formulieren. Ich meine, 
das ist der falsche Weg. 

Ich habe insgesamt bezUglieh der Bundesregierung und des 
Bundesfinanzministers den Eindruck, daß Herr Waigel seine Pri· 
vatauflage des Erbfolgekriegs zwischen Bayern und Preußen 
praktizieren und zelebrieren will. Passen wir auf, daß ihm keine 
Schützenhilfe von irgendwelchen Wirtschafts- oder Bankenkapi· 
tänen geleistet wird I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Für die SPD-Fraktion hat Herr 
Böger das Wort! 

Böger {SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Liebe Frau Kollegin Schreyer! Ich stimme Ihnen in nahezu allen 
Punkten zu. Nur an einem Punkt möchte ich Sie zur sprachlichen 
Genauigkeit auffordern. Sie sprachen von den 8 anken von 
Herrn Land ow s ky. Wir wollen die Dinge doch etwas gera· 
derücken. Der Kollege Landowsky ist Vorsitzender einer großen 
Fraktion hier im Haus und zugleich, wenn ich das richtig sehe, 
Vorstandsvorsitzender einer Bank und Vorstandsmitglied der 
Bankenholding, aber sie gehören ihm nicht. 

[Landowsky (CDU): Leider, leider! -
Frau Volkholz (Bü 90/Grüne}: Dem Schiffskapitän 
gehört das Schiff auch nicht! -Weitere Zurufe} 

Das wollen wir doch auseinanderhalten I 

Nun zum Ernst der Sache. Wir bringen hier einen Appell ein -
die Frau Präsidentin hat das vollkommen zu Recht gesagt-, der 
sich an die Mitglieder des Deutschen Bundestages richtet. Dazu 
ist es zu dieser Stunde nicht zu spät. Wir stehen hinter diesem 
Appell und meinen ihn ernst. Die Frau Kollegin Schreyer hat dies 
in der Sache absolut klar begründet. ln der Stellungnahme der 
Bundesregierung - mehr ist das nicht, die Bundesregierung hat 
nur Stellung zu nehmen zu einer Gesetzesinitiative des Bundes­
rates - findet sich der Satz, daß die Bundesregierung "die 
Bereitschaft der beiden Länder zu einer Fusion m i t S y m p a­
t h i e ~ sieht. Ja, werte Bundesregierung, wenn Sie etwas mit 
Sympathie sehen, dann dürfen Sie es nicht mit f inan z p o I i t i­
scher Brut a I i t ä t herunterfahren und damit verunmög­
lichen. 

[Beifall bei der SPD] 

Genau dies hat aber die Bundesregierung getan. 

Ich darf auch an den Regierungschef dieses Landes, dessen 
Engagement ich in dieser Sache unterstütze und auch für glaub­
würdig halte, 

[Beifall bei der CDU] 

zugleich die kritische Frage richten: Herr Diepgen, der Bundes­
kanzler, der zugleich auch Bundesvorsitzender Ihrer Partei ist, 
war letztes Wochenende in Berlin. 

[Sehr schön I von der CDU] 

- Sehr schön, ja, sehr schön I - Er hat zu Europa gesprochen -
das ist noch schöner 1 Aber zum Europa der Regionen gehören 
leistungsfähige Bundesländer. Da hätte er auch einmal ein Wort 
zu Berlin-Brandenburg sagen können. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 
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Nur schönreden hilft nichts - ich mache das ja auch mal. 

[Landowsky (CDU): Genau !] 

Man muß dann dann auch die Dinge klar ansprechen. 

Nun zum Kollegen Tiedt. 

[ Kammholz {FDP): Aber die Entschließung ist doch 
von Ihnen!] 

- Diesen Antrag habe ich selbst geschrieben, da brauche ich 
nichts zu begründen. Ich bin voll dafür. Es sind übrigens die 
Worte des Herrn Regierenden, wenn Sie das einmal sprachlo· 
gisch nachprüfen wollen, - das ist bewußt so geschrieben. 

[ Kammholz {FDP): Nur, weil Sie so mit ihm schimpfen !1 
- Ja, weil ich sein Engagement teile I - Der Kollege Tiedt hat in 
der Sache auch recht. Aber, Kollege Tiedt, glaubwürdig wären 
Sie geworden, wenn Sie noch Minister Rexrodt einbezogen 
hätten. Das muß dann schon sein! 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Denn dieser Herr, der Landesvorsitzender Ihrer Partei ist, dilet· 
tiert in einem Ausmaß - nicht nur als Wirtschaftsminister, das 
sehen wir sowieso, aber auch in dieser Frage -, daß ich fragen 
muß: Wo steht dieser Mann? Hat er mal mit den Unternehmens· 
verbänden gesprochen? Mit den Gewerkschaften spricht er ja · 
nicht. Hat er mal gefragt, was die hier wollen? - Ich finde, Sie 
hätten auch dort Kritik üben sollen. 

Noch ein Wort an Herrn Landowsky. Man kann in politischen 
Grundsatzfragen unterschiedlicher Auffassung sein, ja, ich 
glaube sogar, wenn man wie wir die Frage einer Fusion Berlin­
Brandenburg als eine wirkliche politische Zukunftsfrage ernst 
nimmt, dann muß man sie kontrovers diskutieren, denn es ist ein 
Kennzeichen von wichtigen Fragen, daß sie kontrovers diskutiert 
werden und nicht jeder das Pfötchen hebt. Das ist nicht mein 
Vorwurf an Sie, werter Herr Landowsky. Mein Votwurf an Sie ist, 
daß Sie den Regierenden Bürgermeister mit ·seinem Senat, an 
dem Sie, glaube ich, nicht ganz unbeteiligt sind, in einer Sache 
arbeiten lassen, und er arbeitet dort gut und tüchtig 

[Beifall bei der CDU] 

- ich danke Ihnen -; aber dieser Beifall, den Sie jetzt liefern, 

[Gram (CDU): ist verdient!] 

kommt mir vor wie jemand, der sagt: Na, laß sie doch mal 
machen, sie werden scheitern, und ich weiß, daß sie scheitern 
werden, und ich w i II, daß sie scheitern werden, 

[Quatsch! von der CDU] 

Dies gehört zum Kapitel, wie man GlaubwOrdigkeit in der Politik 
zerstört. Herr Landowsky, winken Sie nicht ab! Wenn Sie dage­
gen s(nd, nehmen Sie die Tarnkappe ab! Dann reden wir offen 
darüber! Aber machen Sie nicht solche Presseerklärungen, die 
zum Himmel schreien wegen Ihrer Heuchelei. 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Zurufe von der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Adler. 

Adler {CDU): Meine Damen und Herren! Ich verstehe die Auf· 
geregtheil von allen Seiten dieses Hauses nicht recht! 

[Och! von Bü 90/Grüne] 

Wir haben einen Appell, den wir gemeinsam formuliert haben 
und hinter dem wir inhaltlich stehen. Was Sie uns hier zu dieser 
späten Stunde darbieten, ist ein bißchen Fegefeuer des Wahl· 
kampfs. 

[Beifall bei der CDU] 

Herr Rexrodt wird von Herrn Tiedt vergessen - das hat Herr 
Böger mit Recht gesagt. Die POS stößt ins gleiche Horn, wobei 
sie vergiBt, daß sie die Fusion selbst nicht will. Frau Schreyer 
erzählt, daß die Bundesregierung meine, in ihrer Prüfung Verlas· 
sungswidriges zu erkennen. 

[Kammho!z (FDP): Erzählen Sie doch auch mal was!] 
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Adler 

(A) Das hat die Bundesregierung in der PrUfung nicht gesagt, son­
dern sie hat dargelegt, das Verfahren sei verfassungsrechtlich 
bedenklich. Ich teile die Bedenken nicht, aber ein Bundesorgan 
hat die Pflicht, wenn es Bedenken hat, zu sagen, warum es 
solche Bedenken hat. Und diese .A.ußerung nach Artikel 76 
Grundgesetz ist nichts weiter als eine Stellungnahme, die an 
den Bundestag geht, der dann letztlich - das ist das Ziel unseres 
Appells - zu entscheiden hat. 

(B) 

Ich meine, wir sollten zum Kern der Sache zurilckkommen. Das 
alles ist doch nicht das letzte Wort. das hierzu gesprochen wor­
den ist. Die Bundesregierung, die die mögliche Fusion mit Sym­
pathie begleitet, kann gar kein Interesse haben, daß dieses Vor­
haben scheitert. Denn was wUrde das bedeuten? Es würde 
bedeuten, daß das Stadtstaatenprivileg und damit das Geld, das 
sie sparen wollen, dem Land Berlin auf Dauer zur Verfügung 
gestellt werden muß. Das kann nicht deren Ziel sein! Und des· 
halb wird es eine Lösung geben. Wer es ernst meint und den 
Bürger eben nicht - wie jemand hier sagt - "verscheißern• wm, 
wer es ernst meint mit Berlin·Brandenburg, muß diesen Konflikt 
tiefer hängen. 

[Beifall bei der CDU - Frau Herer (POS): Da müssen Sie 
erst mal Herrn Landowsky fragen!] 

- Wenn Sie immer Landowsky, Landowsky schreien: Was sagt 
denn dessen Presseerklärung?- Darin steht doch nichts anders 
als das, was die die Regierung unterstützenden Fraktionen 
selbst immer wieder gesagt haben: daß es keine Fusion geben 
wird ohne die begrenzte Verlängerung des Stadtstaatenprivilegs. 
Nichts anderes hat Landowsky gesagt! 

[Beifall bei der CDU] 

Er sagt: "Sollte es keine Korrektur geben, würde" - konjunkti­
visch: würde! - ,.aus meiner Sicht die Fusion aller Wahrschein­
lichkeit nach scheitern." Das ist ehrlich I Eine ehrliche Aussage, 
hinter der der Senat und die beiden ihn tragenden Fraktionen 
bisher gestanden haben und auch weiterhin stehen. 

[Beffall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Wir haben jetzt abzustimmen über 
die Abgabe einer Erklärung, die- Jassen Sie mich das bemerken 
- in einer kontroversen Verhandlungssituation die Stärkung der 
Berliner Position bedeuten soll. 

Zu dies~,r Erklärung liegt nun der vorhin formul!_erte Antrag der 
POS auf Uberweisung vor. Wenn irgendeine Uberweisung in 
Frage käme, wäre das vermutlich die in den Ausschuß für Bun· 
des· und Europaangelegenheiten oder in den Ausschuß Berlin­
Brandenburg. Wir verständigen uns einmal: Wenn eine Überwei­
sung in Frage kommt, wäre es die in den Ausschuß Berlin-Bran­
denburg. - Auch ich ,t;>enutze den Konjunktiv! - Ich lasse jetzt 
abstimmen. Wer der Uberweisung an den Ausschuß zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen.- Gegenprobe!- Enthaltun­
gen? - Damit ist dieser Antrag abgelehnt 

Wir kommen zur Abstimmung über die Erklärung. Wer ihr 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei· 
chen.- Gegenprobe!- Enthaltungen?- Bei einigen Enthaltun· 
gen damit mit überwältigender Mehrheit angenommen. 
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Ich rufe auf 

lfd. Nr. 40 D, Drucksache 12/4527: 
Antrag des Abgeordneten Hellas und anderer Ober 
Sicherung des Metropoi·Theaters 

Dafür ist Dringlichkeit beantragt worden. Ich sage noch einmal 
zur Geschäftsordnung, weil mit gesagt worden ist, daß der 
Dringlichkeit widersprochen werden so[le: Die derzeitige 
Geschäftlage sieht so aus: Ohne Beratung Überweisllng an den 
Ausschuß für kulturelle Angelegenheiten und den Hauptaus­
schuß. Es geht, wenn ~wir der Dringlichkeit zustimmen, nur um die 
Beschleunigung der Uberweisung in einen Ausschuß. Ich frage, 
ob die FDP auch bei dieser Geschäftlage bei ihrer Rede gegen 
die Dringlichkeit bleibt 

Kammholz (FDP): Frau Präsidentin! An dieser Sache ist 
nichts eilig. Es ist letztlich ein Vermögensgeschäft, das wir 
irgendwann nach der Sommerpause zu behandeln haben. Der 
Antrag kann ordnungsgemäß zur nächsten Sitzung eingebracht 
werden. 

[Be~all bei der FDP] 

Präsidentin Dr. Laurfen: Für die Dringlichkeit spricht jetzt 
kurz der Abgeordnete Eckert von Bündnis 90/Grüne 1 

Eckert (Bü 90/Grüne) : Ich möchte kurz die Dringlichkeit 
begründen. 

[Fechner (SPD): Aber wirklich kurz!] 

Es gibt Pressemeldungen darüber, daß der Senat plant, in den 
nächsten Tagen einschlägige Verträge zu unterzeichnen. Die 
Dringlichkeit ist somit völlig unstrittig. Ich bitte Sie deshalb, der 
Dringlichkeit zuzustimmen. 

[Beffall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Präsidentin Dr. Laurfen: Meine Damen und Herren! Ich 
lasse zuerst über die Dringlichkeit abstimmen. Wer der Dringlich· 
keit seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen! -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die Dringlichkeit 
angenommen. 

Jetzt haben wir über die Überweisung an den Kultur- und 
Hauptausschuß abzustimmen. Wer dieser ÜbelWeisung 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen I - Das sieht nun 
fast nach Einstimmigkeit aus. Wer ist ablehnend? - Wer enthält 
sich? - Bei schütteren Gegenstimmen angenommen. 

Ud. Nr. 41 ist durch die Konsensliste erledigt. 

Wir haben damit unsere heutige Tagesordnung erschöpft, uns 
noch nicht. Die nächste Sitzung findet statt am 23. Juni 1994 um 
13.00 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

[Schluß der Sitzung: 22.52 Uhr] 
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Anlage 

[N16) 

Familienname, Vorname 

Adler, Jürgen 
Apelt, Andreas 
Dr. Ballke, Dierk Eckhardt 
Barthel, Eckhardt 
Bayer, Raimund 
Behrendt, Wolfgang 
Berger, Hartwig 
Dr. Bergmann, Christins 
Biederbick, Jürgen 
Dr. Biewald, Dieter 
Birghan, Ursula 
Blankenburg, Christa·Maria 
Blankenhagel, Kurt 
Bode, Manfred 
Böger, Klaus 
Dr. Borghorst, Hermann 
Borgis, Michael 
Braun, Franz 
Brinckmeier, Marianne 
Brünig, Sabine 
Buchholz, lngrid 
Cornelius, Burkhard 
Cramer, Michael 
Czollek, Michael 
Damrat, Anna·Elisabeth 
Delau, Helga 
Demba, Judith 
Detering, Anette 
Diepgen, Eberhard 
Dormann, Daniel 
Dr. Dornberger, Peter 
Dörre, Karin 
Drews, Monika 
Ebel, Detlef 
Eckert, Albert 
Edel, Otto 
Eichelberger, Frank 
Eichler, Ulrich 
Engler, Brigitte 
Dr. Engler, Eberhard 
von Essen, Gerhard 
Ewald, Hein·Detlef 
Faber, Horst 
Fechner, Helmut 
Dr. Flemming, Bert 
Franke, Klaus 
Dr. Franz, Rudolf 
Freund!, Carola 
Friedl, Christa 
Führer, Reinhard 
Dr. Gadow, Peter 
Gardain, Hans-Joachim 
Gewalt, Roland 
Gierich, Peter 
Giesel, Rainer 

Namentliche Abstimmung 

Ober Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne 
Uber Mißbilligung des Senators für Wissenschaft und Forschung 

wegen Mißachtung des Landesglelchstellungsgesetzes 
- Drucksache 12/4154 -

Fraktion/ 
Familienname, Vorname 

Gruppe 

CDU nein Dr. Girnus, Wolfgang 
CDU nein Gloatz, Dagmar 
CDU nein Goetze, Uwe 
SPD nein Gram, Andreas 
SPD nein Greiner, Gisela 
SPD nein Grieger, Harald 

Bü 90/Grüne ja Grotzke, Gisela 
SPD nein Günther, Joachim 
FDP ja Dr. Haase, Herwig 
CDU nein Hahn, Axel 
CDU nein Dr. Hampel, Winfried 
CDU nein Hapel, Dieter 
SPD nein Dr. Hassemer, Volker 
CDU nein Dr. Heide, Manuel 
SPD nein Helias, Siegtried 
SPD nein Helms, Raimund 
CDU Herbst, Knut 
CDU nein Herer, Elke 
SPD nein Herrmann, Annelies 
SPD Enthaltung Hildebrandt, Helmut 
CDU nein Hillenberg, Ralf 
FDP ja Hilse, Torsten 

Bü 90/Grüne ja Hoffmann, Otto 
fraktionslos Dr. Hofmann, Elke 

SPD Enthaltung Ho!zhüter, lngrid 
CDU Horn, Heiko·Joachim 

Bü 90/Grüne ja Hübner, Beate 
Bü 90/Grüne ja Jaroch, Siegmund 

CDU Jordan, Carlo 
CDU Kaczmarek. Alexander 

Neues Forum Dr. Kalle ja, Hartmut 
PDS ja Kammholz, Axel 
SPD nein Kampfhenkel, Elga 
CDU nein Kayser, Boto 

Bü 90/Grüne j~ Dr. Kellner, Horst 
SPD ne1n Kern, Horst·Achim 
CDU nein Kittelmann, Marion 
CDU nein Klein, Dieter 

Bü 90/Grüne ja Dr. Klein, Reinhard 
CDU nein Klemann, Jürgen 
SPD nein Kliche, Horst 
CDU nein Kliem, Wolfgang 
CDU Klotz, Knut 
SPD nein Dr. Klotz, Sibyii-Anka 
SPD Kollotschek, Cordula 
CDU nein Dr. Köppl, Bernd 
CDU nein Ko~an, lsmail 
PDS ja Kowallek, Christins 
SPD Enthaltung Krause, Arnold 
CDU nein Krause, Peter 
FDP ja Dr. Krause, Werner 
SPD nein Kriebel, Jürgen 
CDU nein Krüger, Ulrich 
CDU nein Krüger, Wemer 
CDU nein Kujath, Rudolf 

Fraktion/ 
Gruppe 

PDS ja 
CDU nein 
CDU nein 
CDU nein 
CDU nein 
CDU nein 
SPD nein 
SPD nein 
CDU nein 
FDP ja 
FDP ja 
CDU nein 
CDU nein 
CDU nein 
CDU nein 

Bü 90/Grüne ja 
SPD Enthaltung 
PDS ja 
CDU nein 
SPD nein 
SPD 
SPD nein 
FDP ja 
CDU nein 
SPD nein 
PDS 
CDU nein 
CDU nein 

Bü 90/Grüne ja 
CDU nein 
CDU nein 
FDP ja 
SPD nein 
CDU nein 
PDS ja 
SPD 
CDU nein 
PDS ja 
FDP ja 
CDU nein 
SPD nein 
CDU 
SPD nein 

Bü 90/Grüne ja 
CDU 

Bü 90/Grüne ja 
Bü 90/Grüne ja 

CDU nein 
Bü 90/Grüne 

CDU nein 
SPD 
SPD nein 
CDU 
CDU 
SPD nein 
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Fraktion/ 
Familienname, Vomame 

Fraktion/ 
Familienname, Vomame 

Gruppe Gruppe 

Kukutz, lrina Neues Forum Rösler, Hubert COU nein 
Künast, Renate Bü 90/Grüne ja Roß, Reinhard SPO ja 
Landowsky, Klaus COU nein Rost, Gabriele COU nein 
Lange, Kurt SPO Dr. Rusta, lrana SPO nein 
Dr. Lange, Rolf-Peter FDP ja1 Sander, Nikolaus SPO nein 
Dr. Laurien, Hanna-Renate COU nein Saß-Viehweger, Barbara COU nein 
Lehmann, Wolfgang Bü 90/Grüne ja Schermer, Gerlinde SPO nein 
Dr. Lehmann-Brauns, Uwe COU nein Schiela, Gerhard FOP ja 
Lesnau, Karl-Heinz COU nein Schippel, Dietrich COU nein 
Leyk, Ursu Ia SPD Schlicht, lrina-Comelia COU nein 
Liepelt, Volker COU nein Schmid·Petry, Erika FDP ja 
Ließfeld, Heike SPO nein Schmidt, Ekkehard COU nein 
Longolius, Alexander SPO nein Schmidt, Elisabeth POS 
Lorenz, Hans-Geerg SPO nein Schmidt, Uwe COU nein 
Loßmann, Erwin FDP ja Schneider, Doris SPO nein 
Dr. Lötzsch, Gesine POS ja Schöttler, Gabriele SPO nein 
Lüdtke, Jürgen SPD nein Dr. Schreyer, Michaale Bü 90/Grüne ja 
Luft, Christine SPO nein Schult, Reinhard Neues Forum 
Dr. Luther, Peter COU nein Dr. Schulz, Wolf SPO nein 
Manske, Ulrich COU Schulze, Gerd SPO nein 
Mardus, Günter COU Schuster, Peter SPO nein 
Dr. Mehnert, Dieter SPO nein Schütze, Diethard COU 
Dr. Meier, Ullrich COU Schwenke, Hans FDP 
Merke!, Petra-Evelyne SPO nein Schwierzina, Tino-Antoni SPD 
Dr. Meves, Heike POS Seelig, Marion POS ja 
Dr. Meyer, Peter SPO nein Seerig, Thomas FOP ja 
Meyer-Feltges, Claire COU nein Dr. Seitz, Hans·Peter SPO nein 
Michels, Martina POS Siebenhüner, Themas fraktionslos nein 
Mleczkowski, Wolfgang FOP ja Simen, HeinzMViktor COU 
Molter, Alfred·Mario COU nein Sommer, Frank FOP ja 
Mommert, Almut COU nein Or. Staffelt, Oitmar SPO nein 
Momper, Walte~ SPO nein Staffel, Frank COU 
Dr. Mory, Stephan SPO nein Steinbom, Sigrun POS ja 
Dr. Müller, Eva POS ja Stötzer, Utta SPO nein 
Dr. Müller, Hans COU nein Straßmeir, Günther COU nein 
Müller, Rudolf COU nein Süß, Reiner SPO nein 
Nagel, Wolfgang SPD nein Szoepe, Krystian COU ja 
Neumann, Manfred SPO nein Dr. Tannert, Christof SPO nein 
Neumann, Ulrike SPO Enthaltung Themas, Helga SPO 
Niedergesäß, Fritz COU nein Tiedt, Peter FOP ja 
Nisble, Heide SPO nein Toepfer, Günter COU nein 
Nix, Adrian COU nein Toepfer, Sabine COU nein 
Nolte, Kari-Heinz SPO nein Or. Tolksdorf, Michael FOP Enthaltung 
Nuß, Hannelore POS Unger, Barbara SPO Enthaltung 
Ollech, Ernst SPO nein Vogel, Hans-Wemer COU nein 
Palm, Joachim COU nein Vogt, Hubart COU nein 
Pavlik, Dieter SPO nein Volkholz, Sybille Bü 90/Grüne ja 
Pech, Bettina POS ja Wallet, Julius COU nein 
Pewestorff, Norbert POS ja Wegener, Charlotte COU nein 
Dr. Pflugbeil, Sebastian Neues Forum Weitzel, Joachim COU nein 
Pickert, Si!via SPD nein Werner, Winfried COU nein 
Pieroth, Elmar COU nein Wiedenhaupt, Rolf-Thorsten COU nein 
Pistor, Bemd COU nein Wieland, Wolfgang Bü 90/Grüne ja 
Pohle, Dagmar POS ja Wiemann, Wemer FOP ja 
Poschepny, Frank SPO nein Wienhold, Klaus-Hermann COU 
Putz, Christian-Thomas Bü 90/Grüne ja Wittwer, Georg COU nein 
Rathje, Heiner COU nein Wohlrabe, Jürgen COU 
Rebsch, Peter COU Wolf, Harald POS ja 
Dr. Reimann, Horst COU nein Wolf, Peter SPD nein 
Reuther, Anke SPO nein Or. Wruck, Ekkehard COU nein 
Richter·Kotowski, Cerstin CDU nein Dr. Ziemer, Elisabeth Bü 90/Grüne ja 
Dr. Riebschläger, Klaus SPO nein Or. Zillbach, Käthe SPO Enthaltung 
Dr. Riedmüller-Seel, Barbara SPO Zillich, Stoffen POS ja Riedrich, Karin SPO nein Dr. Zippel, Christian COU nein 
Or. Rogall, Holger SPO nein Dr. Zotl, Peter-Rudolf POS 
•) nachträglich korrigiert. Zuchowski, Christel COU nein 
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4) Anlage 2 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 

[BB] 

Wahl eines Vertreters oder einer 
Vertreterin des Rats der Bürgermeister 
und eines BUrgerbeauftragten oder 
einer BUrgerbeauftragten sowie deren 
Stellvertreterl-Innen zum Mitgliedern 
des Kuratoriums der Fachhochschule für 
Verwaltung und Rechtspflege Berlin (FHVR) 

Gemäß § 64 Abs. 3 und Abs. 5 Satz 1 in Verbindungn mit 
Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzes über die Hochschulen im Land Berlin 
(Berliner Hochschulgesetz - BeriHG) vom 12. Oktober 1990 
(GVBL S. 2165} wurden fUr die Dauer von zwei Jahren gewählt: 

auf Vorschlag des Rats der Bürgermeister: 

1. Herr Jörg·Otto Spiller (Mitglied) 

2. Herr Ulrich Menzel (Stellvertreter) 

auf Vorschlag der Fachhochschule für Verwaltung und Rechts­
pflege Berlin : 

1. Frau Barbara John (Mitglied) 

2. Herr Dr. Dietrich Garstka (Stellvertreter} 

[B1 B] 

Erprobung des 5-Schichten-Dienstes 
bei der Polizei 

Der Senat wird aufgefordert, bis zum 31 . August 1994 einen 
detaillierten Bericht darüber vorzulegen, welche unterschied­
lichen Schichtzeitmodelle des 5-Schichten·Dienstes in welchen 
Abschnitten bei der Berliner Polizei erprobt und wie viele Polizei· 
bedienstete daran beteiligt werden sollen. 

[B22] 

Beteiligung des Berliner Landesparlaments 
bei Städtepartnerschaften 

Der Senat wird aufgefordert, neue Städtepartnerschaften nur 
nach Aussprache im Abgeordnetenhaus zu behandeln. 

[B24] 

Unantastbarkeit demokratisch gewählter 
Volksvertreterinnen und Volksvertreter 

Der Senat wird aufgefordert, im Rahmen aller seiner Möglich· 
keiten - insbesondere auch im Bundesrat - initiativ zu werden, 
um die Freilassung von inhaftierten kurdischen Abgeordneten im 
türkischen Parlament einzufordern sowie deren parlamentari­
sche Arbeit zu sichern. 

[B25B1 l 

GrundstUcksgeschäft (Nr. 1911994 des 
Verzeichnisses Ober Vermögensgeschäfte) 

Dem Erwerb der insgesamt 9 615m2 großen Grundstücke, 
BerlinMPrenzlauer Berg, Storkower Straße 150, 152, 154, 156, 
eingetragen im Grundbuch von Pranzlauer Berg des Amtsge­
richts Mitte, Blatt 04004 Flurstück 26, 1 268 m2 , Blatt 04037 
Flurstück 27, 4135 m2, Blatt 04037, Flurstück 29, 4 212m2, zu 
den Bedingungen des am 28. März 1 994 beurkundeten, unter 
Vorbehalt geschlossenen Vertrages wird zugestimmt. 

[B25B2] 

Grundstücksgeschäft (Nr. 20/1994 des 
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

Dem Erwerb des insgesamt 4 7 253 m2 großen Grundstücks 
BerlinMPrenzlauer Berg, Fritz-Riedei-Straße 14 I Landsherger 
Allee 103-107,111, eingetragen im Grundbuch von Pranzlauer 
Berg des Amtsgerichts Berlin·Mitte, Band 21 Blatt 522 N, zu den 
Bedingungen des am 31. Dezember 1993 beurkundeten, unter 
Vorbehalt geschlossenen Vertrages und des Nachtragsvertrages 
vom 31. März 1994 wird zugestimmt. 

[B25D] 

Verbesserungen der BAföG-leistungen für 
Studierende 

Der Senat wird aufgefordert, weiterhin sowohl im Bildungs- als 
auch im Finanzausschuß des Bundesrats darauf hinzuwirken, 
daß 

- 1 994 bei den Leistungen nach dem Bundesausbildungs· 
förderungsgasatz (BAföG} keine Nullrunde gefahren wird. 
Statt dessen sollen Anpassungen in dem Maße eriolgen, 
wie die Löhne und Gehälter im Durchschnitt der 1994er 
Tarifrunde angehoben wurden; 

die notwendige allgemeine BAföG-Anpassung nicht erst 
1996, sondern bereits 1995 vollzogen wird, wobei insbe­
sondere darauf hinzuwirken ist, daß die Elternfreibeträge an 
den allgemeinen Anstieg der Lebenshaltungskosten ange· 
paßt werden; 

eine beschleunigte Nivellierung der Leistungsunterschiede 
von West· und Ostdeutschland erfolgt, die insbesondere in 
Berlin die schwer begründbaren Unterschiede in der Höhe 
der Ausbildungsförderungsbeträge aufhebt. 

[B25E] 

Schaffung von Wohneigentum aus 
kommunalem Wohnbestand 

Der Senat wird aufgefordert, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß die im Rahmen des Solidarpaktes getroffenen Ver· 
einbarungen zur Lösung der Altschuldenfrage erreicht werden. 
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(A) Hierbei muß sichergestellt werden, daß innerhalb von zehn 
Jahren mindestens 15% des Wohnungsbestandes vorrangig an 
die Mieter privatisiert werden. Der Senat soll dabei folgende 
Rahmenbedingungen berücksichtigen: 

Oberster Grundsatz bei der Umwandlung von Miet· in 
Eigentumswohnungen ist, daß kein nicht kaufbereiter Mieter 
aus seiner Wohnung verdrängt werden darf. Der Verkauf 
von umgewandelten Eigentumswohnungen kann daher aus­
nahmslos in folgenden Fällen in der nachstehenden Reihen­
folge in Betracht kommen: 

Verkauf vorzugsweise an den oder die in der Wohnung woh· 
nenden Mieter und nur, wenn diese einen Kauf innerhalb 
angemessener Frist ablehnen in folgenden Fäl!en; 

Verkauf bei Freiwerden der Wohnung; 

Verkauf an Dritte nur, wenn unwiderruflich die Geltendma­
chung der sogenannten Eigenbedarfsklage gegenüber den 
Mietern, die zum Zeitpunkt des Verkaufes in der Wohnung 
leben, auf Dauer ausgeschlossen ist. 

Bei nicht kaufbereiten Mietern sollen Anreize geschaffen 
werden, durch Angebote von genehmen Mietwohnungen 
möglichst in der Gegend und Hilfen für einen Umzug in eine 
andere Mietwohnung die Entscheidung zu erleichtern. 

Die Mieter bzw. Käufer sind umfassend über alle Rechts­
und Wirtschaftsfragen im Zusammenhang mit dem Verkauf 
zu informieren. Dies bedeutet, daß sie auch grUndlieh über 
die Sanierung als auch weitere nach dem Kauf notwendige 
Sanierungsmaßnahmen und die damit verbundenen Kosten 
informiert und bezüglich einer notwendigen Finanzierung 
des Kaufs beraten werden. 

Schwerpunktmäßig soll die Privatisierung die Neubauten 
und hierbei die sogenannten Plattenbauten umfassen. 

(B) Es ist sicherzustellen, daß die für die Privatisierung in Frage 
kommenden Objekte für die Bildung von Wohneigentum 
geeignet sind. 

Die Bedingungen zur Erteilung der Abgeschlossenheitsbe­
scheinigung mUssen geschaffen werden. 

Vor dem Verkauf der Wohnung an die Mieter muß daher die 
Grundsanierung der Gebäudesubstanz abgeschlossen 
bzw. sichergestellt sein; hierzu gehört z. B. die Sanierung 
bzw. Modernisierung der Fassaden und Barkone, der 
Dächer, der Haustechnik einschließlich der Heizung, der 
Treppenhäuser, der Hauseingangsbereiche, der Leitungs­
stränge, der Wärmeschutz und di.e Herrichtung akzeptabler 
Außenanlagen. 

Grundrißveränderungen sind auf Ausnahmefälle zu begren­
zen. 

Bei der Instandsetzung und Modernisierung der Wohnung 
soll der Kaufwillige die Möglichkeit erhalten, Eigenleistung 
einzubringen. 

Nach der Sanierung und Umwandlung in Eigentumswoh­
nungen sowie Verkauf eines großen Teils der Wohnungen 
kann der Verkauf der restlichen noch nicht verkauften Woh­
nungen an treuhänderieche Erwerbargeseilschaften erfol­
gen, die diese in den folgenden Jahren, insbesondere bei 
Freiwerden der Wohnung, ihrerseits zu einem Kaufpreis, der 
alle der Gesellschaft zwischenzeitlich für diese Wohnungen 
direkt und indirekt entstandenen Kosten sowie höchstens 
eine Gewinnspanne von 10% umfaßt, weiterverkaufen. Als 
solche Gesellschaften kommen insbesondere Gesellschaf­
ten in Frage, an denen die Wohnungsbaugesellschaften 
direkt oder indirekt beteiligt sind und dadurch die Sozialver· 
träglichkeit besonders gut sichergestellt ist. 

Um Spekulationen auszuschließen, werden die Eigentümer 
verpflichtet, innerhalb der ersten zehn Jahre diese Wohnung 
nur der Erwerbergesellschaft oder dem Mieter der Woh· 
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nung zum Kauf anzubieten. Die Erwerbergesellschaft kann (C 
auch zu anderen Verkäufen unter bestimmten Bedingungen, 
wie z. 8. bei familiären Verkäufen, ihre Zustimmung geben. 

Die Kaufpreisgestaltung muß bei Einhaltung des Kasten­
deckungsprinzips einen guten Anreiz zum Erwerb geben. Im 
Interesse der Unternehmen selbst liegt es hierbei, einen 
Preis anzubieten, der die Realisierung der notwendigen Ver­
käufe ermöglicht. 

Es ist sicherzustellen, daß in verbindlichen Regelungen die 
Kaufbedingungen sozialverträglich mit Fördermaßnahmen 
festgelegt werden, auf deren Basis Finanzierungsmodelle 
erarbeitet werden. 

[B30b] 

Erlaß eines Abschiebstopps 
für die Kurdinnen und Kurden aus der Türkei 

Der Senat wird aufgefordert, keine Kurdinnen und Kurden aus 
den kurdischen Gebieten der Türkei, in denen sie gefährdet sind, 
abzuschieben. Straftäter sind davon ausgenommen. Diejenigen, 
die auf Grund politisch motivierter Aktionen strafbar geworden 
sind, dürfen nur dann abgeschoben werden, wenn nachweislich 
sichergestellt ist, daß ihnen keine "erhebliche konkrete Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit" droht. 

Diese Regelung bezieht sich auf kurdische Asylbewerber/ 
-innen, die in Berlin ihr Verfahren durchlaufen haben. 

[B40C] 

Abgabe einer Erklärung zur Stellungnahme 
der Bundesregierung zu der Fusion 
der Bundesländer Berlln und Brandenburg 
Schwerer Rückschlag für die Region 
Berlln·Brandenburg - Appell an die Mitglieder 
des Deutschen Bundestages, eine finanzielle 
Grundlage fUr die Fusion zu schaffen 

Die Stellungnahme des Bundeskabinetts vom 8. Juni 1994 
zum Gesetzesentwurf zur Regelung der finanziellen Vorausset· 
zung für die Neugliederung der Länder Berlin und Brandenburg 
gefährdet in unverantwortlicher Weise die Grundlagen für eine 
Fusion der beiden Bundesländer. Die Bundesregierung fordert 
immer wieder die Stärkung des Föderalismus im Sinne einer 
Reduzierung der Bundesländer. Die Entscheidung der Bundes· 
regierung vom Mittwoch steht dazu im krassen Widerspruch. 

Die Stellungnahme des Kabinetts widerspricht ausdrücklich 
dem vom Bundesrat bei nur zwei Enthaltungen gefaßte~. Be­
schluß, Berlin und Brandenburg bei einer Fusion für einen Uber­
gangszeitraum finanziell nicht schlechter zu stellen. Die Beson­
derheiten der Vereinigung eines Stadt- und eines Flächenstaates 
und die mit der Neugliederung verbundenen, aber erst mittel- bis 
langfristigen Synergi~- und Einspareffekte verlangen eine ange­
messene finanzielle Ubergangsregelung für den sicheren Start 
des neuen Bundeslandes. 

Mit der von der gemeinsamen Verfassungskommission ein­
stimmig empfohlenen Einführung eines Artikels 118 a in das 
Grundgesetz wird das Verfahren für die Länderneugliederung 
von Berlin und Brandenburg erleichtert und damit im Sinne der 
Stärkung des Föderalismus in der Bundesrepublik die Bildung 
von ungefähr gleichgewichtigen Ländern verfassungsrechtlich 
erleichtert. Die Stellungnahme der Bundesregierung entspricht 
diesem Sachverhalt in keiner Weise. 

Das Berliner Abgeordnetenhaus appelliert an die Mitglieder 
des Deutschen Bundestags, der Stellungnahme der Bundes­
regierung nicht zuzustimmen und sich vielmehr dem vom 
Bundesrat vorgelegten Gesetzesentwurf anzuschließen. 
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) Anlage 3 

Nicht behandelte Mündliche Anfragen 

[M8] 

MUndliehe Anfrage Nr. 8 
der Abgeordneten Slgrun Steinborn (POS) über 

Abschiebestopp für Kurden aus der Türkei 

Ich frage den Senat: 

1. Wie gedenkt der Senat mi! Kurden und Kurdinnen aus der 
Türkei zu verfahren, die vor der Außerung aus der Senatsverwal­
tung für Inneres, man werde auch im Land Berlin möglicherweise 
nicht abschieben, die Aufforderung erhalten haben, Deutschland 
zu verlassen? 

2. Wie viele Kurdinnen und Kurden aus der Türkei befinden 
sich zur Zeit in Abschiebehaft? 

Antwort der Senatsverwaltung für Inneres vom 9. Juni 
1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigle Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Die in der Fragestellung behauptete Äußerung des Senats 
gibt es nicht. Zu einer gesonderten Verfahrensweise gegenüber 
dem von Ihnen angesprochenen Personenkreis kann es daher 
keine Veranlassung geben. 

Zu 2: 

Drei. 

Heckelmann 

[M9] 

Mündliche Anfrage Nr. 9 
der Abgeondneten Dr. Sibyii-Anka Klotz (BU 90/GrUne) 
über 

drohenden Versorgungsnotstand mit 
Hebammen ab 1996 

Ich frage den Senat: 

1. Teilt der Senat die Ansicht, daß die vom Bundesgesund· 
heitsministerium vorgesehene Gebührenerhöhung für Hebam· 
men auch weiterhin eine völlige Unterbezahlung für diese Berufs· 
gruppe festschreibt, die derzeit bei etwa 2 000 DM netto für 
60 bis 70 Arbeitsstunden liegt? Wird Berlin diesem Vorschlag 
im Bundesrat seine Zustimmung verweigern? 

2. Welcher Mehrbedarf an Hebammen in Berlin ist mit der 
absehbaren Verlagerung von Geburten bzw. vor· und nachge· 
burtlicher Betreuung und Versorgung in den ambulanten Bereich 
ab 1996 zu erwarten? Wie wird der Senat den durch Mehrbedarf 
und völlige Unterbezahlung zu erwartenden Versorgungsnot­
stand in Berlin verhindem? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist 
des §51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M10] 

Mündliche Anfrage Nr. 10 
des Abgeordneten Frank Sommer (FDP) über 

Zukunft der Stiftung "Deutsche Kinemathek" 
und der Deutschen Film- und 
Fernseh-Akademie Berlin GmbH 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß die Finanzierung für die Stiftung "Deutsche 
Kinemathek Berlin" und die Deutsche Film· und Fernseh-Akade· 
mie Berlin GmbH vom Bund gekündigt worden ist, und um 
welche Höhe finanzieller Beteiligung handelt es sich? 

2. Welche Anstrengungen hat der Senat unternommen, die 
Beteiligung des Bundes weiter zu erhalten, und welche Möglich­
keiten sieht der Senat, diese beiden wichtigen Institutionen wei· 
ter durch das Land Berlin zu finanzieren? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist 
des §51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M11] 

MUndliehe Anfrage Nr. 11 
der Abgeondneten Glsela Grelner (CDU) über 

Zahlungsmoral der öffentlichen Auftraggeber 
Im Land Berli n 

Ich frage den Senat: 

1. Treffen Beschwerden des Berliner Handwerks zu, daß die 
öffentlichen Auftraggeber die ihnen von den Handwerksunter· 
nehmen in Rechnung gestellten Leistungen nicht fristgerecht 
bezahlen? 

2. Wenn ja, warum werden keine disziplinarischen Maßnah· 
men gegen die verantwortlichen Verwaltungsleiter eingeleitet, 
oder sind die öffentlichen Auftraggeber daran interessiert, ähn· 
lieh wie bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen Handwerker 
und kleine Unternehmen zu benachteiligen? Wenn nein, warum 
geht der Senat nicht mit gerichtlichen Schritten gegen diese ver· 
Iaumderischen und das Image der Stadt gefährdenden Falsch­
aussagen und Pressemeldungen vor? 

Antwort der Senatsverwaltung fUr Wirtschaft und Tech­
nologie vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nfcht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Die generelle Behauptung, daß die öffentlichen Auftraggeber 
Rechnungen nicht fristgerecht bezahlen, trifft nicht zu. 

Die Senatsverwaltungen für Wirtschaft und Technologie 
sowie für Bau· und Wohnungswesen haben mit der Industrie· 
und Handelskammer und der Handwerkskammer die Proble-
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(A) matik mehrfach besprochen und vereinbart, daß jedem konkre· 
ten Einzelfall, in dem eine begründete Beschwerde vorgetragen 
wird, unverzüglich nachgegangen wird. Die beiden Kammern 
haben die Unternehmen regelmäßig aufgefordert, ihnen konkrete 
Fälle zu benennen. Die wenigen daraufhin vorgetragenen 
Beschwerden wurden sofort von den Kammern bzw. den zustän· 
digen Verwaltungen bearbeitet. 

Es stellte sich jedoch heraus, daß keine Versäumnisse der 
öffentlichen Auftraggeber vorlagen, weil 

entweder keine korrekte, prüffähige Schlußrechnung vorlag 

oder die Leistung noch nicht vollständig erbracht bzw. noch 
nicht als vollständig erbracht abgenommen worden war 

oder noch ein zivilrechtlicher Streit über den Umfang der 
Leistung bzw. der Rechnung anhängig war. 

Die in den letzten Tagen in der Presse auftauchenden Klagen 
pauschaler Art beruhen auf einem konkreten Fall, in dem alle 
Voraussetzungen zur Bezahlung der Rechnung vorlagen, es aber 
durch den Wechsel der Rechtsform des Auftragnehmers (Über· 
gang der S·Bahn auf die Deutsche Bahn AG) zu bedauerlichen 
Verzögerungen kam. 

Dieser Einzelfall hatte seine Ursache also nicht in der nachläs· 
sigen Bearbeitung zahlungsfähiger Rechnungen, sondern in 
gesellschaftsrechtlichen Schwierigkeiten. 

Zu 2: 

Neben den regelmäßigen Aufforderungen an alle Vergabestel· 
len, zahlungsfähige Rechnungen unverzüglich zu begleichen, 
und dem Angebot, daß jedem belegten Einzelfall unverzüglich 
nachgegangen wird, sind keine weiteren Maßnahmen erforder· 
lieh. 

(B) Dabei wird der pauschale und unbelegte Vorwurf, die öffent· 
liehen Auftraggeber Berfins würden kleine und mittlere Untemeh· 
men sowohl bei der Bezahlung von Rechnungen wie auch bei 
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen benachteiligen, in aller 
Schärfe zurückgewiesen. 

Gerichtliche Schritte gegen allgemein gehaltene Klagen von 
Wirtschaftsverbänden oder Unternehmen sind nicht nur mangels 
Rechtsgrundlage erfolglos, sondern auch nicht das angemes· 
sene Mittel in wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen. 

Dr. Meisner 

[M12] 

Mündliche Anfrage Nr. 12 
der Abgeordneten UHa Statzer (SPD) Ober 

Erwerb der Liegenschaft "Pfefferberg" 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß das Land Berlin bislang noch nicht an den 
Bund herangetreten ist, um den Eigentumsanteil an der Liegen· 
schaft für das Soziokulturelle Zentrum "Pfefferberg" in Berlin· 
Pranzlauer Berg zu erwerben? 

2. Wenn ja, welche Gründe hat der Senat dafor, daß er bisher 
noch keinen Kaufantrag für diese Liegenschaft gestellt hat, und 
welche Auswirkungen hat dieses Verhalten auf die Arbeit des 
Soziokulturellen Zentrums "Pfefferberg"? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§51 Abs. 5 GO Abghs vor. 
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[M13] 

Mündliche Anfrage Nr. 13 
der Abgeordneten Slgrun Steinborn (PDS) Ober 

Versetzung Ost-Berliner Lehrerinnen und 
Lehrer in den Westteil der Stadt 

Ich frage den Senat: 

1. Ist die Vereinbarung - abgeschlossen zwischen der 
Senatsverwaltung für Schule und der GEW Berlin -, die die Ver· 
setzung Ost-Berliner Lehrerinnen und Lehrer in den Westteil der 
Stadt regelt, mit der Senatsverwaltung für Inneres abgestimmt 
worden? 

2. Werden die Versetzungen wie geplant pUnktlieh zu Beginn 
des nächsten Schuljahres 1994/95 vollzogen sein, obwohl bei 
fast allen 540 Lehrerinnen und Lehrern die Bewährungsfeststel· 
lung noch aussteht? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M14] 

MOndliehe Anfrage Nr. 14 
der Abgeordneten Dr. Ellsabeth Ziemer (BU 90/Grüne) 
Ober 

unverständliche Geheimniskrämerei des 
Senats bei Beantwortung der Fragen nach 
Kreditvergabe an den flüchtigen Immobilien­
händler Schneider 

Ich frage den Senat: 

1. Warum hält der Senat in seiner Antwort auf die Frage 2 
der Mündlichen Anfrage Nr. 20 in der Plenarsitzung vom 
19. Mai 1994 es fUr eine "Preisgabe vertraulicher Angaben und 
Betriebs· und Geschäftsgeheimnisse", wenn danach gefragt ist 
-was in allen Medien, im Bundestag, auf Aktionärsversammlun­
gen etc. diskutiert wird -, welche Konsequenzen aus der offen­
sichtlich zu leichtfertigen Kreditvergabe an Schneider bei der 
Berliner Bank Gesellschaft gezogen werden sollen? 

2. Welche finanziellen Auswirkungen hat die Kreditvergabe an 
Schneider für die Berliner Bank Gesellschaft und ihren Mehr· 
heitsgesellschafter, das Land Berlin? -Oder darf dem Parla· 
ment auch das Geheimnis der Landesverluste nicht anvertraut 
werden? 

Antwort der Senatsverwaltung für Wirtschaft und Tech· 
nologle vom 14.lunl 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Der Senat bedauert nochmals, die Frage nach den Modalitä· 
ten der Kreditvergabe an die Schneider-Gruppe durch die Bank· 
gesellschaft Berlin AG und die Berliner Hypotheken· und Pfand· 
briefbank AG nicht beantworten zu können. 

Es handelt sich hierbei um Fragen der Geschäftspolitik der 
betreffenden Kreditinstitute, die vertraulich zu behandeln sind. 
Der in §§ 116, 93 Aktiengesetz zwingend normierten gesetz­
lichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen auch die in den Auf­
sichtsräten dieser Banken mitwirkenden Mitglieder des Senats 
hinsichtlich der ihnen in dieser Eigenschaft bekannt gewordenen 
Tatsachen. Eine Weitergabe derartiger Informationen - auch an 
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~) Abgeordnete - würde eine Mißachtung dieses Grundsatzes zur 
Vertraulichkeit bedeuten und eine Verletzung der ihnen gesetz~ 
lieh obliegenden Verschwiegenheitspflicht darstellen. Auch eine 
Kommentierung einschlägiger Presseartikel und Medienberichte 
durch die betreffenden Senatsmitglieder ist aus den genannten 
Gründen nicht maglich. 

Zu 2: 

Über die finanziellen Auswirkungen der Kreditgewährung 
durch die Bankgesellschaft Berlin AG an die Schneider-Gruppe 
lassen sich gegenwärtig keine abschließenden Feststellungen 
treffen. 

Sämtliche Kredite der Bankgesellschaft Berlin AG sind durch 
Grundpfandrechte an Immobilien besichert. Über die Höhe eines 
eventuellen Ausfalls kann erst nach Erarbeitung Von Fortfüh­
rungs- bzw. Veräußerungskonzepten eine verbindliche Aussage 
getroffen werden. Dies gilt auch hinsichtlich etwaiger finanzieller 
Auswirkungen auf den Mehrheitsgesellschafter Land Berlin. 

Dr. Meisner 

[M15] 

MUndliehe Anfrage Nr. 15 
des Abgeordneten Gerhard Schlela (FDP) über 

Dachgeschoßausbau und ZWeckentfremdung 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele potentielle Dachgeschoßausbauten sind nach 
Meinung des Senats durch das Rundschreiben des Bausenators 

~) an die bezirkliehen Bau· und Wohnungsaufsichtsämter vom 
18. Oktober 1993 über ..Zweckentfremdung von Wohnraum bei 
Schaffung von Ersatzwohnraum bei Dachgeschoßausbau" inner· 
halb und außerhalb des Altbaubestands betroffen? 

2. Teilt der Senat meine Auffassung, daß speziell im Altbau­
bestand der § 4 Absatz 1 des Baugesetzbuch-Maßnahmen­
gesetzes kaum wirksam werden kann, da in diesen Fällen die 
Geschoßfläche durch Flächen von Aufenthaltsräumen in ande­
ren als Vollgeschossen zumeist nicht erhöht wird und insofern 
das Rundschreiben nicht greift? Wenn nein, warum nicht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau~ und Wohnungs~ 
wesen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Es liegt kein verwendbares Zahlenmaterial über potentielle 
Dachgeschoßausbauten vor, die durch das Rundschreiben 
"Zweckentfremdung von Wohnraum bei Schaffung von Ersatz­
wohnraum bei Dachgeschoßausbau" betroffen sind. Insoweit 
kann die Frage nicht beantwortet werden. 

Zu 2: 

Nein. Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, auf den 
die Baunutzungsverordnung in einer bis zum 26. Januar 1990 
geltenden Fassung anzuwenden ist, ist nach § 20 Abs. 2 Satz 2 
dieser Verordnung zur Ermittlung der Geschoßfläche die Fläche 
von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschossen (z. 8. 
Dachraum, Kellergeschoß) mitzurechnen. Diese Regelung gilt 
auch bei Ausbau von bestehenden Dachräumen. 

Wolfgang N a g e I 
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[~6] ~ 

Mündliche Anfrage Nr. 16 
des Abgeordneten Hartwlg Berger (BU 90/Grüne) über 

Zeitbomben im Müggelsee? 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Erkenntnisse hat der Senat über Art, Menge und 
Gefahrenpotential von Bomben, Munition und anderem Kriegs­
material, das seit dem Zweiten Weltkrieg im Müggelsee liegt und 
sich damit im Trinkwasserschutzgebiet, Zone 2, befindet? 

2. Was unternimmt der Senat in der nächsten Zeit, um sich 
ein genaueres Bild über solche möglichen chemischen Zeitbom­
ben im Müggelsee zu verschaffen und ggf. Schritte zur Beseiti­
gung dieser Gefahren zu veranlassen? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau~ und Wohnungs~ 
wesen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Es liegen keine gesicherten Erkenntnisse vor. Aufgrund der 
Tatsache, daß der ehemalige Munitionsbeseitigungsdienst Ost­
Berlin bis 1990 durch Tauchereinsätze insgesamt rd. 32 t 
Kampfmittel aus dem Großen Müggelsee geborgen hat, wird 
vermutet, daß sich noch weitere Mengen in diesem Gewässer 
befinden könnten. 

Zu 2: 

Grundsätzlich ist vorgesehen, den Großen Müggelsee insge· 
samt nach Munition absuchen zu lassen. Derzeit ist nach Aus" 
kunft der Polizeitechnischen Untersuchungsstelle beim Polizei· 
präsidenten in Berlin von einer unmittelbaren Gefahr nicht auszu· 
gehen. Mit dem Wasser- und Schiffahrtsamt Berlin als zuständi· 
gerBundesbehördefür die Gewässer, die sich im Eigentum des 
Bundes befinden, wird demnächst ein Konzept über das weitere 
Vorgehen ausgearbeitet. 

Wolfgang N a g e I 

M17] 

Mündliche Anfrage Nr. 17 
des Abgeordneten Dr. Michael Tolksdorl (FDP) über 

Berufung auf die C 4-Professur für 
Neurochirurgie an der Charite 

Ich frage den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat die Ungereimtheiten im Verfahren 
um die Wiederbesetzung der C 4-Professur für die Neurochirur­
gie an der Charite? 

2. Welche Maßnahmen hat das für Hochschulen zuständige 
Mitglied des Senats als Vorsitzender der Personalkommission 
der Humboldt-Universität ergriffen, um die Grabenkämpfe und 
Verzögerungen bei der Listenerstellung im Interesse der Lei· 
stungsfähigkeit der Charite und der Krankenversorgung zu been· 
den? 
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(A) Antwort der Senatsverwaltung fUr Wissenschaft und For­
schung vom 9. Juni 1994 

(B) 

Im Namen des Senats von Beriin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und 2: 

Das Berufungsverfahren für die C 4-Professur zur Neuro­
chirurgie an der Charite wird nach den gesetzlichen Vorschriften 
durchgeführt. Die zuständige Senatsverwaltung fllr Wissen­
schaft und Forschung sieht sich nicht veranlaßt, in das Beru­
fungsverfahren einzugreifen. Nach dem Stand des Verfahrens an 
der Humboldt-Universität wird in Kürze die Übersendung einer 
Berufungsliste für dieses Fachgebiet erwartet. Der Senator für 
Wissenschaft und Forschung wird anschließend den Vorschlag 
der Hochschule prüfen und über die Berufung umgehend ent· 
scheiden. 

Prof. Dr. Manfred Erhardt 

[M18] 

Mündliche Anfrage Nr. 18 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

Zuwendungen des Bundes ln Höhe von 
8,9 Milliarden DM fllr die Berliner S·Bahn 

Ich frage den Senat: 

1. Wie lautete das Ergebnis der Vereinbarungen von Bundes· 
minister Wissmann und Bahnchef Dürr am 4. November 1993, in 
denen lt. Verkehrssenator Haase vereinbart wurde, daß 8,9 Mil· 
liarden DM für die Sanierung der Berliner S·Bahn aus Bundes· 
mitteln gesichert seien? Aus welchen Töpfen und für welche 
Zwecke sollten sich diese 8,9 Milliarden DM zusammensetzen? 

2. Ist diese Vereinbarung eingeflossen in einen Kabinetts· 
beschluß in Bonn, und liegt die Zustimmung von Ananzminister 
Waig~l vor, oder hat sich an dieser Vereinbarung in letzter Zeit 
eine Änderung ergeben? Wenn ja, welche Positionen haben 
sich verändert, und wie ist gesichert, daß das Programm der 
S-Bahnwiederherstellung und· ·sanierung zügig bis zur Jahrtau­
sendwende abgeschlossen wird? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M19] 

Mündliche Antrage Nr. 19 
des Abgeordneten Werner Wiemann (FDP) über 

Bestand des Berliner Männerehars 
"Carl Marla von Weber" 

Ich frage den Senat: 

1. Wie schätzt der Senat die Bedeutung des Berliner Männer· 
chors "Carl Maria von Weber" ein? 

2. Plant der Senat, sich ggf. an einer Mischfinanzierung 
gemeinsam mit dem Bund zu beteiligen? 

Antwort der Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegen~ 
hellen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht· 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Der Senat hat in dem als Drs. 12/3933 dem Abgeordneten­
haus vorgelegten ,.Chorbericht" vom 25. Februar 1994 den Carl­
Maria·Weber·Chor u. a. mit folgenden Worten gewürdigt: "Der 
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Cari·Maria-von-Weber·Chor ist ein professioneller Männerchor, (C: 
der sich durch eine hohe künstlerische Qualität und Ausstrah· 
Iungekraft auszeichnet und auch international bekannt ist. 1950 
gegründet, war dieser Chor bis 1990 ein Bestandteil des Ensem· 
bles der Nationalen Volksarmee der damaligen DDR, auch unter 
dem Namen ,.Erich·Weinert·Ensemble" bekannt. ( ... ) Die Sänger· 
gemeinschaff verfügt über ein ungewöhnlich großes Repertoire 
aus atlen Bereichen der Chorliteratur und kann auf zahlreiche 
Konzertreisen sowie Fernseh· und Rundfunkproduktionen 
zurückblicken." 

Zu 2: 

Nein. 

Ulrich Roloff·Momin 

[M20] 

Mündliche Anfrage Nr. 20 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/GrUne) 
Ober 

Stärkung des bezirkliehen und des 
Mietereinflusses auf die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften 

Ich frage den Senat: 

1. Welchen Stand haben die Überlegungen des Senats, nach 
dem erfolgreichen Bürgerbegehren in Hellersdorf von 1993 den 
Einfluß der Bezirksverordneten und der Mieter auf die 
Geschäftsführung der städtischen Wohnungsbaugesellschaft in 
Hellersdorf und in den übrigen Berliner Bezirken auszudehnen? 

2. Welche Gespräche/ Absprachen haben zu diesem Thema 
mit den Wohnungsbaugesellschaften stattgefunden? (t': 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs~ 
wesen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
or.dnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Bei den städtischen Wohnungsbaugesellschaften handelt es 
sich um Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie Aktien· 
gesellschaften, die den handels- und gesellschaftrechtlichen 
Bedingungen unterliegen. 

Die Interessen der Mieter werden auf vielfältige Weise bereits 
berücksichtigt. Insbesondere besteht seit dem Beschluß des 
Abgeordnetenhauses vom 9. Juni 1983 über Einrichtungen von 
Mietervertretungen (Drs. 1 0/871} die Möglichkeit zur Mitwirkung 
in allen die Gesamtheit der Mieter unmittelbar betreffenden 
wesentlichen Fragen durch die Mieterbeiräte oder Mietervertre· 
tungen, von der erfolgreich Gebrauch gemacht wird. 

Für besondere Einflußmöglichkeiten bezirklicher Gremien 
noch darüber hinaus ist die Zuständigkeitsverteilung in Berfin 
unergiebig (§ 65 LHO). lm übrigen sind die Bezirke in der Regel 
in den Aufsichtsräten vertreten. Inwieweit es zweckmäßig ist, in 
den Aufsichtsrat einer Wohnungsbaugesellschaft eine Person zu 
berufen, die mit dieser Gesellschaft in einem Mietvertragsver· 
hältnis steht, wird derzeit im politischen Raum diskutiert. 

Zu 2: 

Die Wohnungsbaugesellschaften sind von der zuständigen 
Senatsverwaltung für Finanzen mit Datum vom 9. Mai 1994 
unterrichtet worden. 

Wolfgang N a g e 1 
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,) [M21] 

Mündliche Anfrage Nr. 21 
des Abgeordneten Otto Hoffmann (FDP) über 

Auswirkungen des "tarifrechtlichen 
Alleingangs" des Senats 

Ich frage den Senat: 

1. Beabsichtigt der Senat im Zusammenhang mit der Tarifan· 
gleichung für Beschäftigte im öffentlichen Dienst des Ostteils 
der Stadt, die von ihm geforderten Einnahmeverbesserungen 
dadurch zu erreichen, daß auch die bisher gewährten niedrige· 
ren Tarife für Strom, Wasser, Abwasser, Fahrpreise, Mieten etc. 
im Ostteil angehoben werden, und wenn ja, in welchem Maße 
soll dies wann geschehen? 

2. Inwieweit teilt der Senat die Auffassung, daß die Anhebung 
dieser Tarife für alle nicht im öffentlichen Dienst Beschäftigten 
und damit an geltende Tarifverträge gebundenen Arbeitnehmer 
- z. B. Arbeitnehmer der chemischen Industrie mit 69,9 % des 
West· Tarifes - zu einer unverhältnismäßig hohen, zusätzlichen 
finanziellen Belastung führt, und wie beabsichtigt der Senat 
dieses sozialverträglich abzufedern? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M22] 

Mündliche Anfrage Nr. 22 
des Abgeordneten Michael Cramer (BU 90/GrUne) über 

Finanzmittel für die Verkehrsinfrastruktur 
aus Hauptstadtmitteln 

Ich frage den Senat: 
:) 

1. Wieviel Gelder aus den Hauptstadtmitteln werden in Berlin 
für den Verkehrsbereich veranschlagt? 

2. Fürwelche Projekte sollen diese Mittel verwendet werden? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu1und2: 

Eine Vereinbarung zwischen dem Bund un.d dem Land Berlin 
über die Höhe und die Verwendung der Hauptstadtmittel liegt 
noch nicht vor. Entsprechende Verhandlungen werden zur Zeit 
auf Staatssekretärebene mit den betroffenen Bundes· und 
Landesverwaltungen geführt. 

Der Senat bittet um Verständnis, daß wegen der vereinbarten 
Vertraulichkeit der derzeitige Verhandlungsstand nicht öffentlich 
dargestellt werden kann. 

Prof. Dr. H aase 

[M23l 

MUndliehe Anfrage Nr. 23 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

die Skulptur des Prometheus 
von Reinhold Begas 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, an welchem Ort und in welchem 
Zustand sich augenblicklich die Skulptur .,.Prometheus" von 
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Reinhold Begas befindet, die vor dem Zweiten Weltkrieg in (C) 
einem Hof der Akademie der Künste am Brandenburger Tor 
untergebracht war? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, das Kunstwerk der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M24l 

Mündliche Anfrage Nr. 24 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) Uber 

nichtfunktionierende Aufzüge 
auf dem S-Bahnsüdring 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, daß seit Inbetriebnahme des 
S·Bahnsüdrings zahlreiche Aufzüge nicht funktionstüchtig sind? 
Wie viele Aufzüge insgesamt an welchen Bahnhöfen waren seit 
Inbetriebnahme für welche Zeiträume nicht funktionstüchtig? 

2. Was ist der Senat gewillt zu unternehmen, daß bei dem 
800-Millionen-DM·Projekt Südring die Funktionstüchtigkeit von 
Fahrstühlen für behinderte,. alte, gebrechliche Menschen und 
Menschen mit Kinderwagen und Fahrrad zuverlässig hergestellt 
wird? 

Antwort der Senatsverwaltung für BauM und WohnungsM 
wesen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
ertedigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· (D) 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Mit Ausnahme der Aufzüge in den Bahnhöfen Bundesplatz 
und lnnsbrucker Platz sind sämtliche Anlagen seit dem 17. De· 
zember 1993 in Betrieb. Aufgetretene Mängel wurden bis zum 
Februar 1994 beseitigt. Auch die bauablaufbedingten Probleme 
an den beiden o. g. Bahnhöfen wurden in der Zwischenzeit 
beseitigt, seit Februar bzw. Mai 1994 sind die Aufzüge in Betrieb. 

Zu 2: 

Eventuelle Funktionsmängel sind insbesondere auf Vandalis­
mus zurückzuführen. Sie müssen von der Deutschen Bahn AG 
als Setreiber beseitigt werden. 

Wolfgang N a g e I 

[M25] 

MUndliehe Anfrage Nr. 25 
der Abgeordneten Dr. Mlchaele Schreyer (BU 90/Grüne) 
über 

fortgesetzte verlustreiche 
Grundstücksverkäufe der BBF 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß die Berlin Brandenburger Flughafen Hol· 
ding GmbH - BBF- durch die abgeschlossenen Grundstücks· 
kaufverträge in Sohnsdorf verpflichtet ist, weitere Flächen, die für 
Zwecke der Deutschen Reichsbahn enteignet worden waren, 
bei Rückgabe an die Alteigentümer von diesen zum gleichen 
überhöhten Kaufpreis von ca. 308 DM pro Quadratmeter zu 
erwerben? 
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(A) 2. Wie hoch werden die Gesamtkosten für die weiteren Ver-

(8) 

lustkäute sein, seit wann hat der Aufsichtsrat der BBF hiervon 
Kenntnis, und wann hat er die Kreditermächtigung für diese wei· 
teren Käufe erteilt? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M26] 

Mündliche Anfrage Nr. 26 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (80 90/GrDne) 
über 

die endlose Geschichte des "Pfefferbergs" 

Ich frage den Senat: 

1. Warum hat der Senat bis heute keinen Antrag auf Eigen· 
tumserwerb für den Anteil des Bundesam ~Pfefferberg"'- Pranz­
lauer Berg - bei der Oberfinanzdirektion gestellt, obwohl schon 
am 23. November 1992 .]m Gespräch zwischen Bund und land 
Einvernehmen Ober die Ubernahme der Liegenschaft durch Ber· 
lin erzielt worden ist? 

2. Welche Haltung wird der Senat in dieser Frage einnehm!3n, 
wenn der Bund in der nächsten gemeinsamen Sitzung von Bund 
und Land Berlin auf eine Übernahme des Grundstücks durch 
das Land drängt? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M27] 

Mündliche Anfrage Nr. 27 
des Abgeordneten Michael Cramer (80 90/GrOne) Ober 

Ausgestaltung der S·Bahnhöfe auf der Stadt· 
bahn 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, daß sich der S-Bahnhof Zoo z. 8. 
gerade auch deshalb einer großen Beliebtheit erfreut, weil er 
transparent durch die Glasfassaden gestaltet ist; hält der Senat 
eine solche Transparenz für attraktiv, oder favorisiert er eher die 
Lösung des S-Bahnhofs Schöneberg - S 4 -, wo der Aus- und 
Einblick durch Milchglas verhindert worden ist? 

2. Welche Bahnhöfe der Stadtbahn werden bei der Sanie· 
rung mit Milchglas und welche mit transparentem Glas ä Ia 
S-Bahnhof Zoo ausgestaltet - bitte Begründung jeweils ange· 
ben -? 

Antwort der Senatsverwaltung filr Bau· und Wohnungs­
wesen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
Ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu1und2: 

Ja, der Senat von Berlin befürwortet generell eine transparente 
Verglasung der Bahnhöfe. 
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Nach Auskunft der seit dem 1. Januar 1994 für die Berliner (( 
S·Bahn zuständigen Deutsche Bahn AG wird auf der Stadtbahn 
im Zusammenhang mit der Sanierung der Bahnhöfe die Vergla· 
sung nur instandgesetzt, aber nicht durch Milchglas ersetzt. 

Die Sanierungsmaßnahmen werden in Zusammenarbeit mit 
dem Lan.deskonservator durchgeführt. 

Wollgang N a g e I 

[M28] 

MOndliehe Anfrage Nr. 28 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (8U 90/Grüne) 
über 

Neubau einer Wohnanlage 
mit erheblicher Zahl von Stellplätzen 
durch die Wohnungsbaugesellschaft 
Hohenschönhausen 

Ich frage den Senat: 

1. Wie beurteilt der Senat die öffentliche Ausschreibung der 
Wohnungsbaugesellschaft Hohenschönhausen für die Konrad· 
Wolf·Straße/Wemeuchener Straße, wonach eine Wohnanlage 
im 2. Förderweg mit 17 Wohn· und 3 Gewerbeeinheiten eine 
Tiefgarage mit 24 Stellplätzen erhalten soll? 

2. Was kostet ein Tiefgaragenplatz die öffentliche Hand an 
Zuschüssen, und warum genehmigt der Senat, der überdies 
gerade die Abschaffung der Stellplatzpflicht für Gewerbe 
beschlossen hat, für die über die notwendigen 9 SteHplätze hin­
ausgehenden 13 Stellflächen eine solche Geldverschwendung? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs­
wesen vom 9. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Bartin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Der Senat gibt hierzu keine Beurteilung ab. Die öffentliche 
Förderung entspricht den Anforderungen. 

Zu 2: 

Die Tiefgarage unterliegt keiner gesonderten Förderung. Sie 
ist vielmehr integraler Bestandteil der Wirtschaftlichkeitsberech· 
nung wie auch ebenerdige Stellplätze oder die Freiflächen. 
Allerdings werden bei Tiefgaragenstellplätzen nicht die vollen 
Baukosten anerkannt, sondern nur Kosten in Höhe der Ablö­
sungsbeträge für Stellplätze. 

Wegen der ungünstigen Dimensionierung des schmalen Eck­
grundstückes können die für den Wohnteil erforderlichen Stell· 
plätze nur in einer Tiefgarage untergebracht werden. Bei eben­
erdiger Anordnung würden keine brauchbaren Freiflächen für die 
Mieter erhalten bleiben. Die für den Wohnteil erforderlichen 
neuen Stellplätze werden daher gefördert. Ob es sich bei den 
übrigen Stellplätzen um Geldverschwendung handelt, muß der 
Bauherr beurteilen. Für diese Stellplätze kommen keine öffent­
lichen Mittel zum Einsatz - der Bauherr finanziert sie selbst. 

Die Baugenehmigung wird in Kürze erwartet. 

Wolfgang N a g e I 
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Anlage 4 (C) 

Nicht behandelte Mündliche Anfragen 
aus der 67. Sitzung 

[M67/11] 

Mündliche Anfrage Nr. 11 
des Abgeordneten Dr. Hans Müller (CDU) über 

StraßenrUckbau 
s,tatt Fahrbahnlnstandsetzung? 

Ich frage den Senat: 

1. Wie sieht der Senat den Widerspruch zwischen den Emp· 
fehlungen des Abgeordnetenhauses, auf Straßen- und Fahr· 
bahnrückbauten in Hauptstraßen zugunsten von deren Instand­
setzung zu verzichten, und Plänen der Senatsverwaltungen 
Stadtentwicklung/Umwelt und Bau/Wohn sowie einiger Bezirke 
zum Rückbau von Hauptstraßen bzw. deren Fahrbahnverengung 
und bereits in Angriff genommenen entsprechenden Bauvorha­
ben? 

2. Wie steHt der Senat sicher, daß Hauptstraßen- und Fahr· 
bahnrückbauten - wie zum Beispiel im Bezirk Pranzlauer Berg 
die Schönhauser Allee, Grell- und Schivelbeiner Straße, im 
Bezirk Pankow die Kissigenstraße, im Bezirk Friedrichshain die 
Kari-Marx-AIIee, im Bezirk Mitte die Köpenicker Straße, im Bezirk 
Schöneberg die Hohenstauffenstraße oder im Bezirk Lichten­
berg die Weitlingstraße - aufgegeben werden, damit die Lei­
stungsfähigkeit dieser Hauptstraßen erhalten bleiben, künstlich 

f
erbeigeführte Staubildungen und damit Abgaserhöhungen ver· 
ieden und, wie im Bereich Grellstraße, Anwohnerparkplätze 
cht reduziert werden? 

Antwort der SenatsveiWaltung fUr Bau· und Wohnungs­
wesen vom 19. Mal 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts­

--ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu1und2: 

Der Senat sieht entgegen der in der Frage formulierten Unter­
stellung keinen Widerspruch zwischen den Beschlüssen des 
Abgeordnetenhauses und dem Handeln des Senats. Die betei­
ligten Senatsverwaltungen sind sich einig, daß die Leistungs­
fähigkeit von Hauptverkehrsstraßen ein wichtiges Kriterium für 
eine erfolgreiche Verkehrspolitik ist. Im Einzelfall ist bei der Aus· 
gestaltung im Zuge von Instandsetzungsmaßnahmen eine Opti· 
mierung der verkehrliehen und städtebaulichen Situation vor Ort 
notwendig. Am Beispiel der Schönhauser Al[ee präferiert der 
Senat eine elegante Lösung mit zwei Fahrstreifen, Parkhäfen und 
Radfahrweg sowie eine konsequente Begrünung. Diese Lösung 
wird von Fachleuten unter der Zielsetzung der ZusammenfOh~ 
rung unterschiedlicher Interessen als ein Optimum betrachtet. 
Nach Meinung des Senats wird durch diese Lösung die Lei­
stungsfähigkeit in keiner Weise eingeschränkt, die städtische 
Qualität für Anwohner und Nutzer dagegen deutlich verbessert. 

ln Vertretung 

Bielka 

[M67/19] 

MUndliehe Anfrage Nr. 19 
des Abgeordneten Andreas Apeit (CDU) Uber 

Stand Pfefferberg 

Ich frage den Senat: 

1. Wie ist der Stand der Bemühungen des Senats um die 
Lösung des Problems Pfefferberg? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Senat neben kultureller 
und sozialer Nutzung dafür, auch ortsansässige Unternehmen in 
das Projekt in ausreichendem Umfang zu integrieren? 

Antwort der Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegen· 
helten vom 12. Juni 1994 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
Ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu1und2: 

Die Liegenschaft "Pfefferberg~ umfaßt die Grundstücke 
Schönhauser Allee 176, Christinanstraße 18/19 und hat eine 
Größe von 13 504 qm. Das Grundstück ist auf Grundlage der (0) 
Liste 3 per 16. November 1950 in Volkseigentum überführt wor­
den.Aufgrund des Zuordnungsbescheides vom 26. Januar1992 
befindet es sich je zur Hälfte im Eigentum des Bundes und des 
Landes Berlin. Nach Auskunft der Senatsverwaltung für Finan-
zen ist die Verfügung über das Grundstück nur im Verfahren 
nach dem Investitionsvorranggesetz - lnVorG - und mit Zustim­
mung des Bundes möglich. Die ,.Stattbau GmbHu als Projektent· 
wickler für den Pfefferwerk e. V. sowie ein weiterer Bewerber 
wurden von der Senatsverwaltung für Finanzen zur Vorlage ent­
sprechender Vorhabenpläne aufgefordert. Ferner wurden beide 
Bewerber gebeten, Nutzungskonzept, kurze Baubeschreibung 
und Finanzierungskonzept vorzulegen. Darüber hinaus wurde 
von der Senatsverwaltung für Finanzen angeregt, die Angelegen-
heit "Pfefferbergw im KOAI zu behandeln. Der Termin für die 
nächste Sitzung des KOAI steht zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht fest. ln diesem Zusammenhang ist die Beantwortung 
der Frage, in welchem Umfang eine Einbindung ortsansässiger 
Unternehmen bei der Nutzung des Geländes erfolgen kann, erst 
nach Würdigung der vorgelegten Konzeptionen möglich. Das 
von Stattbau zusammen mit dem Pfefferwerk e. V. überarbeitete 
Konzept für die Nutzung des Pfefferbergs sieht nach wie YOr ein 
Zentrum von Gewerbe, Kultur und Sozialarbeit vor. Eine 
gemischte Nutzung ist nicht vorgesehen, sondern es sollen klar 
abgegrenzte Bereiche für Gewerbe einerseits und soziokulturel-
ler Nutzung andererseits geschaffen werden. Der Flächenanteil 
für die Gewerbenutzung beläuft sich auf 57%, der Anteil für die 
soziokulturelle Arbeit auf 43 %. Die vorgesehene klare Trennung 
der Bereiche ergab sich aus Gesprächen mit der Senatsverwal-
tung für Wirtschaft und Technologie, da hierdurch möglicher· 
weise einen Finanzierung des Gewerbeteils aus Mitteln der Wirt· 
Schaftsförderung erfolgen könnte. 

ln Vertretung 

Dr. Winfried S ü h I o 

5901 



Druck: Verwaltungsdruckerei Berlin, Kohlfurter Straße 41/43, 10999 Berlin 


	Berlin Plenarprotokoll 12/68 (Seite 5807)

